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Ausgangspunkt der Arbeit bilden die Änderungen in den Finanzierungsbeziehungen zwischen 
Nonprofit Organisationen (NPO) und der öffentlichen Hand in Österreich: Seit den 1990er 
Jahren wurden Subventionen sukzessive durch Leistungsverträge abgelöst. Dies führte zu ei-
ner Wiederbelebung der seit dem frühen 20. Jahrhundert diskutierten Vermutungen, dass 
NPO durch öffentliche Finanzierung an Autonomie verlieren und ihre wesentlichen Aufgaben, 
insbesondere ihre zivilgesellschaftliche Kritikfunktion, nicht mehr wahrnehmen können. Vor 
diesem Hintergrund wird im ersten Teil der Dissertation der Frage nachgegangen, welche 
Funktionen NPO für die Gesellschaft überhaupt erbringen. Dazu wird aus Interviews mit Ver-
treterInnen von zehn österreichischen NPO mittels qualitativer Inhaltsanalyse ein Konzept der 
wichtigsten Funktionen von NPO entwickelt. Diese sind die Funktionen der Dienstleistungser-
stellung, der Interessenvertretung und der Gemeinschaftsbildung. Auf diesem Funktionsdrei-
eck aufbauend behandelt der zweite Teil der Dissertation die Frage, inwiefern NPO mit 
zunehmendem Anteil öffentlicher Einnahmen und Einnahmen aus Leistungsverträgen be-
stimmte Funktionen, insbesondere die Interessenvertretungsfunktion, vernachlässigen. Diese 
Annahme leitet sich aus der Resource Dependence Theorie ab, der zufolge Organisationen 
den expliziten oder impliziten Forderungen ihrer GeldgeberInnen entsprechend handeln. 
Ebenfalls geprüft werden die Thesen, ob mit zunehmenden Einnahmen aus öffentlichen Leis-
tungsverträgen die Funktionen der Interessensvertretung und der Gemeinschaftsbildung an 
Bedeutung verlieren, die Ausübung der Dienstleistungsfunktion jedoch gestärkt wird. Die Er-
gebnisse der empirischen Untersuchung, die Auswertung von Querschnittsdaten von 250 ös-
terreichischen NPO mittels Regressionsanalysen, zeigen, dass öffentliche Einnahmen an sich 
keinen negativen Einfluss auf die Funktion der Interessensvertretung ausüben. Allerdings ge-
hen Einnahmen aus öffentlichen Leistungsverträgen mit einer geringeren Bedeutung der 
Interessenvertretungs- und einer größeren Bedeutung der Dienstleistungsfunktion einher. Die 
relative Bedeutung der Gemeinschaftsbildungsfunktion wird davon nicht berührt. Insgesamt 
trägt die Resource Dependence Theorie aber nur wenig zur Erklärung der Funktionswahrneh-
mung von NPO bei. Vielmehr drängt sich für zukünftige Forschungsarbeiten die Frage auf, 
welche Wirkungen von den aktuell an Bedeutung gewinnenden Formen privater Finanzierung 




Over the last decades, the mode of public funding of non-profit organisations has fundamen-
tally changed in Austria: since 1990, public grants have been gradually replaced by public 
contracts. These shifts have raised the longstanding discussions about consequences of non-
profits’ dependence on public funding for their contributions to society, particularly regarding 
nonprofits’ main civic functions. Against the background of this debate, the first part of my 
thesis identifies the various functions nonprofits fulfil in general. To this end, I conducted in-
terviews with CEOs of ten Austrian nonprofits and analysed them by qualitative content 
analysis. Based on the findings, I developed a conceptual model of nonprofits’ three main 
functions: service delivery, advocacy, and community building. Referring to this concept, in 
the second part of the thesis I investigated whether the level and the type of public funding 
have an impact on the relative importance of these three functions. Resource dependence 
theory served as the theoretical background for the investigation. In detail, I examined the 
theses whether increasing levels of funding from public contracts would decrease the rele-
vance of advocacy and community building, but increase the relevance of the service-delivery 
function. For the empirical estimation, data from 250 nonprofits in Austria have been used. 
The results from regression analysis, however, do not support the hypothesis than public 
funding would suppress advocacy. However, revenues from public contracting have a nega-
tive impact on the importance of advocacy and a positive one on the importance of service 
delivery. Nonprofits’ engagement in community building is not affected by the type of public 
funding. Nevertheless, the contribution of resource dependence theory to explain the rele-
vance of nonprofits’ functions is very small. The findings rather raise the question, how pri-
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1 Einleitung  
Nonprofit Organisationen1 erfüllen eine Vielzahl gesellschaftlich bedeutender Funktionen: Sie 
erbringen Dienstleistungen im Gesundheits- und Sozialbereich, tragen zur politischen und 
sozialen Koordination bei und stellen eine kritische Stimme dar, die die Interessen von mar-
ginalisierten Bevölkerungsgruppen ver- und als öffentliches Gewissen auftritt. Zudem sind 
sie wesentliche Bestandteile des kommunalen Lebens und treten für den Erhalt von Kultur 
und Traditionen ein. Damit übernehmen sie essentielle zivilgesellschaftliche Aufgaben und 
sind neben dem privaten und öffentlichen Sektor ein kritischer Bestandteil demokratischer 
Gesellschaften.  
Eine wesentliche Voraussetzung für die Erfüllung dieser Funktionen, insbesondere die Rolle 
der Interessenvertretung und der politischen Kritikfunktion, stellt die Unabhängigkeit von 
Nonprofit Organisationen (NPO)2 dar. Da NPO aber traditioneller Weise in vielen Ländern in 
einer engen institutionellen Verflechtung mit dem öffentlichen Sektor stehen – sei es über 
die Vergabe von Versorgungsaufträgen oder über öffentliche Finanzierung – wird die tat-
sächliche Unabhängigkeit von NPO immer wieder in Frage gestellt. So werden seit mehr als 
100 Jahren sowohl in der Nonprofit Community als auch in der Forschung über den Nonpro-
fit-Sektor (NP-Sektor) immerwährend die Bedenken geäußert, dass die öffentliche Hand ei-
nen zu großen Einfluss auf die Tätigkeiten von NPO ausübt. Im Mittelpunkt steht dabei die 
Vermutung, dass öffentliche Einrichtungen – vor allem über Finanzierungsmittel – die Missi-
on und die Zielsetzungen von NPO beeinflussen und diese dadurch eingeschüchtert, zensiert 
und in ihren politischen Aktivitäten eingeschränkt werden. NPO würden dadurch zu Handlan-
gern und Implementierungs- beziehungsweise Erfüllungsgehilfen der öffentlichen Hand.  
In den letzten Jahrzehnten bekam die Diskussion um die Abhängigkeit der NPO von öffentli-
chen Institutionen und deren Finanzierung neuen Aufwind. Auslöser dafür war eine Reihe 
von Veränderungen in der öffentlichen Verwaltung. So ist seit Mitte der 1980er Jahre in 
angloamerikanischen Ländern ein Trend zur Auslagerung öffentlich erbrachter Leistungen an 
NPO zu beobachten. In Kontinentaleuropa, wo die Arbeitsteilung zwischen NPO und dem 
Staat – der Leistungen, die NPO erstellen, teilweise finanziert – lange Tradition hat, kam es 
zu einer Veränderung dieser eingespielten Beziehungen.3 Konkret wurden die Finanzierungs-
beziehungen zwischen NPO und öffentlicher Hand leistungs- und wettbewerbsorientierter, 
was sich in vermehrten öffentlichen Ausschreibungen und dadurch zunehmender Konkurrenz 
                                            
1 Zur Definition von Nonprofit Organisationen siehe Kapitel 1.3. 
2 NPO steht als Abkürzung für Nonprofit Organisation im Singular und im Plural.  
3 Während die Veränderungen im angloamerikanischen Raum unter der Bezeichnung des ‚contracting out‘ bekannt sind, 
können jene in Kontinentaleuropa als ‚contracting in‘ bezeichnet werden (Nowland-Foreman 1998:115), wodurch die ver-
bindlichere Verflechtung zwischen NPO und der öffentlichen Hand zum Ausdruck kommt.  
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zwischen NPO ausdrückt. Eine wesentliche Veränderung ergab sich vor allem durch die suk-
zessive Ablöse des Finanzierungsinstruments der Subvention durch jenes des Leistungsver-
trages. In Leistungsverträgen ist die von NPO zu erbringende Leistung genau spezifiziert, 
wodurch sie viel detaillierter vorgeben, was NPO mit den erhaltenen Mitteln zu tun haben, 
als dies bei Subventionen der Fall ist. Zudem gehen mit Leitungsverträgen ein größerer Eva-
luationsaufwand und striktere Rechenschaftspflichten einher. Im Zusammenhang mit diesem 
Finanzierungsinstrument wird vor allem die noch stärkere Abhängigkeit von NPO diskutiert, 
die deren politischen, kritischen Tätigkeiten verdränge und eine Missionsverschiebung zur 
Folge hätte. Allerdings beruhen all diese Annahmen größtenteils auf konzeptionellen Arbei-
ten und wurden bisher nur selten empirisch geprüft. Während die für die USA vorhandenen 
empirischen Studien zur diesen Fragestellungen keine eindeutigen Ergebnisse liefern, liegen 
für Europa – bis auf eine Ausnahme – bislang überhaupt keine Untersuchungen zu den Aus-
wirkungen von Leistungsverträgen auf die Funktionen von NPO vor.  
Die vorliegende Arbeit greift diese Fragestellung auf und versucht, die bestehende empiri-
sche Lücke zu schließen. Durch eine systematische Analyse des Zusammenhangs zwischen 
öffentlichen Finanzierungsformen – Subventionen und Leistungsverträgen – und den von 
NPO erfüllten Funktionen prüft sie am Beispiel Österreichs, inwiefern die vorgebrachten 
Vermutungen empirisch untermauert werden können.4 Im Zuge der Beantwortung dieser 
Frage setzt sich die Arbeit aber auch mit einer dahinter stehenden, grundlegenden Frage der 
Nonprofit-Forschung auseinander, nämlich welche Funktionen NPO für die Gesellschaft gene-
rell wahrnehmen.  
1.1 Aktueller Hintergrund und Motivation5  
Das Aufleben der Diskussionen um die mögliche Beeinflussung von NPO durch die öffentliche 
Hand und dem damit einher gehenden Verlust an Autonomie kann auf eine Reihe aktueller 
Veränderungen zurückgeführt werden. Eine dieser Veränderungen stellt die Implementie-
rung des New Public Management (NPM) in der öffentlichen Verwaltung dar, das ab den 
1980er Jahren in den Ländern Kontinentaleuropas Einzug hielt. Darunter ist die Abwendung 
von der traditionellen input-bezogenen Wirtschaftsweise der öffentlichen Verwaltung hin zu 
einer output-bezogenen Steuerung zu verstehen. Statt dem Denken in Budget- und Perso-
nalstellen wird nun eine output-bezogene Steuerung herangezogen, die über die Definition 
                                            
4 Die umgekehrte Fragestellung, inwiefern NPO durch ihre Tätigkeit öffentliche Behörden und die Politik der Regierungen 
beeinflussen, die vor allem in den Politikwissenschaften ein Thema ist, wird in dieser Arbeit nicht behandelt.  
5 Die Dissertation ist aus dem Projekt „The third sector between voice and service: comparing old and new democracies“ 
hervorgegangen, das durch das Bundesministeriums für Wissenschaft und Forschung im Rahmen Forschungsprogramms 
New Orientations for Democracy (NODE) gefördert wurde. Das Projekt stellt eine Kooperation der Wirtschaftsuniversität 
Wien, der Masaryk University Brno und des Vereins Trialog, Brno dar (siehe Forschungsinstitut für Nonprofit 




von Produkten und Produktgruppen sowie über Leistungsvereinbarungen erfolgt. Dahinter 
steht der Wunsch, die öffentliche Verwaltung durch die Übernahme privatwirtschaftlicher 
Logiken wie Wettbewerb und Konkurrenz effizienter und effektiver zu machen und die öf-
fentlichen Haushalte zu sanieren (vgl. Haldemann 1998:11ff). Öffentlich finanzierte NPO se-
hen sich aufgrund von NPM mit leistungsorientierten Finanzierungsvereinbarungen 
konfrontiert, die mit gesteigerter Informations- und Rechenschaftspflicht über die von ihnen 
erstellten Leistungen verbunden sind. Darüber hinaus gehen sie auch mit verstärkter Kon-
kurrenz einher, und zwar sowohl mit anderen NPO also auch mit For-Profit Unternehmen 
(Alexander 1999:58; Zauner et al. 2006:15).  
Der Einzug von NPM in die öffentliche Verwaltung und die Einführung leitungsorientierter Fi-
nanzierung kann als Teil der generellen Strömung der ‚Verbetriebswirtschaftlichung‘ betrach-
tet werden, die in den 1990er Jahren viele Gesellschaftsbereiche durchdrungen hat. 
Insbesondere im Sozial- und Gesundheitsbereich beziehungsweise in der Sozialen Arbeit sind 
solche Strömungen gut sichtbar: In den 1960ern und 1970ern wurden seitens der öffentli-
chen Hand Aspekte wie Demokratisierung und Partizipation als wichtig erachtet und stellten 
ein wesentliches Kriterium bei der Vergabe öffentlicher Förderungen dar (Guo 2007:462; 
Wendt 2008:313f). In den späten 1970ern dagegen war eine Psychologisierung und Indivi-
dualisierung vorherrschend. Ab Mitte der 1980er Jahre wiederum wurde verstärkt auf Pro-
fessionalisierung, auf rationale Abläufe und Effizienz Wert gelegt; die veränderte Beziehung 
zwischen NPO und der öffentlichen Hand entspricht also dem momentanen Zeitgeist. 
Der Einsatz von öffentlichen Leistungsverträgen erfuhr durch Veränderungen der rechtlichen 
Rahmenbedingungen auf EU-Ebene eine zusätzliche Dynamik (Zauner et al. 2006:15). Ins-
besondere die sozialen Dienstleistungen, die in Österreich den größten Teil des NP-Sektors 
(gemessen an den Beschäftigen) ausmachen, sind von den verabschiedeten EU-Richtlinien 
zur Vergabepolitik6, zur EU-Beihilfenkontrolle und von den Bemühungen der EU-Kommission 
zur Schaffung eines einheitlichen Binnenmarktes für Dienstleistungen betroffen (Herzig 
2006:97ff; Schneider/Trukeschitz 2007:12). 
So wird durch das gemeinschaftliche Wettbewerbsrecht (Art 81 ff EG) AnbieterInnen aus an-
deren EU-Ländern der Zugang zu öffentlichen Aufträgen ermöglicht, was für NPO zu ver-
stärkter Konkurrenz mit ausländischen AnbieterInnen, darunter auch For-Profit 
Unternehmen führt (Zauner et al. 2006:30f; Schneider/Trukeschitz 2007:13, 19). Ausge-
nommen von diesem Wettbewerb sind nur hoheitliche Aufgaben, die dem Staat selbst vor-
behalten sind, sowie die Grundversorgungssysteme der sozialen Sicherheit; in allen anderen 
                                            
6 Die EU-Vergaberichtlinie 2004 (RL 2004/18/EG) über „die Koordinierung der Verfahren zur Vergabe öffentlicher Bau-
aufträge, Lieferaufträge und Dienstleistungsaufträge“ wurde im Frühjahr 2006 durch den Beschluss des neuen Bundesver-
gabegesetzes (BVergG 2006) in nationales Recht umgewandelt (siehe § 351, BVergG 2006). 
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Bereichen sehen sich NPO mit zunehmender Konkurrenz und damit einhergehend mit höhe-
rem Kostendruck konfrontiert (Herzig 2006:99f). Insbesondere das Beihilfenrecht (Art 87 
EG) hat schwerwiegende Konsequenzen für die Finanzierungsbeziehungen zwischen der öf-
fentlichen Hand und NPO, da es festlegt, welche finanziellen Vorteile Behörden eines Mit-
gliedstaates Organisationen, die für die öffentliche Hand Leistungen der Daseinsvorsorge er-
erbringen, gewähren dürfen. Zahlungen an NPO in Form von Subventionen würden demnach 
als Beihilfen eingestuft werden, die von der Beihilfenaufsicht der Kommission notifiziert wer-
den müssen. Unterbleibt dies, ist die Gewährung der Zuwendung rechtswidrig. Falls die Zah-
lungen an NPO aber mit klar definierten gemeinschaftlichen Verpflichtungen verbunden sind, 
deren Berechnungsparameter objektiv und transparent sind, das heißt, wenn die finanzielle 
Zuwendung gegen die Erbringung einer konkreten Leistung gewährt wird, gilt sie nicht als 
Beihilfe (Herzig 2006:111). Insofern ist die Vergabe von Leistungsverträgen eine Reaktion 
auf die veränderte Gesetzeslage, die dazu dient, dem Verdacht der Vergabe von Beihilfen zu 
entgehen. Dabei ist zu beachten, dass eine Zahlung der öffentlichen Hand – sofern kein Ver-
gabeverfahren stattfindet – nicht höher sein darf als die Kosten der Leistungserbringung 
durch ein durchschnittliches, gut geführtes Unternehmen, andernfalls würde sie wieder eine 
Beihilfe darstellen. Diese Gesetzeslage zwingt die öffentliche Hand zur Wahl eines möglichst 
kostengünstigen Vertragsunternehmens (vgl. dazu Herzig 2006:111ff; Zauner et al. 
2006:28ff.) und verursacht dadurch zusätzlichen Druck in Richtung effiziente Leistungser-
bringung. Der europäische Rechtsrahmen führt somit zu einer neuen Beschaffungspolitik der 
öffentlichen Hand, die sich verstärkt am Leistungs-Gegenleistungsprinzip ausrichtet. Denn 
obwohl der Einsatz von Leistungsverträgen nicht explizit vorgeschrieben wird, sind diese 
besser geeignet, um den gesetzten Vorgaben zu entsprechen und gewinnen daher zu Lasten 
der klassischen Subvention an Bedeutung (Schneider/Trukeschitz 2007:11).  
Der wesentliche Unterschied zwischen den beiden Finanzierungsformen liegt dabei darin, 
dass in Leistungsverträgen eine konkrete Spezifikation der zu erbringenden Leistung vorge-
nommen wird, wodurch die Unabhängigkeit von NPO hinsichtlich ihrer Aktivitäten einge-
schränkt wird (siehe dazu ausführlicher die Thesen in Kapitel 6). Diese Entwicklung stellt 
eine wesentliche Veränderung der Rahmenbedingungen für die Zusammenarbeit zwischen 
NPO und der öffentlichen Hand dar, deren Konsequenzen in Hinblick auf die Aufgaben und 
Ziele der NPO innerhalb Europas bislang kaum untersucht wurden. Im Mittelpunkt der Arbeit 
steht daher die Frage, inwiefern der Einsatz der neuen Finanzierungsform über öffentliche 
Leistungsverträge zu einer Verschiebung der von NPO wahrgenommenen Aufgaben führt und 
dadurch wesentliche gesellschaftliche Funktionen von NPO verdrängt werden. Allgemeiner 
ausgedrückt wird analysiert, welche Auswirkungen diese engere „Kontraktierung“ auf die ge-
sellschaftliche Rolle des NP-Sektors hat (Chaves et al. 2004:292).  
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Die Untersuchung dieser Frage setzt aber voraus, dass die von NPO wahrgenommenen ge-
sellschaftlichen Funktionen, die sie in demokratischen Wohlfahrtsstaaten erfüllen, bekannt 
sind. Diesbezüglich finden sich in der Literatur zwar eine Vielzahl von NPO zugeschriebenen 
Rollen, aber kaum Konzepte, die sich für eine Operationalisierung und praktische Anwen-
dung eignen. Das einzige bisher empirisch eingesetzte Konzept geht auf Sala-
mon/Sokolowski (2004:23f) zurück. Es wurde im Zuge des Johns Hopkins Comparative 
Nonprofit Sector Project (Johns Hopkins CNP) entwickelt und für internationale Vergleiche 
der Funktionen von NPO in mehr als 40 Ländern herangezogen. Damit stellt es nicht nur das 
bekannteste, sondern auch das am häufigsten rezipierte Konzept der Funktionen von NPO in 
der NP-Sektor Forschung dar. Konkret unterscheidet das Konzept zwischen zwei Funktionen, 
der Dienstleistungsfunktion und der Ausdrucks- beziehungsweise Vertretungsfunktion. Die 
Identifizierung dieser beiden Funktionen erfolgt über den hauptsächlichen Tätigkeitsbereich 
der jeweiligen NPO. Organisationen, die überwiegend in den Bereichen Gesundheit, Sozial-
wesen, Bildung oder Entwicklung aktiv sind, werden demnach als NPO klassifiziert, die 
hauptsächlich die ‚service-function’ wahrnehmen. NPO die überwiegend in den Bereichen 
Kultur, Erholung, Gewerkschaften oder der Interessenvertretungen aktiv sind, werden als 
NPO klassifiziert, die hauptsächlich die ‚expressive-function’ wahrnehmen (Sala-
mon/Sokolowski 2004:24f). Diese dichotome Messung wirft die Frage auf, ob NPO über die 
beiden Funktionen ‚service‘ und ‚expressive‘ hinaus nicht auch noch andere wichtige gesell-
schaftliche Funktionen erfüllen und diese Klassifikation den tatsächlich wahrgenommenen 
Funktionen von NPO gerecht wird. Da eine einzelne NPO jeweils als ganze klassifiziert wird, 
ist das bestehende Funktionskonzepts für die Untersuchung einer möglichen Veränderung 
des Funktionsspektrums von NPO nicht geeignet. Daraus ergibt sich der Bedarf nach einem 
neuen Konzept, das die Identifikation der verschiedenen Funktionen, die eine einzelne NPO 
erfüllt, erlaubt. 
1.2 Forschungsfragen 
Vor dem Hintergrund der geschilderten Entwicklungen und des skizzierten Forschungsstan-
des zu den Funktionen von NPO verfolgt die vorliegende Arbeit zwei Zielsetzungen: Die erste 
widmet sich den von NPO erfüllten Funktionen. Konkret wird der Frage nachgegangen, wel-
che gesellschaftlichen Funktionen NPO grundsätzlich erfüllen und wie diese zu einem Kon-
zept zusammengefasst werden können. Dieses Konzept soll den Anforderungen zur 
empirischen Messung der Funktionen von NPO gerecht werden, aber auch als genereller the-
oretischer Rahmen zur Erforschung des Funktionsspektrums von NPO dienen. Die erste 




? Welche gesellschaftlichen Funktionen erfüllen NPO in demokratischen Wohlfahrts-
staaten? 
o Wie können diese Funktionen konzeptionell erfasst und systematisiert wer-
den?  
o Wie lassen sich diese Funktionen auf Organisationsebene messen? 
Die Beantwortung der ersten Forschungsfrage samt Unterfragen bildet die Voraussetzung für 
die Behandlung der zweiten Hauptforschungsfrage der Arbeit. Diese widmet sich dem Zu-
sammenhang zwischen der Abhängigkeit von NPO von öffentlicher Finanzierung und den 
Funktionen von NPO. Konkret wird analysiert, inwiefern Einnahmen aus Leistungsverträgen 
im Vergleich mit Einnahmen aus Subventionen mit jeweils unterschiedlichen Profilen der 
Funktionserfüllung einher gehen. Die sich daraus ableitende zweite Forschungsfrage samt 
Unterfragen lautet:  
? Welchen Einfluss hat die Struktur der öffentlichen Finanzierung von NPO auf die von 
NPO wahrgenommenen gesellschaftlichen Funktionen? 
o Welchen Einfluss hat der Erhalt beziehungsweise der Anteil öffentlicher Finan-
zierung auf die relative Bedeutung der einzelnen von NPO erfüllten Funktio-
nen? 
o Welchen Einfluss haben innerhalb der öffentlichen Finanzierungen öffentliche 
Leistungsverträge versus öffentliche Subventionen auf die relative Bedeutung 
der einzelnen von NPO erfüllten Funktionen? 
Da die beiden Hauptforschungsfragen aufeinander aufbauend zu beantworten sind, gliedert 
sich die Arbeit in zwei Teile: im ersten Teil wird, gestützt auf qualitative Interviews, ein Kon-
zept der Funktionen von NPO erarbeitet; im zweiten Teil wird mit Hilfe dieses Konzepts der 
Zusammenhang zwischen der Finanzierungsstruktur und der Funktionswahrnehmung von 
NPO analysiert, wozu Organisationsdaten quantitativ ausgewertet werden.  
1.3 Begriffsbestimmungen  
Einen zentralen Begriff in dieser Arbeit stellt der der Nonprofit Organisation dar. Für die Ab-
grenzung von NPO wird die strukturell-operationale Definition nach Salamon/Anheier 
(1992:10ff) herangezogen. Gemäß dieser Definition stellen NPO (i) private, das heißt nicht 
staatliche Organisationen dar, die (ii) ein Mindestmaß an formaler Organisation sowie (iii) an 
Selbstverwaltung aufweisen. Darüber hinaus unterliegen sie (iv) einem Gewinnausschüt-
tungsverbot und sind (v) zumindest teilweise durch freiwillige Elemente gekennzeichnet, wie 
beispielsweise durch die Mitarbeit von Ehrenamtlichen oder die Finanzierung durch freiwillige 
Spenden (vgl. Badelt et al. 2007:7). Die Definition anhand dieser fünf Kriterien ist in der NP-
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Forschung sehr gebräuchlich, da NPO ihrer Rechtsform nach nicht immer eindeutig identifi-
ziert werden können.  
Der Begriff der Funktion umfasst allgemein gesprochen die Aufgaben, Wirkungsweisen be-
ziehungsweise Zwecke eines Objektes. Der in der Arbeit verwendete Begriff der gesellschaft-
lichen Funktion beschreibt dagegen die Leistung oder den Beitrag eines sozialen Elementes – 
hier einer NPO – für den Aufbau, die Erhaltung oder die Veränderung eines bestimmten Zu-
standes eines gesamten Systems (Haug 1999). Das heißt, dass die von einzelnen Elementen 
hervorgebrachten Leistungen oder Beiträge anderen Elementen des Systems dienen. Diese 
Definition lehnt sich an das Verständnis des Funktionsbegriffs in der Systemtheorie an. Der 
Begriff der gesellschaftlichen Funktionen von NPO wird in dieser Arbeit, wie auch in der Lite-
ratur (z.B. Anheier 2005:174), mit der gesellschaftlichen Rolle von NPO synonym verwen-
det.  
Des Weiteren ist die Spezifizierung des Begriffs der öffentlichen Finanzierung von NPO erfor-
derlich. Dazu wird der Einteilung des Johns Hopkins CNP (Salamon/Sokolowski 2004:299) 
gefolgt, die zwischen drei Finanzierungsquellen von NPO unterscheidet: Finanzierung durch 
die öffentliche Hand, Finanzierung durch private PhilanthropInnen sowie Finanzierung aus 
Entgelten. Als öffentliche Finanzierung werden alle von Bund, Ländern oder Gemeinden be-
ziehungsweise anderen Behörden erhaltenen finanziellen Mittel bezeichnet. Dazu zählen ins-
besondere Einnahmen aus Subventionen, aus Leistungsverträgen oder aus Tagessätzen. Im 
Gegensatz dazu werden unter den Einnahmen aus philanthropischen Finanzierungsquellen 
Privat- und Unternehmensspenden sowie Zahlungen von Stiftungen zusammengefasst. 
Kommerzielle Einnahmen bezeichnen Einnahmen aus Mitgliedsbeiträgen, aus Entgelten oder 
Gebühren für bestimmte Leistungen von Privaten, aus dem Verkauf von Gütern sowie Zins-
einnahmen und Einnahmen aus Vermietung (ebd. 309).  
Eine letzte begriffliche Klärung ist für die beiden im Mittelpunkt der Arbeit stehenden Formen 
öffentlicher Finanzierung, öffentliche Subvention und öffentliche Leistungsverträge, vorzu-
nehmen. Gemäß dem Johns Hopkins CNP werden Subventionen als „transfers from govern-
ment to nonprofit organisations in support of their activities and programs” bezeichnet. 
Leitungsverträge stellen dagegen „annual receipts by nonprofit organizations from govern-
ment for producing specified services and goods” (Johns Hopkins CNP 2005:3) dar. Diese in-
ternational gebräuchliche Definition weist auf den entscheidenden Unterschied der beiden 
Finanzierungsformen hin, nämlich darauf, dass in Leistungsverträgen die zu erbringende 
Leistung näher spezifiziert wird. Die Spezifikation der Leistung stellt auch das für diese Ar-
beit wesentliche Unterscheidungskriterium dar. Eine exakte Abgrenzung der beiden Finanzie-
rungsformen in Österreich ist allerdings schwierig, da im österreichischen 
Rechtsordnungssystem für keinen der beiden Begriffe eine eindeutige juristische Definition 
vorliegt. So existieren je nach Rechtsgebiet unterschiedliche Auslegungen für den Begriff der 
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Subvention; die Abgrenzung wird zusätzlich erschwert durch die Verwendung verschiedener 
Bezeichnungen, wie Beihilfen, Zuwendungen, Zuschüsse oder staatliche Begünstigungen 
(Zauner et al. 2006:15). Um eine weitgehend anerkannte Definition einzuführen, wird auf 
das österreichische Bundeshaushaltsgesetz (BHG 2013) verwiesen. Diesem folgend sind 
Subventionen – dort als Förderung bezeichnet –   
„ […] der Aufwand für die Erbringung einer geldwerten Leistung des Bundes, ohne dafür 
unmittelbar eine angemessene geldwerte Gegenleistung zu erhalten. […] Unter einer För-
derung ist … [eine] … Geldzuwendungen zu verstehen, die der Bund einer natürlichen oder 
juristischen Person für eine von dieser erbrachten oder beabsichtigten Leistung, an der ein 
erhebliches, vom Bund wahrzunehmendes öffentliches Interesse besteht, gewährt. […] 
(siehe § 30, Abs. 5 BHG 2013). 
Für den Begriff des Leistungsvertrages dagegen ist im österreichischen Zivilrecht gar keine 
juristische Definition zu finden (Zauner et al. 2006:16)7. Im österreichischen Bundesrecht 
wird der Begriff einzig im Bundesvergabegesetz 2006 (BVergG 2006) erwähnt, und zwar in 
Abschnitt 6, der sich dem Thema Ausschreibungen widmet. In dessen 4. Unterabschnitt sind 
die Bestimmungen über den Leistungsvertrag aufgelistet (vgl. § 99 BVG 2006); eine genau-
ere Beschreibung, was unter einen Leistungsvertrag generell zu verstehen ist, findest sich 
im Bundesvergabegesetz 2006 aber nicht. Zauner et al. (2006:16) folgend bezeichnet der 
Gesetzgeber vielmehr all jene Verträge, die im Zuge eines Vergabeverfahrens zwischen öf-
fentlichen AuftraggeberInnen und (privaten) BieterInnen abgeschlossen werden, als Leis-
tungsvertrag. 
Trotz der fehlenden juristischen Definitionen lassen sich aber bestimmte Merkmale heraus-
arbeiten, an denen die Unterschiede und Gemeinsamkeiten der beiden Vertragsformen deut-
lich werden – und aus denen die verschiedenen Finanzierungsbedingungen für NPO 
hervorgehen (vgl. für die Gegenüberstellung Zauner et al. 2006:17ff; Buchinger et al. 
2008:3ff):  
(1) Vertragszweck: Ein entscheidender Unterschied zwischen Leistungsverträgen und Sub-
ventionen besteht hinsichtlich des Vertragszweckes. Erstere sehen zumeist die Förde-
rung einer Institution oder eines Projektes vor, das zwar einem bestimmten Zweck 
dient, dem aber in der Regel keine „unmittelbare und näher präzisierte Gegenleistung“ 
(Dvorak/Ruflin 2007:13f) gegenüber steht; jedenfalls keine bei der die Kosten der Er-
stellung aufgelistet und die Subventionszahlung danach bemessen wird. Bei Leistungs-
verträgen stellt die präzisierte Gegenleistung, deren Wert über die Definition der zu 
                                            
7 Lediglich das „Leistungsrecht“ beziehungsweise die „Leistungspflicht“ ist im ABGB § 859 definiert, und zwar als Ele-
ment eines jeden Schuldverhältnisses, in dem eine Person einer anderen zur Leistung verpflichtet ist. Demnach ist jeder 
Vertrag ein Leistungsvertrag (Zauner et al. 2006:16). 
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erbringenden Güter oder Dienstleistungen bestimmt wird, sogar den Kern des Vertrages 
dar (Buchinger et al. 2008:3f).  
(2) Inhalte der Verträge: Das für die Praxis relevanteste Unterscheidungskriterium zwischen 
den beiden Vertragsform ist die Detailliertheit der Bestimmung des Vertragszweckes. So 
erfolgt die Gewährung von Subventionen, wie unter Punkt (1) angeführt, entweder 
gänzlich ohne formalisierte Auflagen oder die Gegenleistungen sind nur rudimentär kon-
kretisiert. Leistungsverträge enthalten dagegen eine Reihe von Spezifizierungen, mit de-
nen sich subventionsempfangende NPO bislang nicht auseinandersetzen mussten, wie 
aus einer vom Gesetzgeber in § 99 Abs. 1 Bundesvergabegesetz 2006 (BVergG 2006)8 
festgelegten Checkliste für den Inhalt von Leistungsverträgen hervorgeht. Demnach ha-
ben Leistungsverträge neben Qualität und Quantität der Leistungserbringung die Erfül-
lungszeit, den Erfüllungsort, die Verpackung, das Material, den Preis und bei 
veränderlichen Preisen eindeutige Preisumrechnungen zu enthalten. Des Weiteren Sub-
unternehmerleistungen, die Festlegung von Gewährleistung und Haftung, von Pönalen, 
den Gerichtsstand und Versicherungen (siehe § 99 Abs. 1 BVergG 2006). Grundsätzlich 
verwundert diese Aufzählung nicht, da es sich um herkömmliche Bestandteile von in der 
Privatwirtschaft bekannten Kauf- beziehungsweise Leistungsverträgen handelt. Vergli-
chen mit den bisherigen Spezifizierungen von Subventionsverträgen bedeuteten sie für 
NPO aber eine grundlegende Veränderung. Darüber hinaus sind diese aus Kaufverträgen 
übernommenen Spezifizierungen nicht immer auf die von NPO erstellten personenbezo-
genen Dienstleistungen übertragbar. 
(3) Rechtliche Durchsetzungsmöglichkeit der Vertragseinhaltung: Die Durchsetzung der Ver-
tragseinhaltung hängt davon ab, ob es sich um einen einseitig oder einen zweiseitig ver-
pflichtenden Vertrag handelt. Leistungsverträge und der Großteil der 
Subventionsverträge kommen durch zweiseitige Verpflichtungen zustande, wodurch die 
geldgebende Institution die festgelegte Leistung einklagen kann. Damit verbunden ist 
auch die Möglichkeit, bei Nichterfüllung vom Vertrag zurückzutreten, die Geldleistung 
zurückzufordern oder Schadenersatz zu verlangen (vgl. Dimmel 2005:20ff; Zauner et al. 
2006:19f). Bei einseitig verpflichtenden Subventionsverträgen – die nur in Ausnahmefäl-
len, z.B. über Auslobung, vorkommen – geht die Subventionsnehmerin aufgrund der 
eingeschränkten Leistungsdurchsetzung wesentlich geringere Haftungsrisiken ein. Das 
bedeutet, dass, sofern die Subventionsnehmerin keine Leistung erbringt, zwar die Zah-
lung ausbleibt, die Leistungserbringung aber rechtlich nicht durchgesetzt werden kann. 
(4) Rückzahlung von Überschüssen: Subventionen orientieren sich an der Endabrechnung 
mit Verwendungsnachweis, das heißt, wenn Teile davon nicht oder zweckfremd verwen-
det wurden, können sie zurückgefordert werden. Bei Leistungsverträgen dagegen be-
steht für NPO die Möglichkeit, falls die Erstellung der Leistung mit geringeren Kosten 
                                            
8 Dieser Paragraf listet die„Bestimmungen über den Leistungsvertrag“ auf.  
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verbunden ist, die erzielten Überschüsse einzubehalten – sofern die Leistung im verein-
barten Umfang erbracht wurde (Halfar 1999:61).  
(5) Rangordnung der Vertragsparteien: Rechtlich betrachtet unterliegen sowohl Leistungs-
verträge als auch Subventionen den allgemeinen Bestimmungen des Privatrechts.9 Inso-
fern ist in beiden Fällen von Verträgen auszugehen, die zwischen gleichberechtigten 
Partnern abgeschlossen werden. In der Praxis geht die Einschätzung dieses Verhältnis-
ses aber auseinander. Bei Subventionen werden NPO nach wie vor in der Bittsteller-
Position gegenüber der öffentlichen Hand gesehen. In Bezug auf Leistungsverträge be-
richten NPO, dass die Vertragsinhalte in einem gemeinsamen Verhandlungsprozess defi-
niert werden und dabei wesentlich an die Vorschläge der NPO angenähert werden 
können. Allerdings hängt dies stark von der Markt- und Verhandlungsposition der beiden 
Partner ab, das heißt, inwiefern andere Leistungsanbieter beziehungsweise Leistungs-
nachfrager zur Verfügung stehen. Faktisch bestimmt dadurch die jeweilige Marktstel-
lung, ob Leistungsverträge auf Augenhöhe abgeschlossen werden. Werden 
Leistungsverträge per Ausschreibungsverfahren vergeben, bei denen keine Verhandlun-
gen vorgesehen sind, fällt ein gemeinsamer Aushandlungsprozess allerdings weg.  
(6) Steuerung des Verhältnisses zwischen NPO und öffentlicher Hand: Vielfach wird ange-
führt, dass der Unterschied zwischen Leistungsverträge und Subventionen vor allem in 
den unterschiedlichen Steuerungslogiken liegt: Bei Subventionsverträgen, in denen die 
Gegenleistung kaum beziehungsweise nur sehr rudimentär festgelegt ist, spielen die 
Macht- und Vertrauensverhältnisse der Vertragsparteien, die sich häufig durch die lang-
fristigen Beziehungen zwischen NPO und öffentlicher Hand entwickelt haben, eine große 
Rolle. Leistungsverträge hingegen werden über das Medium des Geldes gesteuert, an-
stelle von Vertrauen tritt die Überprüfbarkeit der Leistungserfüllung durch deren präzise 
Determinierung sowie die vorgeschriebenen Evaluierungen (Zauner et al. 2006:43ff). 
Neben allen anderen rechtlichen Unterschieden wird dadurch eine qualitativ andere 
Grundlage der Zusammenarbeit herbeigeführt.  
Die Charakteristika von Leistungsverträgen und Subventionen sind in der Praxis allerdings 
nicht immer so trennscharf vorzufinden wie hier dargestellt. Vielmehr können die beiden 
idealtypischen Ausprägungen als die Eckpunkte eines Kontinuums aufgefasst werden, von 
denen sich die von der öffentlichen Hand vergebenen Finanzierungsverträge entweder mehr 
auf der einen oder mehr auf der anderen Seite befinden. Die gegenwärtige Entwicklung – 
weg von subventionsartigen hin zu leistungsvertragsorientierten Finanzierungsformen – ist 
aber eindeutig.  
                                            
9 Nur in Ausnahmefällen, wenn Subventionen nicht im Rahmen der Privatwirtschaftsverwaltung per Subventionsvertrag 




1.4 Aufbau der Arbeit  
Die Dissertation gliedert sich nach der Einleitung (Kapitel 1) in drei weitere Teile. In Teil I 
(Kapitel 2 bis Kapitel 4) werden – der ersten Forschungsfrage folgend – die gesellschaftli-
chen Funktionen von NPO identifiziert und ein Konzept der wesentlichen Funktionen entwi-
ckelt. In Teil II (Kapitel 5 bis 10) erfolgt – der zweiten Forschungsfrage folgend – die 
Untersuchung des Zusammenhangs zwischen öffentlicher Finanzierung und den von NPO 
ausgeübten Funktionen. Beide Teile stellen in sich geschlossene Forschungsarbeiten dar, de-
nen jeweils eine eigene empirische Untersuchung zugrunde liegt. Sie können daher auch ge-
trennt gelesen werden. In Teil III der Arbeit (Kapitel 11) werden die wesentlichen 
Ergebnisse der beiden Forschungsarbeiten verbunden.  
Im Detail betrachtet wird in Teil I der Arbeit zunächst ein Literaturüberblick über die Funkti-
onen des Dritten Sektors aus der Sicht unterschiedlicher wissenschaftlicher Disziplinen ge-
geben (Kapitel 2). Konkret werden darin die in der Literatur existierenden 
Funktionskonzepte angeführt und die einzelnen darin vorkommenden Funktionen näher er-
läutert und definiert. In Kapitel 3 wird die für die qualitative Untersuchung gewählte Metho-
dik beschrieben und es werden die Vorgehensweise für die Fallauswahl, der 
Interviewleitfaden sowie die Codierschemata angeführt. Die Ergebnisse der Auswertungen 
werden in Kapitel 4 dargestellt und diskutiert.  
In Teil II der Arbeit wird zuerst (Kapitel 5) der theoretische Erklärungsrahmen der Untersu-
chung, die Resource-Dependence Theorie, dargestellt. Dabei werden die zentralen Annah-
men der Theorie sowie deren Anwendung auf die Forschungsfrage erläutert. Kapitel 6 gibt 
einen Überblick zum Stand der Forschung über den Zusammenhang zwischen öffentlicher 
Finanzierung und den Funktionen von NPO. Aus diesem Literaturüberblick werden einzelnen 
Thesen abgeleitet, die in die Formulierung der Hypothesen der Arbeit (Kapitel 7) einfließen. 
In Kapitel 8 wird die für die Analyse verwendete Methodik erläutert sowie die Auswahl ge-
eigneter Variablen vorgenommen. Anschließend werden die Vorgehensweise bei der Daten-
erhebung sowie die Stichprobe beschrieben (Kapitel 9). Die Ergebnisse der Auswertung 
sowie deren Interpretation sind in Kapitel 10 dargestellt.  
Im dritten und letzten Teil der Arbeit, in Kapitel 11, erfolgt neben der Zusammenfassung der 
wichtigsten Erkenntnisse die Darstellung der Relevanz der Forschungsergebnisse für die NP-




TEIL I: FUNKTIONEN DES DRITTEN SEKTORS 
Wenn von der gesellschaftlichen Bedeutung des NP-Sektors die Rede ist, werden meist 
ökonomische Indikatoren angeführt; beispielsweise der Beitrag des Sektors zum nationa-
len BIP, der im NP-Sektor beschäftigte Anteil aller Erwerbstätigen oder das Ausmaß der 
von NPO erstellten Dienstleistungen (siehe z.B. Salamon/Sokolowski 2004). Von diesen 
Kennzahlen abgesehen herrscht aber Unklarheit darüber, welchen Beitrag NPO für die Ge-
sellschaft leisten und welche Funktionen sie wahrnehmen. In der Literatur wird zwar eine 
Vielzahl unterschiedlicher Funktionen von NPO angeführt, aber es gibt bislang keine etab-
lierten Konzepte, die diese verschiedenen Funktionen systematisch zueinander in Bezie-
hung setzen oder nach deren Bedeutung ordnen. Im Mittelpunkt der folgenden Kapitel 
steht daher die Identifizierung der wesentlichen gesellschaftlichen Funktionen von NPO 
auf Basis empirischer Daten. Nach einem Überblick über die in der Literatur vorhandenen 
Funktionskonzepte werden die einzelnen darin behandelten Funktionen im Detail darge-
stellt (Kapitel 2). Die so gewonnenen Abgrenzungen dienen als theoretische Grundlage für 
die Identifikation der Funktionen in der Empirie. Wie die dazu erforderlichen Daten erho-
ben wurden und welches Analyseverfahren angewandt wurde beschreibt Kapitel 3. Die 
Ergebnisse der Datenauswertung sowie das daraus entwickelte Modell über die Funktio-
nen des NP-Sektors finden sich in Kapitel 4.  
2 Funktionen des Dritten Sektors – Literaturüberblick  
NPO wird eine Vielzahl an Funktionen zugeschrieben: die soziale und politische Koordina-
tion, die Erstellung von Dienstleistungen, die Umverteilung von Ressourcen, die Vertre-
tung partikularistischer Interessen, die Förderung der BürgerInnenbeteiligung, die 
Befriedigung von durch den Staat nicht gedeckten Bedürfnissen, die Finanzierung sozialer 
Dienstleistungen, die Verteilung von Macht, die Förderung der pluralistischen und demo-
kratischen Kräfte der Gesellschaft, die berufliche Sozialisation und die Integration benach-
teiligter Gruppen (Kramer 1990:256; Seibel 1990:45f; Ryan 1999:128; Heitzmann 
2004:215) – um nur einige zu nennen. 
Dass NPO eine derart umfangreiche Palette an Funktionen beigemessen wird, liegt mitun-
ter daran, dass der NP-Sektor von unterschiedlichen wissenschaftlichen Disziplinen be-
forscht wird. Jede dieser Disziplinen, die Ökonomie, die Politikwissenschaft, die 
Soziologie, die Betriebswirtschaft oder die Rechtswissenschaft, betrachtet den NP-Sektor 
dabei aus ihren eigenen Denktraditionen und -logiken heraus, wodurch jeweils andere 
Leistungen und Rollen identifiziert beziehungsweise in den Vordergrund gerückt werden. 
Auch das Verständnis darüber, was der Begriff der gesellschaftlichen Funktion von NPO an 
sich beschreibt, fällt sehr unterschiedlich aus. So konzentrieren sich ökonomisch orientier-
te Arbeiten meist auf jene Funktionen, die sich aus den theoretischen Ansätzen zur 
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Institutionenwahl ergeben, welche die Existenz des NP-Sektors erklären. Dazu zählt z.B. 
die Erstellung von Gütern und Dienstleistungen oder, in Anlehnung an die 
Entrepreneurship-Theorien, die Innovationsfunktion (vgl. Heitzmann 2004:214f). Aber 
auch die Umverteilungs-, die Allokations- und die Regulationsfunktion werden angeführt 
(Archambault 1990:294ff; Seibel 1990:45). Arbeiten, die eine soziologische Perspektive 
einnehmen, sehen die integrative Funktion von NPO im Mittelpunkt. Die politikwissen-
schaftliche Forschung hingegen schreibt NPO in erster Linie die Verbesserung der Bedin-
gungen der BürgerInnen sowie das Herbeiführen sozialer Veränderungen zu. Seit 
Tocqueville wird auch die demokratische Rolle von NPO diskutiert, vor allem da sie Inte-
ressen der Bevölkerung gegenüber dem Staat repräsentieren können (vgl. Warren 
2001:81; Smith/Gronbjerg 2006:229ff). Die Auseinandersetzung mit den Funktionen von 
NPO in den jeweiligen Disziplinen erfolgt aber zumeist völlig isoliert voneinander.  
2.1 Konzepte über die gesellschaftlichen Funktionen von NPO 
Um die Frage nach den wesentlichen gesellschaftlichen Funktionen von NPO beantworten 
zu können, ist eine Gegenüberstellung der von den einzelnen Disziplinen identifizierten 
Funktionen erforderlich. Allerdings zeigt sich, dass es überhaupt nur sehr wenige Arbeiten 
gibt, die sich intensiver mit Funktionskonzepten von NPO befassen. Nur ein geringer Teil 
dieser Arbeiten versucht, die Funktionen von NPO aus unterschiedlichen Disziplinen zu-
sammenzuführen und ein möglichst vollständiges, systematisches Konzept zu erstellen. 
Im Vergleich zu den zahllosen Forschungsarbeiten, die sich mit einzelnen Funktionen von 
NPO befassen und diese im Zusammenhang mit anderen Phänomenen untersuchen, über-
rascht diese geringe Anzahl an konzeptionellen Studien. In Tabelle 1 wird ein Überblick 
über die in der Literatur bestehenden Konzepte gegeben. Um sie miteinander vergleichen 
zu können, wurden jene Funktionen, die von den einzelnen AutorInnen zwar teilweise un-
terschiedlich bezeichnet wurden, aber inhaltlich ähnlich sind, zu je einer Kategorie zu-
sammengefasst.10  
Die Gegenüberstellung der Konzepte macht deutlich, dass alle die Service-Funktion bein-
halten. Hinsichtlich der Anzahl und der Art der mit der Service-Erstellung kombinierten 
Funktionen divergieren die Vorstellungen der AutorInnen allerdings:11 
? James/Rose-Ackerman (1986:9) unterscheiden zwischen NPO, die Dienstleistun-
gen erbringen (wie z.B. Schulen oder Krankenhäuser), und solchen, die eine re-
präsentative, vertretende Funktion (wie z.B. politische Parteien oder 
Gewerkschaften) erfüllen. Sie nehmen damit eine dichotome Einteilung vor, mit 
der die gleichzeitige Erfüllung mehrerer Funktionen durch eine NPO nicht abbildet 
                                            
10 Um aufzuzeigen, welche unterschiedlichen Begrifflichkeiten verwendet werden und wie diese inhaltlich zusammen-
gefasst sind, werden die englischen Funktionsbezeichnungen aus den jeweiligen Originalen sowohl in der Tabelle als 
auch im weiteren Text beibehalten und nicht übersetzt.  
11 Die folgende Erläuterung ist an Neumayr/Schneider (2008:400ff) angelehnt. 
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werden kann. Damit ähnelt ihr Ansatz dem bereits in Kapitel 1 erwähnten Konzept 
von Salamon/Sokolowski (2004), das ebenfalls zwischen zwei sich ausschließen-
den Funktionen, nämlich der ‚service function’ und der sogenannten ‚expressive 
function’ trennt.  
Tabelle 1: Überblick über Funktionskonzepte von NPO in der Literatur 
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Service / Service function / Service / 
Service delivery / Service provider role/ 
Service role / Service-provision function 
/ Service provision 
Representation/ Expressive function / 
Values and faith / Value guardian role 
and volunteerism / Expressive and lead-
ership development role / Expressive 
function /  
            
Philanthropy 
              
Charity               
Civic and political engagement / Im-
prover role and advocacy / Advocacy 
role / Advocacy function / Advocacy and 
campaigning  
              
Vanguard role and service pioneer / In-
novation role / Innovation function  
              
Fellowship / Community-building and 
democratization role / Community-
building / Community development 
        
Social entrepreneurship         
Self-help          
Quelle: eigene Darstellung.  
? Der Ansatz von Land (2001:66) berücksichtigt die Erfüllung mehrerer Funktionen 
durch eine einzelne NPO. Sein Konzept ordnet die Aktivitäten von NPO innerhalb 
eines Quadrates an, dessen Eckpunkte die vier alternativen Funktionen ‚service’, 
‚philanthropy’, ‚charity’ sowie ‚fellowship’ darstellen. Je nachdem ob eine NPO ei-
ne, zwei, drei oder eben alle vier der genannten Funktionen erfüllt, kann sie in-
nerhalb des Quadrats positioniert werden.12 
                                            
12 Lands Quadrat stellt damit eine Erweiterung des von Wolpert (2001:131) eingeführten Dreiecks dar, das die Funktio-
nen ‚service’, ‚charity’ und ‚philanthropy’ umfasst. Dieses Dreieck dient auch als Grundlage für das Konzept von Leit-
ner et al. (2006:5), die daraus eine Pyramide entwickeln, an deren Spitze die ‚advocacy’-Funktion steht. Diesem 
Konzept zufolge können einzelne NPO einer, zwei oder allen drei auf der Grundfläche der Pyramide abgebildeten 
Funktionen nachgehen, sie erfüllt aber auf jeden Fall auch die Funktion des ‚advocacy‘.  
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? Das am weitesten systematisierte Konzept ist jenes von Frumkin (2002:25). Er 
entwickelt eine Vier-Felder-Matrix, die die Entstehung von NPO entlang der Achse 
Angebots- versus Nachfrageseite und die Leistungen von NPO entlang der Achse 
Ausdrucks- versus Instrumentalisierungsdimension beschreibt (ebd. 22). Daraus 
ergeben sich für ihn neben der Funktion des ‚service delivery‘ eine Funktion des 
‚civic and political engagement‘ sowie eine als ‚values and faith‘ bezeichnete Funk-
tion; beide kommen ähnlich bezeichnet auch in anderen Konzepten vor. ‚Social 
entrepreneurship‘, die die vierte Funktion darstellt, wird dagegen in keinem der 
anderen Konzepte genannt.  
Tabelle 2: Funktionen von NPO nach Frumkin 




Provides needed services and re-
sponds to government and mar-
ket failure 
Social entrepreneurship 
Provides a vehicle for entrepreneur-
ship and creates social enterprises 




Civic and political engagement 
Mobilizes citizens for politics, ad-
vocate for causes, and builds so-
cial capital within communities 
Values and faith 
Allows volunteers, staff, and donors 
to express values, commitments and 
faith through work 
 Quelle: Frumkin 2002:25 (Originaltitel: The four functions of nonprofit and voluntary action) 
? Ein bereits 1981 von Kramer etabliertes Konzept, das auf eine international ange-
legte, empirische Untersuchung zurückgeht, unterscheidet ebenfalls vier Funktio-
nen.13 Zusätzlich zur ‚service provider role‘ führt er (1981:173ff) die als ‚improver 
role and advocacy’ sowie die als ‚vanguard role or service pioneer’ bezeichnete 
Funktion an, die der Innovationsfunktion anderer Konzepte entspricht. Die Funkti-
on ‚value guardian role and volunteerism’ ist weitgehend mit der von anderen Au-
torInnen als ‚expressive function‘ benannten Funktion identisch, enthält aber auch 
Elemente des sogenannten ‚community-building’ (siehe dazu im folgenden Ab-
satz). Insgesamt erfüllen in seinem Verständnis aber nicht nur NPO die genannten 
Funktionen, sondern auch öffentliche und for-profit Organisationen (ebd. 259).  
? Kendall (2003), der sich auf die Arbeiten von Kramer bezieht14, erweitert dessen 
Konzept von vier auf fünf Funktionen, verwendet aber teilweise andere Bezeich-
nungen. So führt er neben der ‚service-provision-‘, der ‚innovation-‘, der ‚advoca-
cy-‘ und der ‚expressive function’ noch die ‚community-building function‘ an (ebd. 
2003:104ff). Letztere entspricht inhaltlich der von Land (2001) als ‚fellowship‘ be-
zeichneten Funktion und beinhaltet das durch die Interaktion zwischen Mitarbeite-
rInnen, Freiwilligen und KlientInnen aufgebaute Vertrauen und die daraus 
resultierenden Reziprozitätsbeziehungen. Dieses von Kendall entwickelte Konzept 
basiert ebenfalls auf empirischen Untersuchungen, und zwar in vier verschiedenen 
Tätigkeitsbereichen des NP-Sektors in Großbritannien.  
                                            
13 Er untersuchte NPO im Bereich der Behindertenarbeit in den Niederlanden, in England, den USA und Israel.  
14 Er bezieht sich explizit auf Kramer 1981 und 1993 (siehe dazu Kendall 2003:93). 
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? Das von Salamon et al. (2000:5ff) vorgeschlagene Konzept ist dem von Kendall 
(2003) ähnlich, da es die gleichen fünf Funktionen beinhaltet. Das ist insofern 
verständlich, als sich Salamon et al. ebenfalls auf Kramer beziehen. Die von ihnen 
gewählten Bezeichnungen lauten ‚service role‘, ‚advocacy role‘ und ‚innovation ro-
le‘. Die beiden anderen Rollen erfahren eine Erweiterung: Die ‚expressive role‘ 
wurde um die ‚leadership development role‘ erweitert, ‚community building‘ erhielt 
den Zusatz der ‚democratisation role‘. Wie die beiden vorhergehenden Konzepte 
gehen auch Salamon et al. davon aus, dass der NP-Sektor nicht alleine diese 
Funktionen erfüllt.  
? Das letzte Konzept wird von Johnson (1998:165ff) präsentiert. Neben der ‘service 
function’, führt er ‚advocacy and campaigning’ sowie die Funktion des ‘community 
development’ an. Die vierte Funktion seines Konzepts, die er als ‚self-help‘ be-
zeichnet, wird in keinem der anderen Kategorisierungen erwähnt.  
Neben den hier angeführten Konzepten finden sich auch noch Arbeiten, in denen bei-
spielsweise die ökonomischen Funktionen von NPO kategorisiert oder das Funktionsspekt-
rum von anderen theoretischen Standpunkten aus betrachtet wird.15 Da diese nicht den 
Anspruch haben, die Funktionen von NPO vollständig darzustellen, sondern nur einen 
Teilbereich daraus beleuchten, wurden sie im obigen Überblick nicht berücksichtigt. 
Insgesamt zeigt sich aus der Gegenüberstellung einerseits, dass sich die einzelnen Kon-
zepte in ihrem generellen Verständnis stark von einander unterscheiden. Hinsichtlich der 
erwähnten Funktionen weisen sie aber dennoch Gemeinsamkeiten auf, da viele der iden-
tifizierten Funktionen von mehreren AutorInnen angeführt werden. Dabei ist allerdings 
nicht klar, ob die AutorInnen für die eingeführten Funktionen identische Definitionen he-
ranziehen oder ob sie für die gleichen Definitionen unterschiedliche Begrifflichkeiten ver-
wenden. Vereinzelt wurde auch deutlich, dass Funktionen als Teilfunktion einer anderen 
Funktion bezeichnet werden könnten.  
2.2 Darstellung der einzelnen Funktionen 
Um zu einer Abgrenzung der Funktionen voneinander zu gelangen, werden folgend die in 
den Konzepten angeführten Funktionen unter Heranziehung weiterführender Literatur de-
tailliert beschrieben. Die auf diese Weise herausgearbeiteten Definitionen für die einzel-
nen Funktionen stellen die theoretische Grundlage für die empirische Identifikation der 
einzelnen Funktionen im Zuge der Auswertung der Interviews dar.  
                                            
15 Simsa (2007:136f) weist NPO aus systemtheoretischer Sicht die Funktionen Leistungserbringung und Vermittlung, 
Schadensbegrenzung sowie die gesellschaftliche Alarmfunktion zu. Heitzmann (2004:214f) stellt die ökonomischen 
Funktionen von NPO dar, wozu sie die Erstellung von Gütern und Dienstleistungen, die Funktion der Erhöhung der 
Konsumentensouveränität und – in Anlehnung an die Entrepreneurship-Theorien – die Innovationsfunktion zählt. Als 
vierte Funktion nennt sie die Finanzierungsfunktion, das heißt die Akquirierung von Spenden und ehrenamtlicher Ar-
beit durch NPO. 
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2.2.1 ‚Service function‘  
In allen angeführten Konzepten ist die Funktion von NPO als Ersteller von Dienstleistun-
gen und Produkten unumstritten. Diese Eindeutigkeit spiegelt sich auch in den jeweils 
sehr ähnlichen sowie eindeutigen Begrifflichkeiten (siehe Abbildung 1) wider. Die Leis-
tungserstellung von NPO wird dabei als Kompensation verschiedener Formen des Versa-
gens des Marktes oder des Staates in der Bereitstellung der jeweiligen Leistung verstan-
verstanden. Demnach bieten NPO Leistungen einer gewünschten Qualität, Quantität oder 
Vielfalt an, die von anderen institutionellen Anbietern nicht erfolgt, oder sie stellen Leis-
tungen auch für Individuen zur Verfügung, die den Preis der Leistung nicht bezahlen kön-
nen (Salamon et al. 2000:5; Land 2001:66f; Kendall 2003:92f). Die ‚service function’ von 
NPO hat somit speziell die Versorgung jener im Auge, die nicht selbst dafür bezahlen kön-
nen und Dritte, die öffentliche Hand oder Private, die Gegenleistungen dafür erbringen. 
Diese Gegenleistung durch Geld macht auch deutlich, dass es sich bei der ‚service functi-
on’ in erster Linie um eine ökonomische Aktivität nach der gängigen Marktlogik handelt 
(Kendall 2003:92), nämlich dem Tausch gegen Geld.  
Des Weiteren zeichnet sich die ‚service function’ dadurch aus, dass sie auf eine Versor-
gung und Symptombekämpfung, aber nicht auf die Veränderung der Gesellschaft abzielt: 
„service delivery … may be provided without actual change in policies“ (Jenkins 
1987:297). Dadurch unterscheidet sie sich wesentlich von der ‚advocacy function‘ (siehe 
Kapitel 2.2.5). 
Die ‚service function‘ beschreibt somit die Erstellung von Gütern und Dienstleistungen, die 
sowohl öffentlich als auch privat, rivalisierend oder nicht rivalisierend und ausschließend 
oder auch nicht ausschließend konsumiert werden können (Jenkins 1987:297; 
Kendall/Knapp 2000:108). Dazu zählen individuelle materielle Leistungen (z.B. Suppen-
ausgabe, saubere Injektionsnadeln) sowie individuelle immaterielle Leistungen (z.B. Bera-
tungsgespräche, Sprachkurse). Es kann sich aber auch um Klubgüter (z.B. Sportanlagen) 
handeln, die einer bestimmten Gruppe von Personen zugutekommen, oder um öffentliche 
Güter (z.B. markierte Wanderwege), von deren Nutzen niemand ausgeschlossen werden 
kann. Mit der Erstellung öffentlicher Güter verbunden sind meist auch positive externe Ef-
fekte. 
2.2.2 ‚Expressive function’ 
Die ‚expressive function’ ist bis auf zwei Ausnahmen in allen angeführten Funktionskon-
zepten enthalten (siehe Abbildung 1). Allerdings geht bereits aus den stark divergieren-
den Bezeichnungen für diese Funktion hervor, dass die jeweils dahinter stehenden 




„… activities that provide avenues for the expression of cultural, spiritual, professional 
or policy values, interests and beliefs.“ (Salamon/Sokolowski 2004:24) 
Frumkin (2002) zufolge stellt der Ausdruck eigener Werthaltungen und Weltanschauun-
gen aber keinen Zweck an sich dar. Vielmehr sieht er darin das Mittel zum Zweck, näm-
lich dass die mit der Tätigkeit in NPO verbundene Möglichkeit, eigene Überzeugungen 
auszudrücken, die Motivation für die Mitarbeit in der NPO darstellt: “the opportunity for 
expressive activity attracts and motivates participants to work for instrumental purposes” 
(Manson 1996:46 in Frumkin 2002:103, vgl. auch Frumkin 2002:26). In der ‚expressive 
function’ drückt sich demzufolge der Zusatznutzen des NP-Sektors aus, nämlich dass die 
verrichtete Arbeit – meist jene der Dienstleistungserstellung, und insbesondere jene von 
freiwilligen MitarbeiterInnen – aus inneren Überzeugungen und Werthaltungen motiviert 
erfolgt (Frumkin 2002:96f). Dieser Sichtweise folgt auch Kramer (1981:104), der vor al-
lem die Rolle ehrenamtlicher MitarbeiterInnen für diesen Zusatznutzen hervor streicht.  
Im Gegensatz dazu definiert Kendall (2003:112) den Ausdruck eigener Werthaltungen 
und Überzeugungen als Zweck an sich. Dieser ist erfüllt, wenn Individuen durch NPO ihre 
Interessen, ihre Identität, politische Überzeugungen oder Traditionen pflegen und ausle-
ben. Die Möglichkeit, eigene Werthaltungen auszudrücken, wurde erst in den letzten Jahr-
zehnten als eigene Funktion von NPO erkannt und diskutiert. Anstoß dafür war die 
Öffnung Osteuropas, da es in den Ländern mit kommunistischen Regimen nur sehr einge-
schränkt möglich war, der eigenen Meinung, Sprache, Religion, Kultur, Subkultur etc. 
Ausdruck zu verleihen (vgl. z.B. Pospíšil/Hyánek 2007:3), während es in Westeuropa als 
Selbstverständlichkeit galt (Kendall 2003:112). Meist geht der Ausdruck der eigenen 
Überzeugungen mit der Bildung einer Gruppenidentität einher (Donoghue 2003:4). Im 
Unterschied zur ‚advocacy function’ (siehe Kapitel 2.2.5) liegt der Fokus aber auf dem 
Ausdruck an sich (Donoghue 2003:4) und nicht auf einer beabsichtigten Veränderung 
oder Beibehaltung kollektiver Normen.16 Die einzige, aus der ‚expressive function‘ ableit-
bare, beabsichtigte Veränderung kollektiver Normen kann jene nach der Anerkennung 
von Pluralität und Diversität der Gesellschaft als Werte an sich sein (Chinnock/Salamon 
2002:4). 
Für die weitere Arbeit wird die Definition der ‚expressive function’ im engeren Sinn heran-
gezogen, die den Ausdruck individueller, möglicherweise auch partikularistischer Werthal-
tungen durch NPO ohne Zweckverfolgung, bezeichnet. Während für das Individuum die 
Funktion der ‚expression‘ im Vordergrund steht, kann die dadurch für die Gesellschaft er-
brachte Funktion aber besser mit dem von Kramer (1981:193) verwendeten Begriff des 
                                            
16 Nur in jenen Konzepten, in denen die ‚expressive function’ das Pendant zur ‚service function’ darstellt, beinhaltet sie 
auch die Beibehaltung/Veränderung kollektiver Normen (James/Rose-Ackerman 1986; Salamon/Sokolowski 2004).  
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‚value guarding‘, also der Werterhaltung17, beschrieben werden – der folgend verwendet 
wird. Die von Salamon et al. (2000:7), vereinzelt auch von Kendall (2003:199) in der 
‚expressive function’ subsumierte ‚leadership development role’, sowie die Elemente der 
Sozialkapitalbildung bei Kramer (1981:194) werden dabei ausgeschlossen und unter der 
Funktion des ‚social entrepreneurship’ (siehe Kapitel 2.2.8) beziehungsweise des ‚com-
munity building’ (siehe Kapitel 2.2.7) behandelt. 
2.2.3 ‚Charity’ 
Die Funktion ‚charity’ wird nur im Konzept von Land (2001:67) erwähnt. ‚Charity’ wird da-
rin beschrieben als die Umverteilung von “resources from the more fortunate to the needy 
and can be assessed by metrics such as income differences between donors and reci-
pients“ (Wolpert 2001:131). Insofern umfasst ‚charity’ alle Aktivitäten von NPO, die zum 
Ziel haben, Ressourcen, vor allem finanzielle Ressourcen, von besser gestellten zu 
schlechter gestellten Gruppen zu verteilen. Sie drückt sich insbesondere im Sammeln von 
Geld aus, das dann an Bedürftige weitergegeben oder für diese verwendet wird.  
2.2.4 ‚Philanthropy’  
Auch die als ‚philanthropy’ bezeichnete Funktion kommt nur im Konzept nach Land (2001) 
vor, dem zufolge philanthropische Aktivitäten zum Ziel haben, „institutions such like hos-
pitals, universities, museums and community social capital“ zu etablieren und zu fördern 
(Wolpert 2001:131). In der Literatur wird davon ausgegangen, dass diese Funktion in 
erster Linie durch Stiftungen wahrgenommen wird. Allgemeiner gesprochen sind damit all 
jene Aktivitäten gemeint, die die Gründung und Erhaltung von NPO fördern, welche phi-
lanthropische Ziele verfolgen. 
2.2.5 ‚Advocacy function‘  
‚Advocacy‘ ist ein in der NP-Literatur vielfach rezipierter Begriff. Obwohl die einzelnen Au-
torInnen diese Funktion unterschiedlich bezeichnen, herrscht weitgehende Einigkeit über 
die Definition von ‚advocacy‘. Fast immer wird diesbezüglich auf Craig Jenkins Bezug ge-
nommen (Chinnock/Salamon 2002; vgl. z.B. Casey/Dalton 2006; Onyx et al. 2008), der 
definiert, dass  
„[e]very activity that focuses on changing policies or securing collective goods can be 
labelled advocacy function” (Jenkins 1987:297). 
‘Advocacy‘ bezeichnet somit Interventionen durch Organisationen, die das Ziel haben, po-
litische Entscheidungen oder Entscheidungen institutioneller Eliten zu beeinflussen und im 
                                            
17 Die Werterhaltungsfunktion laut Kramer (1981:193f) beinhaltet “individual and social values that voluntary organi-
zations are expected to promote and protect by offering opportunities for their active expression.”  
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öffentlichen Interesse oder im Interesse einer bestimmten Gruppe erfolgen (Jenkins 
1987:297; Onyx et al. 2008:3). Die Beeinflussung zielt konkret darauf ab, gesellschaftli-
che Normen zu verändern oder kollektive Güter zu sichern. Diese Interventionen können 
entweder direkt oder indirekt erfolgen (für die Unterscheidung siehe Jenkins 2006:308): 
? ‚Direct advocacy‘ beschreibt dabei jene Interventionen, die sich direkt an Ent-
scheidungsträgerInnen in der Politik, der Verwaltung oder in Unternehmen richten 
– an „any institutional elite“ (Jenkins 1987:297). Dazu zählen z.B. direkte Gesprä-
che mit EntscheidungsträgerInnen, Lobbying, Monitoring der Regierung oder die 
Teilnahme am Gesetzgebungsprozess (McCarthy/Castelli 2001:106; Reid 
2006:347f). Andere AutorInnen bezeichnen ‚direct advocacy‘ auch als ‚policy ad-
vocacy‘ (Knapp et al. 1998:15) oder als ‚public voice’ (Boris/Mosher-Williams 
1998:491). In der Praxis wird ‚direct advocacy‘ häufig mit Begriffen wie „activism, 
advising, campaigning, commenting, consulting, dialogue, engagement, feedback, 
giving voice, influencing, input, lobbying, negotiation, participation, policy work, 
promoting improvements and social action” (Onyx et al. 2008:3) bezeichnet. Die-
se Begriffe beschreiben zwar jeweils unterschiedliche Aktivitäten, werden aber 
dennoch synonym verwendet. Einzelne Branchen des NP-Sektors haben dabei je-
weils ihre bevorzugten Begriffe (ebd. 3). 
? ‚Indirect advocacy‘ bezeichnet dagegen jene Aktivitäten, die die Beeinflussung der 
öffentlichen Meinung oder die Mobilisierung der Bevölkerung zum Ziel haben, so 
dass diese sich an die EntscheidungsträgerInnen wenden und öffentlichen Druck 
ausüben. Dazu zählt beispielsweise die Anregung zu zivilgesellschaftlicher und po-
litischer Partizipation, die Aufforderung, Petitionen zu unterzeichnen, Protestbriefe 
zu schreiben oder an Boykotts und Demonstrationen teilzunehmen (Boris/Mosher-
Williams 1998:488; McCarthy/Castelli 2001:106). In der Literatur wird ‚indirect 
advocacy‘ auch als ‚citizens’s advocay‘ (Knapp et al: 1998:15), ‚public education‘ 
(Boris/Mosher-Williams 1998:491) oder als ‚grassroot lobbying‘ (McCarthy/Castelli 
2001:106f) bezeichnet. Die damit verbundenen Aktivitäten werden mit „educat-
ing, disseminating information and informing“ betitelt, wobei auch hier gilt, dass 
sie meist synonym verwendet werden (Onyx et al. 2008:3). 
Neben der Unterscheidung zwischen direkter und indirekter ‚advocacy‘ wird auch zwi-
schen individueller und systematischer ‚advocacy‘ unterschieden (Onyx et al. 2008:5). 
Während individuelle ‚advocacy‘ auf den speziellen Fall eines Individuums ausgerichtet ist 
(z.B. Initiativen, die die Abschiebung einer bestimmten Person verhindern sollen, wie im 
Fall Arigona Zogoj), beinhaltet systematische ‚advocacy‘ Aktivitäten, die auf Veränderun-
gen auf der institutionellen Ebene abzielen, um politische beziehungsweise rechtliche 
Rahmenbedingungen und Strukturen zu verändern (z.B. Initiativen zur Novellierung des 
Abschiebegesetzes). Systematische ‚advocacy‘ setzt also an den Ursachen für Benachtei-
ligungen an und kann so präventiv wirken, während sich individuelle ‚advocacy‘ mit be-
reits eingetretenen Wirkungen beschäftigt (Onyx et al. 2008:5). Allerdings können auch 
Einzelfälle dafür herangezogen werden, die Forderungen nach strukturellen Änderungen 
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zu untermauern. Insgesamt können alle ‚advocacy‘-Aktivitäten eher diskret beziehungs-
weise im Verborgenen (Kamingespräche) erfolgen, oder aber öffentlichkeitswirksam und 
polarisierend (Aktionismus) vorgenommen werden.18  
Für die weitere Arbeit wird an der Definition von Jenkins festgehalten. Nicht berücksichtigt 
werden dabei die der ‚advocacy‘ zugeordneten Elemente der Sozialkapitalbildung durch 
Frumkin (2002, siehe Tabelle 2); diese werden in Rahmen der ‚community-building func-
tion‘ (siehe Kapitel 2.2.7) behandelt.  
2.2.6 ‚Innovation function’ 
Die Idee, dass die Hervorbringung von Innovationen eine der wesentlichen Aufgaben von 
NPO darstellt, geht auf Ralph Kramer (1981) zurück. Wie aus der von ihm gewählten Be-
zeichnung „vanguard role and service pioneer“ (ebd. 173f) hervorgeht, sieht er die inno-
vative Funktion von NPO auf die Erstellung von Dienstleistungen und Produkten 
beschränkt. Er spricht davon, dass NPO innovative Leistungen hervorbringen, die später 
von anderen NPO oder dem öffentlichen Sektor übernommen werden. Kendall (2003) und 
Salamon et al. (2000), die auch die Innovationsfunktion in ihren Konzepten nennen und 
sich jeweils explizit auf Kramer beziehen, definieren Innovation als „introduction of chan-
ge in production“ (Kendall 2003:109). Sie beschränken sich aber nicht nur auf den Ser-
vice-Bereich:  
 “… nonprofit organizations can be expected to be pioneers in particular fields, identify-
ing unaddressed issues and focusing attention on them, formulating new approaches to 
problems, and generally serving as a source of innovation in the solution of societal 
problems” (Salamon et al. 2000:6). 
In der NP-Literatur ist es allerdings umstritten, ob das Hervorbringen von Innovationen 
tatsächlich als charakteristische Eigenschaft des NP-Sektors bezeichnet werden kann 
(Kendall 2003:110). So gibt es keine empirischen oder theoretischen Untermauerungen 
dafür, dass NPO innovativer seien als der private Sektor (vgl. Knapp et al. 1990:199). Sa-
lamon et al. (2000:6) gehen davon aus, dass NPO „perform in the public sphere the same 
kind of innovative role that small private businesses play in the sphere of private profit-
oriented action.” Demnach wären NPO nur hinsichtlich der Erstellung öffentlicher Güter 
innovativer als andere Institutionen, da sie sich diesem Bereich hauptsächlich mit öffentli-
chen Institutionen teilen, die meist relativ groß und damit weniger flexibel und innovativ 
sind. In Bereichen, in denen NPO mit For-Profit Unternehmen konkurrieren, sind sie aber 
nicht unbedingt innovativer. Ein wesentlicher Unterschied zwischen der innovativen Tätig-
                                            
18 Wobei immer der Staat selbst durch seine gesetzlichen Rahmenbedingungen sowie den institutionellen Kontext vor-
gibt, inwiefern und welche ‚advocacy‘-Aktivitäten überhaupt möglich sind. Diese Rahmenbedingungen können ‚advo-
cacy‘ eher fördern, eher hindern oder auch gänzlich verbieten (Casey/Dalton 2006:5). Beispiele dafür sind die 
Lobbying-Verbote für NPO in den USA (siehe Leech 2006), aber auch die nicht gesetzlich verankerte, aber institutiona-
lisierte Beteiligung von NPO bei der Erarbeitung von Gesetzesentwürfen in Österreich (siehe Neumayr et al. 2007:10f). 
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keiten von FP- und NP-Organisationen besteht laut McDonalds (2007:258) allerdings da-
rin, dass For-Profit Unternehmen Innovationen anstreben um einen Wettbewerbsvorteil 
gegenüber KonkurrentInnen zu erzielen, NPO dagegen, um ihre Mission besser erfüllen zu 
können.  
Für die weitere Arbeit wird davon ausgegangen, dass NPO die Innovationsfunktion dann 
erfüllen, wenn sie entweder neue Produkte oder Leistungen erstellen und/oder neue Ziel-
gruppen ansprechen (vgl. Osborne 1998:348). Das Definitionskriterium dabei ist, dass es 
zu Diskontinuitäten (also einem Sprung) gegenüber dem vorherigen Status quo kommt, 
was Innovationen von anderen Formen organisationaler Veränderung unterscheidet (ebd. 
347). Die Innovationsfunktion wird also dann erfüllt, wenn Produktinnovationen durchge-
führt oder neue KlientInnen bedient werden; Prozessinnovationen oder organisationale 
Innovationen (vgl. dazu Kendall/Knapp 2000:113) werden für die Definition hier ausge-
schlossen, da die Funktionen von NPO Leistungen für die Gesellschaft, und nicht für die 
Organisation an sich, beschreiben.  
2.2.7 ‚Community-building function‘  
Die Funktion des ‚community-building’ wird in den Konzepten von Kendall (2003), Sala-
mon et al. (2000) und Land (2001) angeführt.19 Sie wird somit erst in jüngerer Zeit als 
eigene Funktion von NPO erkannt, was auch mit der Popularität des Sozialkapitalkonzepts 
von Putnam (1993; 2000) im Zusammenhang steht. Die jeweiligen Definitionen dessen, 
was ‚community building‘ beinhaltet, sind allerdings sehr breit und unpräzise gefasst, da 
unterschiedliche ideologische Strömungen versuchen, den Begriff für sich zu vereinnah-
men (Kendall 2003:112f). So werden unter ‚community building‘ beispielsweise die Integ-
ration der lokalen Bevölkerung, die persönliche Entwicklung von Individuen, die 
Verbesserung sozialer Beziehungen, die Förderung der Demokratie eines Landes oder 
auch die Förderung des Wirtschaftswachstums zusammengefasst (Salamon et al. 2000:7; 
Kendall 2003:113). Um zu einer gut abgegrenzten Definition des Begriffes zu gelangen, 
werden nachfolgend die verschiedenen Aspekte, die dieser Funktion subsumierten wer-
den, entwirrt:  
Als Kern der ‚community-building‘ Funktion kann die ‚integrative role‘ bezeichnet werden 
(vgl. Smith 1973:335 in Salamon et al. 2000:4), die NPO erfüllen, indem sie den sozialen 
Kontakt zwischen Mitgliedern, Freiwilligen und mit der lokalen Bevölkerung beziehungs-
weise anderen Gruppen der Gesellschaft (Salamon et al. 2000:7) fördern: 
                                            
19 Kramer und Frumkin erwähnen zwar auch einige dem ‚community-building‘ inhaltlich zuzuordnende Leistungen von 
NPO, stellen diese aber nicht als eigene Funktion dar, sondern als Teil der ‚value-guardian role‘ (vgl. Kramer 
1981:194) beziehungsweise der ‚civil and political engagement‘ Funktion (Frumkin 2002:24).  
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„The central idea here is that by encouraging social interaction, nonprofit organizations 
help to create habits of trust and reciprocity that in turn contribute to a sense of ‘com-
munity’” (Salamon et al. 2000:7).  
Durch gemeinsame Aktivitäten – die sich auf ein bestimmtes Thema oder eine bestimmte 
Region beziehen – wird das gegenseitige Vertrauen gefördert und die Möglichkeit gebo-
ten, soziale Normen zu erlernen. Dadurch entsteht ein Gemeinschaftsgefühl sowie eine 
Norm der Reziprozität (vgl. Kramer 1981:194; Salamon et al. 2000:7; Frumkin 2002:24; 
Donoghue 2003:8; Kendall 2003:93), aus welcher gegenseitige soziale Unterstützung er-
wächst (Land 2001:67). ‚Community building‘ bezieht sich insofern auf die Rolle von NPO, 
Vertrauen und Reziprozität zwischen Individuen herzustellen und zu fördern.  
Dieser Aspekt ist auch im Konzept des Sozialen Kapitals von Putnam (1993; 2000) ent-
halten, das in den letzten Jahren in der NP-Literatur vermehrt Aufnahme gefunden hat. 
Putnam nimmt dabei eine Unterscheidung zwischen zwei Arten sozialen Kapitals vor:  
? Bonding oder exclusive (social) capital bezieht sich auf die Beziehungen zwischen 
„like-minded individuals“ (Land 2001:73), also auf das Vertrauen und die geteilten 
Werte zwischen gleichgesinnten Personen. Mit diesen ‚strong-tie relationships’ 
zwischen Individuen ist meist die Bildung von Gruppen verbunden, deren Mitglie-
der bestimmte Rechte genießen und auf die soziale Unterstützung für das persön-
liche Fortkommen durch die anderen vertrauen können (Land 2001:72f). Dadurch 
entsteht allerdings auch der Charakter eines exklusiven Clubs, der Nicht-
Mitglieder explizit ausschießt – was der Kehrseite des bonding capital entspricht 
(Putnam 2000:22f). 
? Bridging oder inclusive (social) capital bezieht sich dagegen auf die Beziehungen 
zwischen “distant acquaintances who move in different circles” (Putnam 
2000:22f). Es beschreibt das Vertrauen, das zwischen Angehörigen unterschiedli-
cher Gruppen gebildet wird, und das häufig nicht in engen Beziehungen, sondern 
in „weak ties” (Granovetter 1973:1982) mündet. Bridging capital beschreibt also 
nicht die Beziehungen in exklusive Gruppen, sondern in loseren Netzwerken.  
Darüber hinaus besagt das Konzept des sozialen Kapitals nach Putnam, dass durch die 
Bildung von gegenseitigem Vertrauen und geteilten Werten zwischen den Menschen auch 
die demokratischen Werte der Gesellschaft gefördert werden (Putnam 1995:67). Dieser 
Beitrag zur Förderung der Demokratie wurde von Salamon et al. (2000:7) auch als Teil 
der ‚community building’ Funktion aufgenommen. Die Schlussfolgerung ist allerdings frag-
lich, einerseits da nicht klar gemacht wird, wie sich das gegenseitige Vertrauen auf der 
Mikro-Ebene auf das Demokratieverständnis auf der Makro-Ebene auswirken soll20, ande-
rerseits aber auch deshalb, weil bonding capital – wie bereits erwähnt – auch zu Aus-
                                            
20 Die von Putnam dargestellte Transformation von Sozialkapital der individuellen Ebene auf die kollektive Ebene wird 
vielfach kritisiert und mit dem Vorschlag verbunden, von individuellem und kollektivem Sozialkapital zu sprechen 
(vgl. dazu Portes 2000). 
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schließungsprozessen führt. In dieser Arbeit wird daher unter der Funktion des ‚communi-
ty building’ nur die Förderung gegenseitigen Vertrauens und sozialer Normen verstanden; 
es werden aber keine Aussagen über die Förderung der Demokratie getroffen. Abgesehen 
davon könnten demokratische Werte genauso aus der Funktion des ‚advocacy‘ resultieren 
als aus jener des ‚community building‘.21 
Auch die von einigen AutorInnnen angeführte persönliche Sozialkapitalbildung, die dem 
Verständnis des Sozialkapitalbegriffs bei Bourdieu entspricht,22 wird aus der in dieser Ar-
beit verwendeten Definition von ‚community building’ ausgeschlossen. Diese Aspekte, so-
wie die von Kramer (1981:194) angeführte Aneignung organisatorischer Fähigkeiten und 
politischer Kompetenzen, werden im Zusammenhang mit der ‚social entrepreneurship’ 
Funktion in Kapitel 2.2.8 behandelt.  
Für die weitere Arbeit wird somit nur der Kern der Definition des ‚community building‘ 
übernommen, nämlich das durch die Interaktion von Freiwilligen und MitarbeiterInnen in 
NPO sowie der lokalen Bevölkerung aufgebauten Vertrauen sowie die Reziprozität. ‚Com-
munity building‘ stellt dabei einen Zweck an sich dar und dient nicht dazu, andere Zwecke 
zu erfüllen. Mit der Verwendung des Begriffs ‚community building’ anstelle des Begriffs 
des Sozialkapitals soll die Abgrenzung von individuellem Sozialkapital deutlich gemacht, 
andererseits auch der Aspekt der ‚community‘ hervor gestrichen werden.23  
2.2.8 ‚Social entrepreneurship‘  
Die Funktion ‚social entrepreneurship‘ wird nur in einem der Konzepte explizit erwähnt, 
nämlich in jenem von Frumkin (2002). Der Funktion liegt der Gedanke der Förderung so-
zialen Unternehmertums durch NPO zugrunde, der implizit auch in der von Salamon et al. 
(2000) angeführten ‚expressive and leadership development‘ Funktion sowie in der ‚value 
guarding‘ Funktion von Kramer (1981:194) enthalten ist. Allerdings sind die jeweiligen 
Erklärungsansätze für die Funktion des ‚social entrepreneurship‘ sehr unterschiedlich:  
Wie bereits in Kapitel 2.1 erwähnt, entwickelt Frumkin sein theoretisches Konzept der 
Funktionen von NPO entlang zweier Dimensionen, wobei eine davon die Entstehung von 
NPO beschreibt. Diese kann entweder nachfrageseitig oder angebotsseitig erfolgen.24 
                                            
21 Einerseits indem durch die ‚advocacy‘-Funktion sichergestellt wird, dass Meinungen und Interessen Aller vertreten 
werden und in den politischen Prozess einfließen (Boris/Mosher-Williams 1998); andererseits indem die Personen die 
in die ‚advocacy‘-Handlungen involviert sind über politische Inhalte lernen und selbst in politische Prozesse eingebun-
den sind (Onyx et al. 2008:5). 
22 Zur Diskussion der unterschiedlichen Verwendung des Begriffs des Sozialkapitals bei Bourdieu, Coleman und Put-
nam siehe Portes (1998; 2000).  
23 Als ‘community’ wird laut Bellah et al. (1986:333) “a group of people who are socially interdependent, who partici-
pate together in discussion and decision making, and who share certain practices that both define the community and 
are nurtured by it” verstanden. Smith/Lipsky (1993:22f) definieren darüber hinaus dass “communities are fuelled by 
voluntary actions. People contribute time and money … [and] enjoy a special sort of legitimacy because their existence 
derives from free association rather than law or anticipation of profit.”  
24 Zu den nachfrage- und angebotsseitigen Entstehungstheorien von NPO siehe Badelt (2007:104ff) bzw. Kapitel 5.1. 
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Nachfrageseitigen Theorien zufolge entstehen NPO als Reaktion auf Markt- oder Staats-
versagen, das heißt um bestehende, unbefriedigte Bedürfnisse zu stillen. Bei den ange-
botsseitigen Entstehungstheorien ist nicht der bestehende Bedarf, sondern der/die soziale 
UnternehmerIn ausschlaggebend: 
“The entrepreneur, … take[s] on a much greater role in this [supply-side] model, since 
it is the supply of new ideas, charitable dollars, … that is the real driving force behind 
the sector.” (Frumkin 2002:21) 
Frumkin sieht NPO als Medium, das Personen die Möglichkeit gibt, ihre Ideen und Fähig-
keiten einzusetzen und ihre individuellen Werte zum Ausdruck zu bringen (2002:136). Er 
sieht darin die Herausbildung und das Heranwachsen einer neuen Generation von sozialen 
Unternehmer-Innen, die sich nicht auf öffentliche Subventionen und private Spenden ver-
lassen, sondern wirtschaftsorientierter agieren, die Grenzen zu For-Profit Unternehmen 
überwinden und sich mehr den Marktkräften aussetzen wollen. Er argumentiert, dass der 
NP-Sektor sich für Entrepreneurs deshalb gut eignet, da im Prinzip jede/r eine NPO grün-
den kann um, die eigenen Ideen zu verwirklichen (Frumkin 2002:26f). Soziale Unterneh-
merInnen starten demnach häufig mit der expliziten Idee, soziale Innovationen 
hervorbringen zu wollen, auch wenn es dafür noch keine Nachfrage gibt.  
Während bei Frumkin die Funktion ‚social entrepreneur‘ so zu verstehen ist, dass Indivi-
duen zur Verwirklichung ihrer persönlichen, unternehmerischen Fähigkeiten und Bega-
bungen NPO gründen, argumentieren Salamon et al. (2000) genau umgekehrt, nämlich 
dass NPO soziale Entrepreneurs hervorbringen. Ihnen zufolge erfahren Menschen, die in 
NPO tätig sind, eine spezifische Sozialisation. Sie erwerben organisatorische Fähigkeiten 
und können sich in verschiedenen Tätigkeiten ausprobieren, wodurch ‚Führungspersön-
lichkeiten‘ hervorgebracht werden, die engagiert leiten und dabei eine Mission erfüllen 
wollen – und sich damit auch von Führungspersonen, die in profitorientierten Unterneh-
men sozialisiert werden, unterscheiden. Salamon et al., die nicht von ‚social entrepre-
neurship’, sondern ‚leadership development’ sprechen, begründen die Hervorbringung von 
Führungspersonen in NPO damit, dass sie Individuen ermöglichen zu erleben, dass sie ih-
re Ideen selbst ausdrücken und etwas bewegen können und dadurch noch mehr bewegen 
wollen. Wenn auch anders als Frumkin, sprechen auch Salamon et al. davon, dass da-
durch eine neue Leadership-Generation entsteht: „providing outlets for the development 
of a new leadership cadre and vehicles through which people can fulfill themselves in a 
variety of ways.” (Salamon et al. 2000:7). 
Diese Arbeit folgt der Definition der Funktion des ‚social entrepreneuers‘ gemäß Salamon 
et al, da nicht die Leistungen einer NPO für das Individuum, sondern die Leistungen für 
die Gesellschaft im Vordergrund stehen. Somit ist einer der Zwecke von NPO auf das Her-




Das von Johnson (1998) vorgeschlagene Konzept enthält als vierte Funktion jene der ge-
genseitigen Hilfe, womit in erster Linie Leistungen von Selbsthilfegruppen gemeint sind, in 
denen KlientInnen mit ebenfalls oder ehemals Betroffene zusammen arbeiten. Johnson 
selbst stellt die ‚self-help’ Funktion der ‚service’ Funktion gegenüber, mit der er aus-
schließlich die Erstellung von Leistungen durch NPO für andere – also durch Personal für 
KlientInnen – zusammenfasst (ebd.168ff). Alle anderen AutorInnen haben diesbezüglich 
keine Unterscheidung getroffen, sondern die Erstellung von Leistungen durch NPO unab-
hängig von den an der Erstellung Beteiligten definiert. Dieser Zugang wird auch für die 
Definition in dieser Arbeit gewählt und ‚self-help’ daher nicht als eigene Funktion, sondern 
als Teil der ‚service’ Funktion betrachtet. 
2.3 Zusammenfassung 
Die Recherche zeigt, dass, obwohl Untersuchungen über die gesellschaftlichen Funktionen 
von NPO einen wesentlichen Bereich in der NP-Forschung ausmachen, bislang nur wenige 
Konzepte über die Funktionen von NPO existieren. Kramer glaubte 1981 zwar, mit seinem 
Konzept einen ersten Schritt für die Erforschung der Funktionen von NPO zu legen,25 al-
lerdings hat seitdem keine sukzessive Weiterentwicklung des Funktionskonzepts stattge-
funden, jedenfalls ist keine Konvergenz der Konzepte zu erkennen. Auch sind, abgesehen 
von den Bezügen auf Kramer, kaum Verweise der AutorInnen aufeinander vorhanden, 
was darauf hindeutet, dass die systematische Beforschung der Funktionen von NPO erst 
ihren Anfang genommen hat. Die Gegenüberstellung der Konzepte, insbesondere der aus 
dem britischen Raum stammenden mit jenen aus den USA, macht dabei deutlich, dass 
zwischen der europäischen und der US-amerikanischen NP-Forschung ein grundsätzlich 
anderes Verständnis für den NP-Sektor und seine Aufgaben besteht. Beispielsweise um-
fasst das Konzept von Land, als einziges die Funktionen ‚charity‘ und ‚philanthropy‘, was 
typisch für die Auffassung der Rolle von NPO im angloamerikanischen Raum ist.26  
                                            
25 “These concepts can provide a vocabulary for further research on the organizational behaviour of voluntary agen-
cies. They offer conceptual categories that can be used in posing questions, and, as a classification, they constitute the 
first step in theory building.” (Kramer 1981:264)  
26 Das ist vor allem auf die unterschiedliche Entstehungsgeschichte von NPO in Europa und den USA zurückzuführen, 
was sich auch in deren Bezeichnungen widerspiegelt: In den USA stellt der Terminus ‚nonprofit organization‘ einen 
rechtlichen Begriff dar, der eine besondere Art von Unternehmen beschreibt, das von einem profitorientierten Unter-
nehmen aufgrund der ‚non-distribution-constraint‘ verschieden ist. NPO sind also vor allem aus einem ökonomischen 
Paradigma heraus abgeleitet. Sie sind überwiegend Wohltätigkeitsorganisationen die im Dienstleistungsbereich tätig 
sind. Im Gegensatz dazu stellen NPO europäischer Prägung, die meist als ‚civil-society organizations‘ bezeichnet wer-
den, einen ‚organisierten Teil der Zivilgesellschaft‘ dar (Zimmer/Freise 2005:2). Sie sind auf eine wesentlich ältere 
Tradition zurückzuführen, hinter deren Entstehung vielfach Ideen wie ‚Empowerment‘ und ‚Selbsthilfe‘ standen. Damit 
wird deutlich, dass sie eher eine von der Basis entstandene Bewegung darstellen, die sich aus politikwissenschaftlichen 
und soziologischen Paradigmen ableitet, und weniger eine rechtliche Abgrenzung darstellt (Lyons 1996; zitiert in 
Nowland-Foreman 1998:112). Das zeigt sich auch daran, dass es in den meisten europäischen Ländern keine juristische 




Des Weiteren unterscheiden sich die AutorInnen in ihrem Verständnis des Begriffs der 
‚function’. Obwohl alle Konzepte das Wort ‚function’ verwenden, stellt die fehlende Defini-
tion, durch die die Charakteristika einer Funktion dargelegt werden würden, ein großes 
Manko dar. Die Auflistung der verschiedenen Funktionen erscheint dadurch immer relativ 
willkürlich, da sie nicht systematisch hergeleitet oder geordnet werden können. Zwar 
weist das Konzept von Frumkin eine derartige Herleitung auf, nachdem es aber nur auf 
die Entstehung von NPO eingeht, erscheint es zur Darlegung der Funktionen von NPO we-
nig geeignet. Ohne Definition des Begriffs der ‚function’ von NPO ist auch jegliche Opera-
tionalisierung und empirische Messung nur schwer möglich. 
Einzig die Konzepte von James/Rose-Ackerman und Salamon/Sokolowski, die NPO ihrem 
Tätigkeitsbereich entsprechend entweder als Service- oder Expressive-NPO kategorisie-
ren, geben Anhaltspunkte für die Messung der Funktionen. Der dahinter liegenden Sicht-
weise, dass NPO ausschließlich eine Funktion erfüllen, wird allerdings von den AutorInnen 
aller anderen Konzepte ausdrücklich widersprochen. Diesen Konzepten liegt vielmehr ex-
plizit die Vorstellung zugrunde, dass sich die darin enthaltenen Funktionen nicht gegen-
seitig ausschließen, sondern eine NPO mehrere davon ausüben kann:  
“While some voluntary agencies stress advocacy, others emphasize service supplemen-
tation, self help, or specialized expertise. Most voluntary agencies try to pursue these 
goals at the same time, although different parts of an organization may concentrate on 
one or the other.” (Kramer 1981:264) 
Diese Ansicht wird auch in der NP-Literatur einhellig vertreten (vgl. z.B. Boris/Mosher-
Williams 1998; Minkoff 2002; Salamon/Sokolowski 2004; Zimmer/Freise 2005) und für 
das in dieser Arbeit zu entwickelnde Konzept übernommen. NPO können demnach mehre-
re Funktionen gleichzeitig erfüllen, müssen aber nicht alle der angeführten Funktionen 
wahrnehmen (vgl. Chinnock/Salamon 2002:4). Das heißt, sie können nur einer, mehreren 
oder allen angeführten Funktionen nachgehen. Es ist aber nicht der Fall, dass sie, wie 
Frumkin annimmt, alle Funktionen in etwa im gleichen Ausmaß erfüllen müssen und keine 
zu exzessiv betreiben dürfen (Frumkin 2002:27).  
Auf der Ebene der einzelnen Funktionen zeigt die obige Darstellung, dass zwischen meh-
reren der angeführten Funktionen Überlappungen bestehen. Insbesondere Kramer (1981) 
hat in seinen Funktionsbeschreibungen sehr viele Inhalte subsumiert, die Aspekte anderer 
Funktionen offenbaren. Eine relativ klare Abgrenzung der Funktionen liefert hingegen das 
Konzept von Kendall (2003); bei Salamon et al. (2000) finden sich wiederum sehr rudi-
mentäre Beschreibungen der Funktionen. Durch die Heranziehung weiterführender Litera-
tur konnten die einzelnen Funktionen gut voneinander abgegrenzt werden. Die 
formulierten Definitionen bilden die Grundlage für die weitere Arbeit, wobei alle im Litera-
turüberblick behandelten Funktionen als Ausgangsbasis für die empirische Untersuchung 
herangezogen werden. Diese sind: ‚service delivery’, ‚value guarding’, ‚advocacy’, ‚com-
munity building’, ‚charity’, ‚philanthropy’, ‚innovation’ und ‚social entrepreneurship’. Einzig 
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die Funktion des ‚self-help‘ wird davon ausgeschlossen, da sie eine Subfunktion des ‚ser-
vice-delivery‘ darstellt.  
Ebenfalls übernommen wird die von nahezu allen AutorInnen geteilte Ansicht, dass die 
genannten Funktionen nicht einzig und allein von NPO erfüllt werden, sondern auch Orga-
nisationen des öffentlichen oder profitorientierten Sektors diese wahrnehmen können 
(vgl. Chinnock/Salamon 2002:4). Es wird lediglich davon ausgegangen, dass NPO die Er-
füllung der genannten Funktionen in einem wesentlich größeren Ausmaß vornehmen als 
andere Sektoren, und die Erfüllung dieser Funktionen ein wesentliches Charakteristikum 
des NP-Sektors darstellt (Kramer 1981:259; Salamon et al. 2000:9; Kendall 2003:117). 
Einigkeit herrscht auch darüber, dass NPO neben den erwähnten Funktionen noch eine 
Reihe weiterer Rollen wahrnehmen; die in den Konzepten dargestellten sind aber die be-
deutendsten (Salamon et al. 2000:9; Frumkin 2002:28).  
Im Folgenden wird somit ein Modell der Funktionen von NPO erarbeitet, das sich auf die 
bisherigen Konzepte bezieht, aus diesen heraus aber weiterentwickelt wird. Es soll eine 
Definition des Begriffs der Funktion enthalten und die einzelnen Funktionen systematisch 
herleiten können, um eine Messung beziehungsweise Operationalisierung zu ermöglichen. 
Die Grundlage für die Definition der einzelnen Funktionen stellen die in den Kapiteln 2.2.1 
bis 2.2.9 angeführten Arbeitsdefinitionen der jeweiligen Funktionen dar. Allerdings soll 
das zu entwickelnde Konzept nur die wesentlichen Funktionen von NPO umfassen, die 
zwar nicht alle von allen NPO ausgeübt werden müssen, aber deren gleichzeitige Erfüllung 
zulassen. Wie vorgegangen wird, um ein diesen Anforderungen möglichst entsprechendes 




3 Methodisches Vorgehen – Datenerhebung und Auswertung  
In diesem Teil der Arbeit erfolgt die Entwicklung eines Konzepts über die Funktionen von NPO 
auf Basis von ExpertInneninterviews mit VertreterInnen von NPO. Konkret werden die aus In-
terviews gewonnenen Textdaten über die Aktivitäten und Zielsetzungen von NPO systema-
tisch analysiert um – einer induktiven Vorgehensweise folgend – thematische Einheiten zu 
identifizieren und diese zu Funktionen zu verdichten. Folgend werden die einzelnen Schritte 
der Datengewinnung sowie der Analyse beschrieben; das theoriegeleitete Kategoriensystem 
wird dabei ebenfalls dargestellt.  
3.1 Stichprobenauswahl 
Die Stichprobe für das induktive Verfahren wird so gewählt, dass sie die „Heterogenität des 
Untersuchungsfeldes falltypologisch repräsentier[t]“ (Heistinger 2006:11). Dadurch wird ge-
währleistet, dass die Untersuchungsergebnisse auf andere NPO übertragen werden können 
(vgl. Merkens 2004:291). Die Grundgesamtheit dafür stellen alle NPO in Österreich dar, die 
der strukturell-operationalen Definition von NPO (vgl. Salamon/Sokolowski 2004:9f bzw. Ka-
pitel 1.3) entsprechen. Um dem Prinzip der maximalen Variation zu entsprechen, wurden die 
Fälle für die vorliegende Untersuchung mittels theoretisch begründeter Vorauswahl be-
stimmt.27 Das bedeutet, dass eine bewusste Stichprobenauswahl mit dem Ziel getroffen wur-
de, möglichst unterschiedliche, aber ebenso als typisch geltende Organisationen der 
Grundgesamtheit zu enthalten.  
Als erstes Kriterium für die Fallauswahl diente der Tätigkeitsbereich. Der gängigen Klassifizie-
rung des NP-Sektors (vgl. Salamon/Sokolowski 2004:24) folgend, wurden die in Österreich 
bedeutendsten Service-Bereiche sowie die bedeutendsten Expressive-Bereiche identifiziert.28 
Diese sind einerseits der Sozial- und der Gesundheitsbereich, andererseits die Bereiche Um-
welt, Kammern- und Berufsvertretungen sowie Interessenvertretung.29 Da vermutet werden 
kann, dass die Tätigkeitsbereiche in einem Zusammenhang mit der Funktionserfüllung ste-
hen, wurde durch deren Berücksichtigung sichergestellt, dass das gesamte Funktionsspekt-
rum abgedeckt sowie jeweils typische Fälle herangezogen wurden. Ein zweites Kriterium 
                                            
27 Die nach bestimmten Merkmalen vor der Untersuchung festgelegte Fallauswahl steht im Gegensatz zum theoretischen 
Sampling (vgl. Glaser/Strauss 1998), bei dem die Fallauswahl erst im Verlauf des Datenerhebungsprozesses erfolgt und bei 
der die theoretische Sättigung ausschlaggebend ist (Merkens 2004:292).  
28 Gemessen an der Anzahl der bezahlten sowie der ehrenamtlichen MitarbeiterInnen (Salamon et al. 2003:57f).  
29 Die Beschränkung auf vier Tätigkeitsbereiche wurde vorgenommen, da die ExpertInneninterviews neben Österreich auch 
in der Tschechischen Republik durchgeführt wurden (im Rahmen des Projektes NODE, siehe Fußnote 5). So wurde dem 
Prinzip der maximalen Varianz je Land entsprochen, zwischen den Ländern wurden aber möglichst ähnliche NPO gewählt, 
um Vergleichbarkeit zu ermöglichen. Auf diesen Vergleich wird in der Dissertation aber nicht eingegangen (siehe dazu 
Neumayr et al. 2009). 
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bildet die Organisationsgröße. Gemäß der Anzahl der MitarbeiterInnen in VZÄ beschäftigt et-
wa ein Drittel der NPO im Sample unter 10, ein Drittel zwischen 10 und 100 und ein weiteres 
Drittel der ausgewählten NPO über 100 MitarbeiterInnen. Das dritte Kriterium stellt der geo-
grafische Tätigkeitsbereich dar. Es wurden sowohl NPO aufgenommen, die nur regional tätig 
sind, als auch solche, die landesweit oder bundesweit agieren. Als letztes Kriterium gilt die 
vorherrschende Finanzierungsform. Diesbezüglich wurden NPO berücksichtigt, die sich über-
wiegend aus öffentlichen Mitteln, solche die sich überwiegend aus privaten Mitteln (Spenden, 
Sponsoring) und solche die sich überwiegend aus Beiträgen und Gebühren finanzieren.  
Insgesamt werden zehn Organisationen für die Interviews ausgewählt, die ihren Organisati-
onssitz über mehrere Bundesländer verteilt haben. Eine der Organisationen ist im Sozialbe-
reich tätig; je eine in den Bereichen Menschenrechte, Kinder und Jugend, Umwelt, Sport, 
Arbeit mit Frauen sowie im Behindertenbereich. Weiters beinhaltet das Sample eine Berufs-
standesvertretung sowie eine NPO die im Bereich Regionalförderung/Umwelt angesiedelt ist. 
Eine anonymisierte Übersicht der ausgewählten NPO findet sich in Anhang 1.  
3.2 Datenerhebung 
Die Erhebung der Daten erfolgte mittels offener, leitfadenorientierter ExpertInneninterviews. 
Diese Interviewform zeichnet sich dadurch aus, dass nicht die befragte Person selbst Gegen-
stand der Analyse ist, sondern ein “organisatorischer oder institutioneller Zusammenhang, 
der mit dem Lebenszusammenhang der darin agierenden Person gerade nicht identisch ist“ 
(Meuser/Nagel 2005:72f). Insofern stellt die interviewte Person bloß eine Repräsentantin ih-
rer Organisation, die den eigentlichen Untersuchungsgegenstand bildet, dar. Als Interview-
partnerInnen wurden jeweils der/die GeschäftsführerIn oder der/die Obmann/frau der 
ausgewählten NPO herangezogen, da diese die Repräsentationsfunktion am besten erfüllen.  
3.2.1 Interviewleitfaden 
Um die Strukturierung und Steuerung der Gespräche zu erleichtern, wurden die 
ExpertInneninterviews durch einen Leitfaden gestützt (siehe Anhang 2). Dieser widmet sich 
drei Themenbereichen mit insgesamt acht Leitfragen, die offen formuliert sind und als Stimu-
lus beziehungsweise Erzählaufforderung dienen.30 Sie betreffen (i) die Zielsetzungen und 
Funktionen der Organisation, (ii) mögliche Zielkonflikte, (iii) Erfolge/Erfolgsgeschichten der 
NPO, (iv) das Verhältnis der NPO zum öffentlichen Sektor und (v) besondere Charakteristika 
der NPO im Vergleich zu anderen NPO. Weiters bezieht sich je eine Leitfrage auf das Personal 
der NPO, (vi) auf die Eigenschaften, die ein/e neue Mitarbeiter/in mitbringen muss, (vii) auf 
                                            
30 Die Gestaltung des Leitfadens orientiert sich an Helfferich (2005:90ff). 
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den Einsatz freiwilliger MitarbeiterInnen sowie (viii) auf die Zusammensetzung des Personals 
nach Geschlecht.31 
Während einige der Fragen relativ direkt nach den Funktionen der NPO fragen, wurde über 
andere Fragestellungen versucht, indirekt etwas über die Zielsetzungen, Aufgaben, Werthal-
tungen und Absichten der NPO zu erfahren, beispielsweise über die Definition von „Erfolg“, 
die Besonderheiten gegenüber anderen NPO oder die Eigenschaften neuer MitarbeiterInnen. 
Durch diese Fragen können auch solche Funktionen identifiziert werden, die nicht explizit 
wahrgenommen werden oder zwar wahrgenommen werden, aber in der offiziell verkündeten 
Mission der NPO nicht erwähnt werden. Dadurch sollte gewährleistet werden, dass ein mög-
lichst umfassendes Bild über die von NPO tatsächlich erfüllten gesellschaftlichen Funktionen 
gewonnen wird. 
3.2.2 Durchführung der ExpertInneninterviews  
Die gemäß der Samplingstrategie ausgewählten zehn NPO wurden zunächst telefonisch kon-
taktiert und über ihre Bereitschaft für ein Interview befragt. Keine der NPO lehnte ab. Ich 
vereinbarte mit den jeweiligen GeschäftsführerInnen oder Obfrauen/Obmännern einen Inter-
viewtermin und schickte Ihnen per E-Mail eine kurze Information über die Inhalte der Befra-
gung zu. Bei den Interviews selbst waren jeweils ein/e NPO-Vertreter/in und ich als 
Interviewerin anwesend, bei zwei der Befragungen zusätzlich einer meiner Kollegen. Die Ge-
spräche fanden zumeist in den Räumlichkeiten der interviewten NPO statt; die Interviews mit 
den beiden Organisation, die ihren Sitz nicht in Wien haben, wurden in einer Hotellobby be-
ziehungsweise einem Kaffeehaus geführt. Alle Gespräche wurden vollständig akustisch auf-
zeichnet und anschließen durch eine Hilfskraft wörtlich transkribiert.32 Danach wurden sie 
korrekturgehört, um Übertragungsfehler in den Transkripten zu berichtigen.  
Die Interviews fanden zwischen Oktober und Dezember 2006 statt und dauerten jeweils 45 
bis 90 Minuten. Die Transkripte lagen im Jänner 2007 vor.  
3.3 Datenauswertung 
Für die Auswertung der Textdaten wurde die qualitative Inhaltsanalyse nach Mayring (2003) 
herangezogen. Bei dieser Analysemethode steht die Klassifizierung des Datenmaterials nach 
                                            
31 Jede der Leitfragen enthält mehrere Aufrechterhaltungsfragen, die eingesetzt werden um den Erzählfluss am Laufen zu 
halten beziehungsweise um Impulse für assoziative Gedanken zu geben, ohne neue Themen anzuschneiden. Ebenso sind 
Nachfragen formuliert, um jene inhaltlichen Aspekte, die im Gespräch bislang nicht vorgekommen sind, anzusprechen. In 
einer Spalte neben den jeweiligen Leitfragen sind die Aspekte, die im Laufe des Gespräches optimaler Weise angesprochen 
werden sollten, angeführt, um diese bei der Interviewführung im Blick zu behalten (vgl. dazu Helfferich 2005:90ff, 158ff). 
32 Da bei der Auswertung nur verbale Merkmale interpretiert werden, wurden Pausen, Stimmlage sowie parasprachliche 
Merkmale (Lachen, Räuspern) und außersprachliche Merkmale (Gesten, Blickverhalten) nicht transkribiert (vgl. dazu 
O’Connel/Kowal 2004:438; Meuser/Nagel 2005:83).  
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inhaltlicher Zugehörigkeit im Mittelpunkt; die Reihenfolge der Textstellen wird dabei nicht be-
rücksichtigt. Insofern eignet sie sich besonders für die Auswertung von 
ExpertInneninterviews, da sich diese in erster Linie „an thematischen Einheiten, an inhaltlich 
zusammengehörigen Passagen“ (Meuser/Nagel 2005:81) orientieren – unabhängig davon, an 
welcher Stelle des Gesprächs sie vorkommen, das heißt die „Sequenzierung der Äußerungen“ 
ist bei ExpterInneninterviews nicht relevant (ebd.). Die Auswertungen wurden durch das 
Softwarepaket NVivo 7 unterstützt.  
3.3.1 Qualitative Inhaltsanalyse nach Mayring 
Die qualitative Inhaltsanalyse nach Mayring stellt eine systematische Bearbeitung protokol-
lierter Kommunikation dar, mit der nicht nur Inhalte, sondern auch latente Sinngehalte von 
Kommunikationsdaten ausgewertet werden können (Mayring 2004:468f). Gegenüber anderen 
qualitativen Analyseverfahren zeichnet sie sich durch das streng regelgeleitete Vorgehen aus, 
das heißt das Anwenden expliziter, vorab definierter Regeln, die das Nachvollziehen der ein-
zelnen Analyseschritte und Entscheidungen ermöglichen und die Schlussfolgerungen intersub-
jektiv überprüfbar machen. Das Erstellen eines exakten Kategoriensystems, anhand dessen 
der Text codiert wird, steht somit im Mittelpunkt der Analyse. Die systematische Vorgehens-
weise zeigt sich aber auch im theoriegeleiteten Vorgehen, was bedeutet, dass an Erfahrungen 
anderer mit dem untersuchten Gegenstand angeknüpft wird (Mayring 2003:12f).  
Je nach Fragestellung und Zielsetzung der Analyse stehen verschiedene Formen der qualitati-
ven Inhaltsanalyse nach Mayring zur Auswahl. Für die vorliegende Arbeit wurde die struktu-
rierende Inhaltsanalyse gewählt, mit deren Hilfe bestimmte Aspekte aus dem Material 
herausgefiltert werden können (Mayring 2003:58f). Für diese Arbeit wurde die spezielle Form 
der inhaltlichen Strukturierung herangezogen. Diese hat zum Ziel, das Textmaterial nach be-
stimmten Themen und Inhaltsbereichen zu extrahieren und zusammenzufassen (Mayring 
2003:89).33  
Die einzelnen Analyseschritte der inhaltlichen Strukturierung lassen sich durch folgendes Ab-
laufmodell grob skizzieren (Mayring 2003:53f, 82ff): In einem ersten Schritt wird die kleinste 
Analyseeinheit für den Codierprozess (syntaktisch: Wort, Phrase, Satz oder Absatz; oder se-
mantisch: Aussage, Bedeutungseinheit) bestimmt. Danach werden – theoriegeleitet, das 
heißt durch Zurückgreifen auf bestehende Erfahrungen – die Strukturierungsdimension sowie 
die Hauptkategorien, nach denen das Material extrahiert werden soll, festgelegt. Darauf folgt 
ein zentraler Schritt, nämlich die Definition von Ankerbeispielen zur Illustration der einzelnen 
                                            
33 Im weiteren Verlauf der Analyse – wenn es um die Einschätzung der relativen Bedeutung der einzelnen Funktionen geht – 
kommt auch die skalierende Strukturierung zur Anwendung. Dazu werden die Ausprägungen einzelner Dimensionen quanti-
tativ bewertet, um das Material daraufhin einschätzen zu können (Mayring 2003:92f).  
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Kategorien sowie der Aufstellung eines Codierschemas und ev. zusätzlichen Codierregeln. 
Anhand dieses Codierschemas wird das Datenmaterial codiert, das heißt beim Lesen des Ma-
terials werden Fundstellen markiert und den entsprechenden Kategorien zugeordnet. Nach 
einem ersten Materialdurchlauf anhand einiger weniger Interviews können das Kategoriensys-
tem sowie die Definition der Kategorien überarbeitet und bei Bedarf revidiert werden. Danach 
wird das gesamte Material anhand des überarbeiteten Codierschemas codiert. Durch das Pa-
raphrasieren der zugeordneten Textstellen beziehungsweise das Zusammenfassen von Inhal-
ten pro Kategorie gelangt man zu den Ergebnissen der inhaltlichen Strukturierung.  
Das Zerlegen der Analyse in einzelne, vorab definierte Schritte sowie die jeweils festgelegten 
Interpretationsregeln gewährleisten die systematische Bearbeitung der Textdaten. Die Ent-
wicklung der Kategorien stellt dabei einen wichtigen Bestandteil und zugleich ein wesentliches 
Zwischenergebnis der strukturierenden Inhaltsanalyse dar (Mayring 2003:10). 
3.3.2 Beschreibung der Entwicklung der Kategoriensysteme 
Die Auswertung der Interviewdaten orientierte sich an der Fragestellung „Welche gesell-
schaftlichen Funktionen nehmen NPO wahr?“ Die Analyse der Daten gemäß dieser Frage er-
folgte in zwei Stufen – der Entwicklung von Hauptkategorien und dem Grobcodieren des 
Materials entlang der oben beschriebenen Schritte und der Entwicklung von Unterkategorien 
und dem Feincodieren des Materials, ebenfalls entlang dieser Schritte. Als kleinste Analyse-
einheit, sowohl für die Grob- als auch die Feincodierung, wird die Bedeutungseinheit festge-
legt (z.B. „um bei Kindern und Jugendlichen das demokratische Bewusstsein zu fördern“). 
Folgend werden die beiden dafür verwendeten Kategoriensysteme beschrieben. 
Die für die Grobcodierung definierte Strukturierungsdimension leitet sich aus der Frage ab, 
wie eine „Funktion“ einer NPO generell identifiziert werden kann, das heißt worin sie sich ma-
nifestiert. Diesbezüglich werden theoriegeleitet mit Bezug auf die Definition der gesellschaftli-
chen Funktion in Kapitel 1.3 und das Zitat von Anheier: „by function we mean the normal 
tasks or roles that nonprofit organizations can be expected to perform“ (Anheier 2005:174) 
drei Hauptkategorien definiert: die „Aktivitäten“, die „Zielsetzungen“ sowie die „Erfolge“ von 
NPO, von denen in den Interviews berichtet wird. Diese können sich jeweils auf die Zukunft, 
die Gegenwart oder die Vergangenheit beziehen. Die dazu entwickelten Ankerbeispiele und 
Codierregeln, in der nach dem ersten Materialdurchgang bereits überarbeiteten Version, sind 




Tabelle 3: Kategoriensystem zur Identifizierung von Funktionen – Grobcodierung  
Kategorie Definition Ankerbeispiele Codierregeln 
Aktivitäten 
der NPO 
Alles was die 
Organisation 
beziehungsweise 
bezahlte oder freiwillige 
MitarbeiterInnen tun, 
getan haben oder tun 
werden.  
- Sommerferienlager für Kinder veranstalten 
- Lehrer fortbilden 
- Wohngemeinschaften für Menschen mit 
Behinderungen gründen 
- Wanderkarten herstellen  








Alles was die NPO 
beziehungsweise 




- die Durchführung eines Bauprojektes 
verhindert haben 
- das Aufenthaltsverbot zum Beispiel wurde 
aufgehoben. Das sind halt eher einfach auf 
verwaltungstechnischen Ebene, also auf 







en der NPO 
Alles was die NPO 
erreichen möchte, 
anstrebt, sich zum Ziel 
setzt oder gesetzt hat. 
- Die Anzahl der Mitglieder erhöhen 
- Das demokratische Bewusstsein von 
Kindern fördern 
- Das Wanderwegenetz aufrechterhalten 
- Dass es Flüchtlingen hier möglich ist ein 






Quelle: eigene Darstellung.  
Entlang dieses Codierschemas wurden zunächst zwei Interviews codiert, um die Brauchbar-
keit des Schemas zu prüfen und eventuelle Adaptierungen vorzunehmen.34 Danach wurde das 
gesamte Textmaterial der zehn Interviews dem Schema entsprechend codiert – wodurch ins-
gesamt 533 Fundstellen – das heißt Bedeutungseinheiten – zugeordnet wurden. Diese den 
drei Kategorien zugewiesenen Daten wurden zusammengeführt und bilden das Ausgangsma-
terial für die zweite Stufe des Codierens, die Feincodierung.  
Die Strukturierungsdimension für die Feincodierung orientiert sich an der Fragestellung: Wel-
che gesellschaftlichen Funktionen nehmen NPO wahr? – und ist damit konkreter als jene der 
Grobcodierung. Die Festlegung der Hauptkategorien erfolgt wiederum theoriegeleitet. Dafür 
werden die in der Literatur identifizierten Funktionen von NPO, die in Kapitel 2 herausgearbei-
tet wurden, als Hauptkategorien herangezogen. Diese lauten: service delivery’, ‚value guard-
ing’, ‚advocacy’, ‚community building’, ‚charity’, ‚philanthropy’, ‚innovation’ und ‚social 
entrepreneurship’. Nach einem ersten Codierdurchlauf entlang von drei Interviews wurde das 
Kategoriensystem überarbeitet und mündete in dem in Tabelle 4 abgebildeten Schema und 
den dazugehörigen Ankerbeispielen und Codierregeln. Die inhaltliche Begründung für die Ver-
änderungen am Codierschema wird in Kapitel 4 angeführt, da es sich dabei bereits um die 
Ergebnisse der Analyse handelt.  
                                            




Tabelle 4: Kategoriensystem zur Identifizierung von Funktionen – Feincodierung 
Kategorie Definition Ankerbeispiele 
‚service 
delivery‘ 
Alle Aktivitäten die der Erstellung 
von Gütern oder Dienstleistungen 
dienen, die grundsätzlich ‚bepreist‘ 
werden können und in irgendeiner 
Art entweder von den 
EmpfängerInnen selbst oder 
anderen öffentlichen oder privaten 
Dritten bezahlt werden. Bei den 
erstellten Gütern und 
Dienstleistungen kann es sich um 
individuelle Güter, Clubgüter oder 
öffentliche Güter handeln.  
- Wir haben Beratungsstellen, niederschwellige, 
höherschwellige, also von der Psychotherapie bis 
zu den Sozialberatungsstellen 
- Wir erstellen eine Stadionzeitung, die von 800 
InteressentInnen gekauft wird. 
- Unser Ziel ist es zufriedene KundInnen zu haben, 
wir möchten deren Zufriedenheit mit unseren 
Leistungen erhöhen 
- Die Beraterin hat ihn während seines gesamten 
Verfahrens in der Schubhaft besucht, hat mit ihm 
gesprochen und Anwälte kontaktiert, bis dann 
wirklich eine Entscheidung da war.  
‘advocacy’ 
 
Alle Aktivitäten die eine 
Veränderung oder Beibehaltung 
bestimmter Politiken oder die 
Sicherung öffentlicher Güter zum 
Ziel haben. Diese können sowohl 
an die allgemeine Bevölkerung 
gerichtet sein, um das 
Bewusstsein zu erhöhen und die 
Bevölkerung zu mobilisieren; sie 
können aber auch direkt an 
jegliche Art institutioneller Eliten 
gerichtet sein.  
- Einen Infotisch am Marktplatz einer 
Landgemeinde aufstellen, also eine in irgendeiner 
Form öffentlich wahrnehmbaren Aktion 
- Bewusstsein für Rassismus zu schaffen gestaltet 
sich meist etwas schwierig 
- Es ist uns gelungen die ganz spezifische Situation 
[unserer Berufsgruppe] so darzustellen, dass das 
Finanzministerium beziehungsweise der 
Gesetzgeber bereit war diesen 
Sondervorsteuersatz zu beschließen.  
- Wir nehmen schon auch Einfluss darauf, was im 
Land passiert durch diese Einladung, die 
ausgesprochen wird seitens des Landes, an 
gewissen Punkten mitzuwirken. 
‚value  
guarding‘ 
Alle Aktivitäten die das Ziel haben, 
eine bestimmte Weltanschauung, 
Religion, Sprache, Kultur, 
Subkultur, usw. auszudrücken, zu 
pflegen und zu leben, ohne dabei 
eine Veränderung von Politiken zu 
beabsichtigen. Der Ausdruck der 
eigenen Überzeugungen geht 
meist mit der Bildung von 
Gruppenidentitäten einher. 
- Das Kind in einem bestimmen Alter soll 
hingeleitet werden umweltbewusst mit den 
Dingen umzugehen. 
- Das Ziel ist mit Kindern oder Jugendlichen oder 
auch Erwachsenen eine Woche in der Natur 
unterwegs zu sein damit sie sozusagen wirklich 
die Natur begreifen. 
- Jede Gruppe setzt sich hin und überlegt sich wie 
sie ein Friedensprojekt umsetzen kann, was das 




Alle Aktivitäten die dazu beitragen 
um gegenseitiges Vertrauen, Be-
ziehungen und Netzwerke sowie 
gemeinsame Normen zu entwickeln 
und zu fördern, wobei dies entwe-
der zwischen like-minded oder zwi-
schen nicht like-minded Individuen 
entstehen.  
- Indem man Leuten ein Angebot setzt 
mitzuarbeiten. Da kriegen wir ein Gespür dafür, 
was spannende, interessante Bereiche sind.  
- Es gibt sicherlich viele Gemeinden in Österreich, 
wo wird eine echte Rolle für das soziale Leben 
spielen.  
- Das Ziel ist, die Menschen so weit zu fördern, 
dass sie in einer Gemeindewohnung alleine 
wohnen können. Und zwar durch den Aufbau 
eines sozialen Netzwerkes in der Wohnumgebung.  
Quelle: eigene Darstellung. 
Als zusätzliche Codierregeln wurde das einfache Codieren festgelegt, das heißt, eine Bedeu-
tungseinheit wird immer nur einer der angeführten Funktionen zuordnet. Falls für eine Be-
deutungseinheit die Möglichkeit besteht, sie zu mehreren Funktionen zuzuordnen, wurde sie 
jener zugeordnet, die als im Vordergrund stehend angenommen werden kann.  
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Zusätzlich zur strukturierenden Analyse wurde, nachdem die Fundstellen zugeordnet wurden, 
eine quantitative Bewertung vorgenommen, um die relative Bedeutung der einzelnen Funkti-
onen zu ermitteln. Dazu wurde die Anzahl der je Funktion zugeordneten Bedeutungseinheiten 
gezählt. Dieser Analyseschritt basiert auf der Annahme, dass die Anzahl der Bedeutungsein-
heiten die einem bestimmten Thema zugeordnet werden können die Wichtigkeit dieses The-




4 Ergebnisse – Konzept der Funktionen von NPO  
Das folgende Kapitel beschreibt, welche der aus der Literatur abgeleiteten Funktionen von 
NPO (siehe Kapitel 2.3) in den empirischen Daten wiedergefunden werden konnten und be-
legt dies mit Zitatbeispielen. Danach werden jene Funktionen angeführt, die durch die empiri-
sche Untersuchung nicht ausreichend gestützt werden. Im Anschluss daran wird aus den 
empirischen Ergebnissen ein Konzept der Funktionen von NPO entwickelt und diskutiert.  
4.1 Identifikation der Funktionen von NPO 
Als Kategorien für die Feincodierung der empirischen Daten wurden zunächst die acht aus der 
Literatur (deduktiv) abgeleiteten Funktionen herangezogen. Im Zuge der (induktiven) Ent-
wicklung der Kategorien aus dem Interviewmaterial konnten aber nur drei dieser Kategorien 
empirisch bestätigt werden.  
? Ursprüngliche Kategorien der Feincodierung, abgeleitet aus der Literatur: service deli-
very’, ‚value guarding’, ‚advocacy’, ‚community building’, ‚charity’, ‚philanthropy’, ‚in-
novation’ und ‚social entrepreneurship’ 
? Endgültige Kategorien der Feincodierung, entwickelt aus dem empirischen Material: 
service delivery’, ‚advocacy‘ und ‚community building’ 
4.1.1 Empirisch ausreichend gestützte Funktionen 
Im Rahmen des Codierprozesses nicht verändert wurde die Funktion des ‚service delivery’. 
Sie beschreibt Aktivitäten die darauf ausgerichtet sind, Dienstleistungen oder Güter für Indi-
viduen oder Gruppen bereitzustellen:  
„Das heißt in den Sozialberatungen sehen wir auch, zahlen wir auch Geld aus und beraten die Leute in 
Richtung Arbeitsmarkt, in Richtung Wohnung. Das machen wir auch im Obdachlosenbereich. Im Alten-
bereich sind wir pflegerisch vor allem tätig, sozusagen, ah, und begleitend tätig.“ (IV Nr. 1, AL).35 
„Naja, einerseits in dem wir Einrichtungen geschaffen haben, wo die Frauen mit ihren Kindern in Si-
cherheit leben können. Und wo .. professionelles Personal auch wirklich optimale Unterstützung gibt. 
Das ist sozusagen also auch mit einer hohen Qualität die Frauen betreut werden.“ (IV Nr. 8, GF)  
 „Also wir, wir gründen in normalen Wohnumgebungen teil- und vollbetreute Wohngemeinschaften, wo 
dann sieben, oder vier bis acht Personen wohnen, die voll betreut werden.“ (IV Nr. 9, GF) 
                                            
35 Die Zitate der Interviews sind jeweils gekennzeichnet durch die Interviewnummer (1 bis 10, siehe Übersicht im Anhang 1) 
und die Position der interviewten Person: GF = GeschäftsführerIn, OB = Obmann/frau; AL = AbteilungsleiterIn. Bezeich-
nungen in den Zitaten, die die Anonymität der NPO verletzten würden, werden durch neutrale Begriffe in eckigen Klammern 
ersetzt. Mit „ ..“ wird ein ausgelassenes Wort, mit „ …“ werden mehrere ausgelassene Wörter gekennzeichnet.  
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„Außer diesen zwei Bereichen bieten wir noch Deutschkurse an. [...] Also das ist mehrmals die Woche, 
haben wir einmal Anfängerkurse, Fortgeschrittenenkurse. Wir planen jetzt auch eben so einen, eine Art 
Konversationskurs zu machen, also wo wirklich weniger auf Grammatik jetzt abgezielt wird, sondern 
wirklich auf Konversation.“ (IV Nr. 10, OB) 
‚Service delivery’ drückt sich dabei meist in Betreuungs- und Versorgungs-, aber auch in Be-
ratungs- und Weiterbildungsleistungen aus und ist aus dem Interviewmaterial überwiegend 
eindeutig zu identifizieren. Bei acht der zehn Organisationen nimmt die Funktion des ‚service 
delivery’ mindestens ein Drittel aller Funktions-Codierungen ein,36 was auf die große Bedeu-
tung dieser Funktion hinweist. Der Materialdurchlauf entlang des Codierschemas ergab insge-
samt 231 Fundstellen für ‚service delivery‘, womit es als eine der zentralen Funktionen von 
NPO betrachtet werden kann.  
Ebenfalls beibehalten wurde die Funktion des ‚advocacy’, die in der Empirie in erster Linie in 
Form von direktem ‚advocacy’, und nur vereinzelt als indirektes ‚advocacy’ vorgefunden wird. 
Wie bereits oben ausgeführt beschreibt erstere Aktivitäten, die die direkte Beeinflussung füh-
render Eliten beziehungsweise von EntscheidungsträgerInnen in den jeweiligen Bereichen 
zum Ziel haben, um bestehende Normen zu verändern beziehungsweise beizubehalten oder 
kollektive Güter zu erhalten. Das passiert entweder durch das direkte Ansprechen dieser Per-
sonen, oder – wenn der direkte Kontakt nicht möglich oder nicht zielführend ist – über Medi-
en:  
„Und da gibt es verschiedene Arbeitskreise zu verschiedenen Themen und, ah, die in den Arbeitskrei-
sen erarbeiteten Vorschläge gehen dann .. verschriftet an politische Entscheidungsträger oder Beamte 
oder was auch immer. Also diese Vernetzung gibt es. Und seit gestern sind wir auch im Dachverband 
der Wiener Sozialeinrichtungen. Also das ist noch eine Etage höher.“ (IV Nr. GIN, GF) 
„Und zwei, drei Monate später ist eine Einladung zu einem ersten Gespräch [seitens der Regierung], 
zu, zu einer Enquete und zu einem Symposium gekommen und aus dem ist dann weitere Aktivität ent-
standen.“ (IV Nr. 1, AL) 
„... ich mein’, wenn wir es jetzt auf unsere Arbeit betrachten, die öffentliche Hand zum Beispiel auch in 
der Polizei sieht, dann können wir es insofern beeinflussen, dass wir einfach auch versuchen Verfahren 
weiterzuführen, dass wir versuchen Verfahren raufzuführen und uns nicht jetzt so rein und bescheiden 
jetzt irgendwie abwimmeln zu lassen und versuchen auch dementsprechende Rechtssätze dazu zu be-
kommen.“ (IV Nr. 10, OB) 
„Und dann gibt es den zweiten bekannteren Teil, dort wo wir öffentlich Kritik üben. Ah, das passiert 
aber typischerweise erst dann und dort, wo Beratung [mit Vertretern der öffentlichen Verwaltung oder 
Unternehmen] nicht akzeptiert wurde oder ein, ein, ein Alibi und Schmähzustand war. Also man 
scheinbar freundlich mit uns geplaudert hat ohne irgendeine Veränderungsbereitschaft erkennen zu 
lassen, äh, oder auch die Vergangenheit gezeigt hat, dass hat gar keinen Sinn, da jetzt zu versuchen 
                                            
36 Siehe dazu auch Neumayr et al. 2007: 13ff. 
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im guten Zurede-Status zu arbeiten und es ist Gefahr im Verzug, dann werden wir eventuell auch ein-
mal gleich öffentlich.“ (IV Nr. 2, GF) 
„Da haben wir zuerst die ... Aussendung gemacht nach den 30 Tagen Hungerstreik. Auf den war jetzt 
ganz viel, also ein paar private Reaktionen, jetzt von Medien her überhaupt nichts und bis dann eben 
auch die Grünen sich auf diese, also auf diese Mail geantwortet haben, dann nachgefragt haben. Und 
gemeint haben, ja sie machen das zum Fall der Woche und danach ist es dann in den großen Medien 
eben gekommen. Also auf ORF usw. und in den Printmedien.“ (IV Nr. 10, OB) 
„Das geht über APA und alle großen Medien in Österreich, wobei die politischen Geschichten spielen 
wir hier weniger. Das wägen wir meistens sehr genau ab, aber in der Regel spielen wir die über be-
freundete Journalisten, sowohl TV als auch Printmedien. Wo wir einfach wissen, in dem Medium ist das 
besser plaziert. Diese Zeitung läuft sozusagen auf unserer Linie und dann verkaufe ich lieber mal was 
exklusiv, wenn es ein heißes Thema ist, kommen die anderen dann eh von selber.“ (IV Nr. 6, GF) 
Eher als indirektes ‚advocacy’ bezeichnet werden dagegen all jene Aktivitäten, die das Ziel 
haben, Bewusstsein in der Bevölkerung zu schaffen oder die Bevölkerung zu einem be-
stimmten Verhalten zu mobilisieren – Petitionen unterzeichnen, Beschwerdebriefe schrei-
ben – um bestehende Normen zu verändern beziehungsweise beizubehalten. 
„Auf der Seite Energiesparen können wir eben durch unsere Arbeit erwirken, dass es ein Bewusstsein 
dafür gibt, dass zum Handeln veranlasst und, dass das Thema bekannt ist, also, dass es, dass es prä-
sent ist. Und dass die Leute eben auch durch das, wie wir das Thema kommunizieren wissen, sie ha-
ben auch selbst etwas davon in der eigenen Geldtasche, wenn sie da Maßnahmen ergreifen“ (IV Nr. 8, 
GF). 
Die Anzahl der Fundstellen für ‚advocacy‘ beläuft sich auf 292, wobei der Großteil davon –
254 Stellen – dem direkten ‚advocacy‘ zugeordnet werden können. Insofern stellt ‚advo-
cacy‘ eine weitere zentrale Funktion von NPO dar.  
Ebenfalls als zentrale Funktion von NPO wurde ‚community building’ identifiziert, wobei 
Aktivitäten, die eher auf ‚bonding’ ausgerichtet sind sowie jene, die eher auf ‚bridging‘ 
ausgerichtet sind, zusammengefasst wurden. Meist erfolgt ‚community-building‘ durch 
gemeinsame Aktivitäten die in der NPO ausgeübt werden oder durch die Integration von 
Freiwilligen beziehungsweise durch Aktivitäten mit der lokalen Bevölkerung, wodurch Ver-
trauen und Reziprozität zwischen gleichgesinnten, also innerhalb von Gruppen (bonding), 
gefördert werden: 
 „Also die Eltern auf jeden Fall, die Eltern geben aber aus Überzeugung ihre Kinder dorthin, weil sie 
auch sozusagen, tagtäglich, letztlich tagtäglich oder wöchentlich erleben, dass das Kind da wirklich 
was mitbringt, was lernt, einen guten Freundeskreis hat, irgendwie weiterkommt persönlich.“ (IV Nr. 
5, GF)  
 „Tanzen wir und come together, get together, ja. Ich sag’ das deswegen so, weil das passiert natür-
lich bei [uns] laufend. Benefit ist, dass die Menschen, die dabei sind sich wohlfühlen und mit einem 
Stückerl Energie nach Hause gehen.“ (IV Nr. 5, GF) 
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„Also wir, wir haben das schon öfter gehabt in Projekten, zum Beispiel im Projekt Bioethanol haben wir 
eine Arbeitsgruppe gebildet und in diese Arbeitsgruppe waren auch eingebunden verschiedene Gesell-
schafter aus den Firmen. Die zuerst einmal freiwillig dann auch mitarbeiten in dieser Arbeitsgruppe, 
ah, aber eben trotzdem ein gewisses Interesse natürlich damit verfolgen. Dass sie eben auch an die-
sen, ah, Informationen mitpartizipieren beziehungsweise mitpartizipieren, wenn es dann zu einer Um-
setzung eines Projektes kommt.“ (IV Nr. 7, GF) 
„Das wird vom Büro aus organisiert, da gibt’s die Information an unsere Gruppen. Die sind also grup-
penweise oder auch in thematischen Netzwerken organisiert, gibt’s ja auch im Büro 2½ BetreuerInnen 
dafür, die nicht nur, aber auch das machen und … teilweise gemeinsam mit einem kleinen konkreten 
Arbeitskreis von Ehrenamtlichen solche Aktionen planen, konzipieren und, und unsere Mitglieder einla-
den dabei mitzumachen und das Ganze organisieren und auf die Beine stellen.“ (IV Nr. 2, GF) 
Eine geringere Anzahl an Fundstellen umfasst Aktivitäten, die eher ‚bridging‘ in den Mittel-
punkt stellen und Vertrauen und Reziprozität zwischen Individuen verschiedener Gruppen bil-
den und fördern: 
„Und das Ziel ist, diese Menschen dann auch so weit zu fördern, dass sie alleine wohnen können oder 
zu zweit in einer Gemeindewohnung. Durch den Aufbau eines sozialen Netzwerkes in der Wohnumge-
bung, ah, so viele Funktionen wie möglich von der Gemeinschaft übernommen werden, ja.“ (IV Nr. 9. 
GF) 
„Die Integration passiert nicht innerhalb, sondern außerhalb des Vereins. Das heißt, da geht es nicht 
um die Integration bei uns, sondern eigentlich um die Loslösung von uns. Wir lassen die Leute wieder 
los.“ (IV Nr. 9. GF) 
„Das ist aber sehr unterschiedlich. Also es gibt sicherlich viele Gemeinden in, also viele Gemeinden in 
Österreich, wo [unsere Kindergruppen] auch eine echte Rolle spielen für das soziale Leben dort, ja.“ 
(IV Nr. 5, GF) 
Insgesamt wurden 50 Bedeutungseinheiten dem ‚community building‘ zugeordnet, wodurch 
der Funktion zwar eine geringere Rolle als die beiden zuvor genannten zukommt, sie kann 
aber dennoch als wesentliche Funktion von NPO betrachtet werden.  
4.1.2 Empirisch nicht ausreichend gestützte Funktionen 
Im Zuge des Codierungsprozesses gänzlich gestrichen wurden die beiden Funktionen 
‚philanthropy‘ und ‚charity’. Der Kategorie ‚charity’ konnte nur eine einzige Fundstelle zuge-
ordnet werden, die explizit auf die wohltätige Umverteilung von besser zu schlechter gestell-
ten Personen abzielt:  
„Es fällt mir halt jetzt ein, also wo [Mitglieder dieser NPO] etwas, richtig gezielt etwas organisieren, um 
Geld rein zu bekommen, um wiederum Dritten zu helfen, ja. Meistens Dritte-Welt-Projekte.“ (IV Nr. 5, 
GF) 
Bei anderen Textstellen, in denen zwar auch Aktivitäten beschrieben werden, die einen um-
verteilenden Charakter haben, ist der intendierte Zweck aber ein anderer, meist die Erstel-
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lung einer Leistung für eine bedürftige Person – und nicht der Umverteilungsgedanke an sich. 
In diesem Fall kann ‚charity‘ als Sub-Funktion von ‚service delivery’ betrachtet werden – und 
stellt keine eigene Funktion dar. Die Funktion des ‚philanthropy’ wurde gestrichen, da ihr kei-
ne einzige Fundstelle zugeordnet werden konnte – sie stellt ebenso wie ‚charity’ eine zu abs-
trakte, auf der Meta-Ebene angesiedelte Funktion dar; die konkreten Handlungen können 
aber vielmehr einer anderen Funktionen zugeordnet werden.  
Aufgrund fehlender Textstellen wurde auch ‚social entrepreneurship’ nicht als Funktion von 
NPO identifiziert. In keiner einzigen Textstelle wurden Aktivitäten, die den Zweck der Förde-
rung sozialen Unternehmertums verfolgen, beschrieben.  
Auch die Funktion ‚innovation’ kann durch die empirischen Daten nicht gestützt werden. Aus-
schlaggebend dafür ist aber nicht die fehlende Innovationstätigkeit von NPO, sondern dass 
die beschriebenen innovativen Aktivitäten letztlich nicht dazu dienen, eine Innovation hervor-
zubringen, sondern z.B. eine Dienstleistung für eine bestimmte Zielgruppe zu erstellen:  
„… Erlebnispädagogische Programme haben wir eigentlich im Laufen, ins Laufen gebracht am Freizeit-
markt als Erste.“ (IV Nr. 6, GF) 
„Es hat ja keine Fremdenverkehrsbewegung in den Tälern gegeben und da hat man dann das Bergfüh-
rerwesen erfunden, die Bergrettung erfunden, also ganz gezielte Dienstleistung, …“ (IV Nr. 6, GF) 
„Wir waren auch die Erfinder der großen Events, wie der …-marathon, der ist im Jahr 82 auf meinem 
Schreibtisch entstanden und, eh, wir, wir haben also jetzt einen, einen in Österreich, die größte Lauf-
bewegung auf der ganzen Erde.“ (IV Nr. 4, GF) 
Insofern erfüllen die jeweiligen Tätigkeiten primär eine andere Funktion, wie etwa das Ange-
bot innovativer ‚services’; oder es sind innovative Aktivitäten, die das ‚community building’ 
fördern. Sie dienen somit wie hier z.B. dem ‚service delivery’ oder dem ‚community building’ 
– und nicht dem Innovationszweck an sich. Diese Interpretation findet sich auch bei Kramer 
(1981:260): “… innovations may be more appropriately conceived as one of several possible 
outcomes of program change and not as a basic purpose of the voluntary agency“. Innovati-
on wird daher nicht als eine der wesentlichen Funktionen von NPO betrachtet. 
Auch die Funktion des ‚value guarding’ wurde nicht als zentrale Funktion von NPO identifi-
ziert. Grund dafür ist aber nicht, dass im empirischen Material keine dieser Funktion zuzuord-
nenden Textstellen gefunden wurden, sondern dass die Anzahl der Fundstellen mit 13 sehr 
gering ist. Sie beschreiben allesamt Aktivitäten, die darauf abzielen, eigene Werthaltungen 
und Überzeugungen auszudrücken, ohne dabei kollektive Normen verändern zu wollen:  
„... so das Selbstverantwortliche, das zur Demokratie hin-erziehen, zum Körperbewusstsein ist eines, 
eines ist die Überkonfessionalität, aber das Leben aus dem Glauben heraus, das ist auch schon wich-
tig, also das sozusagen letztlich motiviert ist durch auch, an, durch ein Glauben an etwas Weiterfüh-
rendes, an einen Gott. Das muss nicht katholisch sein, das muss nicht evangelisch sein, das kann 
muslimisch sein, aber es ist auch Leben aus dem Glauben heraus, ist eins.“ (IV Nr. 5, GF) 
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„... zum Beispiel, äh, das Kind in einem bestimmen Alter soll hingeleitet werden dies oder jenes zu 
können. Und da gibt es jede Menge Überprüfungen, ob sie das können. Doch, das ist bei [uns] sogar 
sehr groß geschrieben, also, dass ein Ziel zum Beispiel das ein Kind umweltbewusst umgeht mit ir-
gendwas, das ist ein Ziel.“ (IV Nr. 5, GF) 
„Da geht es praktisch konkret darum, dass man heute mit den Kindern oder Jugendlichen oder auch 
Erwachsenen eine Woche in der Natur unterwegs ist. Im Winter zum Beispiel einmal ein Iglu baut, eine 
Nacht im Iglu schläft und dann sozusagen wirklich die Natur begreift und erklärt kriegt …“ (IV Nr. 6, 
OB) 
Die dem Zweck des ‚value guarding’ zuzuordnenden Aktivitäten dienen somit in erster Linie 
dazu, in der Gruppe bestimmte Werte – hier in den Beispielen ein Naturverständnis, ein Le-
ben aus dem Glauben – zu erleben und weiterzutragen. 
Die Auswertung der Interviewdaten bestätigt damit drei der aus der Literatur abgeleiteten 
Funktionen. Die restlichen fünf aus der Literatur übernommenen Funktionen werden ausge-
schlossen, da sie entweder in den Daten nicht identifiziert werden, sie letztlich einer anderen 
Funktion dienenden oder aber eine zu geringe Anzahl an Fundstellen aufweisen und dadurch 
der Fragestellung nach den wesentlichen Funktionen von NPO nicht entspricht. 
4.2 Entwicklung eines Konzepts 
Die aus dem empirischen Material identifizierten drei Funktionen lassen sich in einem Dreieck 
anordnen (siehe Abbildung 2). Dadurch wird ausgedrückt, dass es sich um drei voneinander 
abgegrenzte Funktionen handelt, die unterschiedlichen Zwecken dienen sind und sich inhalt-
lich nicht überschneiden.  
Abbildung 1: Konzept der gesellschaftlichen Funktionen von NPO 
                                           
Interessens‐
vertretung
      
Quelle: eigene Darstellung.  
Einzelne Handlungen, Aktivitäten oder Zielsetzung einer NPO können demnach einer dieser 
Funktionen zugeordnet werden. Diese Zuordnung kann entweder eindeutig erfolgen, die Akti-
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vitäten müssen aber nicht unbedingt eindeutig zuordenbar sein, wie es bei folgenden Beispie-
len der Fall ist: 
 „Wir machen aber auch Schulungen bei der Polizei, in Schulen, also sozusagen, halten Vorträge bei 
Ärzten, Ärztinnen, ah, und solche Dinge. Also so einen Schulungs- und Vortragsbereich gibt es, der 
ganz wichtig ist.“ (IV Nr. 8, GF)  
„Ganz wichtig war die Zusammenarbeit mit der Polizei, die sich aufgrund dieser Schulungen wirklich 
unglaublich verbessert hat. Das war zu Beginn ganz schrecklich. Und ich find’ ein Opferschutz kann nur 
in guter Kooperation zwischen Polizei, Gerichten und Opferschutzeinrichtungen funktionieren.“ (IV Nr. 
8, GF) 
Während die Schulungen bei der Polizei der Funktion ‚advocacy’ zuzuordnen sind, erfüllen sie 
gleichzeitig auch die Kriterien des ‚service delivery‘, da es sich um Dienstleistungen für die 
Polizei im Sinne von Weiterbildungsangeboten handelt. Aktivitäten, die mehreren Funktionen 
dienen, können entlang der Achsen des Dreiecks – hier zwischen ‚advocacy‘ und ‚service deli-
very‘ – angeordnet werden. Aber auch entlang der Achsen zwischen ‚service delivery‘ und 
‚community building‘ können Aktivitäten eingeordnet werden:  
 „Also da seh’ ich Bilder, dass die [Kindergruppe] durch den Wald geht, eine Gruppenaktion, und da 
wirklich, äh, mehrere Spazierwege befreien von dem Dreck, den irgendwelche Wanderer dort hin 
schmeißen.“ (IV Nr. 5, GF) 
Die Säuberung eines Waldstückes durch eine Gruppe Kinder, die das gemeinsam tut, stellt 
einerseits auf ‚service delivery’ – die Bereitstellung eines öffentlichen Gutes, des gesäuberten 
Waldes ab, andererseits aber auch auf ‚community-building‘, da sich Kinder in einer Gruppe 
regelmäßig treffen und dabei gegenseitiges Vertrauen und Reziprozität aufbauen.  
Einzelne Handlungen können also entweder exakt den Eckpunkten des Dreiecks zugeordnet 
werden, oder aber entlang der Achsen zwischen zwei Funktionen, beziehungsweise, wenn sie 
den Kriterien aller drei Funktionen entsprechen – in der Mitte des Dreiecks angesiedelt wer-
den. Im Gegensatz zu den empirischen Handlungen, die nicht unbedingt eindeutig einer 
Funktion zuordenbar sein müssen, sind aber die drei Funktionen an sich – wie bereits oben 
erwähnt – inhaltlich trennscharf und überschneiden sich nicht. Die drei Eckpunkte des Kon-
zepts – ‚service delivery‘, ‚advocacy‘ und ‚community-building‘ – definierte ich daher wie 
folgt:  
? Mit ‚service delivery’ wird die Erstellung von Dienstleistungen und Produkten durch 
NPO beschrieben. Diesen kann ein bestimmter Preis zugeordnet werden, der entwe-
der von den Konsumierenden selbst oder von Dritten bezahlt wird. Es kann sich dabei 
sowohl um private Güter, als auch um öffentliche Güter handeln, welche meist mit 
positiven externen Effekten einhergehen. Diese Funktion wird in Folge als Funktion 
der Dienstleistungserstellung bezeichnet. 
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? ‚Advocacy’ beschreibt die von NPO ausgeübte Funktion, gesellschaftliche Normen und 
Werte im Interesse bestimmter Gruppen zu verändert oder beizubehalten. Und zwar 
entweder indem EntscheidungsträgerInnen direkt angesprochen werden, oder indirekt 
über Maßnahmen zur Bewusstseinsbildung und Mobilisierung in der Bevölkerung. Die-
se Funktion wird folgend als Funktion der Interessenvertretung bezeichnet.  
? Unter ‘community building’ wird die von NPO ausgeübte Funktion verstanden, Ver-
trauen und Reziprozität zwischen Individuen zu bilden und zu fördern. Dabei ist zwi-
schen spezifischen Vertrauen und Reziprozität innerhalb bestimmter Gruppen und 
allgemeinem („generalisiertem“) Vertrauen und Reziprozität zu unterscheiden 
(Putnam 2000:134, 136). Generell tragen NPO durch den Einsatz freiwilliger Mitarbei-
terInnen zur Vertrauensbildung bei, wobei die Involvierung von Menschen erforderlich 
zur community-building nötig ist. Die Individuen kommen dabei entweder aufgrund 
regionaler, Zugehörigkeit oder wegen eines bestimmten Themas oder Interesses zu-
sammen. Diese Funktion wird folgend als Funktion der Gemeinschaftsbildung be-
zeichnet. 
Das aus der Empirie abgeleitete Dreieck drückt nicht nur aus, dass jede der Funktionen einen 
eigenen Zweck der Organisation darstellt, sondern auch dass jede NPO mehrere Funktionen 
gleichzeitig wahrnehmen kann. Das bedeutet, dass NPO sich nicht unbedingt einer Funktion 
verschreiben, sondern auch zwei oder alle drei Funktionen gleichzeitig erfüllen können. Die 
relative Bedeutung der einzelnen Funktionen im Verhältnis zueinander kann dabei unter-
schiedlich ausgeprägt sein.  
4.3 Diskussion des Konzeptes  
Das entwickelte Konzept mit der Dienstleistungserstellung, der Interessenvertretung und der 
Gemeinschaftsbildung als den drei wesentlichen Funktionen von NPO zeichnet sich für die 
praktische Anwendung dadurch aus, dass es die einzelnen von NPO erfüllten Funktionen auf 
organisationaler Ebene erfasst. Dadurch kann die Multifunktionalität von NPO empirisch ab-
gebildet werden, die theoretisch unumstritten ist (Salamon et al. 2000; Minkoff 2002; Chaves 
et al. 2004:293; Zimmer/Freise 2005:8). Das Modell unterscheidet sich damit von dem bisher 
für die Messung der Funktionserfüllung eingesetztem Konzept von Salamon (vgl. Salamon et 
al. 2000; Salamon/Sokolowski 2004), bei dem eine NPO als ganze einer Funktion zugeordnet 
wird und das die verschiedenen Funktionen, die die Organisation erfüllt, nicht abbilden kann. 
Der Vorteil des hier entwickelten Konzepts liegt somit zum Einen in der Berücksichtigung der 
Multifunktionalität, wodurch eine exaktere Erfassung möglich wird. Gleichzeitig wird durch die 
Reduktion der zahlreichen in der Literatur vorzufindenden Funktionen auf die drei wesentli-
chen Funktionen eine Verdichtung vorgenommen, die dennoch eine Operationalisierung und 
empirische Anwendung ermöglicht. 
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Diese Operationalisierung erfolgt durch die Zuordnung einzelner Tätigkeiten, Entscheidungen 
und Handlungen, über die die Funktionen der NPO ausgedrückt werden. Wie die einzelnen 
Funktionen herunter gebrochen werden können wird durch die Ankerbeispiele sowie die Zitate 
nachvollziehbar dargestellt.  
Neben den Vorteilen des Konzepts für die empirische Anwendung weist es mit der Dienstleis-
tungserstellung, der Interessenvertretung und der Gemeinschaftsbildung als den drei wesent-
lichen Funktionen auch eine hohe Anschlussfähigkeit mit bestehenden Ansätzen in der NP- 
Forschung auf. So beispielsweise mit Zimmer/Freise (2005), die ebenfalls diese drei Funktio-
nen als die wichtigsten Funktionen von NPO bezeichnen. Sie ordnen diese dabei jeweils einer 
bestimmten ‚gesellschaftlichen Sphäre‘ zu: 
„In sharp contrast to the logic of functional differentiation as the private feature of modern 
societies, nonprofits are participating in at least three societal spheres simultaneously. As 
providers of services … they are part of the market economy. As lobbyists for the interests 
of their members, the common weal or a specific topic, they are participating in the politi-
cal power play. And finally, due to the fact that nonprofits are dependent on voluntary in-
put … they are also embedded in particular communities where they form an integral part 
of our ‘lebenswelt’ by contributing significantly to the process of empowerment and self-
actualizing, while at the same time fostering feelings of solidarity and belongingness.” 
(Zimmer/Freise 2005:8f) 
Aus systemtheoretischer Sicht entsprechen diese ‚societal spheres‘ den verschiedenen 
Funktionssystemen der Gesellschaft. Jedes dieser Systeme (z.B. Rechtsystem, Wirt-
schaftssystem, Wissenschaftssystem, vgl. Luhmann 1997:740) erfüllt dabei eine be-
stimmte Funktion für die Gesellschaft und dient damit den anderen in seiner Umwelt 
befindlichen Funktionssystemen. Die einzelnen Systeme sind dadurch voneinander abhän-
gig (Luhmann 1997:745).37 Die drei von NPO erbrachten Funktionen können dabei folgen-
den von Luhmann beschriebenen Funktionssystemen der Gesellschaft zugeordnet werden: 
Die Funktion der Interessenvertretung ist auf das Funktionssystem der Politik ausgerich-
tet. Dieses hat den Zweck, kollektiv verbindliche Entscheidungen herbeizuführen, wobei 
es sich des Mediums der Macht bedient. Macht, das heißt über Macht verfügen oder nicht 
über Macht verfügen, entspricht somit dem Code, das heißt der Sprache des Funktions-
systems der Politik. Die Funktion der Dienstleistungserbringung ist dagegen auf das Funk-
tionssystem der Wirtschaft ausgerichtet. Dieses erfüllt den gesellschaftlichen Zweck, mit 
Hilfe von Geld Knappheiten zu regulieren. Der in diesem System anerkannte binäre Code 
                                            
37 Luhmann begreift die moderne Gesellschaft als ‚funktional differenzierte Gesellschaft‘. Jede Funktion wird dabei nur 
durch das jeweilige Funktionssystem selbst erfüllt, das diese Funktion für sich monopolisiert und von einer Umwelt ausgeht 
(die aus allen anderen Funktionssystemen besteht), die hinsichtlich dieser Funktion unzuständig und inkompetent ist. Die 




lautet zahlen oder nicht zahlen (Luhmann 1997:740; Münch 2004:213). Weniger eindeu-
tig definiert ist das Funktionssystem, dem die Gemeinschaftsbildungsfunktion dient. Man 
könnte hier vom Funktionssystem der Gruppe/Gemeinschaft sprechen (vgl. dazu Zauner 
2007:161), dessen Code das Vertrauen darstellt. Zweck dieses gesellschaftlichen Subsys-
tems wäre die Schaffung reziproker Beziehungen, die über den Code Vertrauen haben 
oder kein Vertrauen haben reguliert wird.  
Auch die dem Funktionsdreieck zugrunde liegende Annahme, dass einzelne Aktivitäten 
von NPO einer bestimmten Funktion zugeordnet werden können, stimmt mit den system-
theoretischen Vorstellungen überein. Eine einzelne Handlung kann aber auch mehreren 
Funktionen dienen, wobei die jeweiligen Funktionssysteme die für sie relevanten Aspekte, 
das heißt die sie betreffende Funktion, selbst identifizieren (vgl. dazu Luhmann 
1997:765). Damit unterscheidet sich das Funktionsdreieck von jenen Modellen, die NPO 
als gesamte Organisationen einer bestimmten Funktion zuordnen38, wie beispielsweise je-
nem von Land (2001:67). 
Abbildung 2: Funktionsdreieck und zugehörige gesellschaftliche Sphären 





Quelle: eigene Darstellung. 
Des Weiteren deckt sich die empirische Identifikation der drei Funktionen mit bestehenden 
Ansätzen in der NP-Sektor-Forschung, nämlich den in den Wirtschaftswissenschaften, in der 
Politikwissenschaft und in der Soziologie vorhandenen Theorien über die Entstehung des NP-
Sektors (vgl. auch Boris/Mosher-Williams 1998:490). So kann jede der drei Funktionen einem 
dieser drei Disziplinen zugeordnet werden, und zwar insofern, als die Dienstleistungserbrin-
gung in der Ökonomie, die Interessenvertretung in der Politikwissenschaft und die Gemein-
                                            
38 Auch diese Ansicht folgt der Systemtheorie, gemäß der einzelne Menschen nicht bestimmten Teilsystemen der Gesell-
schaft zugeordnet werden können, da sie allen Teilsystemen angehören (Luhmann 1997:744). 
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schaftsbildung in der Soziologie als wesentlichste Funktion des NP-Sektors erachtet wird (vgl. 
Kapitel 2.1).  
Darüber hinaus schließt das Modell auch an das von Pestoff (1998:42) und Evers/Laville 
(2004:17) entwickelte Wohlfahrtsdreieck an (siehe Abbildung 3). Dieses Wohlfahrtsdreieck 
bildet den NP-Sektor als Intermediär zwischen den drei Sektoren Staat, Markt und Communi-
ty (Haushalte, Familien) ab, welche die wesentlichen Elemente eines Wohlfahrtstaates aus-
machen. Der NP-Sektor wird dabei als Vermittler zwischen den anderen drei Sektoren 
dargestellt, da er als einziger der vier Sektoren die verschiedenen Logiken („Sprachen“) der 
anderen Sektoren in sich vereint und dadurch mit allen anderen Sektoren kommunizieren 
kann. Trotz der Ähnlichkeit zwischen den Bezeichnungen der drei Sektoren im Wohlfahrts-
dreieck und den Bezeichnung der drei gesellschaftlichen Sphären im Funktionsdreieck beste-
hen zwischen den Modellen aber grundlegende Unterschiede. Während im Wohlfahrtsdreieck 
einzelne Organisationen und Institutionen jeweils einem bestimmten Sektor zugeordnet wer-
den, ist dies im Funktionsdreieck nicht der Fall. So sind dem Funktionssystem der Politik kei-
ne staatlichen Institutionen oder Ministerien zugeordnet, es besteht vielmehr aus allen 
Handlungen und Entscheidungen, die dem Funktionssystem der Politik zugeordnet werden 
können – völlig unabhängig davon, in welchen Organisationen sie stattfinden. Es werden also 
nicht NPO als Ganzes einem Sektor zugeordnet wie bei Evers/Laville und Pestoff, sondern nur 
einzelne Aktivitäten, Handlungen, Entscheidungen.  
Abbildung 3: NP-Sektor als eigener Sektor innerhalb des Wohlfahrtsdreiecks 
                    
Quelle: Evers/Laville (2004:17), (Originaltitel: The welfare mix).  
Als letztes Modell, das Parallelen mit dem Funktionsdreieck aufweist, wird hier jenes von 
Zauner (2007:161) angeführt. Es stellt NPO als Schnittstellen zwischen den drei gesellschaft-
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lichen Teilsystemen Wirtschaft, staatliche und kommunale Verwaltung und Gemein-
schaft/soziale Bewegung dar (Zauner et al. 2006:3f; Zauner 2007:143), weil sie grundsätz-
lich gegenüber allen drei Teilsystemen anschlussfähig sind. Da sich jede NPO dabei durch 
eine dominante Bindung zu einem dieser drei institutionellen Pole der Gesellschaft auszeich-
net, unterscheidet Zauner zwischen drei Arten von NPO: den wirtschaftsnahen, den verwal-
tungsnahen und den basisnahen NPO (Zauner 2007:148f). Auch diesem Modell liegt die 
Sektorenlogik zugrunde, die eine Zuordnung von NPO als gesamte Institutionen vornimmt, 
und nicht einzelner Aktivitäten und Handlungen.  
Zusammenfassend betrachtet lässt sich das entwickelte Funktionsdreieck mit verschiedenen 
Modellen der NP-Forschung in Verbindung bringen; durch die konzeptionelle Darstellung der 
verschiedenen von NPO erfüllten Funktionen stellt es aber ein völlig neues Modell dar. Ge-
genüber den in Kapitel 2.1 angeführten Konzepten zeichnet es sich vor allem durch die klare 
Abgrenzung der einzelnen Funktionen und die theoretische Einbettung aus. Das entwickelte 
Modell mit den Funktionen der Dienstleistungserstellung, der Interessenvertretung und der 
Gemeinschaftsbildung bildet die Grundlage für den zweiten Teil der vorliegenden Arbeit, in 
dem der Einfluss öffentlicher Finanzierung auf die Bedeutung dieser einzelnen Funktionen un-





TEIL II: EINFLUSS DER FINANZIERUNGSTRUKTUR AUF DIE 
 FUNKTIONEN DES DRITTEN SEKTORS  
Wie in der Einleitung der Arbeit schon erwähnt, existieren bereits seit dem frühen 20. Jahr-
hundert Spekulationen über die dysfunktionalen Konsequenzen öffentlicher Einnahmen auf 
NPO und deren Mission (vgl. Fetter 1901; Fleischer 1914; zitiert in Smith 1998:186; Chikoto 
2007:7). Im Mittelpunkt dabei stehen die vermutete Abhängigkeitsbeziehung von NPO und 
damit verbunden die negativen Auswirkungen auf die Autonomie und die Aktivitäten der NPO. 
Im folgenden Kapitel (Kapitel 5) wird die hinter dieser Annahme stehende Theorie, die Re-
source-Dependence Theorie vorgestellt. Im Anschluss daran gibt Kapitel 6 einen Überblick 
über die in der Literatur angeführten Thesen über die Effekte der Ressourcenabhängigkeit auf 
NPO. Darin werden auch die Ergebnisse empirischer Studien, die diese Thesen jeweils stützen 
oder entkräften angeführt. Im 7. Kapitel werden die daraus abgeleiteten Hypothesen über 
den Zusammenhang zwischen öffentlichen Finanzierungsmodalitäten und den gesellschaftli-
chen Funktionen von NPO dargestellt, die anhand österreichischer Daten geprüft werden sol-
len. Ausgangsbasis für die Untersuchung bilden die drei in Teil I der Arbeit identifizierten 
Funktionen: die Erstellung von Dienstleistungen, die Vertretung von Interessen und die Ge-
meinschaftsbildung. Die methodische Vorgehensweise für die Untersuchung wird in Kapitel 8, 
die verwendeten Daten in Kapitel 8.2.2 beschrieben. Im letzten Kapitel (Kapitel 10) werden 
die Ergebnisse über den Einfluss der Finanzierungsstruktur auf die tatsächlich wahrgenom-
menen Funktionen von NPO in Österreich dokumentiert.  
5 Resource-Dependence Theorie 
Folgend werden die zentralen Ideen der Resource-Dependence Theorie (RDT) dargelegt und 
in Hinblick auf die vorliegende Forschungsfrage konkretisiert. Vorneweg wird ein kurzer Über-
blick über die gängigen Theorien zur Erklärung des Verhaltens von NPO gegeben, einerseits 
um die RDT in die bestehenden Theoriestränge einordnen zu können, andererseits um die 
Eignung der RDT für die Untersuchung, in Abgrenzung zu anderen Ansätzen, aufzuzeigen.  
5.1 Überblick über gängige Theorien zur Erklärung der Tätigkeiten von NPO  
Um die Existenz und die Tätigkeiten von NPO in Abhängigkeit von Faktoren der Umwelt zu 
erklären, werden in der NP-Sektor Forschung sowohl ökonomisch orientierte Theorien als 
auch Organisationstheorien herangezogen. Die ökonomisch orientierte NP-Sektor-Forschung 
beschäftigt sich in erster Linie mit der Frage nach der Entstehung von NPO, für die vor allem 
nachfrageseitige Erklärungsansätze existieren (Badelt 2007:104). Diesen zufolge werden die 
Leistungen des NP-Sektors gegenüber jenen anderer institutioneller Anbieter – des markt-
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wirtschaftlichen oder des öffentlichen Sektors – bevorzugt; entweder weil sie monetäre Vor-
teile oder Vertrauensvorteile mit sich bringen, weil sie den qualitativen oder quantitativen An-
sprüchen der KonsumentInnen eher entsprechen, oder weil die KonsumentInnen bei der 
Erstellung der Leistungen selbst Einfluss nehmen können.39 Den Kern all dieser Erklärungsan-
sätze bildet das Versagen von privatwirtschaftlichen und staatlichen AnbieterInnen hinsicht-
lich der zufriedenstellenden Versorgung der nachfragenden KonsumentInnen, weshalb sie 
auch als ‚Failure-Performance-Modelle‘ (Badelt 1990:55f) bezeichnet werden (vgl. Trukeschitz 
2006:57f).40 Angebotsseitige Erklärungsansätze dagegen führen die Entstehung von NPO 
nicht auf die Bedürfnisse der KonsumentInnen, sondern auf bestimmte Eigenschaften von 
UnternehmerInnen (Entrepreneurship Theorien) zurück (siehe dazu Badelt 2007:105).  
Die Frage nach dem Verhalten von NPO kann von den genannten ökonomischen Theorien nur 
beschränkt erklärt werden. Für diesen Zweck wurde daher eine Reihe konkreter Verhaltens-
modelle entwickelt. Diesen neoklassischen Optimierungsmodellen zufolge sind NPO bestrebt, 
bestimmte Größen, beispielsweise die Produktionsmenge, die Budgets, den Umsatz oder qua-
litative Eigenschaften zu maximieren (Badelt 2007:109f). 
Alle bisher erwähnten Theorien zeichnen sich dadurch aus, dass sie ausschließlich auf mikro-
ökonomischen Ansätzen beruhen und vor allem auf die Dienstleistungsfunktion von NPO ab-
stellen (vgl. Kramer et al. 1993:7; Johansson 2003:210; Lewis 2004:172); alle anderen von 
NPO erfüllten Funktionen werden dabei außer Acht gelassen. Das liegt insbesondere an den 
US-amerikanischen Wurzeln der genannten Erklärungstheorien (Badelt 2007:104) und den 
Unterschieden zwischen dem Verständnis des NP-Sektors in den USA und Europa (vgl. dazu 
Fußnote 26). Viele NP-ForscherInnen sind mittlerweile aber der Ansicht, dass diese Erklä-
rungsansätze zu kurz greifen, um die Charakteristika und das Verhalten von NPO zu be-
schreiben, da sie über das Effizienzkriterium nicht hinaus gehen und andere Rollen von NPO 
unberücksichtigt lassen (James 1989; Kuhnle/Selle 1992; Kramer et al. 1993; 
Salamon/Anheier 1998; Steinberg 2006:129). Beispielsweise gehen die Theorien von festste-
henden (KonsumentInnen-)Präferenzen aus, NPO haben mitunter aber – z.B. in ihrer Funkti-
on des indirekten Advocacy – die Veränderung der Präferenzen von BürgerInnen 
beziehungsweise KonsumentInnen zum Ziel.  
Im Gegensatz zu den genannten ökonomischen Theorien beschäftigen sich Organisationsthe-
orien in erster Linie mit dem Verhalten und der Entwicklung von NPO, wobei Prozesse inner-
                                            
39 Zu den nachfrageseitigen Erklärungsansätzen in Bezug auf die Vertrauensvorteile durch NPO zählt die Theorie des Kon-
taktversagens, bezüglich der Mitbestimmung der KonsumentInnen bei der Produktion die Consumer Control Theory, hin-
sichtlich der qualitativen und quantitativen Unterversorgung die Heterogenitätstheorie und in Bezug auf die Kostenvorteile 
durch NPO der Transaktionskostenansatz (vgl. Heitzmann 2001:44ff; Trukeschitz 2006:58ff).  
40 Überlegungen zum Versagen der öffentlichen Hand bei der Bereitstellung öffentlicher Güter gehen auf Weisbrod (1977) 
zurück. Das Versagen des Marktes bei der Bereitstellung der Güter geht auf Hansmann (1980) zurück und basiert im allge-
meinen auf dem Phänomen der asymmetrischen Information.  
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halb der Organisation berücksichtigt werden. Dabei kann grundsätzlich zwischen Ansätzen, 
die Organisationen eher als Maschinen, und solchen, die Organisationen eher als Organismen 
beschreiben, unterschieden werden (vgl. Kasper et al. 2002:19ff). Der Maschinen-Logik fol-
gend werden Organisationen als mechanische, auf naturwissenschaftlichen Gesetzmäßigkei-
ten beruhende Konstruktionen verstanden, die einer Wenn-Dann-Logik folgen und damit 
exakt steuerbar sind (ebd.). Aufgrund dieser mechanischen und damit sehr vereinfachten 
Funktionslogik sind diese Theorien aber nicht geeignet, komplexere Zusammenhänge, wie 
den Einfluss von Finanzierungsformen auf die Tätigkeiten der Organisationen, zu erklären. 
Die Organismus-Logik hingegen geht davon aus, dass Organisationen offene Systeme dar-
stellen, die mit ihrer Umwelt im Austausch stehen und sich an ändernde Umweltbedingungen 
anpassen. Wie dieser Anpassungsprozess beziehungsweise die Steuerung durch die Umwelt 
von statten geht und welche Strategien am besten geeignet sind, damit die Organisationen 
überleben, wird durch unterschiedliche Theorien erklärt: Beispielsweise beeinflussen gemäß 
dem Konsistenzansatz nach Mintzberg41 Umweltfaktoren die Ausgestaltung der Organisations-
struktur. Das kann z.B. zu einer Bürokratisierung oder Professionalisierung der Organisation 
führen. Dem Ansatz der Population Ecology42 wiederum liegen sozialdarwinistische Vorstel-
lungen zugrunde und insbesondere die effiziente Produktionsweise bestimmt das Überleben 
der Organisation (Ortmann et al. 1997:25). 
Als weitere Ansätze, die die Anpassung von Organisationen durch Umwelteinflüsse erklären 
gelten der Neoinstitutionalismus und die RDT. Sie zeichnen sich dadurch aus, dass sie den 
abhängigen Organisationen zugestehen, die Anpassungsprozesse durch das eigene Verhalten 
in einem bestimmten Ausmaß selbst steuern beziehungsweise kontrollieren können. Diese 
Möglichkeit, die Umwelt zu beeinflussen, ist innerhalb des Neoinstitutionalismus aber wesent-
lich schwächer ausgeprägt als bei der RDT (Oliver 1991:149f). Das ergibt sich mitunter aus 
den unterschiedlichen Auffassungen darüber, was jeweils unter der Organisationsumwelt ver-
standen wird. Gemäß dem Neoinstitutionalismus besteht sie aus Normen, Zwängen und „In-
stitutionen“ im soziologischen Sinn und bleibt damit sehr abstrakt. Für die RDT stellt sich die 
Umwelt dagegen wesentlich konkreter dar: sie besteht aus physischen/realen Institutionen 
wie Organisationen, Gewerkschaften, Unternehmen oder Firmen. Zudem wird der RDT zufol-
ge auch der Einfluss der Umwelt expliziter ausgeübt, nämlich über die bestehende Abhängig-
keit von bestimmten, meist physischen, Ressourcen.  
                                            
41 Mintzberg beschreibt Organisationen anhand von fünf Elementen (z.B. strategische Spitze, betrieblicher Kern), wobei de-
ren relative Mächtigkeit, das heißt welches Element die Organisation dominiert, u.a. durch erforderliche Anpassungsprozes-
se an Umweltbedingungen bestimmt wird (vgl. dazu Kasper et al. 2002:64ff).  
42 Gemäß der Population Ecology ist es die Populationsdichte, also die Anzahl der konkurrierenden Organisationen, die Ein-
fluss auf die Tätigkeit der eigenen Organisation ausübt. Dabei sind verschiedene Dimensionen, wie beispielsweise die effizi-
ente Produktionsweise, aber auch die politischen und sozialen Beziehungen relevant, um sich im Selektionsprozess zu 
bewähren (siehe dazu Hannan/Freeman 1977; Ortmann et al. 1997; Pfeffer/Salancik 2003:xiv).  
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Der Neoinstitutionalismus bietet somit eine theoretische Erklärung dafür, dass NPO durch von 
außen an sie herangetragene Normen und Erwartungen ihre Mission verändern oder be-
stimmte gesellschaftliche Funktionen nicht mehr wahrnehmen. Da die vorliegende Fragestel-
lung aber weniger auf den Einfluss von Normen auf NPO abzielt, sondern explizit prüfen 
möchte, ob die finanziellen Ressourcen von öffentlichen Institutionen bei NPO zu einer verän-
derten Funktionswahrnehmung führen, stellt die RDT den besser geeigneten theoretischen 
Zugang für die Untersuchung dar.  
5.2 Allgemeine Darstellung der Resource-Dependence Theorie  
Die Resource-Dependence Theorie (auch Resource Dependency Theorie) gilt heute als eine 
der wichtigsten Organisationstheorien. Sie hat ihre Wurzeln in der Soziologie (Weber 1947, 
vgl. dazu Ulrich/Barney 1984:472) und der Politologie. Die erstmalige Formalisierung der 
Theorie erfolgte 1978 durch Jeffrey Pfeffer und Gerald R. Salancik in „The External Control of 
Organisations“ (1978 [2003])43, das sich auf Vorarbeiten von Aldrich (1976) bezieht.44  
Den Bezugspunkt der RDT stellen Organisationen beziehungsweise einzelne Abteilungen von 
Organisationen und deren Beziehungen zur Umwelt dar. Die Organisationen beziehungsweise 
Abteilungen sind darauf ausgerichtet, den Erhalt des Systems, sprich das eigene Fortbeste-
hen, sicherzustellen (vgl. Schreyögg 1997:481). Dies wird in erster Linie durch die zuverläs-
sige Versorgung mit Ressourcen garantiert, die für die einzelne Organisation beziehungsweise 
Abteilung45 überlebenswichtig sind und von AkteurInnen der Umwelt bezogen werden müs-
sen. Der zentrale Mechanismus zur Sicherung dieses Ressourcenflusses besteht dabei darin, 
die eigene Machtposition gegenüber den Ressourcenlieferanten zu stärken (Ulrich/Barney 
1984:472).  
5.2.1 Zentrale Annahmen  
Ausgehend vom Bezugspunkt einer einzelnen Organisation ist die RDT darauf ausgerichtet, 
das Verhalten dieser Organisation vor dem Hintergrund der bestehenden Umweltbeziehungen 
zu erklären. Voraussetzung für diese Sichtweise ist die Idee, dass Organisationen offene Sys-
teme darstellen und daher nicht – wie geschlossene Systeme – völlig selbstgesteuert sind 
und autonom ihre eigenen Ziele verfolgen. Vielmehr sind sie, wie in Kapitel 5.1 bereits ange-
führt, teilweise durch ihr Umfeld gesteuert und somit fremdbestimmt (Pfeffer/Salancik 
1978:44). Das bedeutet, dass sich Organisationen – die bestrebt sind, ihr eigenes Überleben 
                                            
43 Weiteres zentrales Werk zur Formulierung der RDT: Organizations and Organizational Theory (Pfeffer 1982). 
44 Wesentlichen Einfluss auf die Formulierung der RDT hatten darüber hinaus Ideen der Theorie des Sozialen Austausches 
von Emerson (1962) und Blau (1964) (vgl. Provan et al. 1980:201).  
45 In der Folge wird auf die Erwähnung der Abteilung als Bezugspunkt verzichtet. 
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zu sichern – an exogen vorgegebene Bedingungen anpassen (Pfeffer/Salancik 2003:257). 
Diese Bedingungen stehen im Rahmen der RDT immer im Zusammenhang mit dem Aus-
tausch von Ressourcen mit der Umwelt. Ressourcen, ihre Verfügbarkeit und der Bedarf nach 
ihnen, sind somit das zentrale Element, das gemäß der RDT die Beziehungen von Organisati-
onen zu ihrer Umwelt bestimmt. 
Der Begriff der Ressource umfasst dabei alles, das von der Organisation als essentiell für das 
eigene Fortbestehen angesehen wird und entweder einen Input darstellt oder zur Sicherung 
des Absatzes des erstellten Output dient. Dazu zählen physische Ressourcen wie Werk- und 
Rohstoffe, aber auch immaterielle Ressourcen wie Informationen. Im Zusammenhang mit der 
Sicherung des Absatzes kann der Zugang zu bestimmten Märkten eine Ressource darstellen. 
Pfeffer/Salancik haben im Rahmen der Theorie insbesondere die Bedeutung der finanziellen 
Ressourcen hervorgehoben (Pfeffer/Salancik 1978:xii; Tillquist et al. 2002:93). All diese Res-
sourcen werden aber erst dann Gegenstand der Theorie, wenn die Organisation selbst nicht 
über sie verfügt und sie auch nicht selbst herstellen kann; also erst dann, wenn sie von der 
Umwelt bezogen werden müssen und zudem überlebenswichtig sind: das heißt, wenn es sich 
um sogenannte kritische Ressourcen handelt. Ein weiteres Charakteristikum der RDT ist, dass 
die Umwelt – wie bereits erwähnt – durch konkret identifizierbare Institutionen wie Unter-
nehmen oder Behörden verkörpert wird. Das bedeutet, dass das Organisations-Umwelt-
Verhältnis zu einem interorganisationalen Verhältnis wird (Schreyögg 1997:481f); der Aus-
tausch von Ressourcen findet zwischen Organisationen statt.  
Im Mittelpunkt der RDT stehen demzufolge die durch den Ressourcenaustausch bestimmten 
Beziehungen zwischen Organisationen. Da die zuverlässige Versorgung mit kritischen Res-
sourcen eine Zielsetzung von Organisationen ist, ist sie von jener Organisation, von der sie 
diese Ressourcen benötigt, abhängig – die Beziehung zwischen den Organisationen reduziert 
sich für die RDT somit auf das Moment der Ressourcenabhängigkeit (Schreyögg 1997:481). 
Die Abhängigkeit einer ressourcenbenötigenden Organisation von der über die Ressourcen 
verfügenden Organisation ist daher umso größer, je essentieller die Ressource für die Organi-
sation ist, beziehungsweise je weniger Möglichkeiten vorhanden sind, auf andere Ressour-
cenanbieter auszuweichen.  
Mit dem Aspekt der Abhängigkeit rückt gleichzeitig der Aspekt der Macht in den Vordergrund, 
da die ressourcenliefernde Organisation über das „Drohpotential“ verfügt, den Ressourcen-
fluss zu unterbinden. Macht stellt den zentralen Mechanismus der RDT dar, wobei die Stär-
kung der eigenen Macht gegenüber anderen Organisation angestrebt wird, um die 
Versorgung mit kritischen Ressourcen sicherstellen zu können.46 Dazu versucht eine Organi-
sation einerseits, die Macht jener Akteure, die über die kritischen Ressourcen verfügen, ge-
                                            
46 Macht ist nicht eine Eigenschaft eines Akteurs, sondern eine Eigenschaft einer sozialen Beziehung (Emerson 1962:32) 
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ring zu halten (Pfeffer/Salancik 2003:258). Andererseits versucht sie, die Macht über jene 
Akteure, die von ihr selbst Ressourcen beziehen, zu vergrößern.  
Die unterschiedlichen Machtniveaus sind deshalb von Bedeutung, da der RDT die Annahme 
innewohnt, dass die ressourcenliefernde Organisation Forderungen an die ressourcenbenöti-
gende Organisation stellt. Sie versucht ihre Machtstellung dazu zu nutzen, um eigene Bedürf-
nisse und Interessen gegenüber der abhängigen Organisation durchzusetzen (Tillquist et al. 
2002:94). Je stärker eine Organisation von den Ressourcen eines anderen Akteurs abhängt, 
desto mehr Macht hat dieser soziale Akteur über diese Organisation – und desto stärker ist 
die Organisation diesem Akteur ausgeliefert beziehungsweise angehalten, seinen Forderun-
gen und Bedingungen nachzukommen, um den Ressourcenfluss zu sichern.47 Derartige For-
derungen können informell erfolgen oder aber auch durch vertragliche Regelungen, Produkt- 
oder Servicestandards, Leistungskontrollen, durch administrative Steuerung, gesetzliche Ver-
pflichtungen oder explizite Sequenzierung von Prozessen oder Strukturen der Marktkontrolle 
festgelegt sein (Tillquist et al. 2002:94). Mit zunehmender Abhängigkeit erhöht sich der 
Druck, diesen explizit oder implizit formulierten Anforderungen und Bedingungen des Res-
sourcenlieferanten nachzukommen. 
„The power of A over B is equal to, and based upon, the dependence of B upon A“ (Emer-
son 1962:33). 
Der Grad der Abhängigkeit, und damit die Machtposition, werden im Rahmen der RDT von 
mannigfaltigen Faktoren bestimmt. So kann die Abhängigkeit einseitig sein, wenn die Organi-
sation selbst über keine Ressourcen verfügt, die für den anderen Akteur überlebenswichtig 
sind. Verfügt sie allerdings über solche kritischen Ressourcen, spricht man von einer gegen-
seitigen Abhängigkeitsbeziehung. Diese kann wiederum asymmetrisch sein oder – wenn sich 
die Abhängigkeiten in etwa ausgleichen – symmetrischen Charakter haben, wodurch auch die 
gegenseitige Machtbeziehung ausgeglichen wäre (Cho/Gillespie 2006:295f).48 Als Bedingun-
gen, die das Ausmaß der Abhängigkeit einer Organisation erhöhen und dabei deren Machtpo-
sition schwächen, führen Pfeffer/Salancik (1978:45) folgende neun Aspekte an: 
(1) Die Ressource ist essentiell für die nachfragende Organisation.  
(2) Die ressourcennachfragende Organisation möchte fortbestehen.  
(3) Es gibt keine alternativen AnbieterInnen der benötigten Ressource.  
                                            
47 „Organisations are controlled by an external source to the extent they depend on that source for a large proportion of in-
put or output” (Pfeffer/Salancik 2003:271). 
48 Die Überlegung, dass auch die Beziehungen zu anderen als dem beteiligten sozialen Akteur Einfluss auf das Machtver-
hältnis haben – beispielsweise zur lokalen Bevölkerung – wie Emerson (1972), Benson (1975) oder Cook (1977) formulieren 
(vgl. Provan et al. 1980:201), ist nicht Bestandteil der RDT und wird in dieser Arbeit auch nicht berücksichtigt.  
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(4) Die ressourcennachfragende Organisation bezieht die Ressource von einer Organisati-
on, die Forderungen an die ressourcennachfragende Organisation stellt.  
(5) Die ressourcennachfragende Organisation ist sich der externen Forderungen bewusst.  
(6) Die Aktivitäten und Ergebnisse der ressourcennachfragenden Organisation sind sicht-
bar, so dass die Organisation, die die Ressourcen liefert, nachprüfen kann, ob die 
nachfragende Organisation den Forderungen tatsächlich nachgekommen ist.  
(7) Die ressourcennachfragende Organisation kann die Erarbeitung und Formulierung der 
Forderungen durch die liefernde Organisation nicht steuern. 
(8) Die ressourcennachfragende Organisation ist prinzipiell in der Lage, die gestellten An-
forderungen durch ihr Verhalten und ihre Ergebnisse zu erfüllen.  
(9) Die Erfüllung der Forderungen der ressourcenliefernden Organisation steht nicht im 
Widerspruch mit den Anforderungen einer anderen liefernden Organisation, mit der 
die ressourcennachfragende Organisation auch in Kontakt steht (z.B. andere Geldge-
ber, Mitglieder, KlientInnen). 
Aus der Auflistung dieser Bedingungen wird deutlich, dass neben der Knappheit der Ressour-
cen auch die Ausgestaltung der Forderungen des Ressourcenlieferanten eine wesentliche Rol-
le bei der Bestimmung des Machtverhältnisses spielt. So verringern die Tatsachen, dass sich 
die Organisation der externen Forderung bewusst ist, dass die Erfüllung der Forderungen 
(durch die liefernde Organisation) überprüfbar ist und das Kriterium, ob die nachfragende Or-
ganisation überhaupt in der Lage ist – unberücksichtigt dessen ob sie Willens ist oder nicht – 
diesen Forderungen nachzukommen, die Machtposition der Organisation.  
Ein weiterer wesentlicher Aspekt, der bis jetzt noch nicht erwähnt wurde, ist in Punkt (9) der 
obigen Aufzählung angeführt: Organisationen haben meist nicht nur den Anforderungen eines 
einzelnen Ressourcenlieferanten zu genügen, sondern sind den Erwartungen und Forderun-
gen einer Vielzahl von Organisationen, auf deren Ressourcen sie angewiesen sind, ausge-
setzt, die oft im Widerspruch zueinander stehen. Für die Organisation ergibt sich daraus die 
Frage, den Forderungen welches Ressourcenlieferanten sie (am ehesten, als erstes) nach-
kommen soll (Salancik 1978:376); Pfeffer/Salancik formuliert das folgendermaßen:  
„The fact of coping demands, even if correctly perceived, makes the management of or-
ganizations difficult. It is easier to satisfy a single criterion, or a mutually compatible set of 
criteria, than to attempt to meet the conflicting demands of a variety of participants” (Pfef-
fer/Salancik 2003:261).  
Vor diesem Hintergrund wird deutlich, dass die Reduktion der Abhängigkeitsverhältnisse für 
Organisationen die einzige Möglichkeit darstellt, sich den erforderlichen Handlungsspielraum 
zu erhalten, um mit widersprüchlichen Anforderungen und Beschränkungen der Umwelt um-
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zugehen – und somit ihr Fortbestehen zu garantieren.49 Das Streben danach, ihre Autonomie 
soweit es geht aufrecht zu erhalten, um so einen möglichst großen Puffer für Handlungsmög-
lichkeiten zu erlangen, andererseits aber ausreichend Sicherheit über den Ressourcenbezug 
herzustellen, beschreibt das Dilemma, in dem sich Organisationen befinden (Johansson 
2003:214). Sie sind „involved in a constant struggle for autonomy and discretion, confronted 
with constraint and external control“ (Pfeffer/Salancik 2003:257), wobei ihr Überleben durch 
die Fähigkeit, mit diesen Beschränkungen und Unsicherheiten der Umgebung umzugehen, 
bestimmt ist (ebd. 258). 
Organisationen befinden sich somit in einem ständigen Balanceakt, sich einerseits den Forde-
rungen einer ressourcenliefernden Organisation anzupassen, um den Ressourcenfluss zu si-
chern, und andererseits diesen Forderungen nicht nachzukommen, um nicht zu viel an 
Autonomie zu verlieren, damit sie im Bedarfsfall auch den Anforderungen anderer Akteure 
nachkommen können. Die Maximierung der Macht, wodurch der eigene Spielraum vergrößert 
wird, stellt insofern das Erfolgskriterium einer Organisation dar (Ulrich/Barney 1984:472).  
5.2.2 Anpassung der Organisationen an Umweltbedingungen 
Den Annahmen der RDT folgend besteht die Hauptaufgabe der Organisation somit nicht darin, 
die Erwartungen und Anforderungen des Umfeldes zu erfüllen, sondern sie ist bestrebt, die 
Situation aktiv so zu verändern, dass sie unter den gegebenen Restriktionen einen möglichst 
großen Handlungsspielraum erzielt (Oliver 1991:147). Wie die Organisation diesen Spielraum 
vergrößert, kann sie teilweise selbst bestimmen. Insofern leitet sich aus der RDT keine de-
terministische, sondern eine interaktive Perspektive ab: Nicht die passive Anpassung an die 
Umwelt nach festgelegten Mustern, sondern die Wahl von Maßnahmen zur Abwehr der Ab-
hängigkeit, die Mobilisierung und der Aufbau einer Gegenmacht bilden das theoretische Zent-
rum der Theorie. Die RDT stellt also eine Theorie der strategischen Wahl unter Restriktionen 
dar, wobei die Organisationen die Restriktionen auch selbst verändern können (Schreyögg 
1997:481f).  
Wie mit den bestehenden Restriktionen umgegangen wird, bestimmt vor allem das Manage-
ment der ressourcenbenötigenden Organisation. Dadurch wird die Aufmerksamkeit auf die in-
nerhalb der Organisation ablaufenden Prozesse gelenkt, die in der bisherigen Betrachtung 
eher als ‚Black Box’ behandelt wurden. Wie Abbildung 4 zeigt, wird die Verteilung der (Steue-
rungs-)macht innerhalb der Organisation von den extern vorgegebenen Anforderungen, der 
Knappheit von Ressourcen und den damit verbundenen Unsicherheiten beeinflusst: Aufgrund 
                                            
49 Die Neigung einer Organisation, die Anforderung eines sozialen Akteurs zu erfüllen, stellt sich dar als die Funktion 
der Abhängigkeit an diese Anforderungen relativ zu den Forderungen anderer sozialer Akteure sowie dem Ausmaß in 
dem die Anforderungen einer Gruppe mit jenen von anderen Gruppen in Konflikt stehen (Pfeffer/Salancik 1978:45). 
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der Forderungen oder Restriktionen eines Ressourcenlieferanten erlangen jene Organisati-
onsbereiche, die für den Bezug dieser ‚kritischen Ressource‘ zuständig sind, größere Bedeu-
tung und gewinnen innerorganisational an Macht. Wenn beispielsweise eine bestimmte 
Technologie die kritischste Ressource darstellt, dominiert die Abteilung der TechnikerInnen 
die Organisation (vgl. Jacobs 1974:49). Sie wird dadurch stärker in strategische Entschei-
dungen eingebunden, wodurch intern andere Positionen beziehungsweise Personen mit Macht 
ausgestattet und Leitungspositionen entsprechend dieser Machtverteilung besetzt werden. 
Die gegebenen Umweltbedingungen wirken sich somit auf die Verteilung der Macht innerhalb 
der Organisation aus, was nicht nur Einfluss darauf hat, welche Sichtweisen bei Entscheidun-
gen berücksichtigt werden, sondern auch die Strukturen, die inhaltliche Ausrichtung sowie die 
Aktivitäten der Organisation verändern50 (Pfeffer/Salancik 2003:262). Der Mechanismus der 
Macht kommt somit auch innerhalb der Organisation zum Tragen.  
Abbildung 4: Schema der Anpassung der Organisation an Umweltbedingungen 
 
Environment  
(source of uncertainty, constraint, contingency) 
 
Distribution of Power and Control within Organization 
 
Selection and Removal of Executives 
 
Organizational Actions and Structures 
 
Quelle: Pfeffer/Salancik 2003: 229 (aus: Pfeffer 1982:203, adaptiert nach Pfeffer/Salancik 1978:229. Original-
titel: A Model of Organizational Adaptation to Environmental Contraints) 
Die RDT beschreibt die Handlungen einer Organisation somit als Ergebnis politischer Prozesse 
innerhalb der Organisation. Insofern ist zwar ein Teil der Erklärungen des Verhaltens von Or-
ganisationen im sozialen Umfeld zu suchen, nämlich als Folge der von außen einwirkenden 
Beschränkungen und des Drucks. Dadurch werden auch organisationsinterne politische Ent-
scheidungsprozesse betont (Pfeffer/Salancik 2003:258). Aus diesen resultiert auch, ob auf 
die gegebenen Restriktionen eingegangen wird, ob Kompromisse gesucht werden, ob die 
                                            
50 Auf den Aspekt der Veränderung, sprich der Dynamik des Modells, wird in Kapitel 5.2.3 eingegangen.  
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Restriktionen umgangen werden, man sich ihnen zur Wehr setzt oder sie gar manipuliert 
(Oliver 1991:148). 51 
Konkrete Strategien, wie externe Anforderungen gepuffert und die eigene Machtposition ge-
stärkt werden kann, können auch auf die Veränderung der Struktur der Organisation ausge-
richtet sein. Als Handlungsmöglichkeit führen Pfeffer/Salancik (2003:113-142) die vertikale 
Integration von Unternehmen an, um sich jene Organisationen, von deren Ressourcen man 
abhängig ist, einzuverleiben. Ebenso sind Mergers innerhalb derselben Branche geeignet, um 
die durch die gegenseitige Konkurrenz bedingten Unsicherheiten in der Ressourcenversor-
gung auszuschalten. Eine weitere Option stellt die Diversifikation der Ressourcenlieferanten 
dar, da Organisationen mit vielen Zulieferern weniger reguliert und beeinflusst werden kön-
nen als jene mit nur wenigen LieferantInnen (beziehungsweise AbnehmerInnen). Das Wachs-
tum der eigenen Organisation gilt als weitere Strategie, da große Organisationen in 
geringerem Ausmaß unter Druck zu setzen sind.  
5.2.3 Reichweite und Einschränkungen 
Was kann die RDT nun leisten und was zeichnet sie aus? Wie obige Darstellung gezeigt hat, 
beschreibt die RDT die Abhängigkeitsbeziehungen zwischen Organisationen, durch die es – 
nicht deterministisch sondern durch einen interaktiven Prozess – dazu kommt, dass sich die 
Strukturen, und damit die Tätigkeiten, Ziele und Aktivitäten der Organisation mitunter anpas-
sen und verändern. Den Mittelpunkt bilden dabei die Machtbeziehungen, wobei jede Organi-
sation bestrebt ist, die eigene Machtposition zu stärken, um den eigenen Handlungsspielraum 
zu vergrößern und unter den gegebenen Restriktionen möglichst autonom zu bleiben.  
Ein wesentliches Merkmal der RDT ist somit die ihr inne wohnende Interaktionsperspektive, 
da der Organisation verschiedene coping strategies offen stehen und die Theorie einen weiten 
Handlungshorizont der Strukturgestaltung aufzeigt. Damit überwindet die RDT den orthodo-
xen Strukturdeterminismus und stellte Ende der 1970er Jahre, als sie begründet wurde, ei-
nen wesentlichen Fortschritt innerhalb der Organisations-Umwelt-Debatte dar (Schreyögg 
1997:482). Zahlreiche Anwendungen der damaligen Zeit – insbesondere jene von Pfef-
fer/Salancik selbst – bezogen sich auf die Abhängigkeit von Organisationen von den finanziel-
                                            
51 Pfeffer/Salancik (1978:262f) unterscheiden zwischen drei Typen des Managements im Umgang mit den Anforderungen 
der Umwelt: das symbolische, das reagierende und das nach eigenem Ermessen handelnde Management. Bei Ersteren sind 
die Handlungen der Organisation unabhängig vom Management, bei Zweiteren reagiert das Management exakt auf die An-
forderungen der Umwelt. Beim dritten schafft das Management durch Verhandlungen ein für die Zwecke der Organisation 
günstiges Klima, das heißt es gestaltet die Umwelt oder weicht den Anforderungen aus.  
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len Ressourcen anderer Organisationen.52 Heute dagegen wird die Theorie in erster Linie her-
angezogen, um inner-organisationale Abhängigkeitsbeziehungen zu erklären.53  
Ein weiteres Merkmal ist der Aspekt der Dynamik, nämlich dass es aufgrund der Ressourcen-
abhängigkeit zu einer Anpassung an die Umwelt und daher zu einer Veränderung der Aktivi-
täten im Zeitverlauf kommt. Obwohl dies ein zentrales Element der RDT ist, haben 
Pfeffer/Salancik, die selbst zahlreiche Untersuchungen mit Hilfe der RTD durchgeführt haben 
(vgl. Salancik 1979), nie dynamische Zusammenhänge erforscht oder formalisiert:  
“… the authors’ methodological training and the available empirical methods and data did 
not result in explicitly dynamic models showing the evolution of both environments and or-
ganizational decisions and structures over time (Pfeffer/Salancik 2003:xii). 
Die RDT wurde also nur statisch modelliert angewandt, auch wenn ihr der Gedanke der Ver-
änderung zugrunde liegt. Einher mit dem Aspekt der Zeitlichkeit geht auch jener der Kausali-
tät; das heißt inwiefern Veränderungen der Organisation Anpassungs- beziehungsweise 
Abwehrreaktionen auf bestehende Abhängigkeiten darstellen. Da die RDT, wie bereits mehr-
fach erwähnt, keine deterministische Theorie ist, sondern den MitarbeiterInnen beziehungs-
weise ManagerInnen der Organisationen eine aktive Rolle in der Gestaltung der Beziehungen 
mit anderen Organisationen beimisst, besteht in der Realität auch die Möglichkeit, dass Ma-
nagerInnen organisationale Beziehungen manipulieren. Dadurch ist die Festlegung der Ur-
sächlichkeit, nämlich dass die Ressourcenabhängigkeit die Handlungen, und nicht die 
Handlungen die Ressourcenabhängigkeiten bestimmen, nicht mehr gegeben (Tillquist et al. 
2002:94): 
 „Existing dependencies can shape organizational behaviors and goals, and alteration of 
dependencies can cause changes in behaviors and goals. However, the opposite is also 
true: organizations can change their behaviors and goals and thereby change their de-
pendencies.” 
Insofern können Aktivitäten einer Organisation die Antwort auf geänderte Abhängigkeiten 
sein, aber auch die Ursache für geänderte Abhängigkeiten. Dies ist vor allem für die Analyse 
und die methodische Vorgehensweise zur Untersuchung von Zusammenhängen zwischen Or-
ganisationen zu berücksichtigen. 
                                            
52 Insbesondere die Abhängigkeit von Regierungsbehörden werden untersucht in Salancik (1979).  
53 Dabei wird die Machtverteilung zwischen einzelnen Abteilungen beziehungsweise zwischen der Zentralen und Zweigstel-
len thematisiert – da auch hier kritische Ressourcen – Informationen, Werkstoffe, Rohstoffe, Fertigungsteile – getauscht 
werden. Vor allem im IT-Bereich und dem Informationsmanagement, sowie der Beziehung zwischen Headquarters und Nie-
derlassungen im Ausland sind in jüngerer Zeit zahlreiche Anwendungen zu finden (vgl. z.B. Medcof 2001:1002). 
74 
 
5.3 Resource Dependence von NPO – Spezifizierung der Theorie  
Die präsentierten allgemeinen Überlegungen der RDT lassen sich folgend für die Beziehung 
zwischen NPO und öffentlichen Einrichtungen und deren Austausch finanzieller Ressourcen 
spezifizieren.  
5.3.1 Öffentliche Einnahmen als kritische Ressource für NPO  
Als eine der Bedingungen der RDT gilt, dass es sich bei den getauschten Ressourcen für die 
nachfragende Organisation um eine ‚kritische‘ Ressource handelt, diese also dringend für das 
Überleben benötigt wird und generell knapp ist (Aldrich 1976:421). Finanzielle Zuwendungen 
an NPO in Form von öffentlichen Subventionen und Leistungsverträgen erfüllen dieses Kriteri-
um insofern, als die Konkurrenz um öffentliche Mittel groß ist und NPO nur begrenzt in der 
Lage sind, auf alternative Geldquellen umzusteigen. Das liegt insbesondere daran, dass die 
Nachfrage nach bestimmten von NPO erstellten Leistungen, beispielsweise nach sozialen 
Dienstleistungen, nur durch die öffentliche Hand gegeben ist. Darüber hinaus können die von 
NPO erbrachten Leistungen oft nicht kostendeckend oder gewinnbringend angeboten werden, 
da sie sonst für die Zielgruppen nicht erschwinglich wären. Die Inanspruchnahme vieler die-
ser Leistungen ist allerdings mit positiven externen Effekten verbunden und daher gesell-
schaftlich erwünscht. Werden für solche Leistungen öffentliche Mittel zur Verfügung, kommt 
der Mechanismus der Abhängigkeit und der Macht zwischen NPO und deren öffentlichen 
Geldgebern zum Tragen.54 Insgesamt finanziert sich der NP-Sektor in Österreich im Durch-
schnitt zu 50% aus Einnahmen der öffentlichen Hand (Neumayr et al. 2007:7; 
Schneider/Haider 2009:29). Zwischen den einzelnen NP-Branchen beziehungsweise NPO 
schwanken diese Werte aber deutlich, teilweise sind NPO auch zu über 90% auf öffentliche 
Mittel angewiesen.  
5.3.2 Gegenseitige Abhängigkeit von NPO und öffentlichen Institutionen 
Zwischen NPO und öffentlichen Einrichtungen besteht nicht nur eine einseitige Ressourcenab-
hängigkeit, sondern vielfach eine gegenseitige Abhängigkeit, als nicht nur NPO von den finan-
ziellen Ressourcen öffentlicher Organisationen abhängig sind, sondern diese die Kapazitäten 
und das Know-how von NPO, vor allem zur Erstellung von sozialen Dienstleistungen benöti-
gen (Salamon 1995:48). Auch die Ressource der Wertschätzung wird dem öffentlichen Sektor 
aus der Kooperation mit NPO zuteil (Saidel 1991:545; Froelich 1999:247; Johansson 
                                            
54 Gemäß Pfeffer/Salancik (1978) und Kramer et al. (1993:6) sind NPO sogar hinsichtlich aller benötigten Ressourcen auf 
ihre Umwelt angewiesen. Dazu zählen neben finanziellen Einnahmen ehrenamtliche MitarbeiterInnen, Informationen, Aner-
kennung, Legitimation, Aufmerksamkeit, politische Unterstützung und der Zugang zu nichtlegislativen politischen Prozes-
sen (Saidel 1991:544; Alexander 1999:66; Johansson 2003:218). 
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2003:214; Chaves et al. 2004:299). Dadurch können NPO die Abhängigkeit von ihren öffent-
lichen Geldgebern ausgleichen oder sogar selbst Macht über sie ausüben (vgl. Johansson 
2003:212).55 Bei der Analyse und der Formulierung des statistischen Modells ist daher auch 
die Möglichkeit der gegenseitigen Abhängigkeit zu berücksichtigen.  
5.3.3 Explizit und implizit formulierte Forderungen der öffentlichen Institutionen  
Die Wirkungsweise der RDT impliziert, dass die Vergabe von Ressourcen mit bestimmten For-
derungen an die nachfragende Organisation verbunden ist. Nur dann kann der in dieser Ar-
beit vermutete Mechanismus, nämlich dass der Erhalt von öffentlichen Geldern mit einer 
Veränderungen des Funktionsspektrums von NPO einher geht, gegeben sein. Derartige For-
derungen sind bei den von öffentlichen Einrichtungen an NPO vergebenen Subventionen und 
Leistungsverträgen jedenfalls explizit vorhanden, und zwar indem ‚subventionsgerechtes Ver-
halten’ oder die Einhaltung der Vertragsbedingungen (z.B. Qualifikation des eingesetzten 
Personal, vgl. Cho/Gillespie 2006:494f.) verlangt werden. Darüber hinaus ist aber auch von 
impliziten Forderungen beziehungsweise Erwartungshaltungen auszugehen, die nicht festge-
schrieben sind, wie beispielsweise keine Kritik an der Politik der geldgebenden Institution zu 
üben.  
5.3.4 Fazit: Eignung der Resource-Dependence Theorie für die Untersuchung  
Die Passung der RDT auf die Frage nach dem Einfluss öffentlicher Finanzierungsformen auf 
die Funktionen von NPO ist neben den drei oben genannten Aspekten auch dadurch gegeben, 
als von einer Beeinflussung durch eine klar zu identifizierende Institution, die öffentliche 
Hand, über eine physische Ressource, nämlich Geld, ausgegangen wird. Daraus leiten sich ein 
unmittelbares Abhängigkeitsverhältnis und damit verbundene Machtbeziehungen ab. Insofern 
ist die RDT für die vorliegende Fragestellung gegenüber der neoinstitutionellen Theorie, die in 
zahlreichen empirischen Untersuchungen zur Beziehung zwischen NPO und der öffentlichen 
Hand als theoretische Basis herangezogen wird (siehe Tabelle 5, Tabelle 6 und Tabelle 7) 
überlegen. 
                                            
55 In einer Studie über die wahrgenommene Resource Dependence von NPO und öffentlichen Einrichtungen in New York 




6 Einfluss öffentlicher Finanzierung auf die Funktionen von NPO 
– Stand der Forschung  
Das folgende Kapitel gibt einen Überblick über die in der Literatur diskutierten Vermutungen, 
welche Konsequenzen öffentliche Finanzierungsformen auf die Funktionen von NPO haben. 
Darin werden die verschiedenen Thesen über die Auswirkungen von Subventionen und Leis-
tungsverträgen auf die in Teil I der Arbeit hergeleiteten Funktionen, auf die Interessen-
vertretung, auf die Dienstleistungserstellung und auf die Gemeinschaftsbildung, herausgear-
beitet. Dabei zeigt sich, dass die jeweils vorgebrachten Thesen bezüglich der Effekte öffentli-
cher Subventionen im Vergleich zu jenen von Leistungsverträgen im Wesentlichen zu vier 
Hauptargumenten zusammengefasst werden können. Diese sind: die im Rahmen von Leis-
tungsverträgen strikteren, meist auf messbaren Output fokussierten Vorgaben über die zu 
erbringenden Leistungen; die dadurch nicht mehr mögliche Querfinanzierung von Tätigkeiten 
der NPO; der geforderte Einsatz von qualifiziertem Personal in der Dienstleistungserstellung 
sowie der mit Leistungsverträgen einhergehende vermehrte Administrationsaufwand. 
Ausgehend von diesen Hauptargumenten wird aus der Literatur für jede der drei Funktionen 
herausgearbeitet, über welche Mechanismen sich diese auf die Funktionserfüllung – in positi-
ver oder negativer Weise – auswirken. Für die Interessenvertretungsfunktion werden dabei 
die Effekte öffentlicher Einnahmen im Allgemeinen (Kapitel 6.1) und öffentlicher Leistungs-
verträge im Speziellen (Kapitel 6.2) getrennt dargestellt. Bezüglich der Dienstleistungs- und 
der Gemeinschaftsbildungsfunktion wird ausschließlich auf die Konsequenzen öffentlicher 
Leistungsverträge eingegangen (Kapitel 6.3 Kapitel 6.4), da in der einschlägigen Literatur 
keine Thesen über einen Einfluss von Leistungsverträgen auf diese beiden Funktionen disku-
tiert werden. In Kapitel 6.5 wird auf die Auswirkungen der Finanzierung auf die administrati-
ven Tätigkeiten von NPO eingegangen. Jeweils im Anschluss an die vorgebrachten Thesen 
wird die dazu vorhandene empirische Evidenz dar- und einander gegenübergestellt.  
Insgesamt ist bezüglich der vorliegenden Literatur anzumerken, dass sich trotz der zahlrei-
chen konzeptionellen Arbeiten, die sich mit dem möglichen Einfluss öffentlicher Einnahmen 
auf die Funktionen von NPO befassen und Thesen dazu formulieren, nur eine relativ geringe 
Anzahl an Studien vorliegt, die diesen Zusammenhang auch empirisch untersuchen. Dabei ist 
auch zu beobachten, dass sich fast alle der vorhandenen Untersuchungen auf Daten aus den 
USA, aus Kanada, Australien und Neuseeland beziehen (vgl. Nowland-Foreman 1998; 
Salamon 2002; Akingbola 2004; Chaves et al. 2004; Sandfort 2005; Bass et al. 2007; 
Nicholson-Crotty 2007; Faulk 2008; Hwang/Suárez 2008; Nicholson-Crotty 2009; Suárez 
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2009).56 Ebenso analysieren fast alle Studien – sowohl die qualitativen als auch die quantita-
tiven – in erster Linie die Konsequenzen öffentlicher Einnahmen im Allgemeinen und treffen 
kaum eine Unterscheidung zwischen öffentlichen Leistungsverträgen und Subventionen. Wird 
dennoch eine solche Unterscheidung vorgenommen, werden meist die Effekte der Einnahmen 
von government contracts behandelt, die eine neue Finanzierungsform als Folge des contract-
ing-out von Leistungen an NPO darstellen. Insofern ist die Übertragbarkeit der anglo-
amerikanischen Studienergebnisse auf die Situation in Österreich nur bedingt möglich, da die 
Finanzierung von NPO durch die öffentliche Hand in Kontinentaleuropa eine lange Tradition 
hat und contracting-out kein aktuelles Phänomen darstellt. Vielmehr ist in Kontinentaleuropa 
die Veränderung der öffentlichen Finanzierungformen, nämlich von Subventionen hin zu Leis-
tungsverträgen (‚contracting-in‘, vgl. Kapitel 1), von Relevanz. Daraus kann gefolgert wer-
den, dass mit Ausnahme der Studie von Trukeschitz/Schneider (2003), die Daten aus 
Österreich analysiert, der Einfluss von Subventionen und Leistungsverträgen auf die Funktio-
nen von NPO – und vor allem in der Gegenüberstellung – in Kontinentaleuropa nahezu uner-
forscht ist.  
Des Weiteren lässt sich aus dem Literaturüberblick ersehen, dass die existierenden Untersu-
chungen sich meist auf bestimmte Segmente des NP-Sektors, beispielsweise auf säkulare 
NPO, auf NPO im Bereich der Sozialen Dienste oder auf NPO im Gesundheitsbereich beziehen, 
aber kaum auf den gesamten NP-Sektor. Auch konzentrieren sich die einzelnen Arbeiten zu-
meist auf die Untersuchung der Effekte öffentlicher Finanzierung auf eine einzelne Funktion 
von NPO. Während dieser Aspekt in qualitativen Arbeiten teilweise berücksichtigt wird, exis-
tiert bislang keine quantitative Studie, die die Effekte öffentlicher Finanzierung auf mehrere 
Funktionen gleichzeitig analysiert, um mögliche Verschiebungen zwischen verschiedenen 
Funktionen, das heißt die Veränderung ihrer relativen Bedeutung, zu erforschen. 
6.1 Einfluss öffentlicher Finanzierung auf Interessenvertretung 
In den Diskussionen über die Auswirkungen öffentlicher Finanzierung auf die Funktionen von 
NPO wird der Funktion der Interessenvertretung die größte Aufmerksamkeit geschenkt. Das 
liegt daran, dass die Interessenvertretung als zentrale zivilgesellschaftliche Funktion von NPO 
betrachtet wird, für deren Erfüllung die finanzielle Unabhängigkeit vom Staat dringend erfor-
derlich sei (vgl. Salamon 1995:103). Dennoch existieren widerstreitende Thesen zu den Ef-
fekten, wie in 6.1.1 und 6.1.2 dargestellt ist.  
                                            




6.1.1 Verringerung von Interessenvertretung aus Angst vor Bestrafung  
Die erste These lautet, dass sich NPO infolge öffentlicher Mittelzuwendungen in geringerem 
Ausmaß politisch engagieren und für die Interessen ihrer Klientel eintreten. Sie wird damit 
begründet, dass NPO Angst vor ‚Bestrafung‘ durch öffentliche Institutionen hätten (Skloot 
2000:323, zitiert in Eikenberry/Drapal Kluver 2004:137). Derartige Bestrafungen können da-
rin bestehen, dass finanzielle Zuwendungen gekürzt oder gänzlich eingestellt werden. Sie 
können sich aber auch in der Reduktion der durch die öffentliche Hand zugewiesenen Klien-
tInnen oder dem Ausschluss von Meetings und Besprechungen ausdrücken (Chaves et al. 
2004:295). Auch wenn solche Sanktionen in der Praxis nur selten gesetzt werden, ist die 
Angst vor negativen Konsequenzen in NPO dennoch vorhanden (Chaves et al. 2004:295).  
Solche Befürchtungen können völlig unbegründet sein. Allerdings kommt es auch vor, dass 
zwischen NPO und den öffentlichen Geldgebern Vereinbarungen getroffen werden, die Aktivi-
täten der Interessenvertretung explizit oder implizit einschränken oder verbieten. Beispiele 
dafür sind Verpflichtungen, vor Presseaussendungen den Fördergeber diesbezüglich zu infor-
mieren, oder Regelungen, die besagen, dass NPO all jene Informationen (von und über die 
öffentliche Hand), die sie im Rahmen der öffentlich geförderten Tätigkeiten erlangt haben, 
vertraulich behandeln müssen (Casey/Dalton 2006:9; Onyx et al. 2008:9). In der US-
amerikanischen Literatur finden sich auch Belege dafür, dass NPO irrtümlicherweise glauben, 
dass sie Advocacy-Aktivitäten nicht durchführen dürfen, sobald sie öffentliche Mittel erhalten 
(vgl. z.B.: Berry 2003; Leech 2006:18; Bass et al. 2007:20). Dieser Umstand kann damit er-
klärt werden, dass zwar öffentliche Zuwendungen per Gesetz nicht für Lobbying verwendet 
werden dürfen, es den Organisationen aber nicht verboten ist, aus anderen Quellen lukrierte 
Mittel für Advocacy-Aktivitäten heranzuziehen. Vielen NPO scheint diese Unterscheidung aber 
nicht klar zu sein (vgl. Leech 2006:17).57 Dass NPO in den USA aus diesen Gründen Lobbying 
unterlassen, bestätigen Untersuchungen von Berry/Arons (2003; zitiert nach Leech 2006:18). 
Mehrere AutorInnen sind allerdings der Ansicht, dass nur politisch unerwünschte Aktivitäten 
und öffentliche Kritik an der Regierung, d.h. oppositionelle Aktivitäten, von NPO reduziert 
werden ('advocacy chill', vgl. Evans et al. 2005:83). Mit der Meinung der Regierung überein-
stimmende Kritik würde dagegen nicht verdrängt (Salamon 2002:20; Onyx et al. 2008:6). 
In der qualitativen Studie von Onyx et al. (2008), die sich auf Interviews mit 24 NPO aus 
Australien stützt, zeigt sich diese Annahme bestätigt. Dieser zufolge haben vor allem regie-
rungskonforme NPO kaum Probleme, ihre Interessenvertretungstätigkeiten weiter durchzu-
                                            
57 Zu dieser Verwirrung zusätzlich beigetragen hat ein vielzitierter Gesetzesänderungsantrag (von Ernest Istook), gemäß dem 
bestimmte Advocacy-Aktivitäten von NPO verboten werden sollen, sofern eine NPO öffentliche Mittel erhält; ganz egal aus 
welchen Quellen die für Advocacy verwendeten Mitteln tatsächlich stammen. Der Gesetzesänderungsantrag war aber nicht 
erfolgreich (Leech 2006:17, Smith 2004:3). 
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führen, oppositionelle Organisationen dagegen fahren ihr Engagement eher zurück.58 Onyx et 
al. (2008) zeigen allerdings auch, dass nicht unbedingt das Ausmaß der Advocacy-Aktivitäten 
zurückgeht, sondern NPO, die öffentliche Mittel erhalten, stärker angepasste Mittel und Me-
thoden der Interessenvertretung wählen. Beispielsweise suchen sie eher das direkte Ge-
spräch mit Personen der Regierung und des Administrationsapparates, anstatt provokative 
und öffentlichkeitswirksame Aktionen zu starten (ebd. 18). Nicholson-Crotty (2009:1049) 
kommt in seiner quantitativen Studie zum selben Ergebnis: Öffentliche Einnahmen nehmen 
zwar keinen Einfluss darauf, ob NPO Advocacy ausüben oder nicht, sehr wohl aber unterdrü-
cken sie aggressivere Formen der Advocacy-Tätigkeiten. Vorsicht geboten ist beim Vergleich 
der beiden Studien aber in Bezug auf die Definition aggressiver Advocacy-Tätigkeiten: Wäh-
rend Onyx et al. (2008:18) direkte Gespräche mit PolitikerInnen als eher moderatere Form 
der Interessenvertretung verstehen,59 operationalisiert Nicholson-Crotty ‚direct lobbying acti-
vities’ als aggressive Taktiken; er bezeichnet dagegen Tätigkeiten zur Bewusstseinsbildung in 
der Bevölkerung als harmlose Advocacy Strategien.60 Die quantitative Studie von Bass et al. 
(2007:18f.), die sich auf Querschnittsdaten von 1.740 NPO bezieht, liefert als einzige Studie 
Ergebnisse dafür, dass öffentliche Finanzierung generell als Hindernis für die Ausübung von 
politischen Aktivitäten empfunden wird. Dieser Befund könnte aber auch aus der relativ sug-
gestiven Fragestellung resultieren, denn umgekehrt zeigt die Studie auch, dass mit zuneh-
mendem Anteil der Einnahmen aus öffentlichen Quellen die berichteten Advocacy-Tätigkeiten 
zunehmen – also genau den umgekehrten Effekt (ebd.).61 
Diese Beobachtung deckt sich mit den Ergebnissen einer quantitativen Studie über 200 NPO, 
die in der San Francisco Bay Area im Dienstleistungsbereich tätig sind. Suárez (2009) unter-
sucht darin, inwiefern NPO, die öffentliche Einnahmen (undifferenziert ob aus Subventionen 
oder Leistungsverträgen) erhalten, auf ihren Webseiten weniger Advocacy betreiben und we-
                                            
58 Für alle in der Folge angeführten empirischen Studien zur Funktion der Interessenvertretung sind in Tabelle 5 die Daten-
grundlage, die Methodik sowie die zentralen Ergebnisse angeführt. Die in den quantitativen Studien verwendete Operationa-
lisierung der Advocacy Funktion wird darüber hinaus auch in Kapitel 8.2.1 diskutiert.  
59 Die von Onyx et al. (2008:1) verwendete Verständnis von Advocacy als „active interventions by organisations on behalf 
of the collective interest they represent, that have the explicit goal of influencing public policy or the decisions of any institu-
tional elite” entspricht der Definition von Interessenvertretung in dieser Arbeit. 
60 Obwohl Nicholson-Crotty in seinen Arbeiten ein sehr ähnliches Verständnis von Advocacy hat wie es dieser Arbeit zu-
grunde liegt – „Advocacy is designed to affect public policy and secure collective goods for clients“ (Nicholson-Crotty 
2007:7) – nimmt er eine eher unübliche Operationalisierung von Advocacy vor (siehe Tabelle 8 und Nicholson-Crotty 
2009:1048). Die Schlussfolgerung aus seiner Untersuchung muss daher beschränkt werden auf die Aussage, dass NPO, die 
öffentliche Mittel erhalten, weniger direktes Lobbying betreiben als jene, die keine öffentlichen Mittel erhalten. 
61 Während die Fragestellung, inwiefern ‚öffentliche Finanzierung als Hindernis für public advocacy aufgefasst wird‘ als 
suggestiv bezeichnet werden kann, erfolgt die Erfassung der getätigten Advocacy-Tätigkeiten in der Studie von Bass et al. 
(2007) äußerst redlich. Sie erfassen Advocacy – dessen Definition sich mit jener dieser Arbeit deckt – über neun Items (siehe 
Fußnote 93 und Bass et al. 2007:140), wobei sie auch dem Problem der unterschiedlichen Begriffe für Advocacy (lobbying, 
advocacy, public education), die meist synonym verwendet werden, aber unterschiedliche konnotiert sind, begegnen. Um 
sprachlichen Verzerrungen auszuschließen, verwendeten sie in je einem Drittel der Fragebögen einen anderen dieser drei 
Begriffe (ebd. 139f.). 
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niger Aufrufe zu Civic Engagement platzieren als jene, die keine öffentlichen Mittel erhalten. 
Er fand aber keinen Zusammenhang zwischen den Faktoren (ebd. 2009:280f.). Zwar ent-
spricht sein Verständnis von Advocacy weitgehend dem der vorliegenden Arbeit, seine Be-
schränkung auf Aufrufe auf den Webseiten der NPO schränkt aber die Aussagekraft der 
Ergebnisse ein.62 Auch Chaves et al. (2004) können keinen negativen Einfluss öffentlicher Fi-
nanzierung auf die Advocacy-Funktion feststellen. Basierend auf Daten von 988 religiösen 
NPO in den USA kommen sie zu dem Ergebnis, dass öffentliche Finanzierung die Interessen-
vertretungsfunktion von NPO entweder nicht behindert oder sogar einen leicht positiven Ein-
fluss darauf hat.63 Sie begründen das Resultat mit gegenseitiger bzw. symmetrischer 
resource dependence, dass nämlich die mögliche Machtausübung der öffentlichen Verwaltung 
auf NPO ausgeglichen wird durch die Abhängigkeit der öffentlichen Hand von NPO in ihrer 
Rolle als Anbieter von sozialen Dienstleistungen (ebd. 303ff.). Die Untersuchungen von Onyx 
et al. (2008:17f.) belegen diese gegenseitige Abhängigkeit ebenso, und zwar insbesondere in 
Bezug auf die Serviceerstellung durch NPO, die die Position von NPO stärkt und so eine Un-
terdrückung der Advocacy Tätigkeiten durch die öffentliche Hand nicht mehr stattfinden kann. 
Nicholson-Crotty (2007:15f.), der in einem weiteren Papier die Determinanten für Advocacy-
Tätigkeiten untersucht, findet für öffentliche Einnahmen ebenfalls keinen negativen Einfluss, 
sondern stellt teilweise einen positiven, teilweisen keinen Zusammenhang fest. Allerdings be-
ruht seine Klassifizierung, ob eine NPO Advocacy betreibt oder es nicht tut, allein auf dem 
rechtlichen Status der NPO, der in den USA eine solche Unterscheidung möglich macht. Da-
durch wird allerdings nicht die tatsächliche Ausübung von Advocacy-Tätigkeiten erfasst.64 
6.1.2 Intensivierung um mehr öffentliche Mittel zu erhalten 
Von einem umgekehrten Effekt, nämlich dass NPO durch den Erhalt öffentlicher Mittel ver-
stärkt politisch aktiv würden, spricht Galaskiewicz (1985). Er vermutet, dass NPO, die bereits 
öffentliche Förderungen erhalten, einen hohen Anreiz hätten, sich am politischen Geschehen 
zu beteiligen, um den weiteren Erhalt bzw. die Erhöhung öffentlicher Mitteln zu verteidigen 
und zu sichern. Beispielsweise würden NPO für die Anliegen ihrer Zielgruppen vermehrt Lob-
bying betreiben um öffentliches Bewusstsein für deren Problemlagen – und die Notwendigkeit 
der Unterstützung in diesen Problemlagen (durch die öffentliche Hand) – zu schaffen 
(Galaskiewicz 1985:292, zitiert in Chaves et al. 2004:298f).65 Allerdings ist auch hier – wie 
                                            
62 Zur genauen Operationalisierung siehe Tabelle 8.  
63 Die beiden unterschiedlichen Ergebnisse kommen deshalb Zustande, da Chaves et al. (2004) in diesem Artikel die Unter-
suchung anhand zwei verschiedener Samples von NPO durchführen. Die jeweilige Operationalisierung von Advocacy ist in 
Fußnote 87 nachzulesen; sie folgt dem dieser Arbeit zugrundeliegenden Verständnis von Advocacy. 
64 Nonprofit Organisationen werden in den USA rechtlich gemäß dem Internal Revenue Code als 501(c) Organisationen be-
zeichnet (Nicholson-Crotty 2007:13).  
65 Aus diesem Grund sind in den USA sowohl liberale als auch konservative Kräfte dagegen, dass öffentlich finanzierte NPO 
Advocacy betreiben dürfen (vergleiche dazu die Ausführungen in Kapitel 6.1.1). Sie befürchten, NPO würden die öffentli-
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bereits in Kapitel 6.1.1 angeführt – zu unterscheiden, ob es sich um politisch erwünschte In-
teressenvertretung handelt oder nicht. NPO, die die politischen Ansichten des Geldgebers tei-
len, könnten durch öffentliche Finanzierung ihre Aktivitäten möglicherweise eher ausbauen 
als jene mit entgegengesetzten Ansichten. 
Hwang/Suárez (2008) bestätigen den positiven Zusammenhang zwischen dem Anteil öffentli-
cher Einnahmen und der Wahrscheinlichkeit von NPO, Advocacy-Aktivitäten zu betreiben. Ih-
re Untersuchung basiert auf dem bereits erwähnten Sample von 200 NPO aus der San 
Francisco Bay Area und analysiert den Einfluss von earned income auf Advocacy, wobei öf-
fentliche Einnahmen (undifferenziert ob aus Subventionen oder Leistungsverträgen) eine 
Kontrollvariable darstellen. Ihre Operationalisierung von Advocacy entspricht jener dieser Ar-
beit.66 Auch Faulk (2008), der 520 NPO in den USA untersucht, kommt zum Ergebnis, dass 
höhere Anteile öffentlicher Einnahmen mit vermehrter Advocacy-Aktivität einher gehen. Al-
lerdings muss hier einschränkend hinzugefügt werden, dass er Advocacy über die Anzahl der 
Nennungen der NPO in Zeitungen misst, was nicht unbedingt auf Advocacy-Aktivitäten abzie-
len muss, sondern eher die Medienwahrnehmung abbildet. Salamon (2002), der Quer-
schnittsdaten von 3.400 NPO auswertet sowie die quantitativen Untersuchungen von 
O‘Reagan/Oster (2002) und Bass et al. (2007:18) kommen zum selben Schluss: mit zuneh-
mendem Anteil öffentlicher Einnahmen nehmen auch die Advocacy-Aktivitäten zu.67 Im Wi-
derspruch zu diesen Ergebnissen steht nur die Studie von Leech (2006). Sie untersucht 
anhand eines Samples von 700 NPO aus Washington DC, inwiefern öffentliche Finanzierung 
über Subventionen und Leistungsverträge Advocacy verstärken könnten, wobei sie Advocacy 
über eine sehr umfassende Liste von Aktivitäten erfasst.68 Ihre Ergebnisse können die Vermu-
tung, dass öffentliche Gelder zu einer stärkeren Intensität der Lobby-Aktivitäten führen, nicht 
bestätigen. 
6.2 Einfluss öffentlicher Leistungsverträge auf Interessenvertretung  
Im Gegensatz zu den angenommenen Auswirkungen öffentlicher Einnahmen auf die Interes-
senvertretungsfunktion im Allgemeinen finden sich bezüglich der Konsequenzen von öffentli-
                                                                                                                                        
chen Mittel für Lobbying-Aktivitäten verwenden, welche darauf ausgerichtet sind für mehr öffentliche Mittel und höhere öf-
fentliche Ausgaben zu werben (Leech 2006:18). 
66 Sie messen Advocacy dichotom, erfassen aber über ihre Fragestellung mehrere Dimensionen: “Does your organization 
advocate on behalf of its clients or cause through public information campaigns, legislative campaigns, or other activities?” 
(Hwang/Suárez 2008:13, siehe auch Tabelle 8). 
67 Diese Ergebnisse könnten aber auch in die umkehrte Richtung interpretiert werden, dass nämlich die öffentliche Hand ge-
rade jene NPO finanziell unterstützt, die aktiv Advocacy betreiben, um sie ruhig zu stellen. Diese Sichtweise wird in der Li-
teratur aber nicht diskutiert. Auch wäre es denkbar, dass gerade jene NPO, die aktiv Advocacy betreiben mehr finanzielle 
Mittel erhalten, weil sie mit der Advocacy-Arbeit auf die Wichtigkeit ihrer Tätigkeiten aufmerksam gemacht haben. Die Prü-
fung der Kausalität dieses Zusammenhangs wäre aber einzig durch Längsschnittsdaten möglich (vgl. Jost 2005:12).  
68 Sie berechnet einen Index aus 30 Lobby-Taktiken, darunter „public demonstrations or protests“, „directly contacting 
members of Congress or their staffs” und „submitting written comments or reports” (siehe Tabelle 8 und Leech 2006:32).  
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chen Leistungsverträgen in der Literatur ausschließlich negative Vermutungen, nämlich die 
Zurückdrängung der Interessenvertretungsfunktion durch die Dienstleistungsfunktion. Fol-
gend werden die beiden angenommenen Wirkungsmechanismen, die zu dieser Verdrängung 
führen, dargestellt. 
6.2.1 Verdrängung von Advocacy durch nicht mehr mögliche Querfinanzierung  
Der erste Wirkungsmechanismus bezieht sich auf die Tatsache, dass Leistungsverträge in der 
Praxis vor allem für die Erstellung von Dienstleistungen vergeben werden, auch wenn es 
grundsätzlich möglich wäre, sie für Aktivitäten der Interessenvertretung abzuschließen. Or-
ganisationen, die sich bisher über öffentliche Subventionen finanziert haben, sehen sich da-
her durch den neuen Finanzierungsmodus gezwungen, ihren Schwerpunkt auf jene 
Tätigkeiten zu verlagern, die in den Verträgen explizit angeführt sind:  
“.. public funding is usually reserved for direct service such as counseling or job training 
rather than advocacy. Consequently, an agency may be forced to shift its mission and fo-
cus from advocacy to direct services if it wants public funds” (Smith 2004:9). 
Die Funktion der Interessenvertretung, so die These, würde aufgrund dieser Zweckwidmung 
der Ressourcen an den Rand gedrängt (Nowland-Foreman 1998:120; Bass et al. 2007:57). 
Diese Zweckwidmung macht es schwierig bis unmöglich, so die Annahme, andere, nicht defi-
nierte Tätigkeiten wie eben Advocacy mitzufinanzieren (Smith 1998:195). Gemäß Ryan 
(1999) besteht eine der Aufgaben von NPO darin, Mittel aus gewinnbringenden Bereichen auf 
solche umzuschichten, in denen keine Gewinne gemacht werden können und für die es 
schwierig ist, Mittel aufzustellen. Diese Art der Querfinanzierung wäre durch Leistungsverträ-
ge, in denen Output und Outcome exakt definiert werden muss sowie Dokumentations- und 
Berichtspflichten bestehen, unterbunden.  
Empirisch wurde dieser Zusammenhang bislang kaum untersucht. In den Interviews von 
Onyx et al. (2008:17) zeigt sich teilweise, dass aufgrund von vertraglichen Finanzierungsfor-
men der öffentlichen Hand viele Advocacy-Tätigkeiten nur noch aus dem Pool der nicht 
zweckgebundenen Einnahmen, wie Mitgliedsbeiträgen, Sponsoring, Spenden, finanziert wer-
den können, was von NPO als Einschränkung ihrer Tätigkeiten erlebt wird. Die bereits er-
wähnte Studie von Hwang/Suárez (2008) (siehe Kapitel 6.1.2) geht zwar nicht konkret auf 
Einnahmen aus öffentlichen Leistungsverträgen ein, sondern beleuchtet den Einfluss zuneh-
mender Abhängigkeit von earned income, d.h. dem Anteil aus Einnahmen aus privaten Leis-
tungsverträgen auf die Wahrscheinlichkeit von NPO, Advocacy auszuüben. Die Ergebnisse 
zeigen, dass diese Wahrscheinlichkeit abnimmt. Als Interpretationsmöglichkeiten dafür bietet 
sich einerseits an, dass der vermutete negative Zusammenhang bestätigt wird. Allerdings 
wäre auch denkbar, dass gerade jene NPO, die Advocacy von vorneherein nicht betreiben 
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(möchten), sich auf diese Form der Finanzierung einlassen – und dass das Ergebnis diese 
Selbstselektion abbildet.  
6.2.2 Verdrängung von Advocacy durch Professionalisierung der Leistungs-
erstellung 
Ein weiterer Wirkungsmechanismus bezieht sich auf die, für die Abwicklung von Leistungsver-
trägen meist erforderliche Professionalisierung von NPO, die sich vor allem auf die Qualifikati-
on des eingestellten Personals bezieht. Dieser Professionalisierungsdruck wird mit der 
zunehmenden Konkurrenz, die durch die Vergabe von Leistungsverträgen entsteht, aber auch 
durch den in Leistungsverträgen festgeschriebenen Einsatz von qualifiziertem Personal, das 
für die Erbringung der (Service-)Leistungen ausgebildet ist, begründet. Zusätzliches und bes-
ser qualifiziertes Personal wird in der Folge zur Dienstleistungserbringung eingesetzt, was – 
zumindest relativ – den Tätigkeitsbereich der Interessenvertretung schwächt. Da der Fokus 
des professionellen Personals in erster Linie in der Erstellung und Verbesserung der Dienst-
leistungen liege, und weniger darin, die politischen Verhältnisse dahingehend zu verändern, 
dass diese Leistungen mitunter gar nicht mehr notwendig würden, verringern sich dadurch 
die Advocacy-Tätigkeiten (Hwang/Suárez 2008:7). NPO würden dadurch zunehmend ‚wirt-
schaftlich‘ orientiert und ihr politischer Charakter würde abnehmen (Alexander 1999:58).  
Die Fallstudie von Sandfort (2005), in der eine Einrichtung gegen häusliche Gewalt in den 
USA untersucht wird, untermauert diesen Effekt, der durch den Erhalt öffentlicher, zweckge-
bundener Mittel entsteht. Der Schwerpunkt der NPO verlagert sich von der politischen Arbeit, 
von ‚community education‘ und ‚advocacy‘ weg69, hin zur individuellen Versorgung der Klien-
tInnen (Sandfort 2005:374). Die ursprüngliche Mission der NPO wurde zurückgedrängt, was 
sich auch in der verwendeten Sprache ausdrückt: „they began talking about ‚treatment’ for 




                                            
69 Eine exakte Definition von Advocacy wird in der Fallstudie nicht gegeben.  
70 Hierzu ist anzumerken, dass für diese Veränderungen vermutlich nicht nur die Vertragsgestaltung an sich, sondern auch 
klassische Veränderungen im Prozess der Organisationsentwicklung mitverantwortlich sind, z.B. wenn Organisationen grö-
ßer und älter werden.  
 
 Tabelle 5: Empirische Studien zu öffentlicher Finanzierung und Interessenvertretung  
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71 Öffentliche Einnahmen stellen in der Untersuchung nur eine Kontrollvariable dar, die eigentliche Fragestellung bezieht sich u.a. auf kommerzielle Einnahmen. 
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6.3 Einfluss öffentlicher Leistungsverträge auf Dienstleistungserstellung  
Die Funktion der Dienstleistungserstellung wird als jene der drei Funktionen von NPO angese-
hen, die mit der Logik von Leistungsverträgen am besten harmoniert. Weit verbreitet ist da-
her die Annahme, dass es seitens NPO zu einer Fokussierung auf die Erstellung von 
Dienstleistungen kommt und andere gesellschaftliche Funktionen auf der Strecke bleiben. 
Neben diesem Argument finden sich aber auch Thesen, die negativen Konsequenzen öffentli-
cher Leistungsverträge auf die Dienstleistungsfunktion von NPO postulieren. 
6.3.1 Ausweitung der Dienstleistungserstellung durch Output-Orientierung  
Die These, dass NPO aufgrund von Leistungsverträgen ihren Schwerpunkt in Richtung Dienst-
leistungserstellung verlagern würden, beruht auf der Tatsache, dass in Leistungsverträgen 
der zu erbringende Output festzulegen ist. Da das Ergebnis der Erstellung von Dienstleistun-
gen aber wesentlich einfacher bestimmt und überprüft werden kann als jenes von Aktivitäten 
der Interessenvertretung und der Gemeinschaftsbildung, würde es zu einer Verschiebung zu 
diesen leichter überprüfbaren Merkmalen kommen (Alexander 1999:68). Bezüglich des Leis-
tungsspektrums würden dadurch jene Leistungen, bei denen der individuelle Nutzen und Vor-
teil einer Person stärker im Vordergrund steht als der Nutzen und das Wohl der Gemeinschaft 
– da individuelle Leistungen vergleichsweise leichter dokumentier-, überprüf- und abrechen-
bar bzw. in Leistungsverträgen einfacher festzuschreiben sind –, an Bedeutung gewinnen 
(Alexander et al. 1999:460; Eikenberry/Drapal Kluver 2004:132). Demzufolge würden eher 
die Bedürfnisse von KlientInnen bedient und vermehrt Einzelfallhilfe betrieben werden, als 
dass strukturelle Probleme gelöst werden.  
Qualitative Untersuchungen dazu finden sich in der bereits erwähnten Studie von Sandfort 
(2005)72. Sie beobachtet in ihrer Fallstudie, dass durch zweckgebundene Mittel individuelle 
Beratungsleistungen gegenüber politischen oder gemeinschaftsbildenden Aktivitäten an Be-
deutung gewinnen (ebd.374). 
6.3.2 Veränderung des angebotenen Dienstleistungsspektrums  
Ein wesentliches Charakteristikum von NPO ist die Nähe zu ihrer Klientel. Dadurch sind sie in 
der Lage, auf neue Bedürfnisse mit innovativen Dienstleistungen zu reagieren und genau jene 
Leistungen zu erstellen, die von der Bevölkerung bzw. den KlientInnen benötigt werden 
(Kramer 1981). Während dieses Potential durch Subventionen gut genützt werden kann, wird 
                                            
72 Für alle in der Folge angeführten empirischen Studien zur Funktion der Dienstleistungserstellung finden sich in Tabelle 6 
die Datengrundlage, die Methodik sowie die zentralen Ergebnisse. Die in den quantitativen Studien verwendete Operationa-
lisierung der Dienstleistungsfunktion werden darüber hinaus auch in Kapitel 8.2.1 diskutiert.  
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es durch Leistungsverträge wesentlich verringert, da in diesen die Programmziele – und de-
ren Erreichung – meist vordefiniert sind,73 so die zweite These. Es wird vermutet, dass die 
Rolle von NPO in der Entwicklung von Problemlösungsansätzen eingeschränkt würde und sie 
nur noch jene Leistungen erbringen, die im Rahmen der eingegangenen Verträge vorgegeben 
sind (Nowland-Foreman 1998:112; Ryan 1999:135). Damit gehe einher, dass sich NPO von 
jenen Leistungen, für die es geringere Möglichkeiten der Finanzierung gibt, abwenden und 
bevorzugt solche anbieten, für die öffentliches Geld zur Verfügung gestellt wird. Smith 
(2004:8) argumentiert, dass NPO in Folge dessen mitunter auch solche Leistungen erbräch-
ten, die nicht unbedingt ihren Idealen und Überzeugungen entsprechen. Jene Leistungen die 
NPO zwar als nötig erachten, für die es aber kein Geld und keine expliziten Leistungsverträge 
gibt, würden dagegen gar nicht mehr angeboten. Insgesamt, so eine weitere Vermutung, 
würden NPO durch Leistungsverträge ihre Palette an angebotenen Leistungen ausweiten und 
weniger auf bestimmte Themen spezialisieren (Smith/Lipsky 1993:88-89). 
Die vorgebrachte These bestätigt sich in einer Fallstudie über das Rote Kreuz in Kanada, für 
die Akingbola Personal- und Finanzdaten über den Zeitraum von 1997 bis 2001 ausgewertet 
und Interviews geführt hat: „government contracts shape the services the agency provides“ 
(Akingbola 2004:460) – und NPO bieten nur noch das an, was durch die öffentliche Hand 
nachgefragt wird.74 Einen Beleg für die Verbreiterung des Leistungsangebotes aufgrund von 
Leistungsverträgen liefern Trukeschitz/Schneider (2003). Anhand von 417 im Bereich der So-
zialen Dienste in Österreich tätigen NPO untersuchten sie den Zusammenhang zwischen dem 
Vorhandensein von Leistungsverträgen und der Breite des Leistungsangebotes.75 Sie resümie-
ren, dass sich mit steigenden Einnahmen aus Leistungsverträgen die Breite der angebotenen 
Leistungen, aber auch die Anzahl der von einzelnen NPO bedienten Zielgruppen erhöht (ebd. 
26). Das bedeutet, dass NPO mit zunehmenden Leistungsvertragseinnahmen eine Spezialisie-
rung auf eine bestimmte Klientel nicht mehr aufrechterhalten können oder wollen, sondern 
sich einer breiteren Palette von Leistungen widmen. Aber auch die umgekehrte Interpretation 
dieses Ergebnisses, nämlich dass es NPO mit breiterem Leistungsspektrum leichter fällt, Leis-
tungsverträge an Land zu ziehen, ist denkbar.  
                                            
73 Ausnahmen dazu bieten Leistungsverträge, die die Entwicklung neuer Angebote zum Ziel haben.  
74 Die Veränderung der öffentlichen Einnahmen im Zeitverlauf stellt Akingbola durch die Gegenüberstellung des Anteils der 
Einnahmen aus grants mit dem Anteil der Einnahmen aus contract funding dar. Die qualitativen Interviews fokussierten auf 
die Auswirkungen der Finanzierungsstruktur auf die Einstellungspolitik und die Beschäftigungsverhältnisse der NPO, also 
auf die im Zeitablauf beobachteten kausalen Zusammenhänge (siehe Akingbola 2004:456, 458).  
75 Den Erhalt von Einnahmen aus Leistungsverträgen messen sie als Dummy als auch über deren Anteil an den Gesamtein-
nahmen. Die Breite des Leistungsangebotes wird über die Anzahl der KlientInnen in VZÄ, die Zielgruppen werden über 
zehn Bereichsdummies operationalisiert (siehe Tabelle 8 und Trukeschitz/Schneider 2003:16). 
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6.3.3 Selektion leichter zu bedienender Zielgruppen  
Vielfach finden sich Belege dafür, dass in Leistungsverträgen nicht alle Kosten, die für die Er-
stellung der vereinbarten Leistungen anfallen, abgedeckt werden (Nowland-Foreman 1998; 
Alexander et al. 1999:459; Akingbola 2004:461). Salamon (1993:23) argumentiert, dass sich 
NPO infolge dessen jenen Zielgruppen zuwenden würden, die zumindest einen Teil der anfal-
lenden Kosten selbst tragen können; oder solchen, die ‚kostendeckender‘ bedient werden 
können, d.h. die möglichst leicht an die zu erfüllenden Erfolgskriterien heranzuführen sind. 
Dadurch würden Personengruppen mit multiplen Problemlagen, die komplexere Bedürfnisse 
aufweisen und diese Kriterien nicht so leicht erreichen – und somit die am stärksten depri-
vierten Personen – ausgeschlossen und blieben unter- oder unversorgt (Steinberg/Weisbrod 
1998:75; Rosenman et al. 1999:11; Backman/Smith 2000:366).76 In der konzeptionellen Li-
teratur wird dieser Konflikt als trade-off zwischen caring und cream skimming bezeichnet 
(Smith/Lipsky 1993:5; Smith 1998:189; Johansson 2003:212; Eikenberry/Drapal Kluver 
2004:135; Sloan 1998, zitiert in Guo 2006:125). Organisationen, die auf Leistungsverträge 
umgestellt werden, müssen sich zunehmend überlegen, welche KlientInnen sie sich leisten 
können und welche nicht und ob sie Gebühren für die Leistungsinanspruchnahme verlangen 
müssen, was oft im Widerspruch zur Mission der NPO steht. Die Tatsache, dass die öffentliche 
Verwaltung ihre Mittel effizienter einsetzt und höhere Erfolgsquoten der jeweiligen Program-
me erreichen möchte, zwinge NPO, eine Selektion der KlientInnen vorzunehmen und jene zu 
betreuen, bei denen rascher und wahrscheinlicher mit Erfolgen zu rechnen ist (Alexander et 
al. 1999:459). Als eine weitere Konsequenz der Selektion der weniger problematischen Ziel-
gruppen wird angeführt, dass die öffentlich vorgegebenen Outcome-Kriterien bzw. -quoten 
erhöht werden würden, da sie durch die positive Selektion häufiger erfüllt werden können, 
wodurch sich die Erfolgsansprüche an Organisationen nach oben schrauben würden.  
Empirisch kann die These, dass durch den Druck aus Leistungsverträgen von NPO Gebühren 
verrechnet werden, durch die bereits erwähnte quantitative Untersuchung von Truke-
schitz/Schneider (2003:119ff) gestützt werden: NPO, die Einnahmen aus Leistungsverträgen 
erhalten, bieten mit einer geringeren Wahrscheinlichkeit kostenlose Leistungen an als solche, 
die keine Einnahmen aus Leistungsverträgen erhalten. Auch die auf einen Survey sowie auf 
Fokusgruppen basierende Studie von Alexander et al. (1999:65) über 124 NPO in Ohio/USA 
untermauert die Annahme, dass durch Leistungsverträge leichter zu bedienende Zielgruppen 
selektiert werden. Darüber hinaus beobachtet Sandfort (2005:377) in ihrer Fallstudie, dass 
für Vertragsabrechnungen, die eine Dokumentation bzw. Abrechnung per Individuum vor-
                                            
76 Ryan (1999:135) argumentiert zudem dass FPO, die in den selben Bereichen tätig sind wie NPO, sich die leichter zu be-
dienenden – und dadurch ‚billigeren‘ – Zielgruppen herauspicken, und dass NPO dadurch mit immer schwierigeren und da-
durch teureren Klient/innen konfrontiert sind. Dadurch bleiben ihnen weniger Ressourcen um die bisher von ihnen 
angebotenen Leistungen zu erstellen (Alexander 1999:65). 
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schreiben, jene Personen, die namentlich in den Dokumentationen nicht aufscheinen wollen 
oder können, weil sie keine Papiere haben oder sich illegal in einem Land aufhalten, keine 
Leistungen und damit keine Hilfe in Anspruch nehmen (können).  
6.3.4 Verschlechterung der Servicequalität der Dienstleistungen 
Eine vierte These besagt, dass durch Leistungsverträge die Qualität der erstellten Serviceleis-
tungen abnimmt. Begründet wird dies durch die meist kurzfristigen Verträge, die den Organi-
sationen keine Planungssicherheit für die Zukunft geben. Erhält in der nächsten Periode eine 
andere Organisation den Zuschlag, ist einerseits die Kontinuität in der Betreuung der Klientel 
nicht mehr gegeben, da diese dann von einer anderen Organisation und anderen Mitarbeite-
rInnen versorgt werden. Insbesondere bei personengebundenen Dienstleistungen, die auf ei-
nem Vertrauensverhältnis basieren, wird dadurch die Leistungsqualität beeinträchtigt 
(Schneider/Trukeschitz 2007:16). Zudem geht gesammeltes Erfahrungswissen durch den 
Wechsel des Anbieters verloren und der Anreiz für NPO, kontinuierlich an der Weiterentwick-
lung und Verbesserung des Angebotes zu arbeiten, ist durch die kurzfristigen Verträge eben-
falls geringer. Aber auch mit dem in Kapitel 6.3.1 angesprochenen Fokus auf der Messung 
von Ouputs ginge ein Qualitätsverlust einher – so ein weiterer vermuteter Wirkungsmecha-
nismus – da dadurch die wesentlich sinnvollere Zielsetzungen, die erst längerfristig messba-
ren Outcomes, aus dem Blickfeld geraten. 
Auch zur Prüfung dieser These gibt es bislang kaum empirische Untersuchungen. In einer 
Fallstudie aus Kanada zeigt Akingbola (2004), die sich insbesondere mit den Auswirkungen 
auf das Personal beschäftigt, dass kurzfristige Verträge die Rekrutierung erschweren, da Be-
schäftige bevorzugt unbefristete Anstellungsverhältnisse suchen und daher für kurze Ver-
tragslaufzeiten, die mit Leistungsverträgen verbunden sind, nicht unbedingt die besten 
MitarbeiterInnen gewonnen werden können. Befristet Beschäftigte suchen zudem nebenher 
meist nach einer unbefristeten Stelle, wodurch sie einerseits weniger konzentriert und moti-
viert arbeiten, andererseits die Organisation verlassen, sobald sie fündig geworden sind (ebd. 
462f). 
 Tabelle 6: Empirische Studien zu öffentlicher Finanzierung und Dienstleistungserstellung 
Autor-
Innen 















n von 417 NPO 
im Sozialbereich  
Rücklauf: 25% 
positiver Zusammenhang 
zwischen Einnahmen aus 
LV (%) und der 
Dienstleistungserstellung 
(Anzahl der Services und 
Breite der Zielgruppen) 
negativer Einfluss von 
Einnahmen aus LV 















von 209 NPO im 
Kunstbereich 
(größere NPO) 
positiver Einfluss  
von Einnahmen der 
öffentlichen Hand auf 
Dienstleistungserstellung  













Guo 2006 USA  
Querschnittsdaten 
von 67 in Bereich 
Human-Services 
(Zufallssample) 
Rücklauf: k.A.  
kein Einfluss  




kein Einfluss  
der 
Dienstleistungserstellung 















(Rotes Kreuz) mit 
Auswertungen 
von Finanz- und 
Personaldaten 
(1996–2001) 
negativer Einfluss von LV auf 
Potential der Gemeinschafts-
bildung weil befristetes 
Personal eingestellt wird 
 




LV decken nicht alle 
anfallenden Kosten ab  
differenziert 












NPO im Bereich 
häusliche Gewalt 
negative Konsequenzen durch 
personengebundene 
Tagessätze: Personen ohne 
Dokumente können nicht 
betreut werden  
aufgrund 
zweckgebundener 




differenziert  nicht explizit 
Quelle: Eigene Darstellung. 
93 
 
6.4  Einfluss öffentlicher Leistungsverträge auf die Gemeinschaftsbildung  
Die hinsichtlich der Funktion der Gemeinschaftsbildung vermuteten Wirkungsmechanismen 
gehen allesamt von einer Verdrängung dieser Funktion durch Leistungsverträge aus. Die Ar-
gumentation stützt sich neben der These der Output-Orientierung insbesondere auf die mit 
Leistungsverträgen einhergehenden, geänderten Personalanforderungen von NPO, die sich 
aus den Inhalten und aus der Abwicklung von Leistungsverträgen ableiten. Dazu ist anzumer-
ken, dass die Funktion der Gemeinschaftsbildung in und durch NPO – siehe Kapitel 4.2 in Teil 
I – die Bildung und Förderung von Vertrauen und Reziprozität zwischen Individuen umfasst. 
Sie erfolgt indem die lokale Bevölkerung, Freiwillige, Mitglieder, KlientInnen oder Betroffene 
in die Erstellung von Leistungen in NPO eingebunden werden oder bei Entscheidungen mitge-
stalten können, z.B. durch die Übernahme einer Funktion im Vorstand. Durch dieses Enga-
gement in NPO findet eine Förderung der Fähigkeiten, des Selbstbewusstseins und der 
Herstellung von Netzwerken statt, die wiederum eine Partizipation in anderen Bereichen des 
Gesellschaftslebens – das heißt Gemeinschaftsbildung außerhalb der NPO – ermöglicht 
(Nowland-Foreman 1998:116; Ryan 1999:135). 
6.4.1 Verdrängung von Gemeinschaftsbildung durch nicht mehr mögliche  
Querfinanzierung und Output-Orientierung 
Der erste Mechanismus bezieht sich auf die in der Einleitung zu Kapitel 6 angeführte These, 
dass Leistungsverträgen eine Output-Orientierung aufweisen, welche in der Praxis fast aus-
schließlich in definierten Dienstleistungsoutputs mündet – da diese einfacher zu messen sind 
als etwa Gemeinschaftsbildungs-Outputs. Zwar ist es theoretisch denkbar, dass die Stärkung 
der Gemeinschaft oder die Förderung der Reziprozität der Bevölkerung als Output oder Out-
come eines Leistungsvertrages definiert sind, tatsächlich ist das aber selten der Fall 
(Nowland-Foreman 1998:116; Alexander et al. 1999; Ryan 1999:135; Sandfort 2005:381). 
Daher würden sich NPO durch den Erhalt von Einnahmen aus Leistungsverträgen auf den de-
finierten Dienstleistungsoutput konzentrieren und die bislang vielfach als Nebenprodukt mit-
gelieferte Gemeinschaftsbildung werde irrelevant. Aber auch die Tatsache, dass durch 
Leistungsverträge im Vergleich zu Subventionen weniger ungebundene Mittel zur Verfügung 
stehen, die zur Querfinanzierung von Tätigkeiten der Gemeinschaftsbildung verwendet wer-
den könnten, wird zur Beschreibung des Verdrängungsmechanismus verwendet 





Empirisch wird diese These durch mehrere Fallstudien belegt.77 In der bereits zitierten Studie 
von Sandfort (2005) wurde eine kanadische NPO untersucht, die im Bereich häusliche Gewalt 
arbeiten und zuerst ohne öffentliche Mittel geführt wurde. Im Laufe der Zeit erhielt die NPO 
zunehmend Gelder der öffentlichen Hand für ihre Programme, wodurch sie aber auch die Art 
und Weise, wie sie ihre Ziele erreicht, veränderte, nämlich auf anerkanntere, legitimere Art. 
Dadurch blieben Nebeneffekte, wie ‚peer support‘ oder das ‚empowerment‘ der Betroffenen 
auf der Strecke – was auch eine Verschiebung der Mission der NPO bedeutet. 
“As more and more of programs received public revenue, subtle shifts began to occur in 
the original domestic violence shelters. Since federal funds were designated for services 
and not community education, more attention becomes focused on individual counselling 
for women and less on peer support and advocacy” (Sandfort 2005:374). 
Auch in der von Nowland-Foreman (1998:110) untersuchten NPO in Neuseeland führte public 
contracting dazu,78 dass nur noch die vereinbarten Service-Outputs erstellt wurden, ohne be-
stimmte „Umwegrentabilitäten“ – wie die Förderung der Gemeinschaftsbildung – zu erbrin-
gen: „The virtue of a contract-based approach is that things are itemized and can be checked 
off as delivered. The problem is that things not itemized may not be done.“ (ibid. 119)  
6.4.2 Verdrängung freiwilliger MitarbeiterInnen durch Professionalisierungsdruck 
im Bereich der inhaltlichen Arbeit 
Ein zweiter Wirkungsmechanismus geht auf die in Leistungsverträgen festgeschriebene Quali-
fikation des mit der Leistungserstellung betrauten Personals einher. Dadurch, so die Argu-
mentation, wird die Mitarbeit von Freiwilligen und Laien zurückgedrängt, wodurch sich das 
Potential von NPO zur Gemeinschaftsbildung wesentlich reduziert. Freiwillige und Laien, die 
zwar engagiert und guten Willens sind, aber nicht unbedingt die erforderliche formale Ausbil-
dung mitbringen, würden so durch professionelle Kräfte verdrängt (Alexander et al. 
1999:462; Ryan 1999:135). Vereinzelt wird diese Entwicklung auch positiv gesehen. So ver-
teidigt Salamon den Einsatz formal qualifizierter Kräfte: „poverty and distress have come to 
be seen as requiring more than amateur approaches and volunteer activity“ (Salamon 
1995:138). Mit dem Ausschluss von Freiwilligen verringern sich aber nicht nur die Möglichkei-
ten der Bevölkerung, Arbeitserfahrungen und Kontakte, die für den Eintritt auf den Arbeits-
markt hilfreich sind, zu sammeln – so die These weiter – sondern auch die über die NPO 
                                            
77 Für alle in der Folge angeführten empirischen Studien zur Funktion der Gemeinschaftsbildung sind in Tabelle 7 die Da-
tengrundlage, die Methodik sowie die zentralen Ergebnisse dargestellt.  
78 Nowland-Foreman definiert in seiner Fallstudie die Funktion der Gemeinschaftsbildung nicht explizit. Er bezieht sich auf 
die Konsequenzen der Veränderung der Finanzierungsstruktur auf „organization’s capacity to encourage active participa-
tion, ... to enhance cooperation and trust“ (Nowland-Foreman 1998:112), auf „providing avenues for citizen participation 
and involvement“ und „community resource mobilisation”(ebd. 8). Diese Beschreibung entspricht damit weitgehend der 
Definition von Gemeinschaftsbildung, die in dieser Arbeit verwendet wird.  
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hinausgehende Gemeinschaftsbildung (Nowland-Foreman 1998:116; Backman/Smith 
2000:356, 368). Dieses Potential ist durch den Einsatz professioneller MitarbeiterInnen nicht 
mehr gegeben, denen gegenüber auch die Vermutung besteht, dass sie die zivilgesellschaftli-
che Dimension in der inhaltlichen Arbeit vernachlässigen.79 Das Argument beruht aber weni-
ger auf dem Vorwurf, dass sie sich gemeinschaftsbildenden Aktivitäten weniger verpflichtet 
fühlen oder diesen gegenüber weniger offen sind, sondern dass sie einem institutionellen 
Druck ausgesetzt sind, mehr auf Inhalte und Leistungserbringung zu achten als auf die 
menschliche, gemeinschaftsförderliche Dimension.  
Sowohl Nowland-Forman (1998) als auch Sandfort (2005) bestätigen in ihren Untersuchun-
gen über die Auswirkungen von Leistungsverträgen in NPO in Neuseeland beziehungsweise 
den USA, dass Ehrenamtliche durch bezahltes Fachpersonal ersetzt wurden, und zwar sowohl 
im administrativen Bereich als auch in der direkten Leistungserstellung. Dadurch – so Now-
land-Forman (1998:110) – geht auch eine beachtliche Investition in die Gemeinschaft verlo-
ren, da die untersuchte NPO ihren Freiwilligen sehr umfangreiche Weiterbildungen und 
Trainings zukommen lässt, die auch der Gemeinschaftsbildung außerhalb der NPO zugute-
kommt. In der Fallstudie von Sandfort waren nicht die expliziten Forderungen bezüglich der 
Qualifikation des Personals ausschlaggebend für die Verdrängung ehrenamtlichen Personals, 
sondern der Legitimierungsdruck, die Art des Arbeitens zu verändern, um Interventionen zu 
setzen, die den von den öffentlichen Geldgebern gewünschten Erfolg bringen würden:  
„To receive public contracts, shelters felt the pressure to employ credentialed staff and 
move toward more widely recognized social service models” (Sandfort 2005:374).  
6.4.3 Verdrängung freiwilliger MitarbeiterInnen durch Professionalisierungsdruck 
im Bereich der administrativen Arbeit 
Eine Verdrängung freiwilliger MitarbeiterInnen wird aber nicht nur aufgrund der Inhalte von 
Leistungsverträgen vermutet, sondern auch aufgrund der komplexen Abwicklung solcher Ver-
träge. Basis für diesen Wirkungsmechanismus ist der mit Leistungsverträgen verbundene er-
höhte administrative Aufwand, wozu die laufenden Dokumentation und die Evaluierung und 
Abrechnung der einzelnen Verträge zählen (Alexander et al. 1999:462). Es wird argumen-
tiert, dass die damit einhergehenden Anforderungen an das Management der NPO von einem 
ehrenamtlichen Vorstand, der die Tätigkeit neben seinem Hauptberuf ausführt, nicht mehr 
geleistet werden könne (Nowland-Foreman 1998:116; Ryan 1999:135; Frumkin/Kim 2002):  
                                            
79 Backman/Smith (2000:364) vermuten zudem, dass durch Leistungsverträge prekärere Vertragsformen für beschäftigtes 
Personal (Teilzeit, Werkverträge) anstatt von Vollzeitbeschäftigungen abgeschlossen werden – um den Personalbestand an 
die jeweilige Auftragslage anpassen zu können. Dadurch nehmen auch die Sozialkontakte und der Aufbau von Beziehungen 




“.. the process of applying for government grants is often perceived as “cumbersome, 
time-consuming, and inefficient”, requiring extensive paperwork and substantial lead time 
..., which, in turn, requires more commitment than most board members can afford” (Guo 
2007:462). 
Zudem verschieben sich die Aufgaben von inhaltlicher Verantwortung zu technischer Experti-
se (Grönbjerg 1993; Froelich 1999). Dadurch, und weil es immer schwieriger werde, Perso-
nen zu rekrutieren, die diese Managementanforderungen erfüllen können, wird die 
Vorstandsfunktion an professionelleres, bezahltes Management und an Personen mit Mana-
gementhintergrund übergeben (Ryan 1999:135). Im Unterschied zu dem in Kapitel 6.4.2 
dargestellten Mechanismus werden nun nicht freiwillige MitarbeiterInnen, die inhaltliche Tä-
tigkeiten ausgeführt haben, verdrängt, sondern freiwillige Vorstandsmitglieder, d.h. Perso-
nen, die ehrenamtlich Leitungsaufgaben übernommen haben. C. Guo (2007:462) 
argumentiert des Weiteren, dass NPO die Zusammensetzung ihre Vorstände bewusst profes-
sionalisieren, um gegenüber den öffentlichen Geldgebern Legitimation zu erlangen und leich-
ter Verträge an Land ziehen zu können (vgl. auch Smith/Lipsky 1993:5; Eikenberry/Drapal 
Kluver 2004:135). Dadurch nimmt die Mitbestimmung und Identifikation von Mitgliedern, 
Freiwilligen, Betroffenen usw. ab, die sonst im Vorstand vertreten waren (Backman/Smith 
2000:365). Die Wahl des Vorstandes aus dem Pool der Freiwilligen bildet aber eine Garantie 
dafür, dass NPO ihren ursprünglichen gemeinschafts-basierenden Charakter aufrecht erhalten 
(Guo 2007:463), da Freiwillige oft auch jene Personen sind, die die Leistungen der Organisa-
tion in Anspruch genommen haben. Aus Managern zusammengesetzte Vorstände hingegen 
sind weniger divers und gelten nicht als demokratisches, die Gemeinschaft repräsentierendes 
Gremium, in dem Betroffenen, Mitglieder und Freiwilligen eingebunden sind (ebd. 463). 
Durch professionelle Vorstände geht auch die Möglichkeit für Freiwillige, selbst Verantwortung 
zu übernehmen, Führungsfähigkeiten zu entwickeln (developing leadership skills) und sich in 
der Selbstorganisation auszuprobieren, zurück. Des Weiteren fällt die Option, selbst in den 
Vorstand gewählt zu werden, die für Freiwillige auch eine Motivation und Anerkennung ihrer 
Tätigkeit darstellt, weg (Guo 2007:463). 
Nowland-Foreman (1998), der anhand einer NPO in Neuseeland die Auswirkungen von öffent-
lichen Leistungsverträgen auf die Gemeinschafts- und Sozialkapitalbildung untersucht, bestä-
tigt die angeführten Vermutungen:  
 “ … people giving 3 to 4 hours a month could no longer manage complex organizations in 
the environment of increasing and more sophisticated demands ... the abolition of local 
committees led some to start seeing the organization as just one more outsider coming 
into their town” (Nowland-Foreman 1998:110). 
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6.4.4 Verringerung der Partizipationsmöglichkeiten durch größere NPO  
Der vierte Mechanismus, ist auf keiner der in der Einleitung zu Kapitel 6 angeführten Thesen 
zurückzuführen. Er besagt, dass größere NPO durch die Art der Abwicklung von Leistungsver-
trägen begünstigt werden (Smith/Lipsky 1993:88-89), da diese eher über die erforderlichen 
Managementinstrumente und -kapazitäten verfügen. Darüber hinaus sind – so die These wei-
ter – größere NPO meist in verschiedenen Feldern tätig und könnten für Leistungsverträge zu 
mehreren Inhalten, eventuell aber auch für verschiedene geografische Regionen Angebote le-
gen, dadurch Risiken besser streuen und Größenvorteile lukrieren (Nowland-Foreman 
1998:117; Nikolic/Koontz 2007:443). Sie sind auch in der Lage, besser qualifiziertes Personal 
anzuwerben, da sie attraktivere Aufstiegsmöglichkeiten anbieten (Ryan 1999:131), wodurch 
wiederum die Wahrscheinlichkeit steigt, einen Auftrag zu erhalten. Als Konsequenz würden 
durch die Implementierung von Leistungsverträgen große NPO noch größer, und kleine NPO, 
sofern sie überleben, würden wachsen (Nowland-Foreman 1998:117). Sofern sich kleine NPO 
– um in der Vertragskultur zu überleben – an diese Anforderungen anpassen, würden sie das 
aufgeben, was sie zunächst vielfach gegenüber anderen Anbietern ausgezeichnet hat, näm-
lich  
„... being smaller, more informal, and perhaps more accessible. These are also likely to be 
characteristics that might make participation easier…” (Nowland-Foreman 1998:117). 
Die Untersuchung von O’Regan/Oster (2002:362) bestätigt die Vermutung, dass NPO, die öf-
fentliche Aufträge erhalten, tendenziell größer und besser etabliert sind und dadurch Skalen- 
und Lernkurveneffekte erzielen können. Es kann aber auch sein, dass die öffentliche Hand die 
Größe von NPO als Proxy für die Qualität der Programme heranzieht (ebd.). Auch Alexander 
et al (1999:461) finden die These bestätigt, dass größere, betriebswirtschaftlich ausgerichte-
te NPO von der öffentlichen Verwaltung als Partner gegenüber kleineren NPO bevorzugt wer-
den, die oft basisnaher beziehungsweise community based sind. Dabei muss es sich aber 
nicht um eine bewusste Selektion durch die öffentliche Hand handeln. Denkbar wäre auch, 
dass kleinere Organisationen nicht die Kapazitäten haben, die für das Mitbieten erforderliche, 
administrative Ausstattung oder die erforderlichen Kapazitäten aufzubringen (Alexander 
1999:63). 
Tabelle 7: Empirische Studien zu öffentlicher Finanzierung und Gemeinschaftsbildung 
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Quelle: Eigene Darstellung. 
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6.5 Öffentliche Leistungsverträge und Verwaltungsaufwand 
In der Literatur, die die Auswirkungen von Leistungsverträgen auf die Funktionen von NPO dis-
kutiert, wird oftmals auch der durch Leistungsverträge zunehmende Verwaltungsaufwand the-
matisiert. Insbesondere wird argumentiert, dass die mit Leistungsverträgen verbundenen 
Dokumentationserfordernisse einen erheblichen Teil der Ressourcen von NPO binden, die dann 
für die eigentlichen Tätigkeiten von NPO, die Erfüllung der Funktionen, nicht mehr zur Verfü-
gung stehen. Diese Vermutung wird damit begründet, dass NPO, um die Anforderungen bezüg-
lich Dokumentationswesen, Buchhaltung, Evaluierung und Auditing erfüllen zu können, in 
technische Ausstattung investieren müssen; sie müssen also die erforderliche Ausstattung be-
schaffen oder die vorhandene verbessern (Chaves et al. 2004:296; Smith 2004:13). Da diese 
Anschaffungen durch die in Leistungsverträgen zugesagten Mittel nicht gedeckt sind, müssen 
dafür bestehende Rücklagen und Ressourcen aufgebraucht werden ('cannibalization of assets', 
cf. Nowland-Foreman 1998:111). Aber nicht nur die Investitionen, auch die laufende Verwal-
tungstätigkeit zur Abwicklung von Leistungsverträgen (z.B. Angebote verfassen, MitarbeiterIn-
nen einstellen und einarbeiten, laufende Dokumentation, Erfolgsmessung und Evaluierung, 
Abrechnung) (Guo 2007:462) könnten nicht zur Gänze durch die Finanzierung aus dem jeweili-
gen Leistungsvertrag abgedeckt werden.  
Durch den beschriebenen erhöhten Administrationsaufwand würden aber nicht nur finanzielle 
Ressourcen, sondern auch Zeit und menschliche Energie verschlungen: „complying with gov-
ernment contracts can become the ends rather than the means, absorbing substantial NPO en-
ergy” (Nikolic/Koontz 2007:442). So wird vermutet, dass die MitarbeiterInnen, die sich bislang 
mit inhaltlichen Aspekten beschäftigt haben, einen Großteil ihrer Arbeitszeit auf Dokumentati-
on, Abrechnung usw. verwenden müssen – und dadurch weniger Motivation und Energie für die 
Arbeit mit ihrem Klientel beziehungsweise der konkreten Funktionserfüllung übrig haben 
(Salamon 1995:220ff; Alexander et al. 1999:460; Ryan 1999:136; Evans et al. 2005:83; 
Casey/Dalton 2006:8f). Auch der Vorstand und die Geschäftsführung, die sich bislang doch 
auch mit den Inhalten der NPO beschäftigt haben, würden sich stärker Verwaltungsaufgaben 
widmen müssen. Zwar ist es denkbar, dass durch diesen zusätzlichen Aufwand bestimmte 
Funktionen von NPO verdrängt werden, im Mittelpunkt steht aber die These, dass die insge-
samt zur Erfüllung aller Funktionen von NPO verbleibenden finanziellen, zeitlichen und psychi-
schen Ressourcen geringer werden. 
In empirischen Untersuchungen wird diese These weitgehend bestätigt. So folgern Alexander et 
al. (1999:462) und Alexander (1999:62) in ihren qualitativen Studien, dass sich NPO durch die 
mit NPM einhergehenden veränderten Finanzierungsmodalitäten gezwungen sehen, ihr Fundrai-
sing, ihre Managementprozesse und administrativen Abläufe zu professionalisieren, das heißt 
substantielle Investitionen vorzunehmen:  
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„They were spending more organizations resources on administration, grant writing, fund-
raising, and documenting the need for their services, and less on service delivery, than in the 
past.” (Alexander 1999:63) 
Nowland-Foreman (1998:110) beobachtet in seiner Fallstudie insbesondere den Abbau von fi-
nanziellen Reserven für die Anschaffung jener Tools, die für die Durchführung der Dokumenta-
tion, Evaluierung usw. erforderlichen sind. Auch die Annahme, dass NPO aufgrund von 
Leistungsverträgen wesentlich mehr Zeit für die Erstellung von Finanzierungsanträgen verwen-
den, zeigten sich für die untersuchte NPO (ebd. 111).  
6.6 Zusammenfassung des Literaturüberblicks  
Aus den empirischen Studien kann bezüglich der Effekte öffentlicher Finanzierung auf die ein-
zelnen Funktionen von NPO gefolgert werden, dass sich in Bezug auf die Funktion der Gemein-
schaftsbildung ein einheitliches Bild zeigt. Nicht nur die qualitativen, sondern auch die 
existierende quantitative Studie bestätigen, dass Einnahmen aus Leistungsverträgen das Poten-
tial von NPO zur Gemeinschaftsbildung beeinträchtigen (siehe Tabelle 7). Es ist aber anzumer-
ken, dass insgesamt nur wenige Untersuchungen zu diesem Zusammenhang vorliegen. Das ist 
einerseits darauf zurückzuführen, dass die Gemeinschaftsbildungsfunktion erst in den letzen 
Jahren größere Beachtung in der Forschung erlangt hat; andererseits ist sie auch jene der drei 
Funktionen, die für quantitative Untersuchungen am schwierigsten zu operationalisieren ist.  
Auch in Bezug auf die Funktion der Dienstleistungserstellung stimmen die Befunde aller quanti-
tativen Arbeiten insofern überein, als mit zunehmenden Einnahmen aus Leistungsverträgen die 
Bedeutung der Dienstleistungsfunktion zunimmt. Manche der Untersuchungen zeigen aber 
auch, dass einzelne Zielgruppen aufgrund von Leistungsverträgen nicht mehr versorgt werden 
können, es also auch negative Konsequenzen für die KlientInnen gibt (siehe Tabelle 6). 
Die Ergebnisse hinsichtlich der Auswirkungen von Leistungsverträgen auf die Funktion der Inte-
ressenvertretung sind dagegen nicht so eindeutig. Während quantitative Untersuchungen zu-
meist einen positiven oder keinen Zusammenhang zwischen öffentlicher Finanzierung 
beziehungsweise öffentlichen Leistungsverträgen und Interessenvertretung feststellen, zeigt 
sich in den Fallstudien teilweise eine Zurückdrängung dieser Funktion (siehe Tabelle 5). Onyx 
et al. (2008) erklären das damit, dass sich weniger der Umfang, sondern die Form, in der die 
Interessenvertretung ausgeübt wird, sowie deren Inhalte, verändern. Der Umstand, dass NPO 
aufgrund öffentlicher Finanzierung weniger polarisierende Mittel der Interessenvertretung ein-
setzen, mag eventuell auch dafür verantwortlich sein, dass sich der vermutete negative Zu-
sammenhang in quantitativen Arbeiten kaum zeigt; dieser Aspekt ist in quantitativen 
Untersuchungen nur schwer abzufragen. Weiters muss zur Interpretation der Differenzen zwi-
schen den qualitativen und quantitativen Ansätzen berücksichtigt werden, dass in den Fallstu-
dien tatsächliche Veränderungen im Zeitablauf beschrieben werden, wohingegen die 
quantitativen Arbeiten zumeist auf Querschnittsdaten beruhen. Eine Ausnahme dazu bilden die 
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Daten des zweiten Datensatzes von Chaves et al. (2004) und die Untersuchung von Leech 
(2006), in denen jeweils Längsschnittdaten herangezogen werden. Dadurch sind sie in der La-
ge, die Kausalität des Zusammenhangs zu prüfen, was auf Basis von Querschnittsdaten kaum 
möglich ist. Auch die auf qualitativen Ansätzen beruhenden Untersuchungen sind mitunter bes-
ser geeignet, Aussagen über kausale Zusammenhänge zu treffen. Im Gegensatz zu den auf 
Querschnittsdaten basierenden quantitativen Analysen können sie nicht nur Zusammenhänge 
ermitteln, sondern über offene Fragen auch Einblicke in die Ursachen und Erklärungen für Ver-
änderungen geben.80 
Abgesehen von den tatsächlichen Effekten auf die einzelnen Funktionen zeigt der Literatur-
überblick – wie bereits in der Einleitung des Kapitels vorweggenommen – dass die empirischen 
Arbeiten sich nahezu ausnahmslos auf den anglo-amerikanischen Raum beziehen und für Kon-
tinentaleuropa bislang nur eine einige Untersuchung vorliegt. Das schränkt einerseits die Über-
tragbarkeit der bisherigen Ergebnisse ein, andererseits zeigt es eine Forschungslücke auf. 
Darüber hinaus widmet sich keine der Studien mehreren Funktionen gleichzeitig, um deren re-
lative Bedeutung zu ermitteln und Verschiebungen zwischen Funktionen abzubilden.  
Damit greift die Untersuchung der vorliegenden Arbeit mehrere wesentliche Forschungslücken 
auf: Einerseits stellt sie eine Analyse für Kontinentaleuropa dar und zielt dabei konkret auf die 
Unterschiede zwischen Subventionen und Leistungsverträgen ab. Andererseits untersucht sie 
die Konsequenzen auf das gesamte von NPO erfüllte Funktionsspektrum, wobei Auswirkungen 
auf die relative Bedeutung der Funktionen von NPO betrachtet werden.
                                            
80 Qualitativen Studien werden oft als Studien verstanden, die die ‘subjektive’ Sicht der Betroffenen darstellen, während quan-
titative Studien eine ‘objektivere’ Sicht einnehmen würden. Generell kann dieser Zuordnung nicht zugestimmt werden, da qua-
litative Methoden auch die Bedingungen, unter denen die Subjektivität entsteht, hinterfragen. Andererseits stützen sich viele 
quantitative Untersuchungen auf Items, durch die subjektive Einschätzungen der Befragten erhoben wurden. 
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7 Ableitung der Hypothesen 
In den beiden vorangegangenen Kapiteln wurden die Prinzipien der RDT vorgestellt und ein Li-
teraturüberblick über die Thesen sowie die empirischen Ergebnisse zum Zusammenhang zwi-
schen öffentlicher Finanzierung und den Funktionen von NPO gegeben. Abgeleitet davon 
werden folgend die Hypothesen der Arbeit formuliert.  
7.1 Einnahmen aus öffentlichen Quellen  
Gemäß der RDT passen sich Organisationen – sofern sie keine anderen Verhandlungsmöglich-
keiten sehen und wählen – den Forderungen wichtiger RessourcenlieferantInnen an. Der Druck, 
diesen Forderungen nachzukommen, ist umso größer, je wichtiger die benötigten Ressourcen 
für die Organisation sind. Bezogen auf die Einnahmen würde das bedeuten, dass je größer der 
Anteil der Einnahmen eines bestimmten Geldgebers an den Gesamteinnahmen ist, und je weni-
ger Möglichkeiten es gibt, auf andere Finanzierungsquellen umzusteigen, desto stärker ist die 
Organisation den Forderungen der Ressourcenlieferantin ausgeliefert. Handelt es sich um Ein-
nahmen der öffentlichen Hand, ginge mit den implizit oder explizit ausgesprochenen Forderun-
gen vor allem die Beschränkung politischer Aktivitäten einher, insbesondere (regierungs-) 
kritischer Äußerungen und Stellungnahmen (siehe Kapitel 6.1.1). Eine weitere in der Literatur 
angeführte These besagt, dass NPO, sobald sie öffentliche Mittel erhalten, eingeschüchtert sind 
und glauben, keine Kritik an öffentlichen Institutionen üben zu dürfen. Daher hätte nicht nur 
der Anteil der öffentlichen Einnahmen, sondern auch die Tatsache, dass die NPO öffentliche 
Einnahmen erhält, einen negativen Einfluss auf die Interessenvertretungsfunktion. Die beiden 
daraus abgeleiteten Hypothesen lauten:  
? H1a: Für NPO, die öffentliche Einnahmen erhalten, hat die Funktion der Interessenver-
tretung eine geringere Bedeutung als für NPO, die keine öffentlichen Einnahmen erhal-
ten. 
? H1b: Je größer der Anteil der öffentlichen Einnahmen an den Gesamteinnahmen einer 
NPO ist, desto geringer ist die relative Bedeutung der Funktion der Interessenvertre-
tung in dieser NPO. 
Den Annahmen der RDT entsprechend schwächt sich der angenommene Zusammenhang ab, 
sofern seitens der öffentlichen Hand eine Abhängigkeit von bestimmten Ressourcen der NPO 
besteht und/oder der NPO alterative Finanzierungsquellen zur Verfügung stehen. Das ist damit 
begründet, als sie dadurch weniger Macht hat, um die Erfüllung der Forderungen durchzuset-
zen. Insofern ist bei Prüfung der Hypothesen der Aspekt der gegenseitigen Abhängigkeit zu be-
rücksichtigen.  
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7.2 Einnahmen aus öffentlichen Leistungsverträgen  
Wie im Literaturüberblick angeführt, wird nicht nur für die Herkunft, sondern auch für die Form 
der Finanzierung angenommen, dass sie die von NPO erfüllten Funktionen beeinflusst. Dem-
nach würden Leistungsverträge, in denen die Forderungen der öffentlichen Finanzierungsgeber 
deutlich konkretisiert sind, womit ihnen eine wesentlich stärkere Kontrollmöglichkeit inne 
wohnt als Subventionen, auf NPO auch einen höheren Druck ausüben, den Forderungen der öf-
fentlichen Hand nachzukommen. Das betrifft vor allem die Funktion der Interessenvertretung, 
da politische Aktivitäten kaum Bestandteil des in Leistungsverträgen gewünschten und definier-
ten Outcome sind, dadurch also nicht explizit finanziert werden können und Quersubventionie-
rungen durch Leistungsverträge ebenfalls verhindert werden. Die unter H1b angeführte 
Hypothese dürfte bei öffentlichen Mitteln aus Leistungsverträgen also verstärkt zutreffen.  
? H2: Je größer der Anteil der Einnahmen aus öffentlichen Leistungsverträgen an allen öf-
fentlichen Einnahmen einer NPO ist, desto geringer ist die relative Bedeutung der Funk-
tion der Interessenvertretung für die NPO. 
In Bezug auf die Dienstleistungsfunktion wird davon ausgegangen, dass durch Leistungsverträ-
ge, die meist für die Erstellung von Serviceleistungen ausgeschrieben beziehungsweise verge-
ben werden, die relative Bedeutung dieser Funktion zunimmt und andere Funktionen von NPO 
dadurch verdrängt werden. Dies mündet in einer weiteren Hypothese:  
? H3: Je größer der Anteil der Einnahmen aus öffentlichen Leistungsverträgen an allen öf-
fentlichen Einnahmen einer NPO ist, desto größer ist die relative Bedeutung der Funkti-
on der Dienstleistungserstellung für die NPO.  
Wie bei der Interessenvertretungsfunktion wird auch für die Funktion der Gemeinschaftsbildung 
angenommen, dass sie durch Einnahmen aus Leistungsverträgen in ihrer Bedeutung zurückge-
drängt wird. Dafür werden vor allem der von Leistungsverträgen ausgehende Fokus auf einen 
messbaren Output, sowie die Anforderungen nach professionellem Personal verantwortlich ge-
macht. Mit zunehmender Bedeutung von Einnahmen aus Leistungsverträgen würde sich dieser 
Effekt verstärken.  
? H4: Je größer der Anteil der Einnahmen aus öffentlichen Leistungsverträgen an allen öf-
fentlichen Einnahmen einer NPO ist, desto geringer die relative Bedeutung der Funktion 
der Gemeinschaftsbildung für die NPO. 
Auch bezüglich dieser drei Hypothesen gilt, dass bei bestehender Abhängigkeit der öffentlichen 
Hand von der NPO die vermuteten Effekte geringer sind oder sich gar nicht zeigen. 
Neben den Auswirkungen auf die relative Bedeutung der einzelnen Funktionen von NPO wird 
auch eine Reduktion der inhaltlichen Arbeit generell vermutet, da mit der Abwicklung von Leis-
tungsverträgen ein erhöhter administrativer Aufwand verbunden ist, der zu Lasten der Funkti-
onserfüllung geht. Das würde bedeuten, dass mit zunehmenden Einnahmen aus 
Leistungsverträgen das Ausmaß der administrativen Tätigkeiten der NPO zunimmt.  
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? H5: Je größer der Anteil der Einnahmen aus öffentlichen Leistungsverträgen an allen öf-
fentlichen Einnahmen ist, desto größer ist die relative Bedeutung administrativer Tätig-
keiten im Vergleich zur Bedeutung der Funktionserfüllung der NPO.  
In Abbildung 5 werden die Hypothesen schematisch dargestellt. 
Abbildung 5: Schematischer Überblick über die Hypothesen der Untersuchung 
 
 
















8 Analysemethode und Auswahl der Variablen  
Die Hypothesen über den Zusammenhang zwischen der Finanzierungsstruktur und den Funkti-
onen von NPO werden mittels multipler Regressionsanalyen getestet. Folgend wird das dazu 
verwendete Modell dargestellt, anschließend werden die benötigten Variablen spezifiziert.  
8.1 Darstellung des Regressionsmodells  
Für die Schätzung des Einflusses der Finanzierung auf die Funktionsausübung beziehungsweise 
auf die administrative Tätigkeit von NPO werden Regressionsfunktionen gemäß dem folgenden 
Schema verwendet:   
iimmiinnii yyxxf εγγββα +++++++= ...... 1111  
fi steht dabei für den jeweiligen Regressanden, also für das Ausmaß in dem eine Funktion 
wahrgenommen wird, beziehungsweise – bei Prüfung der Hypothese 5 – für das Ausmaß der 
administrativen Tätigkeiten einer NPO. Die Variablen xi1 bis xin stehen dabei für die n erklären-
den Variablen der i-ten Organisation; das sind der Erhalt öffentlicher Einnahmen, der Anteil öf-
fentlicher Einnahmen beziehungsweise der Anteil der öffentlichen Einnahmen aus 
Leistungsverträgen an den Gesamteinnahmen. Die Variablen yi1 bis yim stehen für die m Kont-
rollvariablen, die die organisationalen Charakteristika der i-ten Organisation beschreiben. Dazu 
zählen die Organisationsgröße, der Tätigkeitsbereich der Organisation, das geografische Tätig-
keitsgebiet der NPO, die Konkurrenzsituation der NPO, die Möglichkeit von NPO auf alternative 
Einnahmen zugreifen zu können und die Diversität der Einnahmen. Die Residualgröße εi bein-
haltet alle in der Regressionsgleichung nicht erfassten Einflussgrößen.  
Die Schätzungen werden für jede Hypothese schrittweise vorgenommen, und zwar nach fol-
gendem Modellaufbau: Zunächst wird ein sogenanntes Kurzmodell geschätzt, in dem neben der 
erklärenden Variable nur einige wenige Kontrollvariablen – die Organisationsgröße, der Tätig-
keitsbereich der NPO sowie das geografische Tätigkeitsgebiet – enthalten sind. In einem Lang-
modell werden dann weitere Variablen hinzugefügt, die für Aspekte der RDT  kontrollieren. 
Diese sind die Konkurrenzsituation, die Möglichkeit der alternativen Einnahmequellen sowie die 
Diversität der Einnahmen. Dadurch kann verglichen werden, inwiefern sich der Beitrag des 
Regressors zum Erklärungswert verändert, wenn für jene Merkmale kontrolliert wird, die die 
Abhängigkeitsbeziehung zwischen NPO von öffentlichen Organisationen beeinflussen könnten.  
Die Anwendung von Regressionsanalysen ermöglicht den Vergleich der Ergebnisse mit jenen 
der vorliegenden quantitativen Studien, da auch diese überwiegend auf Regressionsanalysen 
basieren (dazu zählen die Untersuchungen von O'Regan/Oster 2002; Salamon 2002; 
Trukeschitz/Schneider 2003; Chaves et al. 2004; Leech 2006; Guo 2007; Nicholson-Crotty 
2007; Faulk 2008; Hwang/Suárez 2008; Nicholson-Crotty 2009; Suárez 2009) (siehe Tabelle 8, 
 108 
letzte Spalte).81 Die Regressionsanalysen schätzen dabei den Einfluss der Finanzierungsstruktur 
auf die von NPO wahrgenommenen Funktionen, der sich aus den Annahmen der RDT ableitet. 
Mathematisch berechnen Regressionsanalysen allerdings Korrelationen und können keine Kau-
salitäten feststellen; die Wirkungszusammenhänge müssen aufgrund theoretischer Überlegun-
gen hergeleitet werden.82 Bezüglich des Zusammenhangs zwischen der Finanzierung und den 
Funktionen von NPO leitet sich dieser kausale Zusammenhang aus der RDT ab, er muss aber 
nicht zwangsläufig gegeben sein, wie bereits in Kapitel 5.3.2 angeführt wurde. Auch die entge-
gengesetzte Wirkrichtung wäre denkbar, nämlich dass die Funktionswahrnehmung die Finanzie-
rungsstruktur bestimmt, oder dass sich beide Größen gegenseitig beeinflussen. 
In einigen der empirischen Studien wird auf die Möglichkeit der umgekehrten oder wechselsei-
tigen Abhängigkeit auch hingewiesen. Dazu zählen die Untersuchungen von Chaves et al. 
(2004) und Hughes/Luksetich (2004), die sich für ihre Analysen auf Längsschnittdaten stützen 
und versuchen, die Wirkungszusammenhänge durch die Verwendung zeitverzögerter Daten ab-
zubilden (siehe Tabelle 8).83 Alle anderen empirischen Arbeiten stützen sich auf Quer-
schnittsdaten, in denen die Untersuchung der wechselseitigen Kausalität nicht möglich ist.84 Bei 
der Interpretation der Ergebnisse der Regressionsanalysen muss daher berücksichtigt werden, 
dass es sich um angenommene Wirkungszusammenhänge handelt; die Möglichkeit der umge-
kehrten Kausalität kann dabei nie wirklich ausgeschlossen werden.  
 
                                            
81 Dabei kommen meist lineare oder logistische Regressionen zum Einsatz. Suárez (2009) verwendet ein Probit-Modell, Faulk 
(2008) ein zero-inflated negative binary model, die beide ebenfalls den Regressionsmodellen zuzuordnen sind. 
82 Mit Regressionsanalysen können Annahmen über Zusammenhänge, die auf „sachlogischen und oder theoretischen Überle-
gungen basieren“ geprüft werden. Sie zählen somit zu den strukturprüfenden und nicht zu den strukturentdeckenden Verfahren 
(vgl. dazu Backhaus et al. 2005:7). 
83 Chaves et al. (2004) analysieren mittels Regressionsanalysen, inwiefern die Ausübung von Advocacy in einem bestimmten 
Jahr durch die öffentlichen Einnahmen des Vorjahres bestimmt wird. Ebenso untersuchen sie die umgekehrte Wirkrichtung, 
nämlich ob der Erhalt bzw. die Höhe der öffentlichen Mittel daher rühren kann, dass die NPO im Vorjahr eigennützige Advo-
cacy-Aktivitäten betrieben hat. Die Ergebnisse sind nicht eindeutig: in den überwiegenden Fällen der berechneten Modelle 
zeigt sich kein Einfluss von Lobbying-Aktivitäten auf die Höhe der erhaltenen öffentlichen Einnahmen, in einigen wenigen 
Modellen zeichnet sich aber ein positiver Zusammenhang ab (ebd. 312). Hughes/Luksetich (2004) untersuchen „whether 
funding influences expenditures, whether expenditures influence funding, or both“ (ebd. 211) mit Hilfe eines Regressionsglei-
chungssystems. Sie analysieren, inwiefern öffentliche Einnahmen des Vorjahres die Funktionserfüllung des Folgejahres (ge-
messen in Ausgabekategorien) beeinflussen. In den Ergebnissen zeigt sich nur für einen Ausnahmefall wechselseitige 
Kausalität (ebd. 216). 
84 Eine Ausnahme dazu stellt die Untersuchung von Guo (2006:127) dar, die für ihre Untersuchung ‚nonrecursive‘ Struktur-
gleichungsmodelle heranzieht (siehe Tabelle 8). Dieses Verfahren bietet die Möglichkeit, selbst mittels Querschnittsdaten re-
ziproke Zusammenhänge, die sich aus theoretischen Überlegungen ableiten, zu überprüfen. Allerdings können diese reziproken 
Wirkungen nur zwischen Konstrukten, also endogenen (latenten) Variablen, die jeweils durch Instrumentenvariablen (manifes-
te Variablen) bestimmt sind, überprüft werden (Wong/Law 1999:74). Herkömmliche Strukturgleichungsmodelle können – ob-
wohl sie auch unter dem Begriff „Kausalanalysen“ bekannt sind, keine Kausalitäten identifizieren (Jost 2005:12). Sie stellen 
wie Regressionsanalysen strukturprüfende Verfahren dar, die theoretisch hergeleitete Zusammenhänge überprüfen (vgl. z.B. 
Backhaus et al. 2005:11).  
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8.2 Spezifikation der verwendeten Variablen  
Die Spezifikation der Variablen erfolgt in Anlehnung an die im Literaturüberblick (Kapitel 6) an-
geführten quantitativen Studien. Im Folgenden werden zunächst unterschiedliche Möglichkeiten 
der Operationalisierung der Regressanden diskutiert, da die Messung der Funktionen von NPO 
eine der besonderen Herausforderungen der Arbeit darstellt. Danach werden zwei Varianten der 
Operationalisierung der Regressanden eingeführt. Anschließend erfolgt die Spezifikation der 
Regressoren sowie der Kontrollvariablen.  
8.2.1  Diskussion der Operationalisierung der Regressanden 
Wie die Messung der gesellschaftlichen Leistungen beziehungsweise Funktionen von NPO erfol-
gen kann, wird weder in den konzeptionellen Arbeiten über das Funktionsspektrum von NPO 
(siehe Kapitel 2.1), noch in den internationalen Untersuchungen des Johns Hopkins CNP darge-
stellt. Zwar werden im Zuge des Johns Hopkins CNP einzelne NPO entsprechend ihres haupt-
sächlichen Tätigkeitsbereichs einer Funktion zugewiesen (siehe Kapitel 1.1); anhand welcher 
organisationsbezogenen Indikatoren diese Zuordnung erfolgt, wird aber nirgendwo angeführt. 
Insofern existieren kaum Studien, die sich mit der Operationalisierung von Funktionen beschäf-
tigen. Als Ausgangspunkt für die Diskussion möglicher Messvarianten kann daher nur auf die im 
Literaturüberblick in Kapitel 3 zitierten empirischen Studien über den Zusammenhang zwischen 
der Finanzierung und den Funktionen zurückgegriffen werden. Folgend wird für die Funktion der 
Interessenvertretung, der Dienstleistungserstellung und der Gemeinschaftsbildung getrennt 
dargestellt, wie diese in den empirischen Arbeiten gemessen werden und welche Vor- und 
Nachteile die jeweiligen Operationalisierungen aufweisen.  
Die Funktion der Interessenvertretung wird im überwiegenden Teil der empirischen Studien 
über eine oder mehrere dichotome Variablen abgebildet (siehe dazu Tabelle 8). Wird nur eine 
Variable verwendet, bezieht sich diese darauf, ob die NPO generell Advocacy-Tätigkeiten aus-
übt oder nicht (vgl. Tobin 1958; O'Regan/Oster 2002:371; Hwang/Suárez 2008:12f.).85 Wer-
den stattdessen mehrere dichotome Variablen verwendet, wird die Ausübung verschiedener 
Advocacy-Tätigkeiten erfasst (vgl. Chaves et al. 2004:302; Suárez 2009:276f.). Die einzeln 
abgefragten zwei (Suárez 2009)86 beziehungsweise acht (Chaves et al. 2004)87 Advocacy-
                                            
85 Der genaue Wortlaut der ja/nein-Fragen ist in Tabelle 8 wiedergegeben. 
86 Suárez (2009:276f) erhebt die abhängige Variable über eine Dokumentenanalyse. Um Advocacy zu messen, untersucht er 
die Webseiten der NPO danach, ob eines der folgenden Worte genannt wird: „governmental affairs, public policy, lobbying, 
legislation, advocacy, campaign, and action alert.“ Um Civic Engagement abzubilden recherchiert er, ob auf den Webseiten 
angeboten wird: „volunteer enrolment, petition signing or letter writing, chat rooms or blogs for citizen discussion, advocacy 
listervs [sic],and downloadable materials for social change activities.” 
87 Die acht ja/nein-Fragen beziehen sich auf folgende Sachverhalte: “(1) whether people at worship services have been told – 
within the past 12 months – of opportunities for political activity, including petitioning campaigns, lobbying, or demonstrating; 
(2) whether voter guides have ever been distributed to people through the congregation; (3) whether the congregation had a 
group, meeting, class, or event, to organize or participate in a demonstration or march to support or oppose a public issue or 
policy; (4) to register people to vote, (5) to discuss politics, (6) to organize or participate in efforts to lobby elected officials of 
any sort; whether, within the past 12 months, (7) an elected official or (8) anyone running for office spoke to the congregation” 
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Tätigkeiten werden dabei nicht zu einem Index zusammengefasst, sondern für jede Tätigkeit 
wird durch eine eigene Regression untersucht, inwiefern öffentliche Finanzierung diese fördert 
oder hemmt. Dadurch wird zwar der Einfluss der Finanzierung auf ein breites Spektrum unter-
schiedlicher Advocacy-Tätigkeiten analysiert, das jeweilige Ausmaß beziehungsweise die Inten-
sität des Engagements einzelner NPO kann aber nicht abgebildet werden. Dies leistet das von 
Leech (2006:23f.) eingesetzte Maß. Sie entwickelt einen Lobby-Index, der 30 verschiedene 
Lobbying-Taktiken88 umfasst. Indem die RespondentInnen für jede dieser Taktiken auf einer 
fünfstufigen Likert-Skala angeben, ob sie diese Taktik ‚nie (1)’ bis ‚täglich (5)’ anwenden, wird 
durch die umfangreiche Liste nicht nur eine möglichst vollständige Abbildung versucht, sondern 
auch die Häufigkeit der jeweiligen Aktivitäten erfasst. Auch in der Studie von Bass et al. 
(2007:140) ist für neun verschiedene Lobbying-Aktivitäten jeweils anzugeben, ob sie ‚niemals 
(0)’, oder ‚sehr selten (1)’ bis ‚relativ häufig (5)’ durchgeführt werden.89 Faulk (2008:7) misst 
die Intensität der Advocacy-Aktivitäten über die Anzahl der Nennungen einer NPO in den Medi-
en (siehe Tabelle 8). Eine weitere Möglichkeit zur Identifizierung des Ausmaßes der Interessen-
vertretung wird von Salamon (2002:3) angewandt, indem er den Anteil der Ausgaben für 
Advocacy-Tätigkeiten90 erhebt. Allen genannten Studien ist gemein, dass sie tatsächliche Er-
eignisse abfragen – und zwar entweder innerhalb eines bestimmten Zeitraumes durchgeführte 
Advocacy-Tätigkeiten, erfolgte Ausgaben oder erlangte Medienpräsenz; sie stützen sich also auf 
objektive Indikatoren. Insgesamt kann auf sehr breite Palette an Indikatoren für Advocacy zu-
rückgegriffen werden. 
Die Funktion der Dienstleistungserstellung wird in drei der vorliegenden Studien quantitativ un-
tersucht: Der von B. Guo (2006:131) eingesetzte Indikator misst dazu den wahrgenommenen 
Einfluss kommerzieller Einnahmen auf die Service- und Programmerfüllung über eine fünfstufi-
ge Likert-Skala.91 Dieses Maß scheint wenig geeignet, weil es nicht das Ausmaß der Dienstleis-
tungserstellung an sich, sondern bereits deren Wirkungsweise einschätzen lässt und eine 
subjektive ex-post Bewertung darstellt. Diesem Indikator überlegen ist die Operationalisierung 
von Hughes/Luksetich (2004:209); sie erheben das Ausmaß der Dienstleistungsfunktion über 
den Anteil der Ausgaben, der für die Service- und Programmerfüllung aufgewendet wird und 
ziehen damit objektive Daten heran (siehe Tabelle 8). Ebenfalls über objektive Indikatoren, 
                                                                                                                                          
(siehe erster Datensatz in Chaves et al. 2004:302). Im zweiten Datensatz von Chaves et al. (2004:305) wird gefragt, ob die 
NPO im vergangenen Jahr „had engaged in lobbying efforts on your own“, sowie ob die Organisation „had launched major 
public or community relations efforts aimed at (i) politicians, (ii) governments agencies, or (iii) legislative bodies”  
88 Die Liste umfasst beispielsweise das Kontaktieren eines Kongressmitglieds, das Schreiben eines Forschungsgutachtens oder 
die Teilnahme an einer Protestaktion (Leech 2006:24). 
89 Die Liste umfasst: (1) Testifying at legislative or administrative hearings, (2) Lobbying on behalf of or against a proposed 
bill or other policy pronouncement, (3) Responding to requests for information from those in government, (4) Working in a 
planning or advisory group that includes government officials, (5) Meeting with government officials about the work we are 
doing; (6) Encouraging members to write, call, fax or e-mail policymakers, (7) Releasing research reports to the media, public 
or policymakers, (8) Discussing obtaining grants or contracts with government officials, (9) Interacting socially with govern-
ment officials (Bass et al. 2007:140). 
90 Er fragt dazu die Ausgaben für insgesamt zehn funktionale Tätigkeitsbereiche ab. 
91 Die Fragestellung dazu lautet: “To what extent has venture(s) had a (positive) impact on service and/or program delivery of 
your nonprofit organizations?” (Guo 2006:131) 
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aber weitaus detaillierter, erfassen Trukeschitz/Schneider (2003:15ff.) das Ausmaß der Dienst-
leistungserstellung. Sie erheben die Anzahl der KlientInnen, die Anzahl der Zielgruppen, den 
Tätigkeitsbereich, die Flexibilität der Dienstleistungen sowie das Angebot kostenloser Leistun-
gen (siehe Tabelle 8). Dadurch wird nicht nur, wie in allen bisher genannten Arbeiten, der 
quantitative Aspekt abgebildet – also die Menge der erstellten Dienstleistungen – sondern es 
werden auch qualitative Merkmale – die Art der erstellten Dienstleistungen – erfasst. Insbeson-
dere der Einwand, dass öffentliche Finanzierung meist die Qualität der Funktionserfüllung be-
einträchtigt, was in quantitativen Analysen über das Ausmaß der Funktionserfüllung nicht fest-
festgestellt werden kann, kann durch diese Vorgehensweise ansatzweise untersucht werden. 
Der Funktion der Gemeinschaftsbildung widmen sich zwar zahlreiche Fallstudien (vgl. Nowland-
Foreman 1998; Akingbola 2004; Sandfort 2005), quantitativ untersucht wird sie jedoch nur in 
einer der vorliegenden Arbeiten. C. Guo (2007) analysiert darin den Einfluss öffentlicher Finan-
zierung auf die Zusammensetzung des Vorstandes (siehe Tabelle 8). Die Operationalisierung 
der Gemeinschaftsbildungsfunktion erfolgt einerseits über die Einbindung der lokalen Bevölke-
rung in die Vorstandstätigkeit, andererseits über die tatsächliche Mitgestaltungsmöglichkeit des 
Vorstandes in der NPO. Es handelt sich dabei ebenfalls um einen objektiven Indikator, aller-
dings bildet er nur einen Aspekt der Gemeinschaftsbildungskapazität von NPO ab. Insofern ist 
zu folgern, dass bezüglich der Messung der Gemeinschaftsbildungsfunktion auf sehr wenig Er-
fahrung zurückgegriffen werden kann. Es wird auch offensichtlich, dass diese die von den drei 
Funktionen am schwierigsten zu erfassende ist. 
Der Überblick zeigt, dass sich die Studien jeweils auf die Operationalisierung einer einzigen 
Funktion konzentrieren. Meist wird erhoben, ob eine NPO diese eine Funktion erfüllt oder nicht; 
teilweise wird bei der Erfassung auch das Ausmaß der Funktionserfüllung berücksichtigt. Da in 
den Arbeiten aber immer nur eine der drei Funktionen behandelt wird, kommen kaum Indikato-
ren zur Anwendung, die sich zur Messung aller drei Konstrukte eigenen. Das ist insofern auch 
schwierig, als die Dienstleistungserstellung, die Interessenvertretung und die Gemeinschafts-
bildung durch völlig unterschiedliche „Leistungen“ beziehungsweise „Outcomes“ gekennzeichnet 
sind. Für die vorliegende Untersuchung sind die bisher zum Einsatz gekommenen Indikatoren 
deshalb kaum geeignet, da hier die Bedeutung der einzelnen Funktionen im Vergleich mit den 
beiden jeweiligen anderen Funktionen, also ihre relative Bedeutung, von Relevanz ist. Das stellt 
einen völlig neuen Zugang zur Operationalisierung der Funktionen dar. Der einzige Indikator, 
der zur Messung mehrerer Funktionen eingesetzt wurde, bezieht sich auf die Ausgaben für be-
stimmte Funktionsbereiche. Er wird von Salamon (2002) zur Operationalisierung der Interes-
senvertretung und von Hughes/Luksetich (2004) zur Messung der Dienstleistungserstellung 
herangezogen. Über die Ausgabenanteile kann so die relative Bedeutung mehrere Funktionen 
einander gegenüber gestellt werden. Allerdings bestehen die Ausgaben in NPO zum überwie-
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genden Teil aus Personalkosten92, weshalb die von ehrenamtlichen MitarbeiterInnen geleisteten 
Tätigkeiten über die Ausgaben nicht abgebildet werden können. Daraus ergibt sich der Nachteil, 
dass die Gemeinschaftsbildungsfunktion, die vor allem durch freiwillige MitarbeiterInnen wahr-
genommen wird, durch diese Operationalisierung nicht wiedergegeben werden kann.  
                                            
92 Etwa 60% bis 80% der Ausgaben von NPO stellen Personalausgaben dar (vgl. Heitzmann 2001; Neumayr et al. 2007:9). 
  
Tabelle 8: Überblick zur Operationalisierung der Variablen in empirischen Studien 
AutorInnen/ 
Jahr 
Messung der Funktion der 
Interessenvertretung 
Messung der  
Finanzierung 
Messung der Kontrollvariablen Methode 
Salamon 
(2002) 
- Betreiben von Advocacy-
Tätigkeiten für bestimmte 
KlientInnen (ja/nein) 




- Anteil der Ausgaben für Advocacy 
Tätigkeiten und Rechtsberatung  
(aus einer Liste mit neun 
Tätigkeitsbereichen) 
- Anteil der Einnahmen aus 
öffentlichen Mitteln 
 
- Anteil der Einnahmen aus Spenden  
- Anteil der kommerziellen Einnahmen  
- Organisationsgröße (Gesamteinnahmen) 
- Organisationsgröße (Anzahl der MitarbeiterInnen) 
- Alter der Organisation 
- Anteil der Freiwilligen an bezahlten MitarbeiterInnen 
- Professionalisierung gemessen als Anteil der Ausgaben 
für ‚professionalisierte‘ Leistungen 









- Betreiben von Advocacy-
Tätigkeiten gegenüber der 
Regierung durch 
Vorstandsmitglieder (ja/nein)  
“Has undertaken advocacy with 
government”  (ebd. 371) 
- Anteil der Einnahmen aus 
öffentlichen Mitteln1  
- Maximal genannter Anteil 
an Einnahmen einer 
einzelnen öffentlichen 
Quelle1  
- Organisationsgröße (Gesamteinnahmen, kategorial) 
- Alter der Organisation (kategorial) 
- Tätigkeitsbereich (elf Dummies) 









- Betreiben von acht verschiedenen 
Arten von Advocacy (siehe Fußnote 
87) (jeweils ja/nein) 
- Erhalt von Einnahmen aus 
öffentlichen Mitteln 
(ja/nein)1  





- Ausmaß des Kontaktes mit der Außenwelt (Dummy, 
konstruiert aus sieben Variablen durch Faktorenanalyse) 
- Konfession (drei Dummies) 
- Liberale/konservative Orientierung (2 Dummies) 
- Zusammensetzung der Mitglieder (Dummy für afro-
amerikanisch; Variablen f. Schulabschluss, 
Haushaltseinkommen, Alter, Herkunft (Stadt/Land)) 
- Größe der Organisation (log der regelm. BesucherInnen) 
- Alter der Organisation 
- College-Abschluss des/der Leiterin (Dummy) 
Logistische 
Regression, 










- Betreiben von Advocacy (ja/nein)  
”Has your organization had 
engaged in lobbying efforts on your 
own in the previous four years” 
- Setzen von Aktivitäten um a) 
PolitikerInnen, b) die Regierung 
- Erhalt von Einnahmen aus 
öffentlichen Mitteln 
(ja/nein)  
- Anteil der Einnahmen aus 
öffentlichen Mitteln (in %) 
- Absolute Höhe der 
- Ausmaß des Kontaktes mit der Außenwelt (community 
involvement scale: Ausprägung von 0 bis 4) 
- Setzen von Advocacy-Aktivitäten im Vorjahr (aus 
Längsschnittdaten, Dummy) 
- Organisationsgröße (Gesamtausgaben in $) 
- Alter der Organisation 
- Logistische 
Regression (je 





oder c) die Administration zu 
beeinflussen (jeweils ja/nein), 
(zusammengefasst zu Index mit 
Ausprägungen zwischen 0 und 3)  
Einnahmen aus 
öffentlichen Mitteln (in 
Dollar) 
- Tätigkeitsfeld (sieben Dummies, Mehrfachnennungen 
möglich) 
- Begünstigte der NPO (vier Dummies für Mitglieder, 





- Lobby-Index (berechnet aus 30 
Lobby-Taktiken, Likert-skaliert von 1 
(nie) bis 5 (täglich)) 
- Geregelter Lobby-Index (berechnet 
aus acht Lobby-Taktiken die 
verboten sind) 
- Amtlicher Lobby-Index (berechnet 
aus fünf Lobby-Taktiken die an 
nationale Institutionen gerichtet 
sind) 
- Häufigkeit der Lobby-Aktivität 
(Ausprägung von 1 bis 5) 
- Erhalt von Einnahmen aus 
öffentlichen Mitteln 
(ja/nein) 1 
- Anteil der Einnahmen aus 




- Anzahl der mit Lobbying befassten MitarbeiterInnen 
(ordinal skaliert) 
- Wichtigkeit des Anliegens für die Regierung (gemessen  
an eingerichteten Komittees, Arbeitsgruppen)  
- Wichtigkeit der öffentlichen Meinung für das Anliegen 
- Übereinstimmung von Demokraten und Republikanern 
über das Anliegen (von 0 bis 5) 
- Vorhandensein von Interessensgruppen die gegen das 
eigene Anliegen auftreten (Dummy)  
-  Unterstützung des eigenen Anliegens von anderen 
Interessensgruppen (von 0 bis 5) 
- Einordnung der NPO im Steuerecht (Dummy) 












- Betreiben von Advocacy-
Aktivitäten93, ermittelt über das IRC 
Form 99094 (ja/nein)  
- Betreiben von Advocacy-Aktivitäten, 
ermittelt das IRS Form 990  
(h-elector status) (ja/nein) 
- Anteil der Einnahmen aus 
öffentlichen Subventionen 
(in %) 
- Anteil der Einnahmen aus 
öffentlichen 
Leistungsverträgen (in %) 
- Organisationsgröße (Gesamteinnahmen) 
- Professionalisierung des Personals (Anteil der 
Gesamtausgaben für Vollzeit-Beschäftigte) 
- Professionalisierung der Organisation (Anteil der 
Gesamtausgaben für Administrationstätigkeit) 
- Restriktionsgrad der gesetzlichen Regelungen zur 
Abtreibungsfrage auf regionaler Ebene (0 bis 12) 




                                            
93 Dazu zählt: „[to] undertake[] education and public relations activities through grassroots efforts, collaborate[] with a 501(c)(4) organization, directly lobb[y] legislators, or participate[] 
in any mix of these activities.“ (Nicholson-Crotty 2007:13). Als 501(c)(4) Organisation gilt dabei eine NPO, die sich politisch engagiert (siehe dazu Internal Revenue Service 2010). 
94 In den USA erfolgt die Definition von NPO über den steuerrechtlichen Status einer Organisation, der über den United States Internal Revenue Code (IRC) bestimmt wird. Der IRC be-
schreibt dabei 28 verschiedene Typen von Organisationen, die von den Ertragsteuern befreit sind und sich daher als ‚nonprofits‘ bezeichnen dürfen. Sie werden unter dem Code 501(c) zu-






- Betreiben von neun verschiedenen 
Advocacy-Aktivitäten (jeweils Likert-
skaliert von 0 (nie) bis 5 (häufig)95  
 
- Anteil der öffentlichen 
Einnahmen (in %) 
- Wahrnehmung öffentlicher 
Einnahmen als Hindernis für 
Advocacy-Aktivitäten 




- Betreiben von Advocacy-Tätigkeiten 
(ja/nein)  
“Does your organization advocate on 
behalf of its clients or cause through 
public information campaigns, 
legislative campaigns, or other 
activities?” (Hwang/Suárez 
2008:13). 





- Organisationsgröße (log der Gesamtausgaben) 
- Alter der Organisation (log des Gründungsjahres) 
- Tätigkeitsbereich (Dummy f. Umwelt-/Rechtsbereich) 
- Organisation ist Mitgliedsorganisation (Dummy) 
- Diversität der Einnahmen (Index, der Spenden, 
öffentliche Einnahmen und kommerzielle Einnahmen 
berücksichtigt, Ausprägung zwischen 0 und 1) 
- Abhängigkeit von kommerziellen Einnahmen (Anteil der 
Einnahmen die nicht aus Spenden od. öffentlichen 





- Anzahl der Nennungen der NPO in 
den Zeitungen (Online-Zeitungen, 
Medien) pro Jahr (via Google 
Archive-Suche)  
- Anteil öffentlicher 
Einnahmen (in %) 
- Einnahmen aus 
Mitgliedsbeiträgen, 
Programmleistungen usw.) 
- Organisationsgröße (ln der Gesamteinnahmen) 
- Alter der Organisation 
- Einnahmenkonzentration 
- Ausgaben für Lobbying (Dummy) 







- Betreiben von Advocacy-Aktivitäten, 
ermittelt über das IRS Form 99096  
(h-elector status) (ja/nein) 
- Betreiben von aggressiven 
Advocacy-Aktivitäten, ermittelt über 
das IRS Form 990 (betreiben von  
„direct lobbying“) (ja/nein) 
 
- Anteil der Einnahmen aus 
öffentlichen Subventionen 
(in %) 
- Anteil der Einnahmen aus 
öffentlichen 
Leistungsverträgen (in %) 
- Organisationsgröße (Gesamteinnahmen) 
- Restriktionsgrad der gesetzlichen Regelungen zur 
Abtreibungsfrage auf regionaler Ebene (0 bis 12) 
- Politisches Umfeld zur Abtreibungsfrage (Index) 
- Professionalisierung des Personals (Anteil der 






                                            
95 Die neun Advocacy-Aktivitäten lauten: (1) Testifying at legislative or administrative hearings; (2) Lobbying on behalf or against a proposed bill or other policy pronouncement; (3) Re-
sponding to requests for information from those in government; (4) Working in a planning or advisory group that includes governments officials; (5) Meeting with government officials about 
the work we are doing; (6) Encouraging members to write, call, fax or e-mail policymakers; (7) releasing research reports to the media, public or policymakers; (8) Discussing obtaining 
grants or contracts with governments officials; (9) Interacting socially with government officials (Bass et al. 2007:140). 




- Politisches Engagement97 der NPO 
(ja/nein) 
- Förderung zivilgesellschaftlichen 
Engagements98 duch die NPO 
(ja/nein) 
 




- Organisationsgröße (log der Gesamteinnahmen)  
- Diversität der Einnahmen (Index, der Spenden, 
öffentliche Einnahmen und kommerzielle Einnahmen 
berücksichtigt, Ausprägung zwischen 0 und 1) 
- Alter der Organisation (log des Gründungsjahres) 
- Tätigkeitsbereich (Dummy für Human Service Field) 
- Organisation ist Mitgliedsorganisation (Dummy) 
- Einnahmen aus Program Services (log) 
- Vorhandensein einer Homepage (Dummy) 
- Aktivitätsradius über Stadt/Region hinaus (Dummy) 
- Rationalisierung der NPO (Vorhandensein strategischer 
Planung, externer Finanzprüfung, Erhebung 
quantitativer Daten zur Programmevaluierung, 
Heranziehung von Beratern, jeweils ja/nein) 
 
Probit Analyse  
AutorInnen/ 
Jahr 








- Anzahl der KlientInnen (in VZÄ) 
- Anzahl der Zielgruppen (Dummies 
für 10 Zielgruppen sowie Dummy 
wenn mehr als eine Zielgruppe 
bedient wird) 
- Tätigkeitsbereich (Dummy für 
einen oder mehrere) 
- Flexibilität der Dienstleistungen 
(atypische Arbeitszeiten ja/nein) 
- Angebot kostenloser Leistungen 
(Dummy) 
- Anteil der Einnahmen aus 
„bepreisten“ Leistungen 
 




- Absolute Höhe der 
Einnahmen aus 
öffentlichen 
Leistungsverträgen (in €) 
 
- Alter der Organisation 
- Organisationsgröße (KlientInnenanzahl, Einnahmen) 
- Autonomie der NPO (Eigenst., Zweigstelle, Zentrale) 
- Religiöse Zugehörigkeit der NPO 
- Zielgruppen (Art und Anzahl) 
- Tätigkeitsbereich (Art und Anzahl) 
- Beschäftigungsstruktur (Anzahl der in Vollzeit, in 
Teilzeit sowie der unbezahlt tätigen MitarbeiterInnen) 
- Sitz der Organisation (Bundesland) 
- Arbeitslosenrate und Bevölkerungsstruktur des 
Bundeslandes  
- Interaktionsterme: LV-Dummy x Gesamteinnahmen; 
LV-Dummy x Anzahl der Tätigkeitsbereiche; LV-Dummy 








                                            
97 Wenn auf der Organisations-Homepage Advocacy öffentlich diskutiert wird, d.h. eines der folgenden sieben Wörter – egal in welchem Kontext – genannt wird: „governmental affairs, 
public policy, lobbying, legislation, advocacy, campaign, and action alert.“ (Suárez 2009:275). 
98 Wenn die NPO über ihre Homepage eines der folgenden Dinge anbieten: „volunteer enrollment, petition signing or letter writing, chatrooms or blogs for citizens discussion, advocacy lis-






- Ausgaben für Dienstleistungs-
erfüllung (program services) in $ 
- Ausgaben für Management in $ 
- Ausgaben für Fundraising in $ 
Einnahmen abzüglich aller anderen 
Ausgaben in $ 
(Schätzung sowohl mit absoluten 
Werten als auch mit Anteilen)  
Jährliche Änderung der 
Einnahmen 
- der öffentlichen Hand  
Jährliche Änderung der Einnahmen 
- der öffentlichen Hand  
- aus direkter öffentlicher Unterstützung  
- aus indirekter öffentlicher Unterstützung 
- aus program-services 
- aus Mitgliedsbeiträgen 
- aus anderen Einnahmen 
- Nettovermögensüberschusses absolut in $ 





- Wahrgenommener Einfluss 
kommerzieller Einnahmen auf die 
Dienstleistungsfunktion 
(5-polige Likert-Skala) 
“To what extent has venture(s) had 
a (positive) impact on service and/or 
program delivery of your nonprofit 
organizations?” (Guo 2006:131) 
- Einnahmen aus 




- Anteil der Einnahmen der öffentlichen Hand 
- Anteil der Einnahmen aus philanthropen Quellen  
- Organisationsgröße (Anzahl der Beschäftigten in VZÄ) 
- Organisationsgröße (Einnahmen in $) 























- Zusammensetzung des Vorstandes 
- Macht des Vorstandes (gegenüber 
der Geschäftsführung) 
- Anteil der Einnahmen aus 
öffentlichen Quellen 
- Alter der Organisation in Jahren 
- Größe der Organisation (ln der Gesamteinnahmen) 
- Größe des Vorstandes (ln der Anzahl der Mitglieder) 
- Tätigkeitsbereich (4 Dummies für Sozialbereich, 
Gesundheitsbereich, Bildung- und Forschung sowie 
Kunst/Kultur, Mehrfachzuordnungen möglich) 
- Anteil der freiwilligen an allen MitarbeiterInnen (Dummy, 
über/unter 50% freiwillige MitarbeiterInnen) 
Multinominale 
Logit-Analyse 
 1 Die beiden unterschiedlichen Messungen der Einnahmen führen zu annähernd identischen Ergebnissen.  
Quelle: eigene Darstellung. 
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8.2.2 Spezifikation der Regressanden – Funktionsmaße 
Ausgehend von den Vor- und Nachteilen der bisher angewandten Maße werden nun Indikatoren 
entwickelt, über die sich alle drei Funktionen messen lassen und in Relation zueinander gestellt 
werden können. Dazu wird zunächst an der Operationalisierung der Funktionen durch die Ver-
teilung der Ausgaben der NPO für verschiedene Tätigkeitsbereiche angesetzt. Da dieser Indika-
tor, wie oben diskutiert, ehrenamtliche Arbeit nicht abbilden kann, werden anstatt der Anteile 
der Ausgaben, die Anteile der geleisteten bezahlten und unbezahlten Arbeitszeit für einzelne 
Tätigkeitsbereiche herangezogen. Diese Operationalisierung fragt objektive Indikatoren ab, die 
sich an der tatsächlichen Zeitverwendung orientieren. 
? Relative Bedeutung der Funktionen (Variante 1: Arbeitszeit): Die Bedeutung der drei 
Funktionen (Abhängige Variablen der Hypothesen H1 bis H4) wird über den Anteil der zur 
Wahrnehmung dieser Funktion aufgewendeten, bezahlten und unbezahlten Arbeitsstun-
den spezifiziert. Die Erfüllung der einzelnen Funktionen wird dabei durch folgende Tätig-
keitsbereiche identifiziert:  
• Funktion der Interessenvertretung: Anteil der bezahlten und unbezahlten Arbeitszeit 
für die Tätigkeitsbereiche Lobbying und Interessenvertretung und Öffentlichkeitsar-
beit. 
• Funktion der Dienstleistungserstellung: Anteil der bezahlten und unbezahlten Arbeits-
zeit für den Tätigkeitsbereich Erstellung von Dienst- oder Sachleistungen. Darin ent-
halten sind beispielsweise die Betreuung von KlientInnen, das Abhalten von 
Beratungsstunden, usw. 
• Funktion der Gemeinschaftsbildung: Anteil der bezahlten und unbezahlten Arbeitszeit 
für die Tätigkeitsbereiche Freiwilligenmanagement und Betreuung von Mitgliedern. 
Die Gemeinschaftsbildung drückt sich in diesen Tätigkeiten insofern aus, als durch die 
Interaktion und durch gemeinsame Aktivitäten mit den Ehrenamtlichen und Mitglie-
dern Vertrauen aufgebaut wird und durch Reziprozität Gemeinschaftsbildung stattfin-
det.  
Zusätzlich zu dieser Variante der Messung der Funktionen über die Zeitverwendung wird eine 
zweite Operationalisierung vorgenommen, die sich an den von Leech (2006) eingesetzten In-
dizes orientiert. Dazu wird für jede der drei Funktionen ein Index gebildet, der sich aus den 
Bewertungen verschiedener Tätigkeiten zusammensetzt. Für diese Tätigkeiten wird jeweils 
gefragt, wie wichtig sie für die Organisation ist. Über eine fünfstufige Likert-Skalierung, de-
ren Ausprägungen von ‚gar nicht wichtig (1)’ bis ‚sehr wichtig (5)’ reichen, wird der Stellen-
wert dieser Tätigkeiten gemessen. Um möglichst valide Items zu entwickeln, wurde durch 
eine Vorerhebung eine Item-Selektion durchgeführt. Dazu wurden zunächst für jede der drei 
Funktionen etwa 15 bis 20 Items formuliert, die die Ausübung der jeweiligen Funktion abbil-
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den sollten. Diese orientierten sich für die Funktion der Interessenvertretungen an den zahl-
reichen Vorlagen von Chaves (2004), Suárez (2009) und Leech (2006). Für die anderen bei-
den Funktionen wurden eigene Items generiert. Für diesen Katalog aus insgesamt 51 Items 
wurde von 32 in NPO tätigen Personen anhand der fünfstufigen Likert-Skalierung beantwor-
tet, welche Bedeutung sie für ihre NPO haben. Anschließend wurden – ausgehend von den 
Ergebnissen der Trennschärfenanalyse – für jede Funktion jene Items ausgewählt, die sich 
aufgrund der Befragung als am besten geeignet erwiesen haben, die drei Funktionen abzubil-
den.99 Die 19 selektierten Items für die drei Funktionen lauten wie folgt: 
Tabelle 9: Ergebnis der Item-Selektion zur Operationalisierung der Funktionen  
Funktion der Interessenvertretung (5 Items) 
• Beeinflussung politischer und gesetzlicher Entscheidungen im Sinne unserer Anspruchsgruppen 
• Verfassen politischer und/oder ideologischer Stellungnahmen  
• Eine öffentliche Stimme für eine bestimmte Gruppe und/oder ein bestimmtes Thema sein 
• Die Öffentlichkeit für ein bestimmtes Thema sensibilisieren 
• Eine Veränderung der politischen/ideologischen Landschaft anstreben 
Funktion der Dienstleistungserstellung (6 Items) 
• Erstellung der von Kunden/innen nachgefragten Dienstleistungen  
• Verbesserung der Lebenssituation der KlientInnen durch angebotene Dienstleistungen  
• Kontinuierliche Weiterentwicklung und/oder Verbreiterung der Angebote 
• Anknüpfend an die Wünsche und Bedürfnisse unserer Anspruchsgruppen Angebote initiieren 
• Auch jene Menschen mit Leistungen/Produkten versorgen, die keine kostendeckende 
Gegenleistung erbringen können 
• Individuelle Hilfestellungen für unsere Anspruchsgruppen anbieten 
Funktion der Gemeinschaftsbildung (8 Items) 
• Aufbau von Freundschaften innerhalb der Organisation  
• Integration unserer Mitglieder in eine Gruppe, die gemeinsam Aktivitäten setzt 
• Vernetzung von Menschen, die gemeinsame Interessen haben  
• Das solidarische Handeln in der Gemeinde, dem Bezirk, im Land, (in der Welt) fördern. 
• Grenzen zwischen verschiedenen Gruppen überwinden 
• Durch ihre Aktivitäten Ausgrenzungsprozessen entgegenwirken  
• Regelmäßige Treffen der Organisations-Mitglieder forcieren 
• Vertrauen zwischen Menschen mit unterschiedlichen Hintergründen bilden  
Quelle: eigene Darstellung. 
Diese zweite Variante der Operationalisierung der Regressanden stellt ein „subjektives Maß“ 
dar, das der objektiven Operationalisierung über die Arbeitszeitverwendung gegenüberge-
stellt werden soll. 
                                            
99 Ausgangsbasis der Item-Selektion ist die Itemanalyse, die üblicherweise die Überprüfung der Rohwertverteilung, der 
Trennschärfe, der Schwierigkeit, der Homogenität sowie der Dimensionalität der Items umfasst (Bortz/Döring 2006:217). 
Hier erfolgte die Auswahl geeigneter Items über die Cronbachs Alpha-Werte der einzelnen Items, die im Zuge der Reliabili-
tätsanalyse ermittelt wurden (vgl. Trennschärfenanalyse mit SPSS in Bühner 2006:101ff). 
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? Relative Bedeutung der Funktionen (Variante 2: Index): Die Bedeutung der drei Funktio-
nen (Regressanden der Hypothesen H1 bis H4) wird jeweils über einen Index spezifiziert, 
der sich für jede Funktion aus 5 bis 8 Items errechnet (siehe Tabelle 9). 
Für Hypothese H5 wird nicht auf die relative Bedeutung der Funktionen von NPO regressiert, 
sondern die Bedeutung der administrativen Tätigkeiten stellt den Regressanden dar.  
? Relative Bedeutung der administrativen Tätigkeiten: Die Operationalisierung der administ-
rativen Tätigkeiten erfolgt ebenso wie die Funktionen gemäß Variante 1 über den objekti-
ven Indikator der Verteilung der Arbeitszeit. Sie wird erfasst über den Anteil der 
geleistesten bezahlten und unbezahlten Arbeitsstunden, der für den Tätigkeitsbereich der 
Administration verwendet wird.  
8.2.3 Spezifikation der Regressoren – Finanzierungsmaße 
Entsprechend den Hypothesen sind mehrere Regressoren zu operationalisieren: die Einnahmen 
aus öffentlichen Quellen generell sowie der Anteil der Einnahmen aus Leistungsverträgen. 
? Erhalt von Einnahmen aus öffentlichen Quellen: Zur Überprüfung von H1a wird der Erhalt 
von Einnahmen von öffentlichen Einrichtungen als dichotome Variable spezifiziert, da 
nicht das Ausmaß, sondern die Tatsache, dass solche überhaupt erhalten werden, von In-
teresse ist. Die öffentlichen Einnahmen können dabei von lokalen, regionalen oder natio-
nalen Gebietskörperschaften stammen. Diese Vorgehensweise entspricht auch der 
Messung in den meisten der verfügbaren Studien (vgl. Chaves et al. 2004; Leech 2006; 
Hwang/Suárez 2008; Suárez 2009), wie in Tabelle 8 ersichtlich.  
? Anteil der Einnahmen aus öffentlichen Quellen: In H1b werden die Einnahmen aus öffent-
lichen Quellen als Anteil der Gesamteinnahmen beschrieben, um zu untersuchen, ob sich 
das Ausmaß der Funktionserfüllung mit zunehmenden Anteil öffentlicher Einnahmen ver-
ändert. Dieser berechnet sich aus der Summe der Einnahmen die aus Leistungsverträgen, 
aus Subventionen und aus Kostenersätzen stammen, gemessen als Anteil an den Ge-
samteinnahmen. Die vorliegenden empirischen Studien, die den Erhalt öffentlicher Ein-
nahmen sowohl dichotom als auch als Anteil an allen Einnahmen messen, weisen 
allerdings darauf hin, dass sich die Ergebnisse der beiden Operationalisierungen nicht we-
sentlich voneinander unterscheiden (siehe Tabelle 8 sowie Chaves et al. 2004: Fußnote 
11, erster Datensatz; Leech 2006: Fußnote Nr. 9).100 Da hinter der dichotomen Operatio-
nalisierung und jener als Anteil aber ein anderes theoretisches Argument liegt, wird letz-
tere in einem eigenen Modell aufgenommen.  
                                            
100 Auch andere Varianten der Operationalisierung, beispielsweise der von O‘Regan/Oster (2002) herangezogene „maximal 
genannte Anteil an Einnahmen einer einzelnen öffentlichen Quelle“ zeigt keine wesentlichen Unterschiede verglichen mit 
dem Prozentanteil aller öffentlichen Einnahmen (ebd. 364).  
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? Anteil der Einnahmen aus öffentlichen Leistungsverträgen: Der Regressor für H2, H3, H4 
und H5 wird als Anteil der Einnahmen aus öffentlichen Leistungsverträgen an allen öffent-
lichen Einnahmen gemessen. Für diese Operationalisierung ist es erforderlich, zusätzlich 
den Anteil der öffentlichen Einnahmen an den Gesamteinnahmen als Kontrollvariable auf-
zunehmen. Diese Art der Operationalisierung entspricht jener von Nicholson-Crotty (2007, 
2009); allerdings fügt er in seine Regressionsmodelle den Anteil der Einnahmen aus Sub-
ventionen sowie jenen aus Leistungsverträgen gleichzeitig ein. Trukeschitz/Schneider 
(2003) messen die Einnahmen aus Leistungsbeträgen über die absolute Höhe in Euro und 
fügen die Gesamteinnahmen der NPO als Kontrollvariable ein.  
? Anteil der Einnahmen aus öffentlichen Subventionen: Um den Einfluss der Form der öf-
fentlichen Einnahmen deutlicher herauszuarbeiten, wird der Einfluss des Anteils der Ein-
nahmen aus Leistungsverträgen jeweils jenem aus Subventionen gegenübergestellt. 
Insofern wird neben der Prüfung der Hypothesen H2, H3, H4 und H5 jeweils ein zusätzli-
ches Modell berechnet, in denen der Anteil der Einnahmen aus Subventionen (gemessen 
an allen öffentlichen Einnahmen) den Regressor darstellt. Auch für diese Operationalisie-
rung ist es erforderlich, zusätzlich den Anteil der öffentlichen Einnahmen an den Gesamt-
einnahmen als Kontrollvariable aufzunehmen.  
8.2.4 Spezifikation der Kontrollvariablen 
In die einzelnen Regressionsmodelle werden folgende Kontrollvariablen aufgenommen:  
? Organisationsgröße: Für die Organisationsgröße wird kontrolliert, da den Annahmen der 
RDT entsprechend größere Organisationen mehr Ressourcen zur Verfügung haben und 
dadurch flexibler sind beziehungsweise von einer einzelnen Einnahmequelle oder Ressour-
ce weniger abhängig sind (Schmid et al. 2008:585). In empirischen Studien wird die Or-
ganisationsgröße meist über die Gesamteinnahmen oder -ausgaben gemessen (Stone et 
al. 2001:282), oder aber auch über die Anzahl der Beschäftigten in Vollzeitäquivalenten 
(Salamon/Sokolowski 2004:296ff.). Da in NPO aber auch ehrenamtliche MitarbeiterInnen 
tätig sind und Tätigkeiten auch ausgelagert werden können, ist die Beschäftigtenanzahl 
ein weniger gut geeigneter Indikator für die Größe (Hwang/Suárez 2008:14). Für die Un-
tersuchung werden daher – um auch ausgelagerte Tätigkeiten abzubilden – die Gesamt-
einnahmen der NPO als Größenindikator herangezogen, die logarithmiert in die 
Regressionsmodelle eingehen. Dadurch wird eine bessere Anpassung der Schätzgeraden 
erreicht (vgl. dazu Tabelle 8).  
? Tätigkeitsbereich der NPO: Der NP-Sektor ist hinsichtlich seiner Zusammensetzung sehr 
heterogen, was sich auch in der vorliegenden Stichprobe widerspiegelt. Da vermutet wer-
den kann, dass z.B. die Funktion der Dienstleistungserstellung für NPO im Gesundheitsbe-
reich oder die Funktion der Interessenvertretung für NPO im Umweltbereich (vgl. Suárez 
2009) eine größere Bedeutung hat als in anderen Bereichen, wird dafür kontrolliert. Wie 
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in anderen Studien üblich (vgl. Tabelle 8) werden dazu Dummies gebildet, die der ICNPO-
Klassifikation entsprechen beziehungsweise an diese angelehnt sind. So wird ein Dummy 
für die im Bildungsbereich tätigen, ein Dummy für die im Sozial- und Gesundheitsbereich 
tätigen sowie ein Dummy für die im Bereich Kultur und Erholung tätigen NPO gebildet. 
Der vierte Dummy kennzeichnet alle in den ‚sonstigen Bereichen‘ tätigen NPO und bein-
haltet u.a. Gewerkschaften und Kammern sowie NPO, die im Menschenrechts- oder im 
Umwelt- und Tierschutzbereich tätig sind. Als Referenzkategorie wird in allen Modellen der 
Erholungsbereich eingesetzt, da angenommen wird, dass sich NPO des Sozial- und 
Gesundheitsbereichs und jene des Bildungsbereichs hinsichtlich der Funktionen ähnlich 
verhalten. Die geringfügigen Unterschiede können aber in Bezug auf eine gemeinsame 
Referenzgröße – den Erholungsbereich – deutlicher herausgelesen werden. 
? Geografisches Tätigkeitsgebiet der NPO: Als weiterer Aspekt, der die Funktionswahrneh-
mung von NPO beeinflusst, wird die geografische Ausdehnung des Tätigkeitsbereichs 
vermutet. Auch diesbezüglich werden Dummies herangezogen, die angeben, ob die Orga-
nisation ausschließlich lokal (Ort, Gemeinde, mehrere Gemeinden), regional (Bezirk, Bun-
desland, mehrere Bundesländer), national oder auch international tätig ist. Als 
Referenzkategorie wird das lokale Tätigkeitsgebiet herangezogen.  
? Bestehende Konkurrenz für die NPO: Bei bestehender Abhängigkeit einer Organisation 
von den Ressourcen einer anderen Organisation spielt der RDT folgend die Abwesenheit 
von Konkurrenz eine wesentliche Rolle für das gegenseitige Machtverhältnis (Pfeffer 
1982:196). Ist also die öffentliche, geldgebende Institution von den Leistungen der NPO 
abhängig, beispielsweise von deren Dienstleistungskapazitäten oder Informationen – und 
es gibt keine anderen NPO im Umkreis, die diese Aufgaben erfüllen könnten – so verrin-
gert das die Abhängigkeit der NPO von der öffentlichen Hand. Die bestehende Konkurrenz 
wird über einen Dummy abgebildet, der den Wert 1 annimmt, wenn im geografischen Ein-
zugsgebiet der NPO auch noch zumindest eine andere Organisation tätig ist, die ähnliche 
oder gleiche Aktivitäten und Leistungen ausführt beziehungsweise anbietet. Bei diesen 
konkurrierenden Organisationen kann es sich sowohl um NPO, als auch um For-Profit Un-
ternehmen oder öffentliche Einrichtungen handeln. 
? Vorhandensein alternativer Finanzierungsmöglichkeiten: Als weiterer Faktor, der die Ab-
hängigkeit von NPO von den Einnahmen der öffentlichen Hand verringert, gilt der Zugriff 
auf alternative Finanzierungsmöglichkeiten (Pfeffer/Salancik 1978:45; Saidel 1991:545). 
Gemäß der RDT erweitert sich dadurch der Handlungsspielraum der NPO und sie sind et-
waigen Forderungen öffentlicher Geldgeber in geringerem Maß ausgeliefert. Das Vorhan-
densein von alternativen Finanzierungsquellen wird über die Möglichkeiten der NPO, bei 
finanziellen Engpässen a) auf andere Zuwendungen wie Spenden oder Förderungen, b) 
auf Darlehen oder Kredite und c) auf Erlöse aus dem Verkauf von Anlagevermögen zu-
rückgreifen zu können, abgebildet (siehe Fragebogen in Anhang 3). Aus diesen drei Items 
– für die auf einer fünfstufigen Likert-Skala jeweils anzugeben ist, inwiefern diese Mög-
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lichkeiten zutreffen – wird ein additiver Index berechnet. Organisationen, die sehr leicht 
auf alternative Einnahmequellen zugreifen können, erreichen dabei einen Wert von 1, je-
ne, die gar keine Möglichkeiten für alternative Einnahmen haben, einen Wert von 0.  
? Diversität der Einnahmen: Gemäß der RDT sind Organisationen, deren Einnahmenstruktur 
eine breitere Streuung aufweist, im Vergleich zu jenen, die nur auf einige wenige Geldge-
berInnen angewiesen sind, von externen Forderungen weit weniger abhängig (Froelich 
1999:250). Die Diversität der Einnahmen lässt sich über die Anteile der Einnahmen aus 
verschiedenen Quellen messen. Suárez (2009) unterscheidet dazu beispielsweise zwi-
schen öffentlichen, kommerziellen und philanthropischen Einnahmen (siehe Tabelle 8). 
Zur Berechnung der Einnahmendiversität zieht er einen von Hwang/Suárez (2008:15) 
entwickelten Diversitätsindex heran, der abbildet, inwiefern die Zusammensetzung der 
Einnahmen zwischen den drei genannten Einnahmekategorien streut.   
  
 
Dem Index folgend, entspricht n der Anzahl der Einnahmekategorien und Si dem Prozent-
anteil der Einnahmen aus der i-ten Einnahmequelle. Für Organisationen, deren Einnah-
men gleichverteilt aus allen drei Quellen stammen, ergibt sich somit ein Diversitätsindex 
von 1. Der Wert für NPO, die nur aus einer der drei Kategorien Einnahmen erhalten, liegt 
bei 0. Für die vorliegende Untersuchung wird der Diversitätsindex aus fünf unterschiedli-
chen Einnahmekategorien berechnet: Aus öffentlichen Einnahmen, aus philanthropischen 
Einnahmen (Spenden, Sponsoring), aus privaten, kommerziellen Einnahmen (Mitglieds-
beiträgen, Umsatzerlöse), aus Einnahmen aus kirchlichen Einrichtungen und aus sonsti-
gen Einnahmen, zu denen all jene Einnahmen zählen, die nicht eindeutig zuordenbar sind. 
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9 Datenerhebung und Stichprobenbeschreibung  
Die Basis der empirischen Untersuchung bilden Organisationsdaten von NPO aus Österreich. 
Folgend werden die Auswahl der Stichprobe, das eingesetzte Erhebungsinstrument und die 
Durchführung der Datenerhebung beschrieben. Des Weiteren wird der Umgang mit fehlenden 
Werten erläutert. Den Abschluss des Kapitels bildet die Beschreibung der Stichprobe anhand 
ausgewählter organisationsdemografischer Variablen sowie die deskriptive Statistik der in die 
Analyse eingehenden Regressoren, Regressanden und Kontrollvariablen.  
9.1 Auswahl der Stichprobe  
Die Grundgesamtheit aller NPO in Österreich stellt eine sehr heterogene Gruppe dar, sowohl 
was deren Tätigkeitsbereiche als auch deren Rechtsform betrifft. Letzteres liegt daran, dass 
in Österreich kein rechtlicher Nonprofit-Status existiert (vgl. Achatz 2006:50) und NPO auf-
grund der geltenden Privatautonomie ihre rechtliche Struktur weitgehend frei bestimmen 
können.101 Aus diesem Grund sind sie in amtlichen Statistiken schwer zu identifizieren bezie-
hungsweise gibt es bislang keine Register, die den gesamten NP-Sektor abdecken (Neumayr 
et al. 2007:13f; Schneider et al. 2007:63f). 
9.1.1 Überblick über die administrativen NPO-Register 
NPO können in Österreich als Verein, als öffentlich rechtliche Körperschaft, als gemeinnützige 
GmbH, als Stiftung oder als Genossenschaft konstituiert sein (Kuhn 2006:124).102  
? Alle als Verein firmierten Organisationen sind im Zentralen Vereinsregister (ZVR), das 
durch das Bundesministerium für Inneres verwaltet wird, verzeichnet. Dieses umfasst 
111.282 Organisationen (Stichtag 31.12.2007), womit der Verein die mit Abstand am 
häufigsten gewählte Rechtsform darstellt (Statistik Austria 2009:192). Obzwar das 
Vereinsregister öffentlich zugänglich ist103, können Daten nur dann abgerufen werden, 
wenn die exakte Vereinsbezeichnung, die ZVR-Zahl oder Bestandteile des Vereinsna-
mens, allenfalls ergänzt mit dem Vereinssitz, bekannt sind (Bundesministerium für 
Inneres 2009).104 Sammelabfragen oder das Ziehen eines Samples ist, selbst für wis-
                                            
101 Ausschlaggebend für die Wahl der rechtlichen Organisationsform sind meist Unkompliziertheit, Bekanntheitsgrad, 
historische Gegebenheiten, steuerliche Aspekte oder Ausdruck der unterehmerischen Haltung (Kuhn 2006:124f). 
102 Nicht möglich ist die Rechtsform der Personengesellschaft.  
103 Über die Homepage des BMI: http://zvr.bmi.gv.at/Start. 
104 Die Abfrage über Bestandteile des Vereinsnamens, ergänzt um den Vereinssitz, ist erst seit Juli 2008 möglich (vgl. 
Österreichisches Institut für Spendenwesen 2008; Bundesministerium für Inneres 2009). 
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senschaftliche Zwecke, aus datenschutzrechtlichen Gründen nicht möglich (lt. Aus-
kunft des BMI 2006). 
? Als gemeinnützige Kapitalgesellschaften und Privatstiftungen gegründete NPO und 
Genossenschaften sind im Firmenbuch eingetragen. Allerdings können darin nur jene 
registrierten NPO, in deren Bezeichnung das Wort ‚gemeinnützig’ vorkommt, als sol-
che identifiziert werden (Schneider et al. 2007:63f.). Die Anzahl gemeinnütziger Kör-
perschaften und Stiftungen kann daher nur geschätzt werden und es liegt somit keine 
Adressbasis vor, aus der eine Stichprobe gezogen werden kann.  
? Ein weiteres amtliches Register, in dem ein Teil der österreichischen NPO verzeichnet 
ist, stellt das Betriebs- und Unternehmensregister dar, das durch Statistik Austria 
verwaltet wird. Es beinhaltet Einträge aller in Österreich tätigen privatwirtschaftlichen 
Unternehmen, ungeachtet deren Gemeinnützigkeits-Status, die mindestens eine be-
zahlte Arbeitskraft beschäftigen. Organisationen ohne bezahlte Beschäftigte sind nicht 
registriert. Aus diesem Register können NPO über verschiedene Merkmale wie Rechts-
form, vorhandene Statuten, Bezeichnung usw. weitgehend identifiziert werden. Aus 
Datenschutzgründen kann auf diese Daten aber nicht direkt zugegriffen werden.  
Insgesamt zeigt sich, dass NPO aufgrund ihrer rechtlichen Sonderstellung in unterschiedli-
chen amtlichen Verzeichnissen registriert sind, die weder miteinander verbunden noch voll-
ständig öffentlich zugänglich sind. Insofern besteht auch keine Adressendatenbank aller 
österreichischen NPO, aus der ein Zufallssample gezogen werden kann. Um dennoch ein 
möglichst umfassendes, die Heterogenität des NP-Sektor abdeckendes, Sample zu erhalten, 
wurde für die Auswahl der Stichprobe auf zwei verschiedene Register zurückgegriffen.  
9.1.2 Stichprobenziehung 
Zunächst wurde aus dem Pool der im Betriebs- und Unternehmensregister verzeichneten NPO 
eine Zufallsstichprobe von 200 Organisationen gezogen, wobei die Sampleziehung aufgrund 
des bereits erwähnten Datenschutzes durch Statistik Austria selbst durchgeführt wurde. Die-
se Organisationen decken alle Tätigkeitsbereiche des NP-Sektors ab, umfassen aber nur NPO 
mit bezahlten Beschäftigten. Dadurch werden vor allem jene NPO, die kleiner und ökono-
misch weniger relevant sind, ausgeschlossen. Für die Untersuchung der Funktionen von NPO, 
und vor allem für die Gemeinschaftsbildungsfunktion, kann aber vermutet werden, dass klei-
nere Organisationen, die nur mit ehrenamtlichen MitarbeiterInnen arbeiten, andere Funktio-
nen wahrnehmen als größere Organisationen. 
Um auch diese kleineren NPO mit der Stichprobe abzudecken wurde diese erste Stichprobe 
durch eine zweite ergänzt. Diese stellt eine Zufallsstichprobe von 50 Organisationen ohne be-
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zahlte MitarbeiterInnen dar, die dem Zentralen Vereinsregister (ZVR) entnommen ist. Da eine 
direkte Ziehung aus dem Register nicht möglich ist, wurde zunächst, entsprechend der Be-
völkerungsanzahl und der Anzahl an großen, mittleren und kleinen Gemeinden105 in Öster-
reich festgelegt, wie viele NPO je Bundesland und je Kategorie der Gemeindegröße das 
Sample enthalten muss. Danach wurden zufällig entsprechende Gemeinden ausgewählt und 
über Gemeindehomepages sowie das Online-Telefonbuch (Herold) wiederum zufällig in diesen 
Gemeinden aktive NPO ausgewählt. Für die ausgewählten NPO wurden geprüft, ob sie tat-
sächlich im ZVR verzeichnet sind und keine bezahlten Beschäftigten aufweisen. Die beiden 
Stichproben ergeben somit zusammen ein Sample, das einer Verzerrung zugunsten ökono-
misch relevanter und etablierter NPO entgegenwirkt. Damit unterscheidet es sich von den 
meisten Untersuchungen des NP-Sektors, die sich auf herkömmliche Datenbasen beziehen.  
9.2 Erhebung der Daten 
Die Erhebung der Organisationsdaten erfolgt mittels eines quantitativen Fragebogens, der auf 
dem erarbeiteten Konzept der Funktionen von NPO in Kapitel 4.2 und der Spezifizierung der 
Variablen in Kapitel 8.2.2 basiert. Bei der Befragung kommt die Key-Informant-Methode zum 
Einsatz, bei der ein „nach Maßgabe seiner Kompetenz ausgewählte[s] Organisationsmitglied“ 
(Hurrle/Kieser 2005:585) Auskunft über die interessierenden Sachverhalte der Organisation 
gibt. Die erfragten Angaben beziehen sich auf das Kalenderjahr 2006, Stichtags-Abfragen 
(z.B. Anzahl der MitarbeiterInnen) auf den 31.12.2006.  
9.2.1 Instrument zur Datenerhebung  
Der für die Datenerhebung konzipierte Fragebogen setzt sich aus 36 geschlossenen Fragen 
zusammen, der sich in einen telefonisch sowie einen schriftlich zu beantwortenden Fragenka-
talog unterteilt. Beide enthalten jeweils 18 Fragen.106 Spontan zu beantwortende Fragen wur-
den dabei in den telefonischen Katalog aufgenommen (z.B. die Bewertung von Statements 
nach deren Wichtigkeit), jene für die eine zeitaufwändigere Recherche erforderlich ist (z.B. 
Einnahmenstruktur) in den schriftlichen Katalog.  
Im telefonischen Fragenkatalog (siehe Anhang 3) werden Angaben zur Organisation, darunter 
der vertikale Organisationsgrad, das Gründungsjahr und das geografisches Tätigkeitsgebiet, 
erhoben. Des Weiteren wird die Abhängigkeit der öffentlichen Hand von der NPO ermittelt, was 
einerseits über eine Frage nach konkurrierenden Organisationen, andererseits über die Mög-
                                            
105 Die Kategorisierung in große, mittlere und kleine Gemeinden erfolgte dabei nach der EinwohnerInnenanzahl: unter 2.000 
EinwohnerInnen = klein; von 2.000 bis 10.000 EinwohnerInnen = mittel; über 10.000 EinwohnerInnen = groß.  
106 Da mit dem Fragebogen auch Daten für andere Forschungsprojekte erhoben wurden, dient nur ein Teil der insgesamt 36 
Fragen für die vorliegende Arbeit. 
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lichkeiten alternativer Finanzierungsquellen erfolgt (siehe Spezifizierung der Kontrollvariablen 
in Kapitel 8.2.4). Ebenfalls im telefonischen Fragenkatalog untergebracht ist die Erhebung der 
drei Funktionen von NPO, und zwar über die subjektive Bewertung verschiedener Statements. 
Diese werden jeweils zu einem Index zusammengeführt (siehe Spezifizierung der Regressan-
den in Kapitel 8.2.2). 
Der schriftlich auszufüllende Fragenkatalog (siehe Anhang 4) beinhaltet ebenfalls Fragen zur 
Organisation, unter anderem zur Rechtsform, zum inhaltlichen Tätigkeitsbereich, sowie Fragen 
zur Anzahl der MitarbeiterInnen der NPO. Der Schwerpunkt liegt aber auf quantitativen Anga-
ben zur Finanzierungsstruktur. Gefragt wird nach den Gesamteinnahmen sowie danach, ob die 
NPO Einnahmen aus öffentlichen Quellen, aus privaten Quellen und von Kirchen bezieht. Sofern 
diese Fragen bejaht werden, ist jeweils die Höhe dieser Einnahmen anzugeben. Des Weiteren 
sind die Einnahmen aus öffentlichen Quellen aufzuschlüsseln in Einnahmen aus Subventionen, 
aus Leistungsverträgen und aus Kostenersätzen von Sozialversicherungen (siehe Spezifizierung 
der Regressoren in Kapitel 8.2.3 Im schriftlichen Fragenkatalog ist auch die Erhebung der 
Funktionen von NPO anhand des objektiven Indikators über die Arbeitszeitverteilung unterge-
bracht. Dazu wird für insgesamt zehn Tätigkeitsbereiche der jeweils aufgewandte Anteil aller 
geleisteten Arbeitsstunden abgefragt.  
Vor seinem Einsatz wurde der Fragebogen auf seine Eignung für eine Befragung von key-
informants in NPO überprüft. Als solche wurden GeschäftsführerInnen und AbteilungsleiterIn-
nen von NPO beziehungsweise Personen, die einen guten Überblick über die Organisation ha-
ben, identifiziert. Auf Basis von acht telefonischen Interviews mit GeschäftsführerInnen von in 
Österreich ansässigen NPO wurden Schwierigkeiten bei der Beantwortung, die Verständlichkeit 
einzelner Fragen sowie die Länge des Fragebogens besprochen (vgl. Hurrle/Kieser 2005:593ff). 
Als Erkenntnis dieser Pre-Tests wurden einige Fragen umformuliert, gekürzt und anders struk-
turiert. Auch wurden Fragen zwischen den beiden Fragenkatalogen verschoben. 
9.2.2 Durchführung der Datenerhebung  
Aufgrund der bereits erwähnten Datenschutzbestimmungen wurde nicht nur die Stichproben-
ziehung, sondern auch die Erhebung der Daten durch Statistik Austria vorgenommen, da die 
Adressdaten nicht an Dritte weitergegeben werden dürfen.107 Dazu wurde zuerst der telefoni-
sche Fragenkatalog im Telefonstudio von Statistik Austria mittels computer-aided telephone in-
terviews (CATI) erfasst. Allen RespondentInnen, die diesen Fragenkatalog komplett ausgefüllt 
hatten, wurde der schriftliche Fragenkatalog per E-Mail oder postalisch zugesandt. Dieser 
                                            
107 Die Beauftragung von Statistik Austria mit der Datenerhebung erfolgte im Rahmen des NODE- Forschungsprojektes 
(siehe Fußnote 5). 
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konnte entweder elektronisch ausgefüllt und per E-Mail retourniert, oder ausgedruckt und auf 
dem Postweg zurückgesandt werden.  
Durch die Teilung des Fragebogens in einen schriftlichen und einen telefonischen Teil wird nicht 
nur erreicht , dass durch das Nachschlagen von Daten valide Angaben zustande kommen, son-
dern auch dass dem common method bias – also der Verzerrung der Ergebnisse aufgrund der 
Verwendung identischer Erhebungsmethoden für die abhängigen und unabhängigen Variablen 
(Podsakoff et al. 2003:879) – entgegengewirkt wird. Zudem kann damit einem wesentlichen 
Kritikpunkt der Key-Informant-Methode begegnet werden, da die Splittung des Fragebogens 
dazu führt, dass die abhängige und unabhängige Variablen zu verschiedenen Zeitpunkten ge-
messen und mitunter von unterschiedlichen Personen der Organisation beantwortet werden. 
Beides trägt dazu bei, etwaige Key-Informant-Verzerrungen (z.B. Konsistenzeffekte) zu redu-
zieren (Hurrle/Kieser 2005:589). 
Die Datenerhebung erfolgte zwischen Oktober 2007 und Jänner 2008, die Rohdaten lagen im 
Februar 2008 vor. Insgesamt wurden von Statistik Austria 252 als komplett gekennzeichnete 
Datensätze geliefert, von denen sowohl ein telefonisch als auch ein schriftlich zu beantworten-
der Fragebogen vorlag.108 Bezogen auf die insgesamt 762 kontaktierten NPO entspricht das ei-
nem Rücklauf von 33%.109 Für Organisationsbefragungen, die im Unterschied zu 
Individualbefragungen bedeutend geringere Rücklaufquoten aufweisen (Tomaskovic-Devey et 
al. 1994:439), stellt das einen relativ hohen Rücklauf dar. Die Nachkontaktierung der Respon-
dentInnen, von denen nur noch der schriftliche Fragenkatalog fehlte, ist vermutlich ein wesent-
licher Grund dafür. Eine Beschreibung der Zusammensetzung des Samples erfolgt in Kapitel 
9.4.  
9.3 Umgang mit fehlenden Werten im Datensatz 
Die Datenbasis zur Überprüfung der Hypothesen bilden die erhobenen Organisationsdaten 
von 252 NPO. Obwohl der Großteil der Variablen gut ausgefüllt ist, weisen einige fehlende 
Werte auf. Da statistische Auswertungen aber nur mit vollständig ausgefüllten Fällen in Da-
tensätzen möglich sind, wird folgend ein Überblick über mögliche Vorgehensweisen zur Be-
handlung fehlender Werte gegeben – um danach eine geeignete Form des Umgangs mit den 
fehlenden Werten der vorliegenden Stichprobe zu treffen. 
                                            
108 Komplett ausgefüllte bedeutet, dass die RespondentInnen den gesamten Fragebogen durchgegangen sind. Trotzdem kön-
nen bei einzelnen Fragen fehlende Werte auftreten (siehe dazu Kapitel 9.3.3). 
109 Aus dem gezogenen österreichischen Adresssample von 1.199 Organisationen verweigerten 170 NPO die Antwort, vier 
NPO konnten keine Ansprechperson nennen und mit 588 NPO kam trotz mehrmals vereinbarter Termine und telefonischen 
Nachkontakten kein Interview zustande. Somit wurden insgesamt 762 kontaktiert und 251 vollständige Fragebögen erzielt. 
Jene Organisationen, deren Telefonnummern falsch waren (170), die nicht mehr existierten (12), sowie jene, die nicht kon-
taktiert wurden (3), wurden in die Berechnung der Rücklaufquote nicht mit einbezogen. 
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9.3.1 Arten fehlender Werte 
Fehlende Werte sind bei Befragungsdaten kaum zu vermeiden. Sie sind z.B. darauf zurückzu-
führen, dass bei der Interviewführung Fragen vergessen werden oder RespondentInnen einzel-
ne Fragen nicht beantworten können oder wollen. So rechnet beispielsweise Acock 
(2005:1014) bei Einkommensangaben mit einem Missing-Anteil von bis zu 30%. Wie mit feh-
lenden Werten umgegangen werden kann, hängt zunächst von der Art der fehlenden Werte ab. 
Grundsätzlich kann zwischen drei Arten110 unterschieden werden (Allison 2002:3ff): 
? Missing completely at random (MCAR): Vollkommen zufällig fehlende Werten zeichnen 
sich dadurch aus, dass die Wahrscheinlichkeit des Fehlens eines Wertes weder von 
der Ausprägung der Variable selbst (z.B. Höhe des Einkommens), noch von den Aus-
prägungen anderer Variablen im Datensatz (z.B. Familienstand) abhängt. Die MCAR-
Bedingung kann auch dann erfüllt sein, wenn das Fehlen eines Werte einer Variable 
im Zusammenhang mit dem Fehlen eines Wertes einer anderen Variable steht, d.h. 
wenn Personen z.B. sowohl das Alter als auch das Einkommen nicht angeben (Allison 
2002:3).  
? Missing at random (MAR): Von zufällig fehlenden Werten wird dann gesprochen, wenn 
die Wahrscheinlichkeit des Fehlens zwar nicht von der Ausprägung der Variable selbst 
(z.B. Höhe des Einkommens) abhängt, sehr wohl aber von den Ausprägungen einer 
anderen Variable (z.B. Familienstand). Da heißt, die Werte fehlen nicht zufällig über 
das gesamte Sample, aber zufällig innerhalb einzelner Subsamples.  
? Not missing at random (NMAR): Trifft weder die MCAR- noch die MAR-Bedingung zu, 
liegen fehlende Werte vor, deren Auftreten von der (unbekannten) Ausprägung des 
fehlenden Wertes der Variable selbst abhängt (z.B. der Höhe des Einkommens) 
(Greene 2008:62). Das heißt, die Werte fehlen zwar in systematischer Weise, das 
Fehlen ist aber NICHT durch die Ausprägungen der übrigen Variablen im Datensatz 
erklärbar.  
Um festzustellen, um welche Art von fehlenden Werten es sich bei vorliegenden Datensätzen 
handelt, kann statistisch nur getestet werden, inwiefern die Wahrscheinlichkeit des Fehlens 
von Werten einer Variable von anderen beobachteten Werten abhängt.111 Liegt eine solche 
Abhängigkeit vor, sind die Werte jedenfalls nicht MCAR. Liegt eine solche Abhängigkeit nicht 
vor, steht aber immer noch nicht fest, ob die Werte tatsächlich MCAR sind, da der Zusam-
menhang zwischen der Wahrscheinlichkeit des Fehlens eines Wertes von der Ausprägung die-
                                            
110 Diese allgemein anerkannte Klassifikation geht auf Rubin (1976) zurück.  
111 Dazu werden die Daten in zwei Gruppen geteilt – jene mit und jene ohne fehlende Werte einer Variable (z.B. Einkom-
menshöhe) – und es wird verglichen, inwiefern sich die beiden Gruppen hinsichtlich der Ausprägungen der anderen Variab-
len (z.B. Alter) unterscheiden (Allison 2002:4). Das Missing Data Analysis (MDA)-Modul des Softwarepakets SPSS stellt 
dafür den MCAR-Test nach Little (Chi-quadrat Test für MCAR) zur Verfügung (Baltes-Götz 2008:6). 
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ses Wertes selbst, da er ja nicht bekannt sind, nicht getestet werden kann (Allison 2002:3f; 
Baltes-Götz 2008:6f). Daraus resultiert, dass für die Unterscheidung, welche Arten fehlender 
Werte vorliegen, inhaltliche Überlegungen herangezogen und Annahmen getroffen werden 
müssen.  
9.3.2 Möglicher Umgang mit fehlenden Werten 
Für den Umgang mit fehlenden Werten gilt, dass bei der Behandlung fehlender Werten des 
MCAR- und des MAR-Typs der Mechanismus, der zum Fehlen der Werte führt, ignorierbar ist 
und daher nicht berücksichtigt werden muss (Allison 2002:5). In diesen Fällen können sowohl 
konventionelle Methoden (Fallausschluss, Missing-Indikator Methoden, einfache Imputationen) 
als auch Maximum Likelihood-Ergänzungen und multiple Imputationen zur Behandlung der feh-
lenden Werte herangezogen werden. Bei der Behandlung von fehlenden Werten des NMAR-
Typs dagegen ist der Mechanismus, der zum Fehlen der Werte führt, sehr wohl zu berücksich-
tigen (Allison 2002:5). Das heißt, dass in den Schätzprozess der fehlenden Werte ein Modell 
eingebunden werden müsste, das diesen Mechanismus beschreibt. Da dieser Mechanismus 
aber unbekannt ist, ist es meist sehr schwierig bis unmöglich, ein solches Modell zu erstellen 
(Allison 2002:12; von Hippel 2004:160). Als alternative Möglichkeiten mit fehlenden Werten 
des NMAR-Typs umzugehen empfiehlt die Literatur daher, die fehlenden Werte aus anderen 
Datenbasen (sofern vorhanden) hinzuzufügen oder Sample-Selection Methoden anzuwenden 
(siehe z.B. Greene 2008:863ff). Im Folgenden wird ein Überblick über diese Möglichkeiten des 
Umgangs mit fehlenden Werten gegeben, wobei speziell deren Eignung für Auswertungen mit-
tels Regressionsanalysen bewertet wird. 
? Listenweiser Fallausschluss: Hierbei werden alle Datensätze, die einen fehlenden Wert 
aufweisen, ausgeschlossen (complete case approach). Die Methode ist sehr einfach zu 
handhaben, da in allen Statistikprogrammen entsprechende Voreinstellungen vorhanden 
sind. Sie hat aber den Nachteil, dass die Stichprobe erheblich reduziert wird, wenn der 
Anteil der fehlenden Werte über die verschiedenen Variablen verteilt sehr hoch ist. Han-
delt es sich um fehlende Werte des MCAR-Typs, stellt die reduzierte Stichprobe eine Zu-
fallsauswahl des Originalsamples dar und die Schätzungen der Koeffizienten und der 
Standardfehler sind unverzerrt, wenn auch die Standardfehler aufgrund der geringeren 
Fallzahl größer sind (Allison 2002:6; von Hippel 2004:161; Baltes-Götz 2008:59). Liegen 
MAR-Daten vor, können verzerrte Schätzer auftreten (von Hippel 2004:161), insbesonde-
re wenn die fehlenden Werte der abhängigen mit einer unabhängigen Variable in Zusam-
menhang stehen (Allison 2002:6). Hängt die Wahrscheinlichkeit des Fehlens der Werte 
einer unabhängigen Variable aber NICHT von der Ausprägung der abhängigen Variable 
ab, führt der listenweise Fallausschluss zu unverzerrten Ergebnissen (Little 1992; Allison 
2002:6f). Verglichen mit anderen konventionellen Methoden ist der listenweise Fallaus-
schluss die robusteste Art, mit fehlenden Werten der unabhängigen Variablen umzugehen 
(Little 1992:1229; Allison 2002:6). Besteht keine Abhängigkeit zwischen den fehlenden 
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Werten der abhängigen und der unabhängigen Variablen, ist der listenweise Fallaus-
schluss sogar der Maximum-Likelihood-Methode sowie multiplen Imputationen, jedenfalls 
bei Regressionsanalysen, überlegen (Allison 2002:7).  
? Paarweiser Fallausschluss: Hierbei werden alle Datensätze die einen fehlenden Wert auf-
weisen nur für jene Berechnung, in die diese Daten eingehen würden, ausgeschlossen 
(available case approach). Liegen MCAR-Daten vor, führt der paarweise Fallausschluss 
grundsätzlich zu konsistenten Schätzern.112 Liegen MAR-Daten vor, führt diese Methode 
generell zu Verzerrungen. Insgesamt stellt der paarweise Fallausschluss für Regressions-
analysen daher keine Alternative zum listenweisen Ausschluss dar (Allison 2002:9).  
? Missing-Indikator Methode: Für diese Methode werden die fehlenden Werte der Variable 
mit einer Konstante ersetzt.113 Zusätzlich wird eine Dummy-Variable gebildet, die den 
Wert 1 annimmt, wenn eine Ersetzung stattgefunden hat, und 0, wenn keine Ersetzung 
stattfinden musste. Diese Dummy-Variable wird dann ebenfalls in die Regression aufge-
nommen. Greene zufolge (2008:62) führt diese Methode zu den selben Ergebnissen wie 
der listenweise Fallausschluss – abgesehen davon dass die R2 kleiner sind. Baltes-Götz 
(2008:22) und Allison (2002) folgern dagegen, dass die Missing-Indikator-Methode, selbst 
bei Daten die die MCAR-Bedingung erfüllen, zu verzerrten Schätzern führt.  
? Einfache Imputation: Als Imputation wird der Ersatz der fehlenden Variable durch eine 
geeignete Schätzung verstanden, wobei die weitere Berechnung dann so durchgeführt 
wird, als seien keine fehlenden Werte vorhanden. Von der bekanntesten Technik, die feh-
lenden Werte einer Variable durch deren Mittelwert (oder Median) zu ersetzen, wird in der 
Literatur durchgehend abgeraten, da sie selbst bei Daten des MCAR-Typs zu verzerrten 
Schätzern führt (Little 1992:1231; Allison 2002:11; Baltes-Götz 2008:21). Dieser Technik 
etwas überlegen ist die Regressionsimputation (RI): Dabei wird aus den Variablen ohne 
fehlende Werte im Datensatz114 auf die Variable mit fehlenden Werten regressiert; aus 
den Koeffizienten werden dann die fehlenden Werte berechnet und eingesetzt. Liegen 
MCAR-Daten vor und es fehlen Werte einer unabhängigen Variable, werden unverzerrte 
Koeffizienten berechnet. Allerdings führt die RI zu unterschätzten Standardfehlern und 
überschätzten Teststatistiken (Allison 2002:11f; Baltes-Götz 2008:28). Ist nur die MAR-
Bedingung erfüllt, führt die RI zu deutlichen Verzerrungen. Von der Verwendung der im 
                                            
112 Bei Anwendungen in konventionellen Statistikprogrammen sind allerdings die Standardfehler sowie die Teststatistik ver-
zerrt, was darauf zurückzuführen ist, dass der paarweise Ausschluss zu fehlerhaften Berechnungen der Kovarianzmatrix 
führt (Little 1992:1230; Allison 2002:9; von Hippel 2004:162). 
113 Üblicherweise wird der Mittelwert der Variable mit fehlenden Werten als Konstante herangezogen, da dadurch die Inter-
pretation der Ergebnisse erleichtert wird (siehe dazu Allison 2002:10). Die Missing-Indikator Methode stellt keine 
Imputation dar, da der Koeffizient unabhängig von der Wahl der eingesetzten Konstante ist.  
114 Als Regressoren werden dazu auch jene Variablen herangezogen, die im primär betrachteten Analysemodell nicht ver-
wendet werden; auch der Regressand selbst kann mitverwendet werden (Baltes-Götz 2008:23). Die imputierten fehlenden 
Werte können sowohl eine unabhängige Variable, als auch die abhängige Variable betreffen (Allison 2002:54; Acock 
2005:1026). Little /Rubin (2002:66) empfehlen aber generell nur stochastische Regressionsimputationen. 
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SPSS MVA-Modul angebotenen Regressionsimputation wird generell abgeraten, da dieses 
auch bei der MCAR-Annahme verzerrte Ergebnisse hervorbringt (Scheffer 2002:160; von 
Hippel 2004:162; Baltes-Götz 2008:28). 
? Expectation Maximization (EM)-Algorithmus: Der zu den Maximum-Likelihood-
Ergänzungen zählende EM-Algorithmus setzt sich aus zwei Schritten zusammen: Zunächst 
werden für die fehlenden Werte auf Basis der vorhandenen Parameter die Erwartungswer-
te geschätzt (Expectation). Im zweiten Schritt werden für den nun vollständigen Daten-
satz die Parameter (Mittelwerte, Varianzen, Kovarianzmatrix) neu berechnet 
(Maximisation) (Little/Rubin 2002:166f). Die beiden Schritte werden so oft wiederholt, bis 
die Schätzungen konvergieren, das heißt, bis sich die Ergebnisse von einer zur nächsten 
Iteration kaum noch ändern (Allison 2002:19f). Generell stellt der EM-Algorithmus eine 
effiziente Methode dar, die sowohl bei Daten des MCAR- als auch des MAR-Typs konsis-
tente Schätzer berechnet (Allison 2002:26). Als Voraussetzung für die Anwendung gilt, 
dass jene Variablen, deren fehlende Werte geschätzt werden, eine multivariate Normal-
verteilung aufweisen115, die Stichprobe mindestens 100 Fälle umfasst und pro Variable der 
Missinganteil zirka 30% nicht übersteigt. Allerdings ist die Prozedur relativ stabil gegen-
über moderaten Verletzungen dieser Annahmen (Baltes-Götz 2008:7). Die Implementie-
rung des EM-Algorithmus in das SPSS-MVA Modul wird zwar als verbesserungswürdig 
beurteilt, im Gegensatz zur einfachen EM-Imputationen werden damit aber konsistente 
Schätzer produziert (von Hippel 2004:163).  
? Multiple Imputation: Bei multiplen Imputationsverfahren (MI) wird der Datensatz mehr-
fach, etwa fünf bis zehn Mal, kopiert und die fehlenden Werte werden jeweils nach einem 
anderen Berechnungsmodus imputiert. Die weiteren Analysen werden dann mit allen ge-
nerierten Datensätzen vorgenommen, und die daraus gewonnenen Ergebnisse kombiniert 
(Scheffer 2002:154; Acock 2005:1019). Dadurch sollen die Unsicherheiten, die bei ein-
zelnen Imputationen bestehen, verringert werden. In der einschlägigen Literatur wird 
aber auf den rechentechnisch sehr hohen Aufwand multipler Imputationen hingewiesen. 
Aus diesem Überblick sowie aus Simulationsstudien116 lässt sich folgern, dass für Regressi-
onsanalysen bei fehlenden Werten des MCAR-Typs – und wenn kein Zusammenhang zwi-
schen dem Fehlen der abhängigen und der unabhängigen Variablen besteht – der listenweise 
Fallausschluss die am besten geeignete Methode darstellt. Verglichen mit allen anderen Ver-
fahren werden damit konsistente Schätzer und Standardfehler erzielt. Verfahren wie Mittel-
wertersetzung, paarweiser Fallausschluss oder RI ohne stochastische Komponenten sind zu 
vermeiden (Allison 2002:12; Rohrschneider 2007:93). Liegen fehlende Werte des MAR-Typs 
vor, ist der listenweise Fallausschluss teilweise immer noch überlegen, aber auch der EM-
                                            
115 Aber selbst wenn diese Annahme verletzt ist führen ML-Methoden zu guten Schätzergebnissen (Allison 2002:18).  
116 Siehe die Simulationsstudien von Scheffer (2002) und Rohrschneider (2007), die unterschiedliche Methoden für fehlende 
Werte des MCAR-, des MAR- und des NMAR-Typs bei jeweils unterschiedlichen Anteilen an fehlenden Werten bewerten. 
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Algorithmus und andere ML-Verfahren erzielen hier sehr gute Ergebnisse (Allison 2002:5ff; 
Scheffer 2002; von Hippel 2004:163). Multiple Imputationen sind ebenfalls geeignet, aber re-
lativ aufwändig. Bei der Wahl der Methode ist auch zu berücksichtigen, wie wichtig die Vari-
able für die Auswertung und wie hoch der Anteil der fehlenden Werte ist, da selbst die nicht 
als empfehlenswert genannten Verfahren bis zu einem Missinganteil von 20% noch zu relativ 
guten Ergebnissen führen (Rohrschneider 2007:83ff). Generell wird empfohlen, mehrere Ver-
fahren auszuprobieren und die Ergebnisse einander gegenüber zu stellen, bevor man sich für 
ein Verfahren entscheidet. Dadurch kann die Robustheit der Ergebnisse bei verschiedenen 
Methoden beurteilen werden. 
9.3.3 Umgang mit fehlenden Werten im vorliegenden NPO-Sample  
Tabelle 10 gibt einen Überblick über den Anteil der fehlenden Werte der relevanten Variablen 
im Datensatz.117 Die abhängigen Variablen sowie die Kontrollvariablen weisen – mit Ausnah-
me der Diversität der Einnahmen – keine bis sehr geringe Anteile an Missings auf. So fehlen 
bei der ersten Variante der Operationalisierung der Regressanden, nämlich über die Anteile 
der Arbeitszeit, 3,2% der Werte.  
Tabelle 10: Anteile fehlender Werte der Variablen des Datensatzes 
Variablenname Eingeschlossen Ausgeschlossen Insgesamt 
 N Prozent N Prozent N Prozent 
Interessenvertretung (Arbz.) 242 96,8 8 3,2 250 100 
Dienstleistungserstellung (Arbz.) 242 96,8 8 3,2 250 100 
Gemeinschaftsbildung (Arbz.) 242 96,8 8 3,2 250 100 
Administrative Tätigkeiten 242 96,8 8 3,2 250 100 
Interessenvertretung (Index) 245 98 5 2 250 100 
Dienstleistungserstellung (Index) 249 99,6 1 0,4 250 100 
Gemeinschaftsbildung (Index) 249 99,6 1 0,4 250 100 
Öff. Einnahmen (Dummy) 237 94,8 13 5,2 250 100 
Öff. Einnahmen (%) 207 82,8 43 17,2 250 100 
Einnahmen aus LV (%) 225 90 25 10 250 100 
Einnahmen aus SUB (%) 207 82,8 43 17,2 250 100 
Gesamteinnahmen (ln) 250 100 0 0 250 100 
Erholungsbereich (Ref.) 250 100 0 0 250 100 
Sozialbereiche 250 100 0 0 250 100 
Bildungsbereich 250 100 0 0 250 100 
Sonstiger Bereich 250 100 0 0 250 100 
Tätig: lokal  250 100 0 0 250 100 
Tätig: regional 250 100 0 0 250 100 
Tätig: national 250 100 0 0 250 100 
Tätig: international 250 100 0 0 250 100 
Konkurrenz 250 100 0 0 250 100 
Alt. Finanzierungsmöglichkeiten 250 100 0 0 250 100 
Diversität der Einnahmen  206 82,4 44 17,6 250 100 
Quelle: eigene Berechnung.  
                                            
117 Die Fallzahl von 252 wurde auf 250 Fälle verringert (Begründung siehe Kapitel 9.4).  
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Bei der zweiten Variante der Messung fehlen bei der Funktion der Dienstleistungserstellung 
2%, bei den beiden anderen Funktionen 0,4%. Wesentlich höher und dadurch problemati-
scher sind die Anteile der fehlenden Werte der Regressoren, die die Finanzierungsstruktur der 
NPO beschreiben. Hier fehlen zwischen 5,2% (Erhalt öffentlicher Einnahmen) und 17,2% (An-
teil der Einnahmen aus Leistungsverträge) der Werte. Bei listenweisem Fallausschluss würde 
es dadurch zu einer Verringerung des Samples um 56 Fälle kommen. 
Die Prüfung der fehlenden Werte der Variablen mittels MCAR-Test nach Little ergibt, dass die 
fehlenden Werte der jeweils in ein Modell einfließenden Variablen nicht von den Ausprägun-
gen der anderen, in dasselbe Modell einfließenden Variablen, abhängig sind.118 Insofern lie-
gen Daten des MCAR-Typs vor, sofern die fehlenden Werte nicht von der Höhe der fehlenden 
Variablen selbst abhängen, wovon hier nicht ausgegangen wird. Als mögliche Methoden im 
Umgang mit fehlenden Werten der MCAR-Bedingung bieten sich der listenweise Fallaus-
schluss sowie die Ergänzung mittels EM-Algorithmus an. In Tabelle 11 sind die Ergebnisse, 
die mit diesen beiden Verfahren erzielt wurden, dargestellt.119 Zusätzlich sind auch die Er-
gebnisse eines dritten Verfahrens, nämlich der Imputation durch die Mittelwerte, zum Ver-
gleich angeführt. Geschätzt wurde jeweils eine lineare Regression auf die Funktion der 
Dienstleistungserstellung. 
Tabelle 11: Vergleich der Ergebnisse dreier Methoden im Umgang mit fehlenden Werten 
 Listenw. Fallausschluss Mittelwertersetzung1 EM-Algorithmus 
 Koef. Std.f. p-W. Koef. Std.f. p-W. Koef. Std.f. p-W. 
Konstante 32,409*** 6,905 0,000 36,888*** 5,410 0,000 28,046*** 7,929 0,000 
Öff. Einnahmen % 0,049 0,061 0,420 0,071 0,054 0,186 0,070 0,054 0,192 
Einnahmen LV % 0,135** 0,063 0,032 0,120** 0,059 0,043 0,129** 0,061 0,034 
Größe (ln) 0,441 0,520 0,397 0,048 0,320 0,881 0,832 0,606 0,171 
Sozialbereiche 21,964*** 5,619 0,000 19,811*** 4,960 0,000 20,267*** 5,113 0,000 
Bildungsbereich 24,762*** 5,262 0,000 26,351*** 4,567 0,000 26,776*** 4,659 0,000 
Sonst. Bereich 4,430 6,402 0,490 5,256 5,964 0,379 4,806 6,085 0,430 
Tätig: regional -4,677 4,621 0,313 -6,071 4,007 0,131 -7,546* 4,193 0,073 
Tätig: national -16,006** 6,496 0,015 -16,146*** 5,391 0,003 -17,829*** 5,583 0,002 
Tätig: internat. -22,224*** 6,288 0,001 -21,579*** 5,635 0,000 -23,363*** 5,820 0,000 
n 196 250 242 
korr. R2 0,244 0,236 0,252 
Signifikanzniveau: * p<.10. ** p<.05. *** p<.01 
Quelle: eigene Berechnung.  
                                            
118 Diese Schlussfolgerung basiert auf den Ergebnissen der durchgeführten MCAR-Tests nach Little, die für die jeweils mit-
einander geprüften Variablen p-Werte zwischen 0,371 und 0,483 ergeben. Somit bestehen für die einzelnen Variablen je-
weils zwischen der Gruppe mit fehlenden Werten und der Gruppe ohne fehlende Werte keine signifikanten Unterschiede. 
119 Zur Schätzung der fehlenden Werte mittels EM-Imputationen wurde eine Reihe stetiger Variablen aus dem Fragebogen 
herangezogen. Dabei wurden auch Variablen, die nicht in die Analyse einbezogen sind, aber als gute Prädiktoren für die 
Einkommensvariablen betrachtet werden können, herangezogen (z.B. die Anzahl der MitarbeiterInnen, die Anzahl der eh-
renamtlichen MitarbeiterInnen, die Anzahl der in der operativen Geschäftsführung tätigen Personen).  
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Die Gegenüberstellung zeigt, dass sich die Koeffizienten der Variablen über alle drei Metho-
den hinweg in ihren Vorzeichen nicht unterscheiden und auch in ihrer Höhe nicht stark vonei-
nander abweichen. Einzige Ausnahme bildet der Größenindikator, der aber nicht signifikant 
ist. Für alle Variablen ist festzustellen, dass die Standardfehler beim listenweisen Fallaus-
schluss – aufgrund der geringeren Fallzahl – größer sind. Auch zeigt sich für nahezu alle sig-
nifikanten Variablen, dass die Teststatistiken bei der Mittelwertersetzung und dem EM-
Algorithmus – wie in der Literatur angeführt – besser ausfallen als beim listenweisen Fallaus-
schluss, also die p-Werte geringer sind. Abgesehen vom regionalen Tätigkeitsgebiet ergibt 
sich für keine der Variablen eine Veränderung des Signifikanzniveaus gemäß der dreistufigen 
Einordnung. Insofern ist zu folgern, dass alle drei Verfahren grundsätzlich zu robusten Ergeb-
nissen führen. Aufgrund des hohen Verlusts an Fallzahlen durch den Fallausschluss, und da 
die Mittelwertersetzung in der gängigen Literatur nicht empfohlen wird, werden die fehlenden 
Werte im Datensatz mittels EM-Algorithmus ersetzten. Bei der Interpretation der Daten muss 
berücksichtig werden, dass im Datensatz Imputationen vorgenommen wurden.  
9.4 Deskriptive Statistik 
Folgend wird die für die Untersuchung herangezogene Stichprobe von 250 Datensätzen be-
schrieben.120 Um ein besseres Verständnis für die Struktur der Stichprobe zu erhalten, erfolgt 
zunächst eine Darstellung des Samples anhand ausgewählter organisationsdemografischer 
Variablen. Im Anschluss werden die in der Analyse verwendeten Variablen beschrieben. Ab-
schließend wird die Korrelationsmatrix aller Variablen angeführt. 
9.4.1 Beschreibung der Stichprobe 
Organisationsform: Zentrale, Zweigstelle oder eigenständige Organisation: Der überwiegende 
Anteil der NPO der Stichprobe, nämlich 173 NPO (69%), stellt eigenständige Organisationen 
dar. 67 Organisationen (27%) fungieren als Zweigstellen einer größeren Organisation, die 
verbleibenden elf NPO (4%) sind Zentralen. Diese Zusammensetzung spiegelt die föderale 
Struktur des österreichischen NP-Sektors wider. Bei Zweigstelle beziehen sich die Angaben 
auf eben diese, bei Zentralen auf die Gesamtorganisation. 
Rechtsform der Organisationen: Die Stichprobe setzt sich zu drei Vierteln aus Vereinen zu-
sammen (188 NPO), die auch – wie bereits erwähnt – innerhalb der Population der NPO in 
Österreich die am weitesten verbreitete Rechtsform darstellt.121 Weitere 40 NPO (16%) stel-
len öffentlich-rechtliche Körperschaften dar, sechs (2%) sind als Stiftungen und 13 (5%) als 
                                            
120 Die Stichprobe wurde von 252 auf 250 NPO verringert, da zwei Datensätze hinschlich der Organisationsgröße (Gesamt-
einnahmen über 130 Millionen Euro) statistische Ausreißer darstellen. 
121 Von insgesamt rund 110.000 NPO sind etwa 109.346 Vereine, was mehr als 99% darstellt (Neumayr et al. 2007). 
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Kapitalgesellschaften konstituiert. Drei der befragten NPO haben keine Angabe zur Rechts-
form gemacht. 
Alter der Organisationen: Das durchschnittliche Alter der NPO des Samples beträgt 35,5 Jah-
re, der Median liegt bei 22 Jahren. Die zwei ältesten Organisationen mit den Gründungsjah-
ren 1568 und 1700 stellen statistische Ausreißer dar. Da das Alter in die Analysemodelle nicht 
eingeht, werden diese Fälle aber nicht ausgeschlossen. Die NPO verteilen sich ab 1855 ohne 
erkennbare Bruchlinien bis zum Jahr 2006, mit der Ausnahme von 1933–1945, in der keine 
NPO gegründet wurde.  
Tätigkeitsbereiche der Organisationen: Die Einteilung der NPO nach Tätigkeitsbereichen ori-
entiert sich an der ICNPO. Der größte Anteil der Stichprobe, etwa 39%, ist in den Bereichen 
Bildung, Erziehung und Forschung tätig; etwas mehr als ein Fünftel ist dem Sozialwesen zu-
zuordnen (siehe Tabelle 12). In den Bereichen Kunst und Kultur sowie Sport und Freizeit sind 
jeweils knapp 10% der NPO tätig. Die genaue Verteilung ist Tabelle 12 zu entnehmen.  
Tabelle 12: Tätigkeitsbereiche der NPO der Stichprobe 
Tätigkeitsbereiche in Anlehnung an die ICNPO Absolut % 
Kunst und Kultur 24 9,6 
Sport und Freizeit 22 8,8 
Bildung, Erziehung, Forschung 97 38,8 
Gesundheitswesen 14 5,6 
Qualifizierung und Arbeit 5 2 
Sozialwesen  54 21,6 
Regionalentwicklung 4 1,6 
Gewerkschaft/wirtschaftliche Verbände 3 1,2 
Internationale Aktivitäten 1 0,4 
Religionsgemeinschaften  3 1,2 
Umwelt 9 3,6 
Vertretung politischer, rechtlicher und ziviler Interessen 12 4,8 
Keine Angabe  2 0,8 
Summe 250 100 
Quelle: eigene Berechnung.  
Ein Vergleich der Tätigkeitsbereiche der Stichprobe mit der Zusammensetzung der Grundge-
samtheit ist nur schwer möglich, da die Kategorisierung der Vereine im ZVR – in welchem der 
größte Anteil aller NPO enthalten ist – nach anderen Kategorien erfolgt als im Fragebogen, 
der sich an der gängigen ICNPO-Klassifizierung orientiert. So sind beispielsweise die im Bil-
dungs- oder im Sozialbreich tätigen Vereine im ZVR nicht extra ausgewiesen. Vielmehr ordnet 
das ZVR die Organisationen nach sich traditionell herausgebildeten Kriterien. Die am stärks-
ten besetzten Kategorien sind Turn- und Sportvereine (23%), Sparvereine (15%) sowie Kul-
tur- (14%) und Wohltätigkeitsvereine (6%) (Schneider et al. 2007:65). Auch ein Vergleich 
mit der NPO-Befragung 2006 ist nur teilweise möglich, da in dieser ausschließlich NPO mit 
bezahlten Beschäftigten erfasst sind. Von diesen NPO sind etwa 44% im Bereich ‚Interessen-
vertretung/Vereine’ tätig und weitere 20% im Sozialwesen. Der Bereich Sport ist mit etwa 
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10% aller NPO – zumindest der Anzahl der NPO entsprechend – der drittgrößte Bereich 
(Schneider/Haider 2009:25). Wird allerdings die ökonomische Bedeutung der NPO berück-
sichtigt, beispielsweise über die Beschäftigten oder die Einnahmen und Ausgaben, hat in Ös-
terreich der Sozial- und Gesundheitsbereich die größte Bedeutung (vgl. Schneider et al. 
2007:73, 78). In der Stichprobe beträgt der Anteil der in diesen Bereichen tätigen NPO knapp 
mehr als 25%, der Anteil der im Bildungsbereich tätigen NPO ist verglichen dazu mit 39% re-
lativ hoch.  
Anzahl der bezahlten MitarbeiterInnen: Die durchschnittliche Anzahl an bezahlten Mitarbeite-
rInnen, umgerechnet in Vollzeitäquivalente (VZÄ), liegt bei 21,9, der Median bei 4,25 VZÄ 
(siehe Tabelle 13). Die maximale Anzahl an MitarbeiterInnen je NPO beträgt 629 VZÄ. 24 
NPO haben keine einzige bezahlte MitarbeiterIn und arbeiten ausschließlich mit ehrenamtli-
chem Personal. Für jene, die zumindest eine bezahlte MitarbeiterIn beschäftigen, liegt der 
Median bei 5,3 VZÄ, der Mittelwert bei 24,7 VZÄ. Für einen Vergleich der Anzahl der Mitarbei-
terInnen des Samples mit jener der Grundgesamtheit kann auf Daten der 
Arbeitsstättenzählung zurückgegriffen werden, in der allerdings nur jene NPO verzeichnet 
sind, die zumindest eine bezahlte beschäftigte Person aufweist. Dort hat die Hälfte der NPO-
Arbeitsstätten bis zu vier Beschäftigte (Schneider et al. 2007:70). Die Ergebnisse der NPO 
Befragung 2006, in der ebenfalls nur NPO mit bezahlten Beschäftigten enthalten, weisen eine 
ähnliche Struktur auf: Dieser zufolge hat die Hälfte der NPO bis zu sechs Beschäftigte 
(Schneider/Haider 2009:9). Dieser etwas höhere Median ergibt sich daraus, dass die Mitar-
beiterInnen nicht in VZÄ, sondern pro Kopf angegeben sind. Der Mittelwert, der mit 59 Mitar-
beiterInnen ebenfalls sehr hoch ist, ergibt sich einerseits aus der Messung der Beschäftigten 
pro Person anstatt pro VZÄ. Andererseits zeigt er an, dass einige wenige NPO eine sehr hohe 
Beschäftigungsanzahl aufweisen (ebd.). 
Tabelle 13: Bezahlte und ehrenamtliche MitarbeiterInnen der NPO der Stichprobe 
Quelle: eigene Berechnung.  
Anzahl der bezahlten MitarbeiterInnen in der operativen Geschäftsführung: Mit der operativen 
Geschäftsführung sind im Durchschnitt zwei bezahlte Personen betraut, der Median liegt bei 
einer Person (siehe Tabelle 13). In vier NPO des Samples (1,2%) sind mehr als zehn Perso-
nen mit der Geschäftsführung befasst. In 44 NPO, das macht etwa 18% der NPO aus, erfolgt 
die Geschäftsführung nur durch ehrenamtliche MitarbeiterInnen.  
 Mittelwert Median Std.abw. Min Max 
Anzahl der bezahlten MitarbeiterInnen (VZÄ) 22,3 4,38 67,8 0 619 
Anzahl der bezahlte MitarbeiterInnen in der 
operativen Geschäftsführung  
2,0 1 2,7 0 24 
Anzahl der ehrenamtlichen MitarbeiterInnen 349,9 4 3.372,8 0 50.979 
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Ehrenamtliche MitarbeiterInnen: In etwas mehr als zwei Drittel der NPO des Samples sind 
freiwillige MitarbeiterInnen tätig. Der Median liegt bei vier Freiwilligen pro NPO, der Mittelwert 
bei fast 350 Personen. Dieser hohe Durchschnittswert kommt dadurch zustande, dass in drei 
der Organisationen jeweils um die 10.000 Freiwillige tätig sind. Aussagekräftiger sind hier 
kumulierte Prozentangaben: in 80% der NPO sind weniger als 10 Freiwillige, in 90% der NPO 
weniger als 25 Freiwillige tätig. Auch in der Grundgesamtheit weicht die durchschnittliche An-
zahl an Freiwilligen je NPO vom Median stark ab; insgesamt sind die Werte aber mit jenen 
der Stichprobe vergleichbar. So beträgt gemäß der NPO Befragung 2006 die durchschnittliche 
Anzahl an ehrenamtlichen MitarbeiterInnen 183, der Median liegt bei 5 Freiwilligen (Schnei-
der/Haider 2009:11).  
9.4.2 Beschreibung der Regressanden – Funktionsmaße 
Die abhängigen Variablen werden über zwei verschiedene Varianten (siehe Kapitel 8.2.2) 
dargestellt. Die erste Variante der Messung der Funktionen bezieht sich auf die Verteilung der 
Arbeitszeit. Wie in Tabelle 15 ersichtlich, widmen die NPO des Samples im Durchschnitt 
51,5% ihrer bezahlten und unbezahlten Arbeitszeit auf die Funktion der Dienstleistungserstel-
lung. Der Funktion der Interessenvertretung werden 10,3%, jener der Gemeinschaftsbildung 
9,9% der Arbeitszeit gewidmet. Die drei Funktionen ergeben in Summe nicht 100%, da die 
Arbeitszeit auch noch für andere Aufgaben verwendet wird. So werden weitere 11,7%, wie 
ebenfalls in Tabelle 15 angeführt, für administrative Tätigkeiten verwendet. Die verbleiben-
den 16,6% verteilen sich auf die Tätigkeitsbereiche Personalmanagement, Sponsoring- und 
Spendenakquirierung, Projekte einwerben sowie auf sonstige Tätigkeiten (siehe auch Frage-
bogen in Anhang 4). 
Die zweite Variante zur Messung der Funktion erfolgt über die Bewertung verschiedener 
Statements zu den einzelnen Funktionen, die jeweils zu einem Index zusammengefasst wer-
den. Wie in Tabelle 14 dargestellt, erreicht die Dienstleistungsfunktion auf der Ausprägungs-
skala von 0 bis 4 einen durchschnittlichen Indexwert von 3,1 und ist damit für die NPO des 
Samples – nach dem subjektiven Eindruck der befragten VertreterInnen der NPO – wichtiger 
als die beiden anderen Funktionen. Der durchschnittliche Indexwert der Gemeinschaftsbil-
dungsfunktion beträgt 2,8; jener der Interessenvertretungsfunktion 2,3. Letzterer wird somit 
weniger Bedeutung beigemessen als bei der Erfassung über die Verteilung der Arbeitszeit.  
Für die einzelnen Indizes wurde zuvor geprüft, inwiefern sie die Funktionen zuverlässig be-
ziehungsweise reliabel und eindimensional abbilden (vgl. dazu Wittenberg/Cramer 
2003:133). Das bedeutet, ob alle in die Indexbildung eingehenden Variablen das gebildete 
Konstrukt auch tatsächlich abbilden. Die Ergebnisse der Reliabilitätsanalyse sind in Tabelle 14 
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angeführt.122 Die Koeffizienten des Cronbachs Alpha von 0,794, von 0,711 sowie von 0,837 
zeigen, dass es sich bei den drei Konstrukten der Funktionen von NPO um zuverlässige Indi-
zes handelt. 
Tabelle 14: Reliabilität der Indizes zur Messung der Regressanden (Arbeitszeit)  
 Cronbach‘s 
Alpha 
Funktion der Interessenvertretung  
Beeinflussung politischer und gesetzlicher Entscheidungen im Sinne unserer 0,747 
Verfassen politischer und/oder ideologischer Stellungnahmen  0,723 
Eine öffentliche Stimme für eine bestimmte Gruppe und/oder ein bestimmtes Thema sein 0,767 
Die Öffentlichkeit für ein bestimmtes Thema sensibilisieren. 0,787 
Eine Veränderung der politischen/ideologischen Landschaft anstreben 0,738 
Cronbach's a (5 Items)  0,794 
Funktion der Dienstleistungserstellung  
Erstellung der von Kunden/innen nachgefragten Dienstleistungen  0,671 
Verbesserung der Lebenssituation der KlientInnen durch angebotene Dienstleistungen  0,653 
Kontinuierliche Weiterentwicklung und/oder Verbreiterung der Angebote 0,685 
Anknüpfend an die Wünsche und Bedürfnisse unserer Anspruchsgruppen Angebote 0,649 
Auch jene Menschen versorgen, die keine kostendeckende Gegenleistung erbringen 0,710 
Individuelle Hilfestellungen für unsere Anspruchsgruppen anbieten 0,660 
Cronbach's a (6 Items)  0,711 
Funktion der Gemeinschaftsbildung  
Aufbau von Freundschaften innerhalb der Organisation  0,819 
Integration unserer Mitglieder in eine Gruppe, die gemeinsam Aktivitäten setzt 0,820 
Vernetzung von Menschen, die gemeinsame Interessen haben  0,826 
Das solidarische Handeln in der Gemeinde, dem Bezirk, im Land, (in der Welt) fördern. 0,823 
Grenzen zwischen verschiedenen Gruppen überwinden 0,811 
Durch ihre Aktivitäten Ausgrenzungsprozessen entgegenwirken  0,811 
Regelmäßige Treffen der Organisationsmitglieder forcieren 0,826 
Vertrauen zwischen Menschen mit unterschiedlichen Hintergründen bilden  0,802 
Cronbach's a (8 Items)  0,837 
Fragestellung: Bitte geben Sie jeweils an, welchen Stellenwert die Aussagen in der gegenwärtigen Mission ihrer Orga-
nisation haben.  
Quelle: eigene Berechnungen. 
9.4.3 Beschreibung der Regressoren – Finanzierungsmaße  
Als erklärende Variable für die erste Hypothese (H1a) dient eine Dummy-Variable, die angibt, 
inwiefern NPO öffentliche Einnahmen erhalten oder nicht. Wie in Tabelle 15 dargestellt, finan-
zieren sich 81% der NPO der Stichprobe aus öffentlichen Einnahmen. Der Anteil der Einnah-
men aus öffentlichen Mitteln, der die erklärende Variable der zweiten Hypothese (H1b) 
darstellt, beträgt im Mittel 47%. Die Perzentil-Werte weisen darauf hin, dass der Anteil an öf-
fentlichen Einnahmen über die Stichprobe relativ gleichmäßig verteilt ist: Der Median liegt bei 
49,8%, das 25%-Perzentil bei 9,9%, das 75%-Perzentil bei 75,2%.123  
                                            
122 Die Eindimensionalität wurde mittels Faktorenanalysen getestet, die Ergebnisse sind nicht angeführt.  
123 Der Anteil aus öffentlichen Mittel all jener, die überhaupt öffentliche Mittel erhalten, liegt im Mittel bei 57%.  
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Alle weiteren Hypothesen (H2, H3, H4 und H5) beziehen sich auf die Art der öffentlichen Fi-
nanzierung, nämlich auf Einnahmen aus Leistungsverträgen oder Subventionen. Der Anteil 
der Einnahmen aus Leistungsverträgen an allen öffentlichen Einnahmen beträgt 14%. Sortiert 
man die NPO gemäß ihres Anteils der Einnahmen aus Leistungsverträgen, zeigt sich, dass die 
untersten 50% keine solchen Einnahmen lukrieren, auf dem obersten Quartil liegt der Anteil 
bei 3,4%. Das weist darauf hin, dass wenige NPO einen relativ hohen Anteil ihrer Einnahmen 
aus Leistungsverträgen beziehen, der Großteil der NPO aber keine solchen Einnahmen erhält. 
Aus Subventionen stammen rund 56% aller öffentlichen Einnahmen, die NPO erhalten. Auch 
hier erhält das unterste Quartil keine Subventionen; der Median liegt bei 61,2%, im obersten 
Quartil beträgt der Anteil der Subventionen 100%. 
9.4.4 Beschreibung der Kontrollvariablen  
Die Kontrollvariablen sind ebenfalls in Tabelle 15 angeführt. Die Größe der NPO wird über den 
natürlichen Logarithmus der Gesamteinnahmen kontrolliert, dessen Mittelwert 12,2 beträgt. 
Bezüglich der Tätigkeitsbereiche wurden die Organisationen zu vier Bereichen zusammenge-
fasst: Ein knappes Drittel gehört dem Sozialbereich an, 18% dem Erholungsbereich, knapp 
40% dem Bildungsbereich und 13% sind den sonstigen Bereichen zuzuordnen. In den Aus-
wertungen dient immer der Erholungsbereich als Referenzkategorie (siehe dazu Kapitel 
8.2.4). Ebenfalls über Dummies wird das geografische Tätigkeitsgebiet abgebildet, wobei ein 
knappes Drittel (74 NPO) lokal und 44% (111 NPO) regional tätig sind. Ein wesentlich kleine-
rer Anteil, nämlich 14% (35 NPO), sind österreichweit engagiert, etwa ein Achtel der Stich-
probe (30 NPO) ist international tätig. Für die Auswertungen wird die Kategorie ‚lokal tätig‘ 
als Referenzkategorie herangezogen.  
Die letzten drei Variablen kontrollieren für das Ausmaß der Abhängigkeit der NPO. Die erste 
davon stellt die Konkurrenzsituation dar, die über einen Dummy abgebildet wird. Dieser 
nimmt den Wert 1 an, wenn im Einzugsbereich der NPO auch noch andere NPO, For-Profits 
oder öffentliche Organisationen tätig sind, die ähnliche Angebote und Tätigkeiten anbieten. 
Das trifft für etwas mehr als die Hälfte der Organisationen, nämlich 56%, zu. Inwiefern NPO 
auf alternative Finanzierungsmöglichkeiten zugreifen können, wird über einen Index, der die 
Ausprägungen zwischen 0 (keine Alternativen) und 1 (sehr viele Alternativen) annehmen 
kann, gemessen. Der Mittelwert von 0,23 weist darauf hin, dass dem Großteil der NPO kaum 
alternative Finanzierungsmöglichkeiten zur Verfügung stehen. Knapp 30% der NPO haben gar 
keine Möglichkeit für alternative Finanzierungsquellen. Die Diversität der Einnahmen beträgt 
im Mittel 0,6, wobei ein Wert von 1 bedeutet, dass die Einnahmen völlig gleichverteilt aus 
den fünf zuvor definierten Einnahmekategorien stammen. 
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abw. Median Min Max 
Regressanden        
Interessenvertretung (Var. 1) 242 10,3 9,6 7,0 0,0 (30)1  45,0 (2) 
Dienstleistungserstellung (Var.1) 242 51,5 29,6 60,0 0,0 (25) 100,0 (1) 
Gemeinschaftsbildung (Var.1) 242 9,9 17,0 3,0 0,0 (92) 100,0 (1) 
Administrative Tätigkeiten 242 11,7 10,0 10,0 0,0 (19) 80,0 (1) 
Interessenvertretung (Var. 2) 249 2,3 1,0 2,2 0,0 (3) 4,0 (10) 
Dienstleistungserstellung (Var.2) 245 3,1 0,8 3,2 0,0 (2) 4,0 (17) 
Gemeinschaftsbildung (Var. 2) 249 2,8 0,8 3,0 0,0 (1) 4,0 (11) 
Regressoren       
Öffentliche Einnahmen (Dummy) 250 0,81 0,38 1,0 0,0 1,0 
Öffentliche Einnahmen (%) 250 46,89 34,50 49,8 0,0 100,0 
Einnahmen aus LV an öff. Einn. (%) 250 14,03 30,66 0,0 0,0 100,0 
Einnahmen aus SUB an öff. Einn. (%) 250 56,48 43,04 61,2 0,0 100,0 
Kontrollvariablen       
Organisationsgröße (ln Einahmen) 250 12,19 3,02 12,6 0,0 17,5 
Sozialbereich 250 0,29 0,46 0,0 0,0 1,0 
Erholungsbereich 250 0,18 0,39 0,0 0,0 1,0 
Sonstiger Bereich 250 0,13 0,33 0,0 0,0 1,0 
Bildungsbereich 250 0,39 0,49 0,0 0,0 1,0 
Tätig: lokal 250 0,30 0,46 0,0 0,0 1,0 
Tätig: regional 250 0,44 0,50 0,0 0,0 1,0 
Tätig: national 250 0,14 0,35 0,0 0,0 1,0 
Tätig: international 250 0,12 0,33 0,0 0,0 1,0 
Bestehende Konkurrenz 250 0,56 0,50 1,0 0,0 1,0 
Alternative Finanzierungsmöglichkeiten 250 0,23 0,22 0,2 0,0 1,0 
Diversität der Einnahmen 250 0,60 0,28 0,7 0,0 0,9 
1 Die Werte in Klammern geben die Anzahl der jeweiligen Randwerte an. Trotz der teilweisen Häufung von Beobach-
tungen an den Rändern der Skalen liegen keine zensierten Daten vor, die eine Tobit-Regression erfordern würden. 
Quelle: eigene Darstellung. 
9.4.5 Darstellung der Korrelationsmatrix 
Der bivariate Zusammenhang zwischen den einzelnen Variablen ist in der Korrelationsmatrix 
inTabelle 16 dargestellt. Es zeigt sich, dass starke Korrelationen nur zwischen solchen Variab-
len auftreten, die nicht gleichzeitig in ein Regressionsmodell eingehen. Zudem wurde für die 
Variablen in den einzelnen Schätzmodellen jeweils der Variance Inflaction Factor (VIF) be-
rechnet, um Multikollinearität auszuschließen. Auch die weiteren für OLS-Regressionen erfor-
derlichen Voraussetzungen der Daten werden erfüllt. Die Bedingung der Normalverteilung der 
Störgrößen ist aufgrund der großen Fallzahl von 240 bis 250 Beobachtungen je Regression 






Tabelle 16: Korrelation der Variablen 
Variablenbezeichnung 1 2 3 4 5 6 7 
1 Dienstleistungserf. (Arbz.) 1       
2 Interessensvertr. (Arbz.) -,571*** 1      
3 Gemeinschaftsb. (Arbz.) -,566*** ,378*** 1     
4 Administrative Tätigkeiten -,359** ,263*** 0,041 1    
5 Dienstleistungserf. (Index) ,280*** -0,11* -,161** -0,026 1   
6 Interessensvertr. (Index) -0,078 ,234*** 0,083 0,123* ,317*** 1  
7 Gemeinschaftsb. (Index) 0,083 0,031 0,119* 0,015 ,326*** ,233*** 1 
8 Öff. Einnahmen (j/n) 0,046 0,048 -0,016 -0,035 0,074 0,056 0,107 
9 Öff. Einnahmen (%) 0,117* 0,000 -,155** 0,04 ,196*** ,150** 0,047 
10 Einnahmen LV (%) ,158** -0,077 -0,12* -0,022 ,172*** 0,095 0,083 
11 Einnahmen SUB (%) -0,082 0,128* 0,029 0,049 -0,091 0,036 0,079 
12 Organisationsgröße  0,118* -0,032 -,195*** -0,063 ,240*** 0,125* -,145** 
13 Sozialbereich 0,121* -,132** 0,000 -0,103 ,340*** ,147** -0,052 
14 Erholungsbereich -,332*** ,157** ,228*** 0,038 -,296*** -,158** -0,086 
15 Sonstiger Bereich -,236*** ,273*** ,207*** 0,042 -,129** ,159** -,144** 
16 Bildungsbereich ,295*** -,172*** -,310*** 0,05 0,002 -,130** ,209*** 
17 Tätig: lokal ,212*** -,151** -0,109* -0,064 -,138** -,271*** 0,126* 
18 Tätig: regional 0,063 -0,088 -0,037 -0,026 ,216*** ,157** 0,041 
19 Tätig: national -,187*** ,226*** ,145** 0,125* -0,013 ,142** -0,066 
20 Tätig: international -,193*** 0,101 0,051 -0,008 -0,126* -0,018 -
21 Altern. Finanzierungsmögl. 0,004 0,047 -0,024 -0,032 0,003 -0,05 0,000 
22 Bestehende Konkurrenz 0,027 0,089 -0,091 0,033 ,138** 0,108* -0,002 
23 Diversität d. Einnahmen  0,099 -0,085 -0,031* -,134** ,193*** -0,023 ,202*** 
  8 9 10 11 12 13 14 
8 Öff. Einnahmen (Dum) 1       
9 Öff. Einnahmen (%) ,607*** 1      
10 Einnahmen LV (%) 0,099 ,386*** 1     
11 Einnahmen SUB (%) ,598*** ,254*** -,392*** 1    
12 Organisationsgröße  0,047 0,115* ,213*** -,130** 1   
13 Sozialbereich 0,074 ,207*** 0,106 -0,122* 0,123* 1  
14 Erholungsbereich 0,092 -0,065 -,184*** ,239*** -,175*** -,305*** 1 
15 Sonstiger Bereich -0,092 -0,088 -0,024 -0,065 ,130* -,238*** -
16 Bildungsbereich -0,069 -0,086 0,049 -0,028 -0,076 -,518*** -
17 Tätig: lokal -0,048 -0,047 0,029 0,006 -,360*** -,183*** -0,021 
18 Tätig: regional 0,049 0,075 -0,048 0,008 0,115* ,296*** -0,078 
19 Tätig: national -0,059 -0,076 -0,035 -0,033 ,152** -0,029 0,076 
20 Tätig: international 0,058 0,036 0,072 0,015 ,165** -,170*** 0,067 
21 Altern. Finanzierungsmögl. 0,116* -0,059 0,096 0,053 ,273*** 0,072 0,006 
22 Bestehende Konkurrenz 0,094 0,092 0,082 0,032 ,226*** 0,024 -0,119* 
23 Diversität d. Einnahmen 0,068 0,127* ,466*** -,322*** ,131** 0,086 -0,093 
  15 16 17 18 19 20 21 
15 Sonstiger Bereich 1       
16 Bildungsbereich -,305*** 1      
17 Tätig: lokal -0,127* ,276*** 1     
18 Tätig: regional -0,075 -,171*** -,575*** 1    
19 Tätig: national ,134** -0,12 -,268*** -,374*** 1   
20 Tätig: international ,149** 0,007 -,231*** -,322*** -,150** 1  
21 Altern. Finanzierungsmögl. 0,01 -0,088 -0,068 -0,002 0,092 -0,003 1 
22 Bestehende Konkurrenz -0,054 0,101 -,156** -0,005 ,134** 0,081 0,101 
23 Diversität d. Einnahmen -,195*** 0,119* 0,12* 0,007 -,152** -0,012 0,113 
1 Rang-Korrelation nach Spearman, zweiseitiges Signifikanzniveau: * p<0,10; ** p<0,05; ***p<0,01;  
Quelle: eigene Darstellung. 
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10 Ergebnisse: Effekt der Finanzierung auf die Funktionen von NPO 
Das folgende Kapitel stellt die Ergebnisse der Hypothesenprüfungen durch OLS-Regressionen 
dar. Jede der Hypothesen zu den Funktionen von NPO wird dazu für beide Varianten der Ope-
rationalisierung der Funktionsvariablen – über die Arbeitszeit und über den Index – getestet. 
Um den Erklärungsbeitrag der einzelnen Variablen besser abschätzen zu können, erfolgt die 
Modellentwicklung stufenweise; es wird jeweils ein Kurzmodell sowie ein Langmodell präsen-
tiert. Das Kurzmodell umfasst neben dem Regressor – den Einnahmen aus öffentlichen Quel-
len – folgende Kontrollvariablen: die Organisationsgröße, den Tätigkeitsbereich der NPO und 
deren geografisches Tätigkeitsgebiet. Das Langmodell umfasst darüber hinaus drei weitere 
Kontrollvariablen. Diese leiten sich aus der RDT ab und bilden jene Aspekte ab, die für die 
Abhängigkeitsbeziehung zwischen NPO und öffentlicher Hand – neben dem Erhalt und dem 
Anteil öffentlicher Einnahmen – eine Rolle spielen. Dazu zählen die Konkurrenzsituation der 
NPO, die Existenz alternativer Finanzierungsmöglichkeiten und die Diversität der Einnahmen. 
Die Null-Modelle für jede Hypothese, die jeweils einzig den Regressor als erklärende Variable 
enthalten, sind in Anhang 5 angeführt. Diese erlauben, die Beiträge zur Erklärung der Streu-
ung (R2) der jeweiligen Kurz- und Langmodelle mit jenen der Null-Modelle zu vergleichen.  
10.1 Öffentliche Einnahmen und die Funktion der Interessenvertretung 
Die erste Hypothese H1a postuliert, dass der Erhalt öffentlicher Mittel einen negativen Effekt 
auf die Bedeutung der Funktion der Interessenvertretung ausübt. Wird zunächst nur einmal 
die Korrelation zwischen dem Erhalt öffentlicher Einnahmen und der Bedeutung der Funktion 
der Interessenvertretung betrachtet, zeigt sich ein schwach positiver, aber nicht signifikanter 
Zusammenhang, und zwar sowohl wenn die Interessenvertretung über die Arbeitszeitver-
wendung, als auch wenn sie über den Index gemessen wird (siehe Tabelle 16 in Kapitel 
9.4.5). Die bivariaten Ergebnisse lassen somit vermuten, dass der in H1a angenommene ne-
gative Einfluss nicht besteht.  
Die zweite Hypothese H1b besagt, dass der Anteil der öffentlichen Einnahmen einen negati-
ven Effekt auf die Bedeutung der Funktion der Interessenvertretung hat. Hier zeigt sich 
bivariat für die erste Variante der Messung über die Arbeitszeit kein, bei der zweiten Messva-
riante über den Index ein signifikanter, jedoch positiver (0,150) Zusammenhang (siehe Ta-
belle 16). Auch für Hypothese H1b deuten die Korrelationskoeffizienten darauf hin, dass der 
vermutete negative Zusammenhang nicht besteht.  
Die multivariaten Auswertungen zeigen schließlich, dass die Hypothesen H1a und H1b nicht 
bestätigt werden. In Tabelle 17 werden zunächst die Ergebnisse für beide Hypothesen bei 
Messung der Interessenvertretungsfunktion über die Arbeitszeitverwendung dargestellt. Ge-
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mäß dieser Auswertung hat der Erhalt öffentlicher Einnahmen keinerlei Einfluss auf die Be-
deutung der Interessenvertretungsfunktion, und zwar weder im Kurzmodell (Modell 1), noch 
im Langmodell (Modell 2). H1a wird also abgelehnt. Ebenso wenig zeigen die Ergebnisse, 
dass der Anteil öffentlicher Einnahmen Einfluss auf die Bedeutung der Interessenvertretungs-
funktion hat (Modelle 3 und 4). Auch H1b muss abgelehnt werden. Die R2-Werte der Modelle 
liegen zwischen 0,154 und 0,164 und können insgesamt als akzeptabel bezeichnet werden. 
Aus dem Vergleich mit den R2-Werten der Null-Modelle (Tabelle 26, siehe Anhang 5) ist aber 
abzulesen, dass der Regressor fast gar nicht zur Erklärung der Streuung beiträgt. 
Die Kontrollvariablen bestätigen aber andere vermutete Zusammenhänge: So betreiben NPO, 
die im Sozialbereich tätig sind, die Interessenvertretungsfunktion in einem geringeren Aus-
maß, NPO der sonstigen Bereiche in einem höheren Ausmaß als jene, die im Erholungsbe-
reich (der Referenzkategorie) tätig sind. Werden im Langmodell weitere Kontrollvariablen 
aufgenommen (siehe Modelle 2 und 4), lässt sich ablesen, dass auch NPO des Bildungsbe-
reichs der Interessenvertretungsfunktion in einem geringeren Ausmaß nachgehen als jene 
des Erholungsbereichs dies tun. Es zeigt sich zudem, dass NPO, die auf nationaler Ebene tätig 
sind, wesentlich mehr Zeit für Interessenvertretung aufwenden als jene, die nur lokal tätig 
sind (Modelle 1 bis 4). Das könnte daran liegen, dass Interessenvertretung eher national be-
trieben wird, da die politischen Entscheidungskompetenzen für den jeweiligen Bereich auf 
Bundes- und nicht auf Landes- oder Bezirksebene liegen. Für den Bildungs- und Sozialbe-
reich, in dem der überwiegende Teil der NPO des Samples tätig ist, trifft das aber nicht zu. 
Eine weitere Erklärung wäre, dass überregional tätige NPO als Dachorganisationen fungieren, 
die auch die Interessenvertretungsaufgaben von regional tätigen NPO übernehmen.  
Um zu ermitteln, inwiefern öffentliche Einnahmen auf NPO in den jeweiligen Tätigkeitsberei-
chen unterschiedliche Effekte haben, wurden die obigen Modelle für die einzelnen Bereiche 
zusätzlich getrennt geschätzt.124 Dabei zeigt sich weder für die Untergruppe der NPO des Bil-
dungsbereichs (n=97), noch für jene des Sozialbereichs (n=69) ein negativer Effekt der öf-
fentlichen Einnahmen auf die Funktionserfüllung, was mit den Ergebnissen für die gesamte 
Stichprobe übereinstimmt. Für NPO, die im Erholungsbereich tätig sind (n=45), ist ein signifi-
kanter, positiver Effekt des Anteils der öffentlichen Einnahmen auf die Interessenvertretungs-
funktion auszumachen.125 Der postulierte negative Effekt zeigt sich somit auch nicht in 
einzelnen Tätigkeitsbereichen.  
                                            
124 Die getrennte Schätzung je Bereich wurde gewählt, da die alternative Vorgehensweise, das Einfügen von Interaktions-
termen (Anteil der Einnahmen x Tätigkeitsbereichs-Dummy) in die obigen Modelle, zu Multikollinearität führt, auch wenn 
die Variablen zuvor transformiert werden (Zentrierung bzw. gewichtete Effektkodierung, vgl. Richter 2007). Die Ergebnis-
tabellen dieser Berechnungen sind in der Arbeit nicht dokumentiert. Die Koeffizienten der Schätzungen für die einzelnen 
Untergruppen können bei linearen Regressionen problemlos miteinander verglichen werden (Mood 2009:12). 
125 Für den sonstigen Bereich wurde aufgrund der geringen Fallzahl (n=30) keine getrennte Regression berechnet. 
 147 
Tabelle 17: Ergebnisse: Öffentliche Finanzierung und Interessenvertretung (Arbeitszeit)126 
 H1a H1b 
Variablenbezeichnung Modell 1 Modell 2 Modell 3 Modell 4 
 Koeff. Std.f. Koeff. Std.f. Koeff. Std.f. Koeff. Std.f. 
Konstante 11,780*** 2,915 12,161*** 3,070 12,219*** 2,771 12,470*** 2,961 
Öff. Einnahmen (j/n) 0,861 1,576 0,689 1,595 - - - - 
Öff. Einnahmen (%) - - - - 0,005 0,018 0,004 0,018 
Gesamteinnahmen (ln) -0,280 0,213 -0,329 0,219 -0,268 0,212 -0,323 0,220 
Erholungsbereich (Ref.) - - - - - - - - 
Sozialbereich -3,094* 1,777 -3,275* 1,782 -3,183* 1,792 -3,352* 1,796 
Bildungsbereich -2,622 1,645 -2,939* 1,673 -2,691 1,639 -2,996* 1,666 
Sonstiger Bereich 4,792** 2,146 4,835** 2,159 4,662** 2,131 4,744** 2,147 
Tätig: lokal (Ref.) - - - - - - - - 
Tätig: regional 2,202 1,473 1,950 1,487 2,184 1,473 1,941 1,487 
Tätig: national 7,535*** 1,958 6,785*** 2,017 7,511*** 1,962 6,765*** 2,021 
Tätig: international 3,838* 2,051 3,394 2,071 3,792* 2,051 3,359 2,070 
Konkurrenz - - 1,032 2,787 - - 1,164 2,812 
Alt. Finanzierungsmögl. - - 1,954 1,228 - - 1,977 1,229 
Diversität d. Einnahmen  - - -0,857 2,174 - - -0,791 2,170 
R2 0,154   0,164   0,153   0,164  
R2 korrigiert 0,125   0,124   0,124   0,124  
Abhängige Variable: Interessenvertretung; n=242; *p < 0,10; **p < 0,05; ***p < 0,01; 
Quelle: eigene Berechnungen. 
Tabelle 18: Ergebnisse: Öffentliche Finanzierung und Interessenvertretung (Index) 
 H1a H1b 
Variablenbezeichnung Modell 1 Modell 2 Modell 3 Modell 4 
 Koeff. Std.f. Koeff. Std.f. Koeff. Std.f. Koeff. Std.f. 
Konstante 1,393*** 0,280 1,311*** 0,298 1,449*** 0,267 1,369*** 0,288 
Öff. Einnahmen (j/n) 0,229 0,157 0,215 0,159 - - - - 
Öff. Einnahmen (%) - - - - 0,003* 0,002 0,003 0,002 
Gesamteinnahmen (ln) 0,003 0,021 0,006 0,021 0,003 0,021 0,006 0,021 
Erholungsbereich (Ref.) - - - - - - - - 
Sozialbereich 0,454** 0,177 0,451** 0,177 0,403** 0,178 0,408** 0,178 
Bildungsbereich 0,225 0,164 0,186 0,166 0,210 0,163 0,175 0,165 
Sonstiger Bereich 0,691*** 0,217 0,702*** 0,218 0,660*** 0,214 0,674*** 0,216 
Tätig: lokal (Ref.) - - - - - - - - 
Tätig: regional 0,460*** 0,148 0,447*** 0,149 0,458*** 0,148 0,448*** 0,149 
Tätig: national 0,631*** 0,199 0,641*** 0,204 0,648*** 0,199 0,653*** 0,205 
Tätig: international 0,316 0,209 0,305 0,210 0,305 0,208 0,296 0,210 
Konkurrenz - - -0,438 0,279 - - -0,368 0,281 
Alt. Finanzierungsmögl. - - 0,111 0,122 - - 0,105 0,122 
Diversität d. Einnahmen  - - 0,194 0,217 - - 0,194 0,216 
R2 0,131  0,144  0,136  0,146  
R2 korrigiert 0,102  0,104  0,107  0,106  
Abhängige Variable: Interessenvertretung; n=249; *p < 0,10; **p < 0,05; ***p < 0,01; 
Quelle: eigene Berechnungen. 
 
                                            
126 Die farbliche Hinterlegung in dieser und allen folgenden Tabellen dient der leichteren Lesbarkeit. Sie hat nichts mit der 
Signifikanz der Koeffizienten zu tun.  
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Bei Betrachtung der Ergebnisse für H1a und H1b gemäß der zweiten Variante der Funktions-
messung über den Index zeigt sich, dass der Erhalt öffentlicher Einnahmen ebenfalls keinen 
Einfluss auf die Interessenvertretungsfunktion hat (siehe Tabelle 18, Modelle 1 und 2). Der 
Anteil der öffentlichen Einnahmen hat jedoch einen signifikanten – und zwar entgegen den 
Erwartungen – leicht positiven (0,003) Einfluss auf die Bedeutung der Funktion der Interes-
senvertretung (Modell 3). Die Hypothesen werden also auch dann verworfen, wenn die Funk-
tionsmessung über den Index erfolgt. Der leicht positive Effekt des Anteils der öffentlichen 
Einnahmen auf die Interessenvertretungsfunktion könnte dagegen die These stützen, dass 
NPO mehr Lobbying und Interessenvertretung betreiben, sofern sie öffentliche Mittel bekom-
men; so könnten sie auf die Dringlichkeit ihres Anliegens hinweisen um sicherzustellen, auch 
in Zukunft Mittel beziehungsweise noch mehr Mittel zu erhalten. Für die Interpretation zu be-
rücksichtigen ist allerdings auch die Zusammensetzung der Einnahmen, die nicht aus öffentli-
chen Quellen stammen, da der Einfluss mitunter auch von der Struktur dieser aus privaten 
Quellen stammenden Einnahmen herrühren könnte. Allerdings verschwindet dieser Effekt im 
Langmodell, sobald die Kontrollvariablen für die gegenseitige Abhängigkeit zwischen NPO und 
öffentlicher Hand in das Modell aufgenommen werden, wie Modell 4 darstellt. Die einbezoge-
nen Kontrollvariablen selbst werden dabei aber nicht signifikant. Dieses Ergebnis verweist 
zwar auf ein möglicherweise bestehendes Verhältnis zwischen Interessenvertretung und ge-
genseitiger Abhängigkeit, liefert aber keine abgesicherten Ergebnisse. Insgesamt weisen die 
Modelle, bei denen der Regressor über den Index operationalisiert ist, geringere R2-Werte auf 
(0,131 bis 0,146) als bei der ersten Variante der Messung. Der Anteil der öffentlichen Ein-
nahmen erklärt aber – wie im Null-Modell in Tabelle 26 (Anhang 5) zu sehen ist – zumindest 
1% der Streuung des Interessenvertretungs-Indexes.  
Hinsichtlich des geografischen Tätigkeitsgebietes zeigen die Ergebnisse – wie bereits bei der 
ersten Variante der Operationalisierung – dass mit zunehmendem Aktivitätsradius der Inter-
essenvertretungsfunktion mehr Bedeutung beigemessen wird. NPO die regional agieren, be-
treiben signifikant mehr, NPO die national agieren signifikant noch mehr Interessenvertretung 
als jene, die ausschließlich lokal tätig sind. Die Dummy-Variablen für den inhaltlichen Tätig-
keitsbereich besagen, dass NPO der sonstigen Bereiche der Funktion der Interessenvertre-
tung eine größere Bedeutung beimessen als jene des Erholungsbereichs; im Widerspruch zu 
den Ergebnissen der Operationalisierung über die Arbeitszeitverwendung trifft das aber auch 
für NPO des Sozialbereichs zu. Das könnte daran liegen, dass im Sozialbereich tätige NPO ei-
nen sehr großen Teil ihrer Arbeitszeit auf die Dienstleistungserstellung verwenden und in Re-
lation dazu nur einen sehr geringen Teil auf Interessenvertretung; sie bei der subjektiven 
Messung die Bedeutung der Interessenvertretung aber sehr hoch einstufen.  
Insgesamt lässt sich folgern, dass sich der negative Effekt öffentlicher Finanzierung auf die 
Interessenvertretungsfunktion von NPO in den Daten weder über die Arbeitszeitmessung, 
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noch über die Indexmessung zeigt. Die Hypothesen H1a und H1b werden durch die Daten 
aus Österreich somit eindeutig verworfen. Vielmehr liefern die Ergebnisse Anhaltspunkte da-
für, der gegenteiligen These (siehe Kapitel 6.1.2) nachzugehen.  
10.2 Einnahmen aus öffentlichen Leistungsverträgen und Funktionen von NPO 
Die Ergebnisse der Hypothesen, die die Effekte der Einnahmen aus Leistungsverträgen auf 
die Bedeutung der einzelnen Funktionen (H2, H3, H4) und auf die administrativen Tätigkeiten 
(H5) zum Inhalt haben, werden folgend dargestellt.  
10.2.1 Einnahmen aus Leistungsverträgen und Interessenvertretung  
In Hypothese H2 ist der negative Einfluss des Anteils der Einnahmen aus Leistungsverträgen 
– gemessen an allen öffentlichen Einnahmen einer NPO – auf die Bedeutung der Interessen-
vertretungsfunktion formuliert. Die Korrelationskoeffizienten in Tabelle 16 sind für keine der 
beiden Varianten der Messung der Interessenvertretungsfunktion signifikant. Der vermutete 
negative Zusammenhang zeichnet sich somit in der bivariaten Betrachtung nicht ab. 
Anders stellen sich hingegen die Ergebnisse der multivariaten Auswertungen dar. Wie in Ta-
belle 19 erkennbar, hat der Anteil der Einnahmen aus Leistungsverträgen im Kurzmodell ei-
nen negativen Einfluss auf die Interessenvertretungsfunktion, wenn diese über die Arbeitszeit 
gemessen wird (Modell 2). Auch unter Berücksichtigung der Kontrollvariablen für die gegen-
seitige Abhängigkeit im Langmodell ändert sich daran nichts (Modell 3). Der Einfluss ist 
höchst signifikant, aber nicht besonders groß: Wie an den Koeffizienten in Tabelle 19 abzule-
sen ist, nimmt bei einer Erhöhung der Einnahmen aus Leistungsverträgen an allen öffentli-
chen Einnahmen um einen Prozentpunkt, die der Interessenvertretung gewidmete Arbeitszeit 
um 0,06 Prozentpunkte ab. Keinen Einfluss hat in den Modellen 2 und 3 der Anteil der öffent-
lichen Einnahmen generell. Die letzten beiden Modelle in Tabelle 19 (Modelle 4 und 5) dienen 
der Gegenüberstellung der Effekte der Einnahmen aus Leistungsverträgen mit den Effekten 
der Einnahmen aus Subventionen.127 Dabei wird deutlich, dass nur Leistungsvertragseinnah-
men einen negativen Einfluss auf die Bedeutung der Interessenvertretungsfunktion haben, 
Subventionen nicht. Sowohl im Kurz- als auch im Langmodell zeigt sich, dass der Anteil der 
Einnahmen aus Subventionen sogar einen signifikanten, positiven Effekt auf die Interessen-
vertretungsfunktion hat. Die Form der öffentlichen Finanzierung ist also relevant. Der Erklä-
rungswert der Modelle von 17% bis 19% kann ebenfalls als akzeptabel bezeichnet werden, 
die Einnahmen aus Leistungsverträgen sind dabei für etwa 2% der Streuung verantwortlich 
(siehe auch Tabelle 27 in Anhang 5).  
                                            
127 In allen folgenden Tabellen stellen die Modelle 4 und 5 jeweils die Effekte der Einnahmen aus Subventionen dar, wobei 
Modell 4 jeweils das Kurzmodell und Modell 5 das Langmodell abbildet.  
 150 
Für die Kontrollvariablen zeigt sich wiederum, dass für NPO der sonstigen Tätigkeitsbereiche 
die Interessenvertretungsfunktion eine größere Bedeutung, und für NPO des Sozialbereichs 
teilweise eine geringere Bedeutung hat als für jene, die im Erholungsbereich tätig sind. Auch 
bezüglich des geografischen Tätigkeitsgebietes spiegelt sich in den Ergebnissen, dass NPO, 
die national agieren, die Interessenvertretungsfunktion in einem erheblich größeren Ausmaß 
betreiben als jene, die nur lokal agieren. Aber auch international tätige NPO widmen der 
Interessenvertretungsfunktion einen größeren Anteil ihrer Arbeitszeit als lokal tätige NPO. Im 
Langmodell (Modell 3), in dem für die Abhängigkeit der NPO kontrolliert wird, zeigt sich, dass 
die zunehmende Möglichkeit alternativer Einnahmequellen positiv auf die Bedeutung der 
Interessenvertretungsfunktion wirkt. Dieser Zusammenhang spiegelt einen Aspekt der Erklä-
rung der RDT, der zufolge mit zunehmender Anzahl alternativer Ressourcenlieferanten die 
Autonomie der NPO steigt und diese sich weniger unter Druck setzen lässt. Allerdings verrin-
gert sich dadurch nicht der negative Einfluss des Anteils öffentlicher Einnahmen, sondern der 
Koeffizient erhöht sich sogar von -0,056 (Kurzmodell) auf -0,064 (Langmodell). 
Wird der in H2 formulierte Zusammenhang für die einzelnen Tätigkeitsbereiche getrennt ge-
schätzt, so zeichnet sich der signifikante, negative Effekt sowohl für NPO des Sozialbereichs, 
als auch des Erholungsbereichs ab. Für den Bildungsbereich ist kein Effekt zu sehen.  
Die Ergebnisse zur Überprüfung von Hypothese H2 gemäß der Operationalisierung der Inter-
essenvertretungsfunktion über den Index sind in Tabelle 20 angeführt. Sie zeigen, dass der 
Anteil der Einnahmen aus Leistungsverträgen keinen Einfluss auf die Interessenvertretungs-
funktion hat, und zwar weder im Kurzmodell (Modell 2), noch in dem um weitere Kontrollva-
riablen ergänzten Langmodell (Modell 3). Hypothese H2 kann also nicht bestätigt werden. 
Allerdings hat der Anteil der öffentlichen Einnahmen generell einen positiven, signifikanten 
Einfluss auf die Funktion der Interessenvertretung (siehe Modelle 2 und 3). In den Modellen 4 
und 5, in denen der Anteil der Einnahmen aus Subventionen den Regressor darstellt, haben 
öffentliche Einnahmen aber keinen Einfluss. Auch hier sind die R2-Werte der Modelle gegen-
über der Messung der Funktionen über die Arbeitszeit geringer (0,14 bis 0,15); durch die 
Einnahmen aus Leistungsverträgen werden ebenfalls nur etwa 2% der Streuung bestimmt. 
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Tabelle 19: Ergebnisse Leistungsvertrag und Interessenvertretung (Arbeitszeit)128 
  H2 Vergleich zu H2 
Variablen Modell 1 Modell 2 Modell 3 Modell 4 Modell 5 
 Koeff. Std.f. Koeff. Std.f. Koeff. Std.f. Koeff. Std.f. Koeff. Std.f. 
Konstante 12,219*** 2,771 11,257*** 2,759 10,275*** 3,019 10,471*** 2,885 10,214*** 3,172 
Öff. Einnahmen (%) 0,005 0,018 0,023 0,019 0,024 0,019 -0,004 0,018 -0,006 0,018 
Einnahmen LV (%)1 - - -0,056*** 0,021 -0,064*** 0,023 - - - - 
Einnahmen SUB (%)2 - - - - - - 0,029** 0,014 0,029* 0,015 
Gesamteinnahmen (ln) -0,268 0,212 -0,206 0,211 -0,293 0,217 -0,275 0,211 -0,334 0,218 
Erholungsbereich (Ref.) - - - - - - - - - - 
Sozialbereich -3,183* 1,792 -2,688 1,779 -2,845 1,778 -2,259 1,838 -2,443 1,847 
Bildungsbereich -2,691 1,639 -2,447 1,621 -2,792* 1,643 -2,142 1,651 -2,511 1,676 
Sonstiger Bereich 4,662** 2,131 5,303** 2,118 5,756*** 2,145 5,380** 2,146 5,566** 2,178 
Tätig: lokal (Ref.) - - - - - - - - - - 
Tätig: regional 2,184 1,473 1,872 1,459 1,729 1,467 2,142 1,464 1,964 1,479 
Tätig: national 7,511*** 1,962 7,117*** 1,943 6,567*** 1,992 7,534*** 1,950 6,976*** 2,012 
Tätig: international 3,792* 2,051 3,759* 2,025 3,438* 2,039 3,901* 2,039 3,543* 2,060 
Konkurrenz - - - - 2,184 2,794 - - 0,775 2,803 
Alt. Finanzierungsmögl. - - - - 2,090* 1,212 - - 1,925 1,223 
Diversität d. Einnahmen  - - - - 1,297 2,261 - - 0,365 2,241 
R2 0,153   0,178   0,192   0,167   0,177  
R2 korrigiert 0,124   0,146   0,150   0,135   0,134  
Abhängige Variable: Interessenvertretung; n=242, *p < 0,10; **p < 0,05; ***p < 0,01; 
Quelle: eigene Berechnung  
Tabelle 20: Ergebnisse Leistungsvertrag und Interessenvertretung (Index) 
  H2 Vergleich zu H2 
Variablen Modell 1 Modell 2 Modell 3 Modell 4 Modell 5 
 Koeff. Std.f. Koeff. Std.f. Koeff. Std.f. Koeff. Std.f. Koeff. Std.f. 
Konstante 1,449*** 0,267 1,415*** 0,269 1,271*** 0,297 1,394*** 0,280 1,254*** 0,311 
Öff. Einnahmen (%) 0,003* 0,002 0,004** 0,002 0,004* 0,002 0,003 0,002 0,002 0,002 
Einnahmen LV (%) - - -0,002 0,002 -0,003 0,002 - - - - 
Einnahmen SUB (%) - - - - - - 0,001 0,001 0,001 0,001 
Gesamteinnahmen (ln) 0,003 0,021 0,006 0,021 0,007 0,021 0,003 0,021 0,005 0,021 
Erholungsbereich (Ref.) - - - - - - - - - - 
Sozialbereich 0,403** 0,178 0,428** 0,179 0,438** 0,179 0,435** 0,184 0,455** 0,185 
Bildungsbereich 0,210 0,163 0,219 0,164 0,183 0,165 0,228 0,166 0,199 0,167 
Sonstiger Bereich 0,660*** 0,214 0,682*** 0,215 0,714*** 0,218 0,686*** 0,218 0,720*** 0,221 
Tätig: lokal (Ref.) - - - - - - - - - - 
Tätig: regional 0,458*** 0,148 0,442*** 0,148 0,434*** 0,149 0,458*** 0,148 0,450*** 0,149 
Tätig: national 0,648*** 0,199 0,630*** 0,199 0,643*** 0,204 0,647*** 0,199 0,661*** 0,205 
Tätig: international 0,305 0,208 0,304 0,208 0,302 0,210 0,307 0,209 0,304 0,210 
Konkurrenz - - -  -0,325 0,282 - - -0,385 0,281 
Alt. Finanzierungsmögl. - - -  0,112 0,122 - - 0,107 0,122 
Diversität d. Einnahmen  - - -  0,293 0,228 - - 0,256 0,225 
R2 0,136  0,140  0,152  0,137  0,150  
R2 korrigiert 0,107  0,108  0,105  0,105  0,103  
Abhängige Variable: Interessenvertretung; n=249, *p < 0,10; **p < 0,05; ***p < 0,01; 
Quelle: eigene Berechnung 
                                            
128 Für diese und alle folgenden Tabellen gilt: Die Abkürzung ‚Einnahmen LV (%)‘ steht für den Anteil der Einnahmen aus 
Leistungsverträgen an allen öffentlichen Einnahmen; die Abkürzung ‚Einnahmen SUB (%)‘ steht für den Anteil der Ein-
nahmen aus Subventionen an allen öffentlichen Einnahmen.  
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Die Kontrollvariablen verhalten sich wie bei der Prüfung der Hypothesen H1a und H1b: So 
sind NPO im Sozial- und in den sonstigen Bereichen wiederum in einem signifikant höherem 
Ausmaß mit Interessenvertretung beschäftigt als jene des Erholungsbereichs. Auch hat die 
Interessenvertretungsfunktion für NPO, die national tätig sind, eine größere Bedeutung als 
für lokal tätige. Zusätzlich zeigen die Ergebnisse aller Modelle, das regional tätige NPO ge-
genüber lokal tätigen die Funktion der Interessenvertretung als wichtiger erachten. Die auf 
gegenseitige Abhängigkeit kontrollierenden Variablen spielen keine Rolle. 
Zusammenfassend ergibt sich aus den Auswertungen, dass der Anteil der Einnahmen aus 
Leistungsverträgen einen negativen beziehungsweise keinen Effekt auf die von NPO ausgeüb-
te Funktion der Interessenvertretung hat. H2 wird dadurch nicht eindeutig bestätigt, aber 
auch nicht eindeutig verworfen.  
10.2.2 Einnahmen aus Leistungsverträgen und Dienstleistungserstellung  
Die nächste Hypothese der Arbeit, H3, besagt, dass mit zunehmendem Anteil der Einnahmen 
aus Leistungsverträgen die relative Bedeutung der Funktion der Dienstleistungserstellung zu-
nimmt. Die Koeffizienten der Korrelationsmatrix in Tabelle 16 entsprechen diesem vermute-
ten Zusammenhang. Sie sind für beide Varianten der Operationalisierung der 
Dienstleistungsfunktion statistisch hoch signifikant und weisen ein positives Vorzeichen auf 
(0,158; 0,172).  
Auch die Ergebnisse der Regressionsanalysen, in denen die abhängige Variable über die Ar-
beitszeitverwendung gemessen wird – bestätigen Hypothese H3. Wie in Tabelle 21 ersichtlich, 
hat der Anteil der Einnahmen aus Leistungsverträgen einen signifikant positiven Einfluss auf 
die Bedeutung der Dienstleistungsfunktion. Dem Kurzmodell (Modell 2) zufolge führt die Er-
höhung der Einnahmen aus Leistungsverträgen um einen Prozentpunkt zu einer Erhöhung 
des Zeitaufwandes für die Dienstleistungserstellung um 0,13 Prozentpunkte. Werden im 
Langmodell (Modell 3) weitere Kontrollvariablen berücksichtigt, erhöht sich der Regressions-
koeffizient noch geringfügig, es zeigen sich aber keine wesentlichen Veränderungen der Zu-
sammenhänge. Im Gegensatz zum Anteil der Einnahmen aus Leistungsverträgen hat jener 
aus Subventionen keinen Einfluss auf die Dienstleistungsfunktion, wie die Modelle 5 und 6 
zeigen. Subventionen führen folglich nicht zu einer Verstärkung der Dienstleistungsfunktion. 
Stattdessen wird die positive Beeinflussung durch den Anteil öffentlicher Einnahmen generell 
sichtbar, die sich auch in Model 1 zeigt. Die durch die Modelle erklärte Streuung von 28% und 
29% ist insgesamt sehr akzeptabel, dennoch sind nur knapp 2% auf den Anteil der Einnah-
men aus Leistungsverträgen zurückzuführen (siehe auch Tabelle 28 in Anhang 5).  
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Tabelle 21: Ergebnisse Leistungsvertrag und Dienstleistungsfunktion (Arbeitszeit) 
  H3 Vergleich zu H3 
Variablen Modell 1 Modell 2 Modell 3 Modell 4 Modell 5 
 Koeff. Std.f. Koeff. Std.f. Koeff. Std.f. Koeff. Std.f. Koeff. Std.f. 
Konstante 25,821*** 7,920 28,046*** 7,929 33,057*** 8,711 27,488*** 8,312 30,586*** 9,171 
Öff. Einnahmen (%) 0,112** 0,050 0,070 0,054 0,067 0,055 0,120** 0,052 0,130** 0,053 
Einnahmen LV (%) - - 0,129** 0,061 0,160** 0,065 - - - - 
Einnahmen SUB (%) - - - - - - -0,028 0,041 -0,038 0,043 
Gesamteinnahmen (ln) 0,978 0,606 0,832 0,606 0,891 0,625 0,984 0,607 0,980 0,632 
Erholungsber. (Ref.) - - - - - - - - - - 
Sozialbereich 21,412*** 5,123 20,267*** 5,113 20,148*** 5,131 20,530*** 5,296 20,198*** 5,342 
Bildungsbereich 27,340*** 4,686 26,776*** 4,659 27,227*** 4,742 26,816*** 4,757 27,088*** 4,846 
Sonstiger Bereich 6,290 6,091 4,806 6,085 3,386 6,191 5,605 6,183 4,816 6,297 
Tätig: lokal (Ref.) - - - - - - - - - - 
Tätig: regional -8,268* 4,211 -7,546* 4,193 -7,831* 4,233 -8,228* 4,217 -8,392* 4,276 
Tätig: national -18,741*** 5,609 -17,829*** 5,583 -18,764*** 5,748 -18,763*** 5,616 -19,542*** 5,818 
Tätig: international -23,439*** 5,864 -23,363*** 5,820 -23,770*** 5,885 -23,544*** 5,873 -23,817*** 5,957 
Konkurrenz - - - - 1,066 8,062 - - 4,136 8,107 
Alt. Finanzierungsmögl. - - - - -0,661 3,497 - - -0,307 3,536 
Diversität d. Einnahmen - - - - -9,345 6,526 - - -5,670 6,479 
R2 0,265   0,279   0,286   0,267   0,273  
R2 korrigiert 0,240   0,252   0,248   0,238   0,231  
Abhängige Variable: Dienstleistungserstellung; n=242, *p < 0,10; **p < 0,05; ***p < 0,01; 
Quelle: eigene Berechnungen. 
Tabelle 22: Ergebnisse Leistungsvertrag und Dienstleistungsfunktion (Index) 
  H3 Vergleich zu H3 
Variablen Modell 1 Modell 2 Modell 3 Modell 4 Modell 5 
 Koeff. Std.f. Koeff. Std.f. Koeff. Std.f. Koeff. Std.f. Koeff. Std.f. 
Konstante 2,007*** 0,196 2,012*** 0,198 1,779*** 0,217 1,990*** 0,206 1,728*** 0,226 
Öff. Einnahmen (%) 0,003** 0,001 0,003** 0,001 0,003** 0,001 0,003** 0,001 0,002* 0,001 
Einnahmen LV (%) - - 0,000 0,002 -0,001 0,002 - - - - 
Einnahmen SUB (%) - - - - - - 0,000 0,001 0,001 0,001 
Gesamteinnahmen (ln) 0,034** 0,015 0,034** 0,015 0,032** 0,016 0,034** 0,015 0,031** 0,016 
Erholungsbereich (Ref.) - - - - - - - - - - 
Sozialbereich 0,619*** 0,132 0,616*** 0,133 0,625*** 0,132 0,629*** 0,137 0,652*** 0,136 
Bildungsbereich 0,427*** 0,121 0,426*** 0,121 0,395*** 0,122 0,433*** 0,123 0,411*** 0,123 
Sonstiger Bereich 0,079 0,159 0,075 0,161 0,147 0,162 0,087 0,162 0,164 0,163 
Tätig: lokal (Ref.) - - - - - - - - - - 
Tätig: regional 0,251** 0,109 0,252** 0,109 0,256** 0,109 0,251** 0,109 0,263** 0,109 
Tätig: national 0,193 0,146 0,195 0,146 0,226 0,149 0,193 0,146 0,237 0,149 
Tätig: international -0,134 0,156 -0,134 0,156 -0,121 0,157 -0,132 0,156 -0,115 0,157 
Konkurrenz - - - - -0,165 0,207 - - -0,191 0,206 
Alt. Finanzierungsmögl. - - - - 0,080 0,090 - - 0,079 0,090 
Diversität d. Einnahmen  - - - - 0,432** 0,167 - - 0,444*** 0,164 
R2 0,233  0,233  0,257  0,233  0,270  
R2 korrigiert 0,207   0,204   0,219   0,204   0,231  
Abhängige Variable: Dienstleistungserstellung; n=245, *p < 0,10; **p < 0,05; ***p < 0,01; 
Quelle: eigene Berechnungen. 
Für alle fünf berechneten Modelle sind die Ergebnisse bezüglich der Kontrollvariablen konsis-
tent: NPO die im Sozialbereich und im Bildungsbereich tätig sind widmen – bei 
Konstanthaltung aller anderen Faktoren – einen signifikant höheren Anteil ihrer Arbeitszeit 
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der Funktion der Dienstleistungserstellung als NPO im Erholungsbereich dies tun. Intuitiv ist 
dieses Ergebnis stimmig, da NPO des Sozial- und Bildungsbereichs sicherlich mehr Dienstleis-
tungserstellung betreiben als NPO, die im Freizeit-, Sport und Kulturbereich tätig sind. Eben-
so zeigt sich, dass mit zunehmendem geografischem Tätigkeitsgebiet die Bedeutung der 
Dienstleistungsfunktion kontinuierlich abnimmt. Das heißt, dass lokal tätige NPO den größten 
Teil ihrer Arbeitszeit der Dienstleistungsfunktion widmen. Die Variablen zur Kontrolle der ge-
genseitigen Abhängigkeit zeigen keinen Einfluss.  
Die Berechnung getrennt nach Tätigkeitsbereich zeigt nur für die im Sozialbereich tätigen 
NPO einen signifikanten, positiven Effekt auf die Funktion der Dienstleistungserstellung. Für 
den Bildungs- sowie den Erholungsbereich ist kein Einfluss sichtbar.  
Wird die Dienstleistungsfunktion über den Index operationalisiert, zeigen die Ergebnisse da-
gegen keinen Einfluss der Einnahmen aus Leistungsverträgen an (siehe Tabelle 22): In allen 
berechneten Modellen hat zwar der Anteil der öffentlichen Einnahmen generell einen positiven 
Effekt auf die Bedeutung der Funktion der Dienstleistungserstellung; der Anteil der Einnah-
men aus Leistungsverträgen (Modelle 2 und 3) hat aber keinen Einfluss. Auch für den Anteil 
der Einnahmen aus Subventionen (Modelle 4 und 5) zeigt sich kein Effekt auf die Dienstleis-
tungsfunktion. H3 bestätigt sich also bei der Operationalisierung der Dienstleistungsfunktion 
über den Index nicht. Die R2-Werte von 0,233 und 0,257 sind gegenüber der Messung über 
die Arbeitszeit wieder geringer; die Einnahmen aus Leistungsverträgen erklären rund 2% der 
Streuung. 
Einen starken Einfluss auf die Bedeutung der Dienstleistungsfunktion hat aber die Organisa-
tionsgröße in allen fünf angeführten Modellen (siehe Tabelle 22). Je größer die Organisation – 
gemessen am ln der Gesamteinnahmen – desto mehr Bedeutung wird der Dienstleistungser-
stellung beigemessen. Das könnte einerseits dadurch erklärt werden, dass größere Organisa-
tionen aufgrund ihrer inhaltlichen und geografischen Breite bei Ausschreibungen um 
Leistungsverträge besser mitbieten können, andererseits auch über die erforderliche Ausstat-
tung verfügen, um sich im Wettbewerb zu bewähren. Bezüglich der Tätigkeitsbereiche sind 
die Ergebnisse wieder ident mit jenen der Operationalisierung über die Arbeitszeit: für NPO 
des Dienstleistungs- und des Bildungsbereichs hat die Dienstleistungsfunktion eine wesentlich 
größere Bedeutung als für die im Erholungsbereich angesiedelten. Auch die Diversität der 
Einnahmen zeigt einen Effekt. So hat mit zunehmender Diversität der Einnahmen – also mit 
zunehmender Gleichverteilung der Einnahmen aus den fünf verschiedenen Einnahmequellen –
die Dienstleistungsfunktion mehr Bedeutung.  
Insgesamt zeigt sich, dass H3 bei der ersten Variante der Messung der abhängigen Variable 
über die Verteilung der Arbeitszeit bestätigt wird. Bei der zweiten Variante der Messung über 
den Index hingegen ist kein Zusammenhang festzustellen und Hypothese H3 wird verworfen. 
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10.2.3  Einnahmen aus Leistungsverträgen und Gemeinschaftsbildung  
Hypothese H4 postuliert, dass mit zunehmendem Anteil der Einnahmen aus Leistungsverträ-
gen die relative Bedeutung der Funktion der Gemeinschaftsbildung abnimmt. Der Korrelati-
onskoeffizient (siehe Tabelle 16) ist bei der Messung der Gemeinschaftsbildung über die 
Arbeitszeitverwendung signifikant und negativ (-0,120), bei der Messung über den Index 
ergibt sich keine signifikante Beziehung. Der vermutete Zusammenhang zeigt sich somit nur 
für die erste Variante der Operationalisierung.  
Die Ergebnisse der Regressionsanalyse, bei der die Gemeinschaftsbildungsfunktion über die 
Arbeitszeitverwendung gemessen wird, können die Hypothese aber nicht bestätigen. So zeigt 
sich in Tabelle 23, dass der Koeffizient für den Anteil der öffentlichen Einnahmen aus Leis-
tungsverträgen zwar ein negatives Vorzeichen aufweist, aber nicht signifikant ist (siehe Mo-
delle 2 und 3). Auch der Anteil der Einnahmen aus Subventionen hat keinen Einfluss auf die 
Bedeutung der Gemeinschaftsbildungsfunktion (siehe Modelle 4 und 5). Die Form der öffentli-
chen Finanzierung übt somit keinen Effekt aus. Sehr wohl einen signifikanten und negativen 
Einfluss auf die Bedeutung der Gemeinschaftsbildung hat aber der Anteil der öffentlichen Ein-
nahmen an sich, wie sich in den Modellen 1 bis 5 in Tabelle 23 zeigt: Bei Zunahme des An-
teils der öffentlichen Einnahmen um einen Prozentpunkt, reduziert sich die für die Funktion 
der Gemeinschaftsbildung gewidmete Arbeitszeit um 0,12 Prozentpunkte. Das bedeutet, dass 
nicht Einnahmen aus Leistungsverträgen, sondern von öffentlichen Einrichtungen generell die 
Gemeinschaftsbildungsfunktion zurückdrängen. Das Modell erklärt insgesamt etwa 20% bis 
22% der Streuung (R2-Wert), der Anteil der Einnahmen aus Leistungsverträgen trägt dazu 
aber kaum etwas bei (weniger als 1%, siehe Tabelle 29 in Anhang 5).  
Auch die Organisationsgröße hat einen negativen Effekt auf die Bedeutung der Gemein-
schaftsbildungsfunktion, wie sich in allen in Tabelle 23 angeführten Modellen zeigt. Damit be-
stätigt sich die in Kapitel 6.4.4 angeführte Vermutung, dass es kleineren Organisationen eher 
möglich ist, mit Mitgliedern, Freiwilligen und der lokalen Bevölkerung in Kontakt zu treten be-
ziehungsweise diese einzubinden, und dadurch Vertrauen und Reziprozität aufzubauen. Mit 
den Erwartungen konform gehen auch die signifikanten Vorzeichen der Kontrollvariablen hin-
sichtlich der Tätigkeitsbereiche: Für NPO des Erholungsbereichs hat die Funktion der Gemein-
schaftsbildung eine wesentlich größere Bedeutung als für alle anderen NPO; die geringste 
Rolle spielt sie für NPO des Bildungsbereichs. Das geografische Tätigkeitsgebiet hat keinen 
Einfluss auf die Gemeinschaftsbildungsfunktion, obwohl die Vermutung nahe liegt, dass lokal 
und regional tätige NPO ein größeres Potential zur Gemeinschaftsbildung hätten.  
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Tabelle 23: Ergebnisse Leistungsvertrag und Gemeinschaftsbildung (Arbeitszeit) 
  H4 Vergleich zu H4 
Variablen Modell 1 Modell 2 Modell 3 Modell 4 Modell 5 
 Koeff. Std.f. Koeff. Std.f. Koeff. Std.f. Koeff. Std.f. Koeff. Std.f. 
Konstante 34,426*** 4,727 34,352*** 4,779 32,623*** 5,255 35,822*** 4,957 34,494*** 5,466 
Öff. Einnahmen (%) -0,123*** 0,030 -0,121*** 0,032 -0,125*** 0,033 -0,116*** 0,031 -0,123*** 0,032 
Einnahmen LV (%) - - -0,004 0,036 -0,012 0,039 - - - - 
Einnahmen SUB (%) - - - - - - -0,023 0,025 -0,018 0,026 
Gesamteinnahmen (ln) -0,766** 0,362 -0,761** 0,365 -0,745** 0,377 -0,760** 0,362 -0,744** 0,376 
Erholungsbereich (Ref.) - - - - - - - - - - 
Sozialbereich -8,644*** 3,058 -8,606*** 3,081 -8,581*** 3,095 -9,382*** 3,158 -9,261*** 3,184 
Bildungsbereich -16,028*** 2,797 -16,009*** 2,808 -16,517*** 2,860 -16,466*** 2,837 -16,867*** 2,888 
Sonstiger Bereich -7,452** 3,636 -7,402** 3,667 -6,933* 3,734 -8,025** 3,687 -7,656** 3,753 
Tätig: lokal (Ref.) - - - - - - - - - - 
Tätig: regional -0,506 2,514 -0,530 2,527 -0,598 2,554 -0,472 2,515 -0,571 2,548 
Tätig: national 0,584 3,348 0,554 3,365 0,745 3,467 0,566 3,349 0,649 3,467 
Tätig: international 3,122 3,500 3,120 3,508 3,073 3,550 3,035 3,502 2,939 3,550 
Konkurrenz - - - - -3,983 4,863 - - -3,933 4,831 
Alt. Finanzierungsmögl. - - - - 1,119 2,110 - - 1,130 2,107 
Diversität d. Einnahmen  - - - - 3,821 3,937 - - 2,674 3,861 
R2 0,206   0,206   0,220   0,209   0,223   
R2 korrigiert 0,178   0,175   0,176   0,178   0,179   
Abhängige Variable: Gemeinschaftsbildung; n=242, *p < 0,10; **p < 0,05; ***p < 0,01; 
Quelle: eigene Berechnungen. 
Tabelle 24: Ergebnisse Leistungsvertrag und Gemeinschaftsbildung (Index) 
  H4 Vergleich zu H4 
Variablen Modell 1 Modell 2 Modell 3 Modell 4 Modell 5 
 Koeff. Std.f. Koeff. Std.f. Koeff. Std.f. Koeff. Std.f. Koeff. Std.f. 
Konstante 2,872*** 0,228 2,857*** 0,230 2,528*** 0,251 2,790*** 0,239 2,432*** 0,262 
Öff. Einnahmen (%) 0,002 0,001 0,002 0,002 0,003 0,002 0,002 0,002 0,001 0,002 
Einnahmen LV (%) - - -0,001 0,002 -0,003 0,002 - - - - 
Einnahmen SUB (%) - - - - - - 0,001 0,001 0,002** 0,001 
Gesamteinnahmen (ln) -0,007 0,018 -0,006 0,018 -0,012 0,018 -0,007 0,018 -0,015 0,018 
Erholungsbereich (Ref.) - - - - - - - - - - 
Sozialbereich -0,089 0,152 -0,077 0,154 -0,064 0,152 -0,043 0,157 -0,015 0,156 
Bildungsbereich 0,194 0,140 0,198 0,140 0,179 0,140 0,220 0,142 0,210 0,141 
Sonstiger Bereich -0,150 0,182 -0,139 0,183 -0,046 0,183 -0,112 0,184 -0,014 0,185 
Tätig: lokal (Ref.)           
Tätig: regional -0,004 0,126 -0,012 0,126 0,003 0,126 -0,005 0,125 0,023 0,125 
Tätig: national -0,029 0,169 -0,038 0,170 0,010 0,172 -0,030 0,169 0,037 0,171 
Tätig: international -0,490*** 0,180 -0,491*** 0,180 -0,465** 0,179 -0,489*** 0,180 -0,461** 0,178 
Konkurrenz - - - - 0,110 0,241 - - 0,030 0,239 
Alt. Finanzierungsmögl. - - - - 0,062 0,103 - - 0,058 0,103 
Diversität d. Einnahmen  - - - - 0,568*** 0,193 - - 0,574*** 0,190 
R2 0,074  0,075  0,120  0,079  0,117  
R2 korrigiert 0,043   0,041   0,072   0,045   0,068   
Abhängige Variable: Gemeinschaftsbildung; n=242, *p < 0,10; **p < 0,05; ***p < 0,01; 
Quelle: eigene Berechnungen.  
Die Ergebnisse zur Prüfung von H4 anhand der gesamten Stichprobe stehen weitgehend im 
Einklang mit den Ergebnissen für die einzelnen Teilbereiche. So hat der Anteil der Einnahmen 
aus Leistungsverträgen für die im Bildungs- und die im Erholungsbereich tätigen NPO keinen 
 157 
Einfluss. Für NPO die im Sozialbereich tätig sind, zeigen die Ergebnisse aber, dass bei zu-
nehmendem Anteil öffentlicher Einnahmen aus Leistungsverträgen der für die Gemein-
schaftsbildung gewidmete Anteil der Arbeitszeit abnimmt.  
Auch wenn die Bedeutung der Gemeinschaftsbildungsfunktion nicht über die Arbeitszeit, son-
dern über den Index operationalisiert wird, kann Hypothese H4 nicht bestätigt werden. Wie 
aus den Ergebnissen in Tabelle 24 ersichtlich, zeigt der Anteil der Einnahmen aus Leistungs-
verträgen weder im Kurzmodell (Modell 2), noch im Langmodell (Modell 3) einen Effekt; die 
Vorzeichen der Koeffizienten sind aber negativ. Im Vergleich dazu hat auch der Anteil der 
Einnahmen aus Subventionen in Modell 4 keinen Effekt, in Modell 5 wirkt er sich positiv auf 
die Bedeutung der Gemeinschaftsbildungsfunktion aus. Der Anteil aller öffentlichen Einnah-
men hat in diesen Modellen keinen Einfluss. Für diese Operationalisierung der Gemein-
schaftsbildungsfunktion ist der Erklärungswert der Modelle mit R2–Werten von 0,075 und 
0,120 extrem gering. Der Regressor erklärt wiederum weniger als 1% der Streuung.  
Auch die Kontrollvariablen tragen kaum zur Erklärung der Bedeutung der Gemeinschaftsbil-
dungsfunktion bei. Von allen im Modell aufgenommenen Variablen zeigt sich nur für das geo-
grafische Tätigkeitsgebiet ein signifikanter Effekt, nämlich dass NPO, die international tätig 
sind, der Gemeinschaftsbildungsfunktion eine geringere Bedeutung beimessen als jene, die 
lokal tätig sind. Zudem steht die Diversität der Einnahmen in einem positiven Zusammen-
hang zur Bedeutung der Gemeinschaftsbildungsfunktion (siehe Modelle 4 und 5 in Tabelle 
24).  
Für Hypothese H4 lässt sich also schlussfolgern, dass sich der postulierte negative Einfluss 
der Einnahmen aus Leistungsverträgen auf die Funktion der Gemeinschaftsbildung in den Er-
gebnissen nicht zeigt und die Hypothese eindeutig zu verwerfen ist.  
10.2.4 Einnahmen aus Leistungsverträgen und administrativer Aufwand  
Die letzte Hypothese (H5) postuliert, dass mit steigendem Anteil der Einnahmen aus Leis-
tungsverträgen auch der Aufwand für administrative Tätigkeiten zunimmt. Wird zunächst das 
bivariate Ergebnis betrachtet, zeigt sich kein signifikanter Zusammenhang. Der Korrelations-
koeffizient hat zudem ein negatives Vorzeichen – was dem vermuteten Zusammenhang wi-
derspricht (siehe Tabelle 16). 
Auch die multivariaten Auswertungen bestätigen Hypothese H5 nicht. Aus den Regressionser-
gebnissen in Tabelle 25 lässt sich ablesen, dass der Anteil der Einnahmen aus Leistungsver-
trägen in Modell 2 zwar einen signifikanten Einfluss auf den Anteil der administrativen 
Tätigkeiten hat, allerdings ist dieser negativ. Das bedeutet, dass mit zunehmendem Anteil 
 158 
der Einnahmen aus Leistungsverträgen der für Administration aufgewandte Anteil der Ar-
beitszeit abnimmt. Im Langmodell (Modell 3) zeigt sich dieser Einfluss nicht mehr.  
Generell liefert das verwendete Modell, das für die Schätzung der Effekte auf die Funktionen 
von NPO relativ gute Ergebnisse erzielte, für die Schätzung der administrativen Tätigkeit ei-
nen sehr geringen Erklärungsbeitrag, da es nur etwa 5% der Streuung erklären kann. Obwohl 
die Vermutung nahe liegt, dass mit zunehmendem geografischem Tätigkeitsgebiet oder mit 
zunehmender Organisationsgröße die relative Bedeutung des Administrationsaufwandes zu-
nehmen müsste, zeigt sich das in den Ergebnissen nicht. Auch die einzelnen Tätigkeitsberei-
che haben keinen Einfluss auf den für Administration verwendeten Aufwand.  
Aus diesen Ergebnissen folgt, dass H5 zu verwerfen ist. Zusätzlich zeigt sich, dass die Über-
legungen der RDT auf den administrativen Aufwand von NPO nicht zutreffen. Das Ausmaß der 
administrativen Tätigkeiten von NPO wird offensichtlich von anderen Faktoren beeinflusst, die 
mit den Abhängigkeitsbeziehungen zwischen NPO zu deren öffentlichen Geldgebern nicht un-
bedingt im Zusammenhang stehen.  
Tabelle 25: Ergebnisse Leistungsvertrag und administrativer Aufwand (Arbeitszeit) 
  H5 Vergleich zu H5 
Variablen Modell 1 Modell 2 Modell 3 Modell 4 Modell 5 
 Koeff. Std.f. Koeff. Std.f. Koeff. Std.f. Koeff. Std.f. Koeff. Std.f. 
Konstante 12,500*** 3,064 11,823*** 3,079 13,386*** 3,388 12,332*** 3,219 14,780*** 3,537 
Öff. Einnahmen (%) 0,012 0,019 0,024 0,021 0,024 0,021 0,011 0,020 0,016 0,021 
Einnahmen LV (%) - - -0,039* 0,024 -0,030 0,025 - - - - 
Einnahmen SUB (%) - - - - - - 0,003 0,016 -0,005 0,017 
Gesamteinnahmen (ln) -0,149 0,235 -0,104 0,235 -0,092 0,243 -0,149 0,235 -0,104 0,244 
Erholungsbereich (Ref.) - - - - - - - - - - 
Sozialbereich -2,467 1,982 -2,118 1,986 -2,153 1,995 -2,378 2,051 -2,536 2,060 
Bildungsbereich -0,498 1,813 -0,326 1,809 -0,129 1,844 -0,445 1,842 -0,303 1,869 
Sonstiger Bereich 2,058 2,357 2,509 2,363 2,070 2,407 2,127 2,395 1,461 2,429 
Tätig: lokal (Ref.) - - - - - - - - - - 
Tätig: regional 1,409 1,630 1,189 1,629 1,127 1,646 1,405 1,633 1,223 1,649 
Tätig: national 3,780* 2,171 3,502 2,169 3,230 2,235 3,782* 2,175 3,291 2,244 
Tätig: international -0,540 2,269 -0,563 2,260 -0,661 2,288 -0,530 2,275 -0,728 2,297 
Konkurrenz - - - - 0,919 3,135 - - 0,500 3,126 
Alt. Finanzierungsmögl. - - - - -0,347 1,360 - - -0,392 1,364 
Diversität d. Einnahmen  
- - - - -3,013 2,538 - - -4,182* 2,499 
R2 0,034   0,046   0,052   0,034   0,046  
R2 korrigiert 0,001   0,009   0,002   -0,003   -0,004  
Abhängige Variable: administrativer Aufwand; n=242; *p < 0,10; **p < 0,05; ***p < 0,01; 
Quelle: eigene Berechnungen.  
10.3 Ergebniszusammenfassung und Diskussion 
Seit Jahrzehnten werden Diskussionen über die mögliche Beeinflussung von NPO durch öf-
fentliche GeldgeberInnen geführt. In der vorliegenden Arbeit wurden diese Annahmen über 
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die Abhängigkeit von NPO von der öffentlichen Hand einer empirischen Prüfung anhand öster-
reichischer Daten unterzogen.  
Die erste Forschungsfrage diesbezüglich lautete, inwiefern öffentliche Gelder die Interessen-
vertretungsfunktion von NPO zurückdrängen. Aus den Ergebnissen der Analysen geht dazu 
eindeutig hervor, dass öffentliche Einnahmen – die von öffentlichen Einrichtung auf Gemein-
de-, Landes- oder Bundesebene stammen können – nicht dazu führen, dass NPO ihr Enga-
gement in der Vertretung der Interessen ihrer Anspruchsgruppen verringern. Die Arbeit 
verwirft damit die Hypothese, dass NPO durch den Erhalt öffentlicher Einnahmen ihre Inter-
essenvertretungsarbeit zurückfahren. Auch die Hypothese, dass mit zunehmendem Anteil der 
Einnahmen aus öffentlichen Quellen die Interessenvertretungsarbeit zurück geht, wird durch 
die Auswertungen verworfen. Diesbezüglich zeigt sich bei der Variante der Funktionsmessung 
über die Arbeitszeitverteilung sogar ein geringfügiger positiver Effekt.  
Diese Befunde stehen weitgehend im Einklang mit den Ergebnissen anderer quantitativer Un-
tersuchungen. So stellen Leech (2006) und Suarez (2009) keinen Einfluss öffentlicher Ein-
nahmen auf die Advocacy-Tätigkeiten von NPO fest; die Ergebnisse von Chaves et al. (2004), 
die zwei verschiedene Datenbasen verwenden, weisen einmal keinen, dann einen geringen 
positiven Effekt aus. Auch alle weiteren quantitativen Studien (O'Regan/Oster 2002; Bass et 
al. 2007; Faulk 2008; Hwang/Suárez 2008; siehe Tabelle 5) kommen zum Resultat, dass öf-
fentliche Finanzierung einen positiven Einfluss auf die Interessenvertretungsfunktion ausübt. 
Die These, dass sich NPO aus ‚Angst vor Bestrafung’ (siehe Kapitel 6.1.1) aus der politischen 
Interessenvertretung zurückziehen, wird durch die empirischen Ergebnisse also keineswegs 
untermauert. Vielmehr unterstützen die Ergebnisse über den positiven Einfluss öffentlicher 
Finanzierung auf die Interessenvertretung die gegenteilige These: nämlich dass NPO, wenn 
sie öffentliche Mittel erhalten, vermehrt Interessenvertretung betreiben, um darauf hinzuwei-
sen, wie wichtig ihre Arbeit und ihre Anspruchsgruppen sind. Daraus erhoffen sie sich, auch 
in Zukunft öffentliche Mittel zu erhalten (siehe dazu Kapitel 6.1.2). Das würde insgesamt aber 
auch bedeuten, dass die RDT keinen Erklärungsbeitrag für das von NPO getätigte Ausmaß der 
Interessenvertretung liefert.  
Einer solchen Interpretation widersprechen Chaves et al. (2004), obzwar sie in ihren Ergeb-
nissen auch keinen negativen Effekt öffentlicher Finanzierung auf Advocacy feststellen. Sie 
begründen ihr Resultat damit, dass die Machtausübung der öffentlichen Verwaltung auf NPO 
durch die Abhängigkeit der öffentlichen Hand von NPO, beispielsweise in ihrer Rolle als Anbie-
ter von sozialen Dienstleistungen, ausgeglichen wird (ebd.303ff.). In der vorliegenden Arbeit 
wurde für diese gegenseitige Abhängigkeit kontrolliert, wodurch sich aber keine Unterschiede 
in den Ergebnissen ergeben. In der Literatur wird aber noch ein weiteres Argument verhan-
delt, das trotz der vorliegenden empirischen Befunde die Resource-Dependence Theorie als 
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gültige Erklärung für die Finanzierungsbeziehungen zwischen öffentlichen Einrichtungen und 
NPO unterstützt. Es beruft sich darauf, dass durch öffentliche Einnahmen nur regierungskriti-
sche, oppositionelle Interessenvertretung eingedämmt wird, während regierungskonforme 
davon nicht betroffen ist. Die Untersuchungsergebnisse von Nicholson-Crotty (2009) unter-
stützten diese Argumentation, obzwar die von ihm vorgenommene Operationalisierung der 
Interessenvertretung sowie aggressiver Formen der Interessenvertretung kritisch zu betrach-
ten ist (siehe dazu Tabelle 8). Generell könnte daraus aber abgeleitet werden, dass öffentli-
che Finanzierung nur bestimmte Formen der Interessenvertretung zurückdrängt.  
Fraglich ist daher, ob nicht die Operationalisierung der Interessenvertretung eine entschei-
dende Rolle für die Ausprägung der Ergebnisse spielt. Auch die Diskrepanzen in den Resulta-
ten zwischen qualitativen und quantitativen Untersuchungen lassen das vermuten, denn 
qualitative Studien zeigen sehr wohl, dass öffentliche Einnahmen negative Konsequenzen für 
die Funktion der Interessenvertretung von NPO haben (Sandfort 2005; Onyx et al. 2008). 
Onyx et al. (2008) weisen auch explizit darauf hin, dass nicht (nur) das Ausmaß der Advoca-
cy-Tätigkeit reduziert wird, sondern dass sich meist qualitative Aspekte verändern, beispiels-
weise, dass NPO weniger progressive, sondern stärker angepasste Mittel und Methoden der 
Interessenvertretung wählen und weniger provokative, öffentlichkeitswirksame Aktionen star-
ten, sondern sich eher zu Kamingesprächen treffen.  
Die Antwort auf die erste Forschungsfrage lautet daher, dass sich aufgrund der Ablehnung 
der Hypothesen H1a und H1b eindeutig zeigt, dass öffentliche Einnahmen die Funktion der 
Interessenvertretung von NPO nicht zurückdrängen; die Interessenvertretungsfunktion wird – 
relativ betrachtet – im gleichen Ausmaß betrieben. Keine Aussage kann allerdings darüber 
getroffen werden, inwiefern NPO aufgrund vorhandener Resource Dependence dazu überge-
hen, auf weniger oppositionelle Aktivitäten zu setzen, und also tatsächlich davor zurückschre-
cken, die ‚Hand, die sie füttert, zu beißen’. Dieser Aspekt wurde über die Operationalisierung 
der Interessenvertretungsfunktion nicht abgebildet; er kann nur durch Untersuchungen, die 
qualitative Aspekte mit einbeziehen, analysiert werden.  
Die zweite Forschungsfrage leitet sich aus der Debatte über die Konsequenzen der in den 
1990er Jahren eingeführten, neuen Formen der öffentlichen Finanzierung ab. Sie bezieht sich 
auf die Effekte der Einnahmen aus Leistungsverträgen auf die Funktionserfüllung von NPO. 
Diesbezüglich wird vermutet, dass durch die damit einhergehende engere Kontraktierung und 
Bindung von NPO an ihre Geld- und AuftraggeberInnen, diese in ihren Tätigkeiten noch viel 
stärker beeinflusst werden als durch Subventionen. In der vorliegenden Dissertation wurde 
untersucht, inwiefern sich die vermuteten Effekte für Österreich bewahrheiten. Die Ergebnis-
se bestätigen einerseits, dass mit zunehmendem Anteil an Einnahmen aus öffentlichen Leis-
tungsverträgen, bei Kontrolle für den Anteil aller öffentlichen Einnahmen, die parteiliche 
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Arbeit von NPO verdrängt wird, auch wenn der Verdrängungseffekt insgesamt relativ gering 
ist. Auch die Hypothese, dass mit zunehmendem Anteil öffentlicher Einnahmen aus Leis-
tungsverträgen die relative Bedeutung der Dienstleistungsfunktion für NPO zunimmt, bestä-
tigt sich. Der in der Hypothese formulierte negative Einfluss des Anteils öffentlicher 
Leistungsvertragseinnahmen auf die Funktion der Gemeinschaftsbildung zeigt sich allerdings 
nicht. Damit bestätigen sich in den Daten zwei der drei Hypothesen über den Einfluss von 
Leistungsverträgen auf die Funktionen von NPO. 
Allerdings zeigen sich der negative Effekt auf die Funktion der Interessenvertretung und der 
positive Effekt auf die Funktion der Dienstleistungserstellung nur dann, wenn die Funktionser-
füllung über die Verteilung der Arbeitszeit gemessen wird. Bei den Ergebnissen gemäß der 
Operationalisierung der Funktionserfüllung über den Index entspricht zwar jeweils das Vorzei-
chen der Regressionskoeffizienten dem vermuteten Zusammenhang, dieser ist aber statis-
tisch nicht signifikant. Gemäß der zweiten Art der Operationalisierung zeigt sich in den Daten, 
dass alle drei Hypothesen abzulehnen sind. 
Dieses Auseinanderfallen der Ergebnisse kann mehrere Ursachen haben: Einerseits unter-
scheiden sich die beiden Operationalisierungen dadurch, als die Verteilung der Arbeitszeit von 
100% bewirkt, dass die einzelnen für die Funktionen verwendeten Anteile nicht völlig vonei-
nander unabhängig sind, sondern miteinander konkurrieren. Sie konkurrieren allerdings nicht 
vollständig, da die Summe der für die drei Funktionen aufgewendeten Arbeitszeit nicht 100% 
ergibt, sondern auch für eine Reihe anderer Tätigkeiten Arbeitszeit zuzuteilen ist (siehe dazu 
den Fragebogen in Anhang 4). Die Zunahme der Arbeitszeit bei einer Funktion bedeutet da-
her nicht zwingend deren Abnahme bei der anderen Funktion. Bei der Operationalisierung 
über den Index besteht dagegen keine Konkurrenz zwischen den Funktionen, da eine NPO 
beispielsweise sowohl für das Ausmaß der Interessenvertretung als auch für jenes der Dienst-
leistungserstellung die höchste Bewertung abgeben kann – sich also nicht entscheiden muss, 
was „wichtiger“ ist. Zudem handelt es sich bei dem Index um subjektive Bewertungen, und 
zwar bezüglich der Bedeutung bestimmter Aussagen für die Mission der NPO. Das könnte zu 
sehr den ‚möchte‘-Zustand anstatt den ‚ist‘-Zustand abbilden, welcher von realen Beschrän-
kungen stärker betroffen wäre. Auch Onyx et al. weisen auf das Bestehen solcher Diskrepan-
zen hin: „This finding suggests that there may always be a gap between organisational 
commitment to advocacy and the resources available to support such commitment” (Onyx et 
al. 2008:6). Das gilt hier nicht nur für Advocacy, sondern auch für die anderen beiden Funk-
tionen. Für die vorliegende Untersuchung kann daraus allerdings nicht automatisch gefolgert 
werden, dass die Operationalisierung über tatsächliche Ereignisse, sprich über die Zeitver-
wendung, einen besseren Indikator darstellt als jene über die Einstellungen, da die Zeitver-
wendung nicht auf akkuraten Aufzeichnungen basiert, sondern eine Schätzung darstellt. 
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Eine Untermauerung für den negativen Effekt auf die Funktion der Interessenvertretung und 
den positiven Effekt auf die Dienstleistungsfunktion – für die Funktionsmessung über die Ar-
beitszeitverwendung – ergibt sich aber aus der Gegenüberstellung der Effekte aus Leistungs-
verträgen mit jenen aus Subventionen. Diese zeigen, dass die jeweiligen positiven oder 
negativen Effekte bei Subventionseinnahmen nicht zutreffen; die Form der Finanzierung also 
unterschiedliche Wirkungen zeigt.  
Insgesamt ist bei der Interpretation der Ergebnisse aber zu berücksichtigen, dass der Deter-
minationskoeffizient der Modelle nicht besonders hoch ist; meist können nur etwa 15% bis 
25% der Streuung der Funktionsvariable erklärt werden. Der Erklärungsbeitrag des jeweiligen 
Regressors ist dabei in keinem der Modelle größer als 2%. Das weist darauf hin, dass die 
Funktionswahrnehmung von NPO nur in sehr geringem Ausmaß durch die Finanzierung be-
stimmt wird. Damit muss auch in Frage gestellt werden, ob die RDT für die vorliegende 
Stichprobe die geeignetste Theorie zur Erklärung der Funktionswahrnehmung von NPO dar-
stellt. Festzuhalten ist, dass ‚Resource Dependence‘ für die relative Bedeutung der Funktio-
nen der Interessenvertretung und der Dienstleistungserstellung zwar eine Rolle spielt, diese 
aber sehr gering ist. Die wesentlich bedeutenderen Erklärungen für die Funktionswahrneh-
mung von NPO müssten aber anderswo gesucht werden. Möglicherweise sind es institutionel-
le Zusammenhänge, die das Funktionsspektrum von NPO bestimmen.  
Wird nicht auf die einzelnen Funktionen abgestellt, sondern der Effekt der Einnahmen aus 
Leistungsverträgen auf den administrativen Aufwand analysiert, so bildet sich der erwartete 
positive Zusammenhang nicht ab. Vielmehr verringert sich die für Administration aufgewand-
te Arbeitszeit, wenn der Anteil der Leistungsvertragseinnahmen zunimmt. Auch hier weist das 
Modell einen nur sehr geringen Erklärungswert auf, was anzeigt, dass das Ausmaß der admi-
nistrativen Tätigkeiten von NPO offensichtlich von anderen Faktoren als der öffentlichen Fi-
nanzierung beeinflusst wird.  
Für die Beantwortung der zweiten Forschungsfrage bezüglich des Einflusses der Einnahmen 
aus Leistungsverträgen auf die Funktionserfüllung von NPO kann somit gefolgert werden, 
dass der Anteil der Einnahmen aus Leistungsverträgen keinen negativen Effekt auf die Be-
deutung der Gemeinschaftsbildungsfunktion hat – und zwar weder über die Operationalisie-
rung über die Arbeitszeit, noch über den Index. Auch der positive Einfluss auf den 
administrativen Aufwand zeigt sich in den Daten nicht. Für die beiden anderen Hypothesen 
kann gefolgert werden, dass sich bei Messung der Funktionen über die Arbeitszeitverwendung 
der negative Effekt auf die Interessenvertretung und der positive auf die Dienstleistungser-
stellung sehr wohl abzeichnen. Konkret geht eine Erhöhung des Anteils der Einnahmen aus 
Leistungsverträgen – gemessen an allen öffentlichen Einnahmen – um 10 Prozentpunkte, mit 
einer Verringerung des Anteils der Interessenvertretungsarbeit um 0,6 Prozentpunkte und ei-
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ner Erhöhung des Anteils der Dienstleistungsarbeit um 1,2 bis 1,6 Prozentpunkte einher. 
Werden die Funktionen über den Index gemessen, zeigt sich aber kein Effekt.  
Abgesehen von den in den beiden Forschungsfragen untersuchten Effekten von öffentlichen 
Einnahmen und den Effekten von öffentlichen Einnahmen aus Leistungsverträgen zeigen die 
Auswertungen, welche anderen Variablen die Funktionserfüllung von NPO mitbestimmen:  
Der Einfluss der weiteren in die Modelle aufgenommenen Variablen stimmt weitestgehend mit 
den vermuteten Erwartungen überein. So wird die Funktionsausübung sehr stark durch das 
Tätigkeitsfeld, in dem die NPO einzuordnen ist, bestimmt. Eindeutig geht hervor, dass die 
Dienstleistungsfunktion für NPO des Bildungs- und Sozialbereichs eine weitaus größere Rolle 
spielt als für jene, die im Erholungsbereich tätig sind. Umgekehrt spielt im Erholungsbereich – 
verglichen mit allen anderen Bereichen – die Gemeinschaftsbildungsfunktion die größte Rolle. 
Das leuchtet ein, als in diesem Bereich beispielsweise Gesangs-, Sport-, Freizeit- und andere 
Kulturvereine zugehörig sind, für die meist die gemeinsame Tätigkeit, auch die Geselligkeit 
und der Austausch der Mitglieder, im Vordergrund steht, und nicht die Erbringung einer Leis-
tung für Dritte, oder die Beeinflussung politischer EntscheidungsträgerInnen. Bezüglich der 
Interessenvertretungsfunktion zeigt sich, dass NPO, die in den sonstigen Bereich tätig sind, 
diese in einem stärkeren Ausmaß ausüben als NPO des Erholungsbereichs. Auch dieses Er-
gebnis ist schlüssig, da beispielsweise Gewerkschaften und Menschenrechtsorganisationen 
den sonstigem Bereich zugeordnet sind, für die die Beeinflussung von Entscheidungsträge-
rInnen meist hohe Priorität hat. Die Ergebnisse für die Dienstleistungs- und Interessenvertre-
tungsfunktion stimmen von der Tendenz mit der Einteilung von Salamon et al. (2004:25) 
überein, die NPO gemäß deren hauptsächlichem Tätigkeitsfeld einer Funktionen zuordnen.  
Der Erklärungsbeitrag der Organisationsgröße ist wesentlicher geringer als vermutet. So 
spielt sie für die Funktion der Interessenvertretung keine Rolle. Mit zunehmender Größe 
nimmt bei Konstanthaltung aller anderen Faktoren aber die Bedeutung der Dienstleistungs-
funktion zu, zumindest für jene Berechnungen, die sich auf die Funktionsmessung über den 
Index stützen. Das könnte damit erklärt werden, dass größere NPO Risiken besser streuen 
können und in einem breiten inhaltlichen Feld tätig sind, sodass sie sich an vielen Leistungs-
vertragsausschreibungen beteiligen können. Weiters sind größere NPO meist auch professio-
nalisierter und haben dadurch bessere Chancen auf einen Zuschlag. Allerdings wäre auch der 
umgekehrte Zusammenhang denkbar, nämlich dass die Organisation durch die Zunahme der 
Dienstleistungsfunktion wächst. Die Funktion der Gemeinschaftsbildung nimmt, wird sie über 
die Arbeitszeitverteilung gemessen, mit zunehmender Organisationsgröße ab. Das bestätigt 
einerseits die Annahme, dass die Mitglieder und Freiwilligen in kleineren NPO eher miteinan-
der Interagieren als in großen NPO. Allerdings könnte auch hier die Operationalisierung eine 
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Rolle spielen, als mit zunehmender Organisationsgröße nur noch ein sehr geringer Anteil der 
Arbeitszeit für die Mitgliederbetreuung aufgewandt wird.  
Nicht zu verwechseln ist der Einfluss der Organisationsgröße mit jenem des geografischen Tä-
tigkeitsgebiets der NPO. Die Ergebnisse zeigen, dass mit größer werdendem Tätigkeitsgebiet 
der NPO die Interessenvertretungsfunktion tendenziell an Bedeutung gewinnt. Dadurch kann 
vermutet werden, dass Advocacy-Tätigkeiten, die schließlich darauf ausgerichtet sind, politi-
sche EntscheidungsträgerInnen zu beeinflussen, auf jener Ebene erfolgen müssen, auf der die 
Entscheidungskompetenzen in der jeweiligen Angelegenheit liegen. Für Österreich ist dies in 
vielen Fällen die Bundesebene, auf Lokal- oder Regionalebene wird vergleichsweise wenig 
entschieden. Für die Dienstleistungsfunktion verhält es sich umgekehrt: NPO, die internatio-
nal agieren, üben die Dienstleistungsfunktion in einem geringeren Ausmaß aus als lokal täti-
ge. In diesen Ergebnissen spiegelt sich vermutlich auch die Arbeitsteilung des NP-Sektors, da 
NPO im Dienstleistungsbereich oftmals in nationalen oder internationalen Dachverbänden or-
ganisiert sind, die die Interessenvertretungsfunktionen übernehmen. In Bezug auf die Ge-
meinschaftsbildungsfunktion zeigen die Ergebnisse der Index-Operationalisierung an, dass 
international tätige NPO der Gemeinschaftsbildung eine wesentlich geringere Bedeutung bei-
messen als lokal tätige. Generell wurde der Einfluss des Tätigkeitsgebietes in empirischen Ar-
beiten bislang kaum untersucht; die Ergebnisse zeigen aber, dass dieses einen wesentlichen 
Prädiktor für die Funktionswahrnehmung von NPO darstellt. 
Kaum einen Erklärungsbeitrag liefern jene Variablen, die zur Kontrolle der Abhängigkeit zwi-
schen der öffentlichen Hand von NPO dienen. So hat weder der Diversität-Index, noch der 
Dummy, der für die Konkurrenzsituation der NPO kontrolliert, einen schlüssigen Effekt auf die 
Funktionsausübung. Mit den Erwartungen konform geht aber der Einfluss der Variable zur 
Kontrolle alternativer Finanzierungsmöglichkeiten: Bei Zunahme der alternativen Einnahme-
quellen hat – unter Konstanthaltung aller anderen Faktoren – die Interessenvertretungsfunk-
tion eine größere Bedeutung (in Modell 3, Tabelle 19). Das könnte im Sinne der RDT 
dahingehend interpretiert werden, dass bei ausreichender Autonomie und Unabhängigkeit 
weniger Einschränkungen der Interessenvertretung bestehen. Allerdings besteht auch hier die 
Möglichkeit einer umgekehrten Wirkrichtung: Dies würde bedeuten, dass Einrichtungen, die 




TEIL III: SCHLUSSFOLGERUNGEN 
Die vorliegende Arbeit befasst sich mit den gesellschaftlichen Funktionen von NPO und wirft 
dazu zwei zentrale Fragen auf: einerseits, welche Funktionen NPO in demokratischen Wohl-
fahrtsstaaten generell erfüllen und andererseits, inwiefern die Mittelherkunft Einfluss auf die 
von NPO geleisteten Funktionen nimmt. Im ersten Teil der Dissertation wurde den verschie-
denen gesellschaftlichen Aufgaben von NPO nachgegangen, um deren wesentliche Funktionen 
zu ermitteln. Der zweite Teil untersuchte den Einfluss öffentlicher Einnahmen auf das Funkti-
onsspektrum von NPO. Im Folgenden werden die Vorgehensweisen für die Untersuchungen 
der beiden Teile zusammengefasst und deren wesentliche Ergebnisse dargestellt. Darüber 
hinaus werden die für die NP-Forschung und NP-Praxis relevanten Erkenntnisse der Studie, 
aber auch deren Einschränkungen, angeführt. Abschließend werden die im Zuge der Untersu-
chung unbeantwortet gebliebenen oder sich aus den Ergebnissen ableitenden Forschungsfra-
gen angeführt.  
11 Zusammenfassung und Ausblick 
Den Ausgangspunkt dieser Dissertation stellen die geänderten Rahmenbedingungen für den 
NP-Sektor dar, die sich insbesondere in neuen Formen der öffentlichen Finanzierung ausdrü-
cken. Hintergründe dafür sind die Implementierung von New Public Management sowie ge-
setzliche Änderungen, die die öffentliche Beschaffungspolitik betreffen. Die damit 
einhergehende größere Abhängigkeit von NPO von der öffentlichen Hand aufgrund der enge-
ren Kontraktierung steht im Ruf, das politische, kritische Potential von NPO zurückzudrängen 
und NPO zu reinen Handlangern (vgl. Smith/Lipsky 1993:72) der öffentlichen Hand zu ma-
chen, die nur noch die erwünschten, finanzierten Dienstleistungen erbringen würden. Die Ar-
beit hat sich zum Ziel gesetzt, zu prüfen, inwiefern diese Vermutungen für Österreich 
zutreffen; gleichzeitig soll dargestellt werden, welche Leistungen NPO für die Gesellschaft ge-
nerell erbringen.  
11.1 Zusammenfassung der wesentlichen Ergebnisse – Wer zahlt schafft an? 
Der erste Teil der Dissertation widmete sich der Identifizierung der von NPO wahrgenomme-
nen Funktionen. Die Forschungsfrage dazu lautete: Welche gesellschaftlichen Funktionen er-
füllen NPO in demokratischen Wohlfahrtsstaaten und wie können diese Funktionen 
konzeptionell erfasst werden? Zur Beantwortung dieser Fragestellung wurde zunächst ein Li-
teraturüberblick über die in den verschiedenen Disziplinen vorhandenen Konzepte der Funkti-
onen von NPO gegeben; anschließend wurden die einzelnen darin erwähnten Funktionen 
genauer herausgearbeitet.  
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Auf dieser Grundlage erfolgte eine empirische Untersuchung anhand qualitativer Interviews 
mit GeschäftsführerInnen von NPO in Österreich. Aus dem Interviewmaterial wurden mittels 
inhaltsanalytischer Auswertung die wesentlichen Funktionen identifiziert. Diese sind die Funk-
tion der Dienstleistungserstellung, die Funktion der Interessenvertretung und die Funktion 
der Gemeinschaftsbildung. Diese drei Funktionen wurden konzeptionell in einem Funktions-
dreieck zusammengefasst, das ausdrückt, dass jede einzelne Handlung, Aktivität oder Ent-
scheidung einer NPO einer dieser drei Funktionen zugeordnet werden kann.  
Im zweiten Teil der Arbeit wurde untersucht, inwiefern öffentliche Einnahmen einen Einfluss 
auf die von NPO ausgeübten Funktionen nehmen. Hintergrund dazu bildet die seit Jahrzehn-
ten schwelende Diskussion um die Verdrängung der politischen Tätigkeiten und der Interes-
senvertretung von NPO aufgrund öffentlicher finanzieller Unterstützung. Darüber hinaus 
stellen die jüngsten Veränderungen der Form der Finanzierung, nämlich die sukzessive Ablöse 
von Subventionen durch Leistungsverträge, einen weiteren aktuellen Bezugspunkt dar. Aus-
gangsbasis für diese Untersuchung bildete das im ersten Teil der Dissertation entwickelte 
Funktionsdreieck. Es wurde also für jede der drei Funktionen untersucht, inwiefern öffentliche 
Einnahmen, insbesondere öffentliche Einnahmen die per Leistungsvertrag vergeben werden, 
die Bedeutung der einzelnen Funktionen zurückdrängen oder erhöhen.  
Zur Konkretisierung der Forschungsfragen und Ableitung der Hypothesen wurde zunächst die 
theoretische Grundlage zur Erklärung des Einflusses der Finanzierung auf die Tätigkeiten von 
NPO, die durch die RDT gegeben ist, dargestellt. Sie besagt, dass Organisationen den Forde-
rungen und Erwartungen jener Organisationen nachkommen, von deren Ressourcen sie ab-
hängig sind. Des Weiteren wurde ein Überblick über konzeptionelle und empirische Arbeiten 
gegeben, die den Zusammenhang zwischen öffentlichen Einnahmen – aus Subventionen und 
Leistungsverträgen – und den Funktionen von NPO analysieren. Ausgehend davon wurden die 
Hypothesen der Arbeit abgeleitet. Durch sie wird die Vermutung ausgedrückt, dass sich öf-
fentliche Einnahmen negativ auf die Bedeutung der Funktion der Interessenvertretung aus-
wirken. Des Weitereren, dass der Anteil der öffentlichen Einnahmen aus Leistungsverträgen 
die Bedeutung der Interessenvertretung und der Gemeinschaftsbildung verringert, jene der 
Dienstleistungserstellung aber erhöht. Schließlich wurde auch noch angenommen, dass mit 
zunehmendem Anteil der Einnahmen aus Leistungsverträgen der Aufwand für administrative 
Tätigkeiten von NPO steigt.  
Zur Untersuchung dieser vermuteten Zusammenhänge wurden Organisationsdaten von ins-
gesamt 250 in Österreich tätigen NPO herangezogen, die mittels telefonischem und schriftli-
chem Fragebogen erhoben wurden. Die relative Bedeutung der einzelnen Funktionen wurde 
dabei jeweils durch zwei unterschiedliche Messvarianten erhoben, um einen Vergleich der 
verschiedenen Operationalisierungen vornehmen zu können. Die Auswertung der quantitati-
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ven Daten erfolgt mittels OLS-Regressionen, wobei der Anteil der öffentlichen Einnahmen so-
wie jener aus Leistungsverträgen jeweils auf die relative Bedeutung der einzelnen Funktionen 
regressiert wurde. 
In den Ergebnissen zeigt sich bei beiden Messvarianten deutlich, dass öffentliche Einnahmen 
die Interessenvertretungsfunktion von NPO nicht zurückdrängen, weder der Erhalt, noch der 
Anteil öffentlicher Einnahmen wirkt sich negativ aus. Ein Effekt der Einnahmen aus Leistungs-
verträgen besteht nur dann, wenn die Funktionen über die Verteilung der Arbeitszeit opera-
tionalisiert werden: demzufolge hat der Anteil der Einnahmen aus Leistungsverträgen an 
allen öffentlichen Einnahmen einen positiven Effekt auf die relative Bedeutung der Dienstleis-
tungsfunktion, verringert aber die relative Bedeutung der Interessenvertretungsfunktion. Die 
Gemeinschaftsbildung wird nicht berührt. Es zeigt sich auch kein Einfluss der Finanzierung 
auf die administrativen Tätigkeiten. Die zweite Art der Operationalisierung der Funktionen 
über einen Index reproduziert diese Ergebnisse nicht, sondern kann keinen der vermuteten 
Zusammenhänge bestätigen. 
Aus der Verknüpfung der beiden Teile wird deutlich, dass sich die im Funktionskonzept vor-
genommene Trennung zwischen Interessenvertretung und Gemeinschaftsbildung – die im 
Konzept von Salamon et al. unter dem Begriff der ‚expressive-function‘ zusammengefasst 
sind (Salamon/Sokolowski 2004:24f.) – als sehr sinnvoll erweist. Das zeigt sich insbesondere 
daran, als öffentliche Einnahmen zwar keinen negativen Einfluss auf die Funktion der Interes-
senvertretung, sehr wohl aber auf die Gemeinschaftsbildung ausüben.  
11.2 Relevanz der Ergebnisse für die Forschung 
Die Dissertation trägt mit ihren Ergebnissen zu mehreren in der NP-Forschung behandelten 
Fragestellungen bei:  
Konzept der Funktionen von NPO: Das entwickelte Funktionenkonzept stellt eine empirisch 
untermauerte Verknüpfung der bisher in der Literatur bekannten Konzepte dar. Es liefert da-
mit einen Beitrag zur Funktionsforschung von NPO, einem Thema, das in der letzten Zeit re-
lativ wenig behandelt wurde. Gerade aber im Zusammenhang mit anderen Aspekten, hier 
den Veränderungen der Finanzierungsbedingungen, oder aber für Vergleiche des NP-Sektors 
in unterschiedlichen Wohlfahrtsregimen, stellen die Funktionen von NPO eine wichtige Grund-
lage der NP-Forschung dar. Das erarbeitete Funktionsdreieck bietet dazu ein für empirische 
Untersuchungen gut handhabbares, da reduziertes, Funktionskonzept, das gleichzeitig theo-
retische Anschlussfähigkeit besitzt (vgl. dazu Kapitel 4.3). Zudem ermöglicht es die Abbildung 
der Multifunktionalität von NPO, wodurch Veränderungen des Funktionsspektrums auf Orga-
nisationsebene dargestellt werden können.  
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Neben der Zuordnung der Funktionen auf Organisationsebene kann das Konzept aber auch 
dazu herangezogen werden, die im Rahmen des Johns Hopkins CNP für Ländervergleiche an-
gewandte Klassifizierung von NPO nach Funktionen zu verfeinern, um die Strukturen des NP-
Sektors in einzelnen Ländern exakter abzubilden. So werden gemäß dem Johns Hopkins Pro-
jekt NPO, die vorrangig in den ICNPO-Bereichen Gesundheit, Soziales, Bildung und Entwick-
lung tätig sind, der ‚service-function‘ zugeordnet. Jene, die überwiegend in den ICNPO-
Bereichen Umwelt, Civic/Advocacy, Gewerkschaften, Kultur und Erholung tätig sind, werden 
der ‚expressive-function‘ zugeordnet (Salamon/Sokolowski 2004:25). Aus den Untersu-
chungsergebnissen dieser Arbeit geht aber einerseits hervor, dass die ‚expressive-funktion‘ 
sinnvoll in die Funktionen ‚advocacy‘ und ‚community building’ unterteilt werden kann. Ande-
rerseits zeigen die Ergebnisse, dass NPO in den Bereichen Kultur und Erholung die Funktion 
der Gemeinschafsbildung in weitaus größerem Ausmaß betreiben als NPO in allen anderen 
Bereichen. Insofern könnten die der ‚expressive-function‘ zugeordneten Bereiche weiter auf-
geschlüsselt werden: NPO, die überwiegend in den Bereichen Erholung und Kultur tätig sind, 
könnten einer dritten Funktion, dem ‚community building‘, zugeordnet werden. Durch diese 
verfeinerte Zuordnung der NPO kann die Struktur des NP-Sektors genauer abgebildet wer-
den, wodurch auch internationale Vergleiche des NP-Sektors an Aussagekraft gewinnen wür-
den. So geht beispielsweise aus den Auswertungen der Daten des Johns Hopkins Projekts 
hervor, dass sowohl der NP-Sektor in der Tschechischen Republik, als auch jener in Schwe-
den, überwiegend die ‚expressive-function‘ erfüllt (Salamon/Sokolowski 2004:28). Es könnte 
also vermutet werden, dass die Strukturen des NP-Sektors in beiden Ländern sehr ähnlich 
sind. Tatsächlich unterscheidet sich der NP-Sektor in diesen Ländern aber enorm, da in der 
Tschechischen Republik ein großer Anteil aller NPO im Sport- und Freizeitbereich tätig ist, 
während in Schweden ein großer Anteil aller NPO politische Organisationen und Interessen-
vertretungsgruppen darstellen. Durch die oben beschriebene Erweiterung des Konzept könnte 
dieser wesentliche Unterschied deutlich gemacht werden. 
Einfluss öffentlicher Finanzierungsformen auf NPO: Den Kern der Arbeit stellt die Untersu-
chung des Einflusses öffentlicher Finanzierung auf die Funktionen von NPO dar. Damit wird in 
der Arbeit einerseits die seit Jahrzehnten umstrittene These über den negativen Einfluss öf-
fentlicher Gelder auf die politische Tätigkeit von NPO für Kontinentaleuropa analysiert. Darü-
ber hinaus untersucht die Dissertation den Einfluss verschiedener Formen öffentlicher 
Finanzierung und stellt die Ergebnisse der Effekte von Leistungsverträgen jenen von Subven-
tionen gegenüber. Auch diesbezüglich liegen für Europa bislang keine Ergebnisse vor; insbe-
sondere als die Untersuchungen der angloamerikanischen Länder aufgrund der anderen 
Finanzierungsbeziehungen zwischen der öffentlichen Hand und NPO mit jenen Kontinentaleu-
ropas nicht vergleichbar sind, liegt erstmals eine empirische Untersuchung dafür vor. Die Ar-
beit leistet damit einen Beitrag, um die Erforschung der Konsequenzen der neuen 
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Finanzierungsformen weiterzutreiben. Allerdings zeigen die Ergebnisse der vorliegenden Un-
tersuchung auch auf, insbesondere aufgrund der geringen Determinationskoeffizienten der 
Modelle, dass die Funktionswahrnehmung von NPO in nur sehr geringem Ausmaß durch die 
Finanzierungsform erklärt werden kann. Dadurch drängt sich die Frage auf, ob neben der 
RDT, auf die sich fast alle empirischen Studien zu dieser Fragestellung beziehen, nicht auch 
nach anderen Erklärungen für diesen Zusammenhang zu suchen ist.  
Messung der Funktionen von NPO: Einen wesentlichen Aspekt der Dissertation stellt darüber 
hinaus die Frage der Messung der Funktionen von NPO dar. So wurden nicht nur die Effekte 
öffentlicher Einnahmen auf eine Funktion analysiert, sondern auf die relative Bedeutung meh-
rerer Funktionen, um etwaige Verdrängungseffekte zu erkennen. Mit der Erfassung der relati-
ven Bedeutung der Funktionen wird ein in der Forschung völlig neuer Weg beschritten. Eine 
der Herausforderung der Arbeit bestand somit darin, einen Indikator zu finden, der sich eig-
net, die drei sehr verschieden Funktionen abzubilden. In der Arbeit wurden dazu zwei Varian-
ten der Messung entwickelt und durchexerziert, deren Ergebnisse einander gegenübergestellt 
und die Vor- und Nachteile der einzelnen Operationalisierungen diskutiert (siehe Kapitel 
10.3). Daraus leiten sich verschiedene Anknüpfungspunkte für die weitere empirische For-
schung zur Messung der Funktionen von NPO ab. Einerseits zeigt sich, dass Indikatoren, die 
sich an „Ereignissen“ orientieren, härtere Indikatoren darstellen als solche die sich an „Be-
wertungen“ orientieren. Andererseits wurde deutlich, dass neben der Erfassung des Ausma-
ßes an Interessenvertretung auch ein Indikator wünschenswert wäre, der zwischen 
oppositioneller und regierungskonformer Interessenvertretung unterscheiden kann. Allgemei-
ner gefasst stellt sich die Frage, wie weitere qualitative Aspekte der Funktionserfüllung quan-
titativ erfasst werden können; beispielsweise auch hinsichtlich Aspekten der 
Gemeinschaftsbildung. 
11.3 Relevanz der Ergebnisse für die Praxis 
Die Veränderungen der Förderbedingungen für NPO, die den Ausgangspunkt für diese Arbeit 
darstellten, sind in erster Linie für die Praxis von Relevanz; so stellt sich auch die Frage, wel-
che Bedeutung die Ergebnisse der Arbeit für die Praxis haben können.  
Zunächst wird mit dem Funktionsdreieck dargestellt, dass NPO neben der Erstellung von 
Dienstleistungen, auf die sie oft reduziert werden, noch zwei weitere, wesentliche Funktionen 
für die Gesellschaft erfüllen. Insbesondere die Gemeinschaftsbildungsfunktion wird selten als 
eigene Leistung wahrgenommen – und auch nicht anerkannt beziehungsweise abgegolten. 
Bei der Vergabe von Aufträgen sollten solche Leistungen, die häufig außer Acht gelassen 
werden, da sie quantitativ schwierig abzubildende sind, stärkere Berücksichtigung finden. Am 
Beispiel der Vergabe des Auftrages über die Organisation des Rettungswesens in Tirol wird 
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deutlich, dass das ehrenamtliche Rettungswesen im ländlichen Bereich neben der Serviceer-
füllung eine wesentliche Funktion zur Gemeinschaftsbildung übernimmt. Das Funktionsdreieck 
kann somit als Argumentationsgrundlage dienen, um diese für das soziale Leben wichtige 
Gemeinschaftsbildungsfunktion und die demokratiepolitisch wichtige Interessenvertretungs-
funktion aufzuwerten. Dieser Aspekt interagiert mit dem forschungspolitischen Anliegen, die 
Messung dieser Leistungen voranzutreiben um sie sichtbarerer zu machen. 
Aus den Ergebnissen über die Effekte der Einnahmen aus Leistungsverträgen lässt sich able-
sen, dass diese die Funktion der Dienstleistungserstellung verstärken, jene der Interessen-
vertretungsfunktion dagegen eher verdrängen. Auch wenn sich dieser Zusammenhang nur 
bei der Operationalisierung der Funktionen mittels der Arbeitszeit zeigt und nicht besonders 
groß ist, wirft er dennoch die Frage auf, inwiefern einer solchen Verdrängung gegengesteuert 
werden kann. Wenn Interessenvertretung als demokratiepolitisch wichtige Funktion aner-
kannt wird, die in demokratischen Wohlfahrtstaaten als Korrektiv ‚von unten‘ gewünscht ist, 
muss das auch explizit gefördert, jedenfalls nicht verhindert werden. Das würde, wie bereits 
oben angerissen – die Berücksichtigung von politischen oder gemeinschaftsbildenden Aspek-
ten bei der Vergabe von Leistungsverträgen bedeuten, das heißt, dass in diesen ausdrücklich 
Leistungen der Interessenvertretung enthalten ist. Die Verbindung beider Funktionen ist auch 
deshalb wichtig, da Lobbying und die Notwendigkeit der politischen Intervention im Idealfall 
aus der Erfahrung der Arbeit mit den KlientInnen passiert. Eine Trennung beider Funktionen 
aufgrund von Leistungsverträgen könnte zu einer Spaltung des NP-Sektors führen; einerseits 
in jene, die sich auf die Erstellung von Dienstleistungen spezialisieren und sich in Richtung 
For-Profit Unternehmen entwickeln, andererseits in jene, die sich ausschließlich der Interes-
senvertretung verschreiben und sich eher aus philanthropische Quellen finanzieren. Für 
Schweden wurde diese Tendenz bereits beobachtet: „In short, one might say that the volun-
tary sector has been divided into a core of pure voluntary activities (voice) and a second part 
consisting of nonprofit operated services.“ (Johansson 2003:213). Die Untersuchung über die 
Wirkung der öffentlichen Einnahmen per se – also ohne Beachtung der Form der Zuteilung – 
zeigt, dass durch diese die demokratiepolitisch relevante Funktion der Interessenvertretung 
nicht zurückdrängt wird. Der dem öffentlichen Geld anhaftende schlechte Ruf kann dadurch 
aber nur bedingt gerettet werden, da nicht untersucht wurde, inwiefern oppositionelle oder 
regierungskonforme Interessenvertretung betrieben wird. Schließlich könnte öffentliche Fi-
nanzierung auch den Effekte haben, dass zwar das Ausmaß der Interessenvertretung beibe-
halten wird, aber die Inhalte und Methoden – bewusst oder auch unbewusst – angepasst 
werden.  
Aus Sicht von NPO könnte die generelle Erkenntnis von Relevanz sein, dass bei der Suche 
nach Einnahmequellen nicht nur der Aspekt des ‚wie-einfach-bekomme-ich-was‘ zu berück-
sichtigen ist. Vielmehr ist auch abzuschätzen, welche Lenkungseffekte von den jeweiligen 
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Geldgebern ausgehen können und wie diese die Tätigkeiten der Organisation subtil oder auch 
weniger subtil zu beeinflussen versuchen. In der vorliegenden Arbeit wurde dabei auf die Be-
einflussung von NPO durch öffentliche Geldgeber fokussiert, wobei die nicht aus öffentlichen 
Mitteln stammenden Einnahmen, sprich die privaten Einnahmen, nicht genauer aufgeschlüs-
selt wurden. Insofern könnte das Ergebnis, dass größere Anteile öffentlicher Einnahmen aus 
Leistungsverträgen mit einer geringeren Bedeutung der Advocacy-Funktion einher gehen, 
auch noch von der Zusammensetzung der privaten Einnahmen abhängen. Eventuell ist mit 
dem geringeren Anteil an privaten Einnahmen eine andere Aufteilung auf die verschiedenen 
privaten Einnahmequellen verbunden. Es kann vermutet werden, dass mit Mitgliedsbeiträgen, 
Umsatzerlösen oder Einnahmen aus Spenden unterschiedliche Abhängigkeiten von den jewei-
ligen ‚GeldgeberInnen‘ einher gehen. Insbesondere die Untersuchung der Lenkungseffekten 
von Sponsoring oder dem in den letzten Jahren populär gewordenen Unterstützungen von 
NPO durch Corporate Social Responsibility-Aktivitäten von For-Profit Unternehmen würden 
sich dafür anbieten. Die konsequenteste Art mit der möglichen durch Resource Dependence 
verbundenen Abhängigkeit umzugehen hat eine im Interessenvertretungsbereich aktive NPO 
im Rahmen der ExpertInneninterviews geäußert: „… wir sagen, wir nehmen überhaupt kein 
Geld von Staaten und auch nicht von allen anderen von denen wir [umweltpolitisch] was wol-
len“ (IV Nr. 2; GF). Allerdings ist es nicht allen NPO möglich, sich nur über Privatspenden zu 
finanzieren. 
Eine weitere praktische Bedeutung kann schließlich und endlich das Funktionsdreieck für die 
Steuerung einzelner Organisationen haben. Es stellt ein leicht handhabbares Tool dar, um die 
Leistungsbereiche von NPO einzuordnen und kann für Überlegungen zur strategischen Aus-
richtung von NPO herangezogen werden.  
11.4 Ausblick und offene Forschungsfragen 
Für weitere Forschungsarbeiten zu den Themenbereichen der Funktionen von NPO und den 
Auswirkungen der Finanzierung auf die Funktionen drängt sich zuallererst die Frage der Mes-
sung der Funktionen auf. Diesbezüglich steht eine Weiterentwicklung von Indikatoren aus, die 
die von NPO erfüllten und über quantitative Indikatoren schwer zu erfassenden Leistungen 
abbilden können. Solche Maße sollten – wie schon ausgeführt – insbesondere qualitative As-
pekte der Funktionserfüllung beinhalten, damit Unterschiede zwischen oppositioneller und re-
gierungstreuer Interessenvertretung untersucht werden können, aber auch um 
Qualitätsaspekte bei der Serviceerfüllung zu berücksichtigen.  
Der in dieser Arbeit untersuchte Zusammenhang zwischen öffentlicher Finanzierung und der 
Funktionserfüllung von in Europa ansässigen NPO wurde bisher empirisch genauso wenig er-
forscht wie die Effekte der Implementierung von Leistungsverträgen. Da diesbezüglich aber 
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Konsequenzen auf NPO vermutet werden, wären vor allem auch Ländervergleiche wün-
schenswert. Um die verschiedenen Aspekte dieser Veränderung besser erfassen zu können, 
und insbesondere um dem Einfluss der Funktionsausübung auf die Finanzierung abbilden zu 
können, wären Längsschnittuntersuchungen, jedenfalls aber auch qualitative Untersuchungen 
anhand von Fallstudien sinnvoll. Bezüglich der theoretischen Erklärungsmodelle für den Zu-
sammenhang zwischen öffentlicher Finanzierung und den Funktionen von NPO könnte das 
Hinzuziehen weiterer, alternativer Theorien einen besseren Einblick in die dahinter liegenden 
Mechanismen bieten.  
Neben dem Einfluss öffentlicher Finanzierung auf die Funktionen von NPO stellt sich konse-
quenterweise die Frage nach den Effekten privater Finanzierungsformen. Von Relevanz ist 
das nicht nur für die Praxis, um verschiedene Finanzierungsquellen bezüglich ihres Einfluss-
potentials bewerten zu können, sondern auch um gesamtgesellschaftliche Ausrichtungen des 
NP-Sektors abschätzen zu können. Insbesondere vor dem Hintergrund der jüngsten Entwick-
lungen, dass NPO zunehmend private und kommerzielle Einnahmequellen erschließen, ist es 
von Bedeutung, inwiefern diese mit Forderungen und Erwartungen seitens der privaten Geld-
geberInnen verbunden sind und inwiefern beziehungsweise welche Konsequenzen das für die 
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Anhang 1: Samplebeschreibung – qualitative Untersuchung  
 
1 Organisationsgröße nach bezahlten Beschäftigten: klein: unter 10 Beschäftigten; mittel: zwischen 10 und 100 Be-
schäftigten; groß: über 100 Beschäftigten  
2 Finanzierung: überwiegend aus öffentlichen Mitteln, überwiegend aus privaten Spenden und Sponsoring, überwie-














1 Sozial- und 
Gesundheitsbereich 
groß  bundeslandweit öffentliche Mittel Wien 
2 Interessenvertretung/ 
Menschenrechte 
klein national private Spenden  Wien 
3 Kammern- und 
Berufsvertretungen 
groß bundeslandweit Beiträge und 
Gebühren 
Wien 
4 Sport/Erholung  mittel national  öffentliche Mittel Wien 
5 Kinder und Jugend klein  national Beiträge und 
Gebühren 
Wien 









8 Sozial- und Gesundheits-
bereich; Arbeit mit Frauen 
mittel  bundeslandweit öffentliche Mittel Wien 
9 Sozial- und Gesundheits-
bereich; Menschen mit 
Behinderungen  
mittel bundeslandweit öffentliche Mittel Wien 
10 Sozial- und Gesundheits-
bereich; Arbeit mit 
Flüchtlingen 
klein regional  private Spenden Wien 
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Anhang 5: Ergebnistabellen 
Tabelle 26: Ergebnisse öffentliche Finanzierung und Interessenvertretung: Null-Modell 
 Arbeitszeit Index 
Variablenbezeichnung Modell 0 Modell 0 Modell 0 Modell 0 
 Koeff. Std.f. Koeff. Std.f. Koeff. Std.f. Koeff. Std.f. 
Konstante 10,472*** 1,482 10,806*** 1,047 2,092*** 0,145 2,082*** 0,103 
Öff. Einnahmen (j/n) -0,229 1,649 - - 0,203 0,162 - - 
Öff. Einnahmen (%) - - -0,011 0,018 - - 0,004** 0,002 
R2 0,000  0,002  0,006  0,018  
R2 korrigiert -0,004  -0,003  0,002  0,014  
Abhängige Variable: Interessenvertretung; *p < 0,10; **p < 0,05; ***p < 0,01; 
Quelle: eigene Berechnungen. 
Tabelle 27: Ergebnisse Leistungsvertrag und Interessenvertretung: Null-Modell 
 Arbeitszeit Index 
Variablenbezeichnung Modell 0 Modell 0 Modell 0 Modell 0 
 Koeff. Std.f. Koeff. Std.f. Koeff. Std.f. Koeff. Std.f. 
Konstante 10,677*** 1,037 9,431*** 1,238 2,077*** 0,103 2,090*** 0,122 
Öff. Einnahmen (j/n) 0,008 0,020 -0,019 0,018 0,004** 0,002 0,004** 0,002 
Einnahmen LV (%) -0,056** 0,022 - - -0,002 0,002 - - 
Einnahmen SUB (%) - - 0,030* 0,015 - - 0,000 0,001 
R2 0,027  0,019  0,020  0,018  
R2 korrigiert 0,019  0,011  0,011  0,010  
Abhängige Variable: Interessenvertretung; *p < 0,10; **p < 0,05; ***p < 0,01; 
Quelle: eigene Berechnungen. 
Tabelle 28: Ergebnisse Leistungsvertrag und Dienstleistungserstellung: Null-Modell 
 Arbeitszeit Index 
Variablenbezeichnung Modell 0 Modell 0 Modell 0 Modell 0 
 Koeff. Std.f. Koeff. Std.f. Koeff. Std.f. Koeff. Std.f. 
Konstante 45,180*** 3,152 47,691*** 3,769 2,824*** 0,079 2,866*** 0,094 
Öff. Einnahmen (j/n) 0,092 0,059 0,160*** 0,056 0,005*** 0,001 0,005*** 0,001 
Einnahmen LV (%) 0,149** 0,067 - - 0,001 0,002 - - 
Einnahmen SUB (%) - - -0,063 0,045 - - -0,001 0,001 
R2 0,047  0,035  0,054  0,055  
R2 korrigiert 0,039  0,027  0,046  0,048  
Abhängige Variable: Dienstleistungserbringung; *p < 0,10; **p < 0,05; ***p < 0,01; 
Quelle: eigene Berechnungen. 
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Tabelle 29: Ergebnisse Leistungsvertrag und Gemeinschaftsbildung: Null-Modell 
 Arbeitszeit Index 
Variablenbezeichnung Modell 0 Modell 0 Modell 0 Modell 0 
 Koeff. Std.f. Koeff. Std.f. Koeff. Std.f. Koeff. Std.f. 
Konstante 15,744*** 1,790 15,947*** 2,128 2,778*** 0,086 2,710*** 0,102 
Öff. Einnahmen (j/n) -0,120*** 0,034 -0,127*** 0,032 0,002 0,002 0,001 0,002 
Einnahmen LV (%) -0,021 0,038 - - -0,002 0,002 - - 
Einnahmen SUB (%) - - -0,003 0,025 - - 0,002 0,001 
R2 0,067  0,066  0,008  0,011  
R2 korrigiert 0,059  0,058  0,000  0,003  
Abhängige Variable: Gemeinschaftsbildung; *p < 0,10; **p < 0,05; ***p < 0,01; 
Quelle: eigene Berechnungen. 
Tabelle 30: Ergebnisse Leistungsvertrag und administrativer Aufwand: Null-Modell 
 Arbeitszeit 
Variablenbezeichnung Modell 0 Modell 0 
 Koeff. Std.f. Koeff. Std.f. 
Konstante 11,578*** 1,082 11,399*** 1,295 
Öff. Einnahmen (j/n) 0,015 0,020 -0,001 0,019 
Einnahmen LV (%) -0,042* 0,023 - - 
Einnahmen SUB (%) - - 0,006 0,015 
R2 0,014  0,001  
R2 korrigiert 0,005  -0,008  
Abhängige Variable: administrativer Aufwand; *p < 0,10; **p < 0,05; ***p < 0,01; 
Quelle: eigene Berechnungen. 
 
 
